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(Gesetzgebungsakte)

BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2021 / 2084 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 24. November 2021

iiber die Beteiligung der Union an der von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgefiihrten
europiischen Partnerschaft fiir Metrologie

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 185 und Artikel 188
Absatz 2,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ('),

gemaf dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)

Um die groftmogliche Wirkung der Finanzierung durch die Union zu erzielen und den wirksamsten Beitrag zur
Verwirklichung der politischen Ziele der Union zu leisten, wurde mit der Verordnung (EU) 2021/695 des
Europiischen Parlaments und des Rates (}) das Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation ,Horizont Europa“
geschaffen, das den politischen und rechtlichen Rahmen fiir européische Partnerschaften mit Partnern aus dem
privaten oder offentlichen Sektor oder beiden festlegt. Europdische Partnerschaften sind ein wesentliches Element
des politischen Ansatzes von ,Horizont Europa“. Sie werden eingerichtet, um die im Rahmen von
,2Horizont Europa“ angestrebten Verpflichtungen und Priorititen der Union zu verwirklichen und eine deutliche
Wirkung fiir die Union, ihre Biirgerinnen und Biirger und die Umwelt zu erzielen; dies kann im Rahmen einer
Partnerschaft — durch eine strategische Vision, die von den Partnern geteilt wird und zu der sie sich verpflichten —
wirksamer erreicht werden als von der Union allein.

Insbesondere die europdischen Partnerschaften im Rahmen der Saule IT ,Globale Herausforderungen und industrielle
Wettbewerbsfahigkeit Europas“ (im Folgenden ,Séule II) des Programms ,Horizont Europa“ sollen eine wichtige
Rolle bei der Verwirklichung der strategischen Ziele spielen, die darin bestehen, die Verwirklichung der Ziele der
Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwicklung, der Verpflichtungen der Union gemiff dem im Rahmen des
Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen beschlossenen Ubereinkommen von
Paris (*) (im Folgenden ,Ubereinkommen von Paris“) sowie des Ubergangs zu einem griinen und digitalen Europa zu
beschleunigen und zugleich zu einer in sozialer, wirtschaftlicher und 6kologischer Hinsicht stabilen Erholung
beizutragen. Europdischen Partnerschaften kommt bei der Bewiltigung komplexer grenziiberschreitender Herausfor-
derungen, die einen integrierten Ansatz erfordern, eine wesentliche Rolle zu. Sie ermdglichen es, Versdumnissen

ABI. C 341 vom 24.8.2021, S. 34.

Stellungnahme des Europiischen Parlaments vom 11. November 2021 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht) und Beschluss des
Rates vom 18. November 2021.

Verordnung (EU) 2021/695 des Européischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung von ,Horizont Europa“,
dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, sowie iiber dessen Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der
Ergebnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABL. L 170 vom 12.5.2021, S. 1).
ABI. L 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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beim Wandel sowie System- und Marktversagen entgegenzuwirken, indem ein breites Spektrum von Akteuren in
allen  Wertschopfungsketten, Forschungs- und Innovationsbereichen und industriellen ~ Okosystemen
zusammengebracht wird, um auf eine gemeinsame Vision hinzuarbeiten und diese in konkrete Fahrplane und eine
koordinierte Durchfithrung von Mafnahmen zu tiberfithren. Dariiber hinaus ermoglichen sie es, Anstrengungen
und Ressourcen auf gemeinsame Priorititen auszurichten, um die komplexen anstehenden Herausforderungen im
Interesse der Gesellschaft zu losen.

(3)  Um Priorititen umzusetzen und die gewiinschte Wirkung zu erzielen, sollten europiische Partnerschaften in ganz
Europa unter umfassender Beteiligung relevanter Interessentriger aufgebaut werden, darunter Industrie,
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Einrichtungen, die auf lokaler, regionaler, nationaler oder internationaler
Ebene offentliche Aufgaben wahrnehmen, sowie Organisationen der Zivilgesellschaft, darunter auch Stiftungen, die
Forschung und Innovation fordern oder in diesem Bereich tétig sind. Européische Partnerschaften sollten zudem zu
den Mafinahmen gehoren, mit denen die Zusammenarbeit und die Synergien auf internationaler Ebene zwischen
Partnern aus dem privaten und offentlichen Sektor untereinander und zwischen beiden verstiarkt werden, unter
anderem durch die Biindelung von Forschungs- und Innovationsprogrammen und grenziiberschreitenden
Investitionen in Forschung und Innovation, die den Biirgerinnen und Biirgern und Unternehmen gleichermafien
zugutekommen.

(4)  Es sollte eine europdische Partnerschaft fiir Metrologie eingerichtet werden. Diese Partnerschaft zielt darauf ab,
effektiver zu sein, als herkommliche Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen oder kofinanzierte
Partnerschaften im Rahmen der Arbeitsprogramme, die fiir verwandte Cluster der Saule Il ausgearbeitet wurden.

(5)  Die europdische Partnerschaft fiir Metrologie (im Folgenden ,Metrologiepartnerschaft®) sollte ihren Auftrag und ihre
Ziele auf klare, einfache und flexible Weise verwirklichen, um ihre Attraktivitit fur die Industrie, kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) und andere einschligige Interessentrager zu erhohen.

(6)  Die Metrologiepartnerschaft sollte wissenschaftliche Exzellenz férdern und belohnen und die Ubernahme und
systematische Nutzung der in der Union erzielten Forschungs- und Innovationsergebnisse unterstiitzen, indem sie
unter anderem sicherstellt, dass die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse und die Ergebnisse der Grundlagen-
forschung bei der Durchfiihrung ihrer Titigkeiten beriicksichtigt werden. Sie sollte ferner darauf hinwirken, dass die
Ergebnisse ihrer Malnahmen von der Industrie und Innovatoren und letztlich auch der Gesellschaft aufgegriffen und
angewandt werden.

(7)  Um wissenschaftliche Exzellenz zu gewihrleisten, sollte die Metrologiepartnerschaft im Einklang mit Artikel 13 der
Charta der Grundrechte der Europiischen Union die akademische Freiheit in allen Teilnehmerstaaten —
insbesondere die Freiheit, wissenschaftliche Forschung durchzufihren — und die hochsten Standards
wissenschaftlicher Integritit fordern.

(8) Im Einklang mit den Zielen der Verordnung (EU) 2021/695 sollte jeder Mitgliedstaat und jedes mit
,2Horizont Europa“ assoziierte Drittland das Recht haben, an der Metrologiepartnerschaft teilzunehmen. Um die
Komplementaritdt innerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) und mit anderen Nachbarlindern zu
gewihrleisten, sollten weitere Drittlinder an der Metrologiepartnerschaft teilnehmen konnen, sofern sie eine
entsprechende volkerrechtliche Ubereinkunft iiber wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit mit der
Union geschlossen haben und die Teilnehmerstaaten zustimmen.

(9)  Mit Horizont Europa“ wird ein stirker strategisch ausgerichtetes, kohdrenteres und wirkungsorientierteres Konzept
fur die europdischen Partnerschaften eingefiihrt, das auf den Erfahrungen aus der Zwischenbewertung zu dem
Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation Horizont (2014-2020), das mit der Verordnung (EU)
Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) aufgestellt wurde, aufbaut. Die Verordnung
(EU) 2021/695 ermoglicht die wirksame Nutzung institutionalisierter europdischer Partnerschaften, insbesondere
durch den Schwerpunkt auf klaren Zielen, Ergebnissen und Wirkungen, die bis zum Jahr 2030 erreicht werden
konnen, und durch die Gewéhrleistung eines konkreten Beitrags zu den entsprechenden politischen Priorititen und
Mafnahmen der Union. Eine enge Zusammenarbeit, Komplementaritit und Synergien mit anderen einschldgigen
Programmen und Initiativen auf Unionsebene sowie auf nationaler und regionaler Ebene, wozu auch der
Europdische Forschungsrat und der Europiische Innovationsrat gehoren, und insbesondere mit anderen
europdischen Partnerschaften, werden entscheidend sein, um weitere Innovationen und die Forschung in anderen
Bereichen zu fordern, eine groffere Wirkung zu erzielen und sicherzustellen, dass die Ergebnisse in allen relevanten
Bereichen, in denen der technologische Fortschritt mit der Metrologie im Zusammenhang steht, genutzt werden, so
beispielsweise in den Bereichen Digitalisierung, kiinstliche Intelligenz, Energie, intelligente Gesundheit, Klima,
autonomer Verkehr und Kreislaufwirtschaft.

() Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm
fuir Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABL L 347 vom
20.12.2013, S. 104).
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(10) Durch den Beschluss Nr. 555/2014/EU des Europdischen Parlaments und des Rates () leistete die Union fiir die

Dauer von Horizont 2020 einen Finanzbeitrag zum europdischen Metrologie-Programm fiir Innovation und
Forschung (im Folgenden ,EMPIRY), der dem Beitrag der Teilnechmerstaaten am EMPIR entspricht, jedoch
300 000 000 EUR nicht iibersteigt. In der im Juli 2017 durchgefithrten Zwischenbewertung von EMPIR wurde eine
neue Initiative vorgeschlagen.

(11) Der Finanzbeitrag der Union zur Metrologiepartnerschaft sollte an die formliche Zusage der Teilnehmerstaaten,

einen finanziellen Beitrag zur Umsetzung der Metrologiepartnerschaft zu leisten, und an die Erfullung dieser Zusage
gekniipft werden. Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten sollten einen Beitrag zu den Verwaltungskosten fiir die
Durchfithrung der Metrologiepartnerschaft bis zu einer Obergrenze von 5 % von deren Budget beinhalten. Die
Teilnehmerstaaten sollten sich verpflichten, ihren Beitrag zur Metrologiepartnerschaft erforderlichenfalls zu
erhohen, indem sie eine finanzielle Reserve bilden, um zu gewihrleisten, dass sie in der Lage sind, ihre an den
Tatigkeiten der Metrologiepartnerschaft beteiligten nationalen Stellen, nationalen Metrologieinstitute und
benannten Institute mit Finanzmitteln auszustatten. Zur gemeinsamen Durchfithrung der Metrologiepartnerschaft
bedarf es einer Durchfithrungsstelle. Der Finanzbeitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der
wirtschaftlichen Haushaltsfiihrung und den einschligigen Vorschriften fiir die indirekte Mittelverwaltung, die in der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates () festgelegt sind, verwaltet
werden.

(12) Die Metrologiepartnerschaft, die sich an den politischen Prioritdten der Union orientiert, zu denen unter anderem

der europdische Griine Deal, ,Eine Wirtschaft im Dienste der Menschen® und ,Ein Europa fiir das digitale Zeitalter
gehoren, sollte tiber einen Zeitraum von zehn Jahren — von 2021 bis 2031 — umgesetzt werden. Die Metrologie-
partnerschaft sollte im Vergleich zur Initiative EMPIR neue Aktivititen umfassen, insbesondere den Aufbau
europdischer Metrologienetze, die in offener und transparenter Weise mit dem Ziel eingerichtet werden sollten, auf
dringende gesellschaftliche und o©kologische Herausforderungen und den Metrologiebedarf aufgrund neuer
Technologien und Innovationen zu reagieren. Die durch diese Netze bereitgestellten Metrologiekapazititen sollten
gleichwertig und vergleichbar mit den anderen weltweit fithrenden Metrologiesystemen sein und Spitzenqualitit auf
Weltniveau aufweisen. Die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen im Rahmen der Metrologiepart-
nerschaft sollten im Zuge der Durchfithrung von ,Horizont Europa“ veroffentlicht werden sowie offen, transparent
und wettbewerblich gestaltet sein. Die Metrologiepartnerschaft sollte die Mobilitdt von Talenten und die Kompetenz-
entwicklung fordern, unter anderem durch Qualifizierungs- und Umschulungsmaglichkeiten.

(13) Die Titigkeiten im Rahmen der Metrologiepartnerschaft sollten in Ubereinstimmung mit den Zielen und den

Forschungs- und Innovationspriorititen von ,Horizont Europa“ sowie mit den allgemeinen Grundsitzen und
Bedingungen gemifd Artikel 10 und Anhang III der Verordnung (EU) 2021/695, mit denen unter anderem die
Ubernahme innovativer Lésungen in die européische Wirtschaft — insbesondere durch KMU — und letztlich in die
Gesellschaft unterstiitzt wird, durchgefiihrt werden.

(14) Fir den finanziellen Beitrag der Union zu der Metrologiepartnerschaft sollte fiir die Laufzeit von ,Horizont Europa“

eine Obergrenze festgelegt werden. Innerhalb dieser Obergrenze sollte der finanzielle Beitrag der Union dem Beitrag
der teilnehmenden Staaten entsprechen, um eine starke Hebelwirkung zu erzielen und eine stirkere Integration der
Programme der Teilnehmerstaaten zu gewdahrleisten.

(15) Die Metrologiepartnerschaft sollte aus den Unionsprogrammen im Rahmen des mehrjahriger Finanzrahmens fiir die

()

Jahre 2021 bis 2027 gemifl der Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates () finanziert werden. Gemaf3
Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2021/695 sollte der Metrologiepartnerschaft ein klares
Lebenszykluskonzept zugrunde liegen. Um die finanziellen Interessen der Union angemessen zu schiitzen, sollte die
Metrologiepartnerschaft fiir einen Zeitraum eingerichtet werden, der am 31. Dezember 2031 endet, damit sie ihre
Aufgaben in Bezug auf die Abwicklung von Finanzhilfen bis zum Abschluss der letzten eingeleiteten indirekten
Mafnahmen wahrnehmen kann.

Beschluss Nr. 555/2014/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 iiber die Beteiligung der Union an einem
von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam durchgefiihrten europidischen Metrologie-Programm fiir Innovation und Forschung (EMPIR)
(ABL. L 169 vom 7.6.2014, S. 27).

Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 2232014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjihrigen Finanzrahmens fiir die
Jahre 2021 bis 2027 (ABL. L 433 Ivom 22.12.2020, S. 11).
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(16)

(18)

(19)

(20)

(21)

Gemif Artikel 3 der Verordnung (EU) 2021/695 besteht das allgemeine Ziel von ,Horizont Europa“ darin, mit den
Investitionen der Union in Forschung und Innovation in Wissenschaft, Technologie, Wirtschaft und Gesellschaft
Wirkung zu entfalten und damit die wissenschaftlich-technischen Grundlagen der Union zu stirken und die
Wettbewerbsfahigkeit der Union, auch die ihrer Industrie, in allen Mitgliedstaaten zu erhohen, in den strategischen
Schwerpunktbereichen der Union Ergebnisse zu erzielen, einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele und Strategien
der Union zu leisten, die globalen Herausforderungen, einschlieflich der Ziele fiir eine nachhaltige Entwicklung der
Vereinten Nationen, durch Befolgung der Grundsitze der Agenda 2030 fiir nachhaltige Entwicklung und unter
Einhaltung des Ubereinkommens von Paris anzugehen sowie den Europiischen Forschungsraum zu stirken.

Die Teilnehmerstaaten haben sich auf eine Durchfithrungsstelle fur die Vorgingerinitiativen, ndmlich das
Europiische Metrologie-Forschungsprogramm (im Folgenden ,EMRP*) und EMPIR, geeinigt. Im Jahr 2007 wurde
EURAMET e. V. (im Folgenden ,EURAMET"), die europiische regionale Metrologie-Organisation, als gemeinniitziger
Verein nach deutschem Recht gegriindet, um die Funktion dieser Stelle zu iibernehmen. EURAMET hat auch
Aufgaben und Verpflichtungen in Bezug auf die gesamteuropiische und weltweite Harmonisierung der Metrologie.
Die Mitgliedschaft in EURAMET steht allen europdischen nationalen Metrologieinstituten als Mitgliedern und
benannten europdischen Instituten als assoziierten Mitgliedern offen. Die Mitgliedschaft in EURAMET setzt nicht
das Bestehen nationaler Metrologie-Forschungsprogramme voraus. Da sich die Verwaltungsstruktur von EURAMET
dem Zwischenbewertungsbericht von EMPIR zufolge fiir die Durchfithrung von EMRP und von EMPIR als effizient
und von hoher Qualitdt erwiesen hat, sollte EURAMET auch fiir die Durchfihrung der Metrologiepartnerschaft
eingesetzt werden. EURAMET sollte daher den Finanzbeitrag der Union verwalten.

Die Finanzbeitrige zur Metrologiepartnerschaft sollten gemédfl Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2021/695
zentral von EURAMET verwaltet werden. Dies sollte die fiir die Teilnehmerstaaten bestehende Moglichkeit
unberiihrt lassen, auf der Grundlage eines abgestimmten Ansatzes iiber den Ausschuss der Metrologiepartnerschaft
direkte Finanzbeitrdge fiir benannte nationale Metrologieinstitute bereitzustellen.

Die Metrologiepartnerschaft sollte bestrebt sein, die Chancengleichheit fiir alle zu fordern und insbesondere, soweit
moglich, fiir eine ausgewogene Vertretung der Geschlechter in den einschldgigen Gremien der Metrologiepart-
nerschaft sowie in den Bewertungsgremien und anderen einschlidgigen Beratungsgremien zu sorgen.

Gemifl Artikel 49 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2021/695 und den einschligigen Vorschriften tiber die
Sachverstandigengruppen der Kommission sollte die Kommission bei der Auswahl der Mitglieder der
Lenkungsgruppe der Metrologiepartnerschaft insbesondere jeder relevanten Meldung von Interessenkonflikten
angemessen Rechnung tragen.

Zur Verwirklichung der Ziele der Metrologiepartnerschaft sollte EURAMET finanzielle Unterstiitzung vor allem in
Form von Finanzhilfen fiir Teilnehmer an auf der Ebene von EURAMET ausgewihlten MafSnahmen gewéhrt werden.
Diese Mafinahmen sollten im Rahmen von unter der Verantwortung von EURAMET durchgefiihrten offenen,
transparenten und wettbewerblichen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen ausgewidhlt werden. Die
Metrologiepartnerschaft sollte sich nach besten Kriften darum bemiihen, den Bekanntheitsgrad von
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen zu erhohen, indem diese rechtzeitig auf dem Portal fiir
Teilnehmer von ,Horizont Europa“ veroffentlicht und zur stirkeren Beteiligung von Neueinsteigern grofiflichig
beworben werden. Die Rangliste sollte hinsichtlich der Auswahl der Vorschlidge und der Zuweisung der Finanzmittel
aus dem Finanzbeitrag der Union und aus den Finanzbeitrdgen der Teilnehmerstaaten zu den Forschungsprojekten
und damit verbundenen Titigkeiten verbindlich sein. Gemafl Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/695
und dem Arbeitsprogramm von ,Horizont Europa“ sollte das jahrliche Arbeitsprogramm Bedingungen hinsichtlich
der Einbeziehung von KMU, der Geschlechtervielfalt und der geografischen Vielfalt im Rahmen der Vorschriften fiir
den Umgang mit gleich bewerteten Vorschligen enthalten konnen. Fiir die Tatigkeiten, die aus den Beitrdgen der
Teilnehmerstaaten zu den europiischen Metrologienetzen finanziert werden, sollten die finanzierten Mafnahmen
ebenfalls in die Zustindigkeit von EURAMET fallen.

Die Beteiligung an indirekten Mafnahmen, die von der Metrologiepartnerschaft finanziert werden, unterliegt der
Verordnung (EU) 2021/695. Aufgrund spezifischer operativer Erfordernisse der Metrologiepartnerschaft,
insbesondere im Hinblick auf den Aufbau und die Verwaltung kiinftiger europdischer Metrologienetze und zur
Erleichterung einer angemessenen finanziellen Beteiligung der Teilnehmerstaaten, sollte es jedoch — soweit
unbedingt notwendig — moglich sein, ab der Einreichung des Vorschlags bis zum Ende des Projekts eine
Begrenzung der Koordinierungsaufgaben bei indirekten Mafinahmen auf nationale Metrologieinstitute und
benannte Institute der Teilnehmerstaaten vorzusehen, wobei etwaige Empfehlungen der Lenkungsgruppe zu
beriicksichtigen sind.
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(23) Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten sollten mittels institutioneller Finanzierung durch ihre nationalen
Metrologieinstitute und ihre benannten Institute sichergestellt werden. Die vielfiltigen zugrunde liegenden
Tatigkeiten sollten zur Verwirklichung der Ziele der Metrologiepartnerschaft beitragen und in den jdhrlichen
Arbeitsprogrammen mit Bezug zu den Betriebskosten und Ausgaben dargelegt werden. Die Beitrdge sollten unter
anderem die Kosten fiir die Dienstleistungen, die direkt Kalibrierungen liefern, sowie fur andere auf das
Internationale Einheitensystem riickfihrbare Dienstleistungen decken. Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten sollten
ferner einen Finanzbeitrag zu den Verwaltungskosten der Metrologiepartnerschaft beinhalten.

(24) Um die Offenheit, Transparenz und Zuginglichkeit der Metrologiepartnerschaft zu gewihrleisten, sollten
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlidgen ferner in nutzerfreundlicher Art und Weise auf dem einheitlichen
Portal fiir Teilnehmer sowie {iber andere von der Kommission verwaltete elektronische Verbreitungskanile von
,2Horizont Europa“ veroffentlicht werden. Um mit Interessentragern und der Gesellschaft zusammenzuarbeiten und
Neueinsteiger aus einem breiten Spektrum von Interessentrigern aus Forschung und Wirtschaft, darunter KMU,
Hochschulen, Forschungseinrichtungen und Organisationen der Zivilgesellschaft, zu gewinnen, sollten im Rahmen
der Metrologiepartnerschaft vielfiltige Outreach-Mafnahmen durchgefithrt werden, darunter Mafnahmen zur
Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse, Werbe- und Informationskampagnen sowie die Bewerbung der
Metrologiepartnerschaft aufSerhalb der Union.

(25) Zum Zeitpunkt der Zwischenbewertung der Metrologiepartnerschaft sollte erneut gepriift werden, ob das
Finanzierungsmodell in Bezug auf den Entsprechungsgrundsatz fiir das Verhltnis zwischen Mitteln der Union und
nicht von der Union bereitgestellten Mitteln greift, um sicherzustellen, dass dieser Grundsatz fiir die Finanzbeitrige
aus den Teilnehmerstaaten eingehalten wird.

(26) Die finanziellen Interessen der Union sollten wihrend des gesamten Ausgabenzyklus durch verhiltnismafSige
Mafinahmen geschiitzt werden, darunter Privention, Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmafigkeiten,
Riickforderung entgangener, zu Unrecht gezahlter oder nicht richtig verwendeter Mittel und gegebenenfalls
verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen.

(27)  Um die finanziellen Interessen der Union zu schiitzen, sollte die Kommission das Recht haben, den Finanzbeitrag der
EU einzustellen, anteilig zu kiirzen oder auszusetzen, wenn die Metrologiepartnerschaft in ungeeigneter Weise, nur
teilweise oder verspitet durchgefithrt wird oder wenn ein Teilnehmerstaat seinen Beitrag zur Finanzierung der
Metrologiepartnerschaft nicht, nur teilweise oder verspitet leistet. Diese Rechte sollten in der zwischen der Union
und EURAMET zu schlieenden Beitragsvereinbarung festgelegt werden.

(28) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand aller Betroffenen verringert werden.
Doppelkontrollen sowie unverhiltnismiffige Nachweis- und Berichtspflichten sollten vermieden werden. Werden
Priffungen durchgefiihrt, so sollte den spezifischen Merkmalen nationaler Programme in geeigneter Weise
Rechnung getragen werden. Priifungen der Empfinger von Unionsmitteln nach diesem Beschluss sollten
gewidhrleisten, dass der Verwaltungsaufwand in Ubereinstimmung mit der Verordnung (EU, Euratom) 20181046
verringert wird.

(29) EURAMET und die Teilnehmerstaaten sollten auf Anfrage der Kommission, des Europdischen Parlaments, des Rates
oder des Rechnungshofs alle Informationen bereitstellen, die die Kommission in die Bewertung der Metrologiepart-
nerschaft miteinbeziehen muss.

(30) Die Kommission sollte spitestens 2025 eine Zwischenbewertung, insbesondere zur Uberpriifung der Qualitit und
Effizienz der Metrologiepartnerschaft und der Fortschritte bei der Erreichung der gesteckten Ziele, sowie
spitestens 2030 eine Abschlussbewertung vornechmen und die Ergebnisse und die Schlussfolgerungen dieser
Bewertungen verdffentlichen und verbreiten. Gemidfl Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU)
2021/695 sollte die Metrologiepartnerschaft ein klares Lebenszykluskonzept verfolgen, zeitlich befristet bestehen
und die Bedingungen fiir die stufenweise Beendigung der Finanzierung durch das Programm ,Horizont Europa“
beinhalten. Hierzu sollten im Rahmen der Bewertungen die Sachdienlichkeit und die Kohdrenz einer etwaigen
Verlingerung gepriift werden.

(31) Das Ziel dieses Beschlusses ist die Beteiligung der Union an der Metrologiepartnerschaft, um ihre allgemeinen Ziele
zu fordern. Die Anforderungen im Bereich der Metrologie sind so umfangreich und komplex, dass Investitionen
erforderlich sind, die iiber die Kernhaushalte fur Forschung der nationalen Metrologieinstitute und der benannten
Institute hinausgehen. Die Exzellenz, die fiir Forschung im Bereich modernster Metrologielosungen und
entsprechende Entwicklungen erforderlich ist, ist iiber nationale Grenzen hinweg an verschiedenen Standorten zu
finden und kann daher nicht auf nationaler Ebene erreicht werden. Da die Ziele dieses Beschlusses von den
Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden konnen, sondern vielmehr durch die Einbindung der
nationalen Bemithungen in ein abgestimmtes européisches Konzept besser auf Unionsebene zu verwirklichen sind,
indem getrennt voneinander bestehende nationale Forschungsprogramme zusammengebracht werden, die
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Gestaltung gemeinsamer Forschungs- und Finanzierungsstrategien {iber nationale Grenzen hinweg unterstiitzt wird
und eine kritische Masse von Akteuren und Investitionen erreicht wird, kann die Union im Einklang mit dem
Grundsatz der Subsidiaritdt gemafl Artikel 5 des Vertrags iiber die Européische Union titig werden. Entsprechend
dem in demselben Artikel verankerten Grundsatz der Verhaltnisméfigkeit geht dieser Beschluss nicht tiber das fiir
die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche Maf hinaus.

(32) Um die Kontinuitit bei der Bereitstellung von Unterstiitzung in den betreffenden Politikbereichen zu gewihrleisten,
sollte dieser Beschluss umgehend in Kraft treten —

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Beteiligung an der europiischen Metrologiepartnerschaft

(1)  Die Union beteiligt sich gemaf$ den in diesem Beschluss festgelegten Bedingungen an der européischen Partnerschaft
fir Metrologie (im Folgenden ,Metrologiepartnerschaft®), einer institutionalisierten europiischen Partnerschaft nach
Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) 2021/695, die gemeinsam von Belgien, Bulgarien, Ddnemark,
Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, den Niederlanden,
Norwegen, Osterreich, Polen, Portugal, Ruminien, Schweden, der Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien und Ungarn
(im Folgenden ,Teilnehmerstaaten®) durchgefiihrt wird.

(2)  Alle nicht in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Mitgliedstaaten und alle mit ,Horizont Europa“
assoziierten Drittlinder konnen sich an der Metrologiepartnerschaft beteiligen, sofern sie die in Artikel 4 Absatz 1
Buchstabe c festgelegten Bedingung erfiillen. Diese Mitgliedstaaten und Drittlinder gelten fiir die Zwecke dieses Beschlusses
als Teilnehmerstaaten.

(3)  Jedes nicht mit ,Horizont Europa“ assoziierte Drittland kann sich an der Metrologiepartnerschaft beteiligen, sofern

a) es ecine volkerrechtliche Ubereinkunft iiber wissenschaftliche und technologische Zusammenarbeit mit der Union
schlieft, in der die Bedingungen fiir seine Beteiligung an der Metrologiepartnerschaft festgelegt sind,

b) es die Zustimmung des Ausschusses der Metrologiepartnerschaft gemifl Artikel 14 Absatz 3 Buchstabe g erhilt und

c) esdiein Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe ¢ genannte Bedingung erfiillt.

Erfillt ein Drittland die in Unterabsatz 1 festgelegten Bedingungen, so gilt es fiir die Zwecke dieses Beschlusses als
Teilnehmerstaat.

Artikel 2

Ziele der Metrologiepartnerschaft

(1)  Die Metrologiepartnerschaft leistet einen Beitrag zur Durchfithrung der Verordnung (EU) 2021/695, insbesondere
von deren Artikel 3.

(2)  Unbeschadet des Absatzes 1 verfolgt die Metrologiepartnerschaft durch die Einbeziehung und Verpflichtung der
Partner bei der Gestaltung und Durchfithrung eines jihrlichen Arbeitsprogramms gemifs Artikel 7 die folgenden
allgemeinen Ziele:

a) Entwicklung eines nachhaltigen, hervorragenden und koordinierten Metrologiesystems auf europaischer Ebene, um so
dazu beizutragen, die Investitionsliicke zwischen Europa und seinen globalen Wettbewerbern zu schlieen;

b) Gewihrleistung, dass Metrologickapazititen auf dem neuesten Stand der Technik von Innovatoren in ihren
Okosystemen und dariiber hinaus weithin genutzt werden;

c) Steigerung der Wirkung der Metrologie auf gesellschaftliche Herausforderungen in Bezug auf die Umsetzung von
Strategien, Normen und Vorschriften unter anderem in den Bereichen Digitales, Wirtschaft, Industrie und Umwelt, um
diese zweckmifig zu gestalten.
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(3)  Bei der Umsetzung der in Absatz 2 genannten allgemeinen Ziele verfolgt die Metrologiepartnerschaft die folgenden
spezifischen Ziele:

a) Entwicklung neuer Forschungskapazititen bis 2030, die im Rahmen neuer europdischer Metrologienetze geschaffen
werden und die in Bezug auf Kalibrier- und Messkapazititen mindestens so leistungsfihig sind wie die fithrenden
Metrologieinstitute auferhalb der Teilnehmerstaaten;

b) Unterstiitzung des Absatzes neuer innovativer Produkte und Dienstleistungen bis 2030 durch den Einsatz und die
Ubernahme der neuen Metrologiekapazititen in neuen und aussichtsreichen Schliisseltechnologien;

) Beitrag zur Schaffung und Verbreitung hochwertiger neuer Kenntnisse, Kompetenzen und Qualifikationen in der
gesamten Union im Zusammenhang mit lebenslangem Lernen und zur Verwirklichung des gesellschaftlichen Wandels,
auch durch Verbesserung der Innovationsfahigkeit;

d) Beitrag zur Gestaltung und Umsetzung spezifischer Normen und Vorschriften, die den politischen Strategien bei der
Bewiltigung gesellschaftlicher, wirtschaftlicher und okologischer Herausforderungen als Grundlage dienen, in
umfassender und wirksamer Weise bis 2030;

e) Freisetzung des Potenzials der Metrologie bei den Endnutzern, einschlieBlich KMU und industrieller Akteure, als
Instrument, das zur Erreichung der Unionsziele fiir den digitalen und den griinen Wandel beitrigt.

Artikel 3

Finanzbeitrag der Union zur Metrologiepartnerschaft

(1)  Der Finanzbeitrag der Union zur Metrologiepartnerschaft, einschlieSlich der EFTA-Mittel, belduft sich auf bis zu
300 Mio. EUR, um den Beitrdgen der in Artikel 1 Absatz 1 genannten Teilnehmerstaaten zu entsprechen. Der finanzielle
Beitrag der Union kann gemif8 Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2021/695 um Beitrige von Drittlindern, die mit
dem Programm ,Horizont Europa“ assoziiert sind, erhoht werden, sofern der Gesamtbetrag, um den der finanzielle Beitrag
der Union erhoht wird, durch Beitrdge der Teilnehmerstaaten gemafd Artikel 1 Absatz 2 des vorliegenden Beschlusses in
mindestens gleicher Hohe erginzt wird.

(2)  Bei der Berechnung des Finanzbeitrags der Union werden etwaige Beitrige der Teilnehmerstaaten zu den
Verwaltungskosten fiir die Umsetzung der Metrologiepartnerschaft, die 5 % der gesamten Beitrige zur Metrologiepart-
nerschaft iibersteigen, nicht beriicksichtigt.

(3)  Der Finanzbeitrag der Union wird aus den Mitteln des Gesamthaushalts der Européischen Union gezahlt, die den
entsprechenden Teilen des spezifischen Programms zur Durchfithrung von ,Horizont Europa“ zugewiesen sind, das durch
den Beschluss (EU) 2021/764 des Rates (’) aufgestellt wurde.

(4) EURAMET e. V. (im Folgenden ,EURAMET") verwendet den Finanzbeitrag der Union zur Finanzierung der in
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a genannten Tatigkeiten.

(5)  Der Finanzbeitrag der Union wird nicht zur Deckung der Verwaltungskosten der Metrologiepartnerschaft verwendet.

(6)  Finanzbeitrdge im Rahmen von Programmen, die aus dem Europiischen Fonds fiir regionale Entwicklung, dem
Europiischen Sozialfonds Plus, dem Europiischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds und dem Europiischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des lindlichen Raums sowie aus der Aufbau- und Resilienzfazilitit kofinanziert
werden, konnen als Beitrige eines Mitgliedstaats, der Teilnehmerstaat ist, gelten, sofern die mafigeblichen Bestimmungen
der Verordnung (EU) 2021/1060 des Européischen Parlaments und des Rates (%) sowie der Verordnungen zur Festlegung
spezifischer Vorschriften fiir jene Fonds eingehalten werden.

() Beschluss (EU) 2021/764 des Rates vom 10. Mai 2021 zur Einrichtung des spezifischen Programms zur Durchfithrung von ,Horizont
Europa“, dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, und zur Aufhebung des Beschlusses 2013/743/EU (ABL L 167 I vom
12.5.2021, S. 1).

(") Verordnung (EU) 2021/1060 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen fiir
den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds Plus, den Kohasionsfonds, den Fonds fiir einen
gerechten Ubergang und den Européischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds
und fir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fuir finanzielle Hilfe im
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABL L 231 vom 30.6.2021, S. 159).
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Artikel 4

Bedingungen fiir den Finanzbeitrag der Union

(1)  Der Finanzbeitrag der Union ist an alle folgenden Bedingungen gekniipft:
a) Nachweis der Teilnehmerstaaten, dass die Metrologiepartnerschaft gemif8 diesem Beschluss eingerichtet wurde;

b) Benennung von EURAMET durch die Teilnehmerstaaten oder die von ihnen benannten nationalen Metrologieinstitute
als fiir die Durchfiihrung der Metrologiepartnerschaft zustindigen Stelle, der die Entgegennahme, Zuweisung und
Uberwachung des Finanzbeitrags der Union obliegt;

) Verpflichtung jedes Teilnehmerstaats, sich an der Finanzierung der Metrologiepartnerschaft zu beteiligen und eine
finanzielle Reserve in Hohe von 50 % der zugesagten Mittel einzurichten;

d) Nachweis durch EURAMET, dass sie zur Umsetzung der Metrologiepartnerschaft, einschlieflich der Entgegennahme,
Zuweisung und Uberwachung des Finanzbeitrags der Union, im Rahmen der indirekten Mittelverwaltung des
Unionshaushalts gemif$ den Artikeln 62 und 154 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 in der Lage ist;

e) Schaffung einer Verwaltungsstruktur fiir die Metrologiepartnerschaft gemaf8 den Artikeln 13 bis 16.
(2)  Wiahrend der Durchfithrung der Metrologiepartnerschaft ist der Finanzbeitrag der Union zudem an alle folgenden
Bedingungen gekniipft:

a) Durchfithrung der in Artikel 6 genannten Tatigkeiten der Metrologiepartnerschaft durch EURAMET gemif den in
Artikel 2 festgelegten Zielen;

b) Aufrechterhaltung einer effizienten Verwaltungsstruktur gemaf den Artikeln 13 bis 16;

) Erfillung der Berichterstattungspflichten gemifl Artikel 155 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 durch
EURAMET;

d) Erfullung der in Absatz 1 Buchstabe c genannten Verpflichtungen durch die Teilnehmerstaaten.

Artikel 5

Beitriige der Teilnehmerstaaten zur Metrologiepartnerschaft

(1)  Die in Artikel 1 Absatz 1 genannten Teilnehmerstaaten leisten in dem Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis zum
31. Dezember 2031 Finanzbeitrige oder Beitrdge in Form von Sachleistungen in Hohe von mindestens 363 Mio. EUR oder
veranlassen ihre nationalen Fordereinrichtungen, diese zu leisten.

Ein Teil der Beitrige der Teilnehmerstaaten ist in Form von Finanzbeitrigen zu leisten. Die Teilnehmerstaaten regeln
untereinander die Hohe ihrer kollektiven Beitrage und in welcher Form sie diese erbringen.

(2)  Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten umfassen Folgendes:
a) Finanzbeitrige oder Sachleistungen zur Durchfithrung der in Artikel 6 Absatz 1 genannten Tatigkeiten und

b) Finanzbeitrige oder Sachleistungen zur Deckung der gesamten Verwaltungskosten von EURAMET.

(3)  Die in Absatz 2 Buchstabe a des vorliegenden Artikels genannten Finanzbeitrage oder Sachleistungen decken die
Kosten, die den Teilnehmerstaaten bei der Durchfithrung der in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b genannten Titigkeiten
entstehen, abziiglich eines direkten oder indirekten Finanzbeitrags der Union zu diesen Kosten.

(4) Die in Absatz 2 Buchstabe b genannten Finanzbeitrige oder Sachleistungen decken die Kosten, die den
Teilnehmerstaaten im Zusammenhang mit den Verwaltungskosten von EURAMET fiir die Umsetzung der Metrologiepart-
nerschaft entstehen. Diese Verwaltungskosten diirfen 5 % des Gesamthaushalts der Metrologiepartnerschaft nicht
tibersteigen.
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(5)  Zur Bewertung der Sachleistungen gemifl Absatz 2 Buchstaben a und b des vorliegenden Artikels werden die Kosten
nach einem harmonisierten Ansatz berechnet, der Kriterien und Verfahren beinhaltet, und der vom Ausschuss der
Metrologiepartnerschaft gemaf8 Artikel 14 festgelegt wird. Die Kostenberichterstattung erfolgt so weit wie moglich nach
den in der Verordnung (EU) 2021/695 festgelegten Berichterstattungsverfahren, wobei die iblichen Kostenrechnungs-
verfahren der Teilnehmerstaaten oder der jeweiligen nationalen Fordereinrichtungen, die geltenden Rechnungslegungs-
grundsitze des Teilnehmerstaats, in dem die jeweiligen nationalen Fordereinrichtungen niedergelassen sind, sowie die
geltenden internationalen Rechnungslegungsstandards (,International Accounting Standards“ und ,International Financial
Reporting Standards®) beriicksichtigt werden. Die Kosten werden von einem unabhingigen Priifer, den die
Teilnehmerstaaten oder die jeweiligen nationalen Fordereinrichtungen bestellen, zertifiziert.

(6)  Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten werden nach der Annahme des Jahresarbeitsprogramms geleistet.

Wird das Jahresarbeitsprogramm im Bezugsjahr angenommen, so konnen die in Absatz 2 Buchstabe b genannten Beitrige,
die im Jahresarbeitsprogramm enthalten sind, Beitrdge umfassen, die ab dem 1. Januar des genannten Jahres geleistet
wurden.

Die in Absatz 2 Buchstabe b genannten Beitrdge, die nach dem 1. Dezember 2021 geleistet werden, konnen als Beitrage der
Teilnehmerstaaten gelten, sofern sie im ersten Jahresarbeitsprogramm der Metrologiepartnerschaft enthalten sind.

Artikel 6

Titigkeiten von EURAMET

(1) Im Rahmen der Metrologiepartnerschaft wird ein breites Spektrum von Forschungs- und Innovationstitigkeiten
unterstiitzt, und zwar durch:

a) indirekte Mafnahmen im Sinne des Artikels 2 Nummer 43 der Verordnung (EU) 2021/695, die von EURAMET gemif§
Artikel 7 des vorliegenden Beschlusses im Anschluss an von EURAMET veranstaltete linderiibergreifende offene,
transparente und wettbewerbliche Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen hauptsichlich in Form von
Finanzhilfen finanziert werden, darunter:

i) wissenschaftliche und technische Mafnahmen zur Unterstiitzung der metrologischen Grundlagenforschung als
Grundlage fiir alle anschlieenden Schritte, einschliefSlich angewandter Metrologieforschung und -entwicklung und
metrologiebezogener Dienstleistungen;

ii) Metrologieforschung fiir Losungen fiir gesellschaftliche, wirtschaftliche und 6kologische Herausforderungen mit
Schwerpunkt auf Beitrdgen zu nachhaltigen Technologien und Innovationen in den Bereichen Energie, Digitales
und Gesundheit sowie Umwelt und Klima und zur Entwicklung von Projekten in speziellen europdischen
Metrologienetzen, die sich mit diesen Herausforderungen befassen;

i) Forschung zur Entwicklung neuer Messinstrumente im Hinblick auf die Forderung der Einfihrung metrologie-
technischer Losungen in der Industrie und Wirtschaft Europas zur Stimulierung industrieller Innovationen;

iv) prianormative und konormative Metrologieforschung und -entwicklung zur Unterstiitzung der Durchfithrung
politischer Maflnahmen und von Vorschriften sowie zur Beschleunigung der Markteinfilhrung und
gesellschaftlichen Akzeptanz nachhaltiger innovativer Waren und Dienstleistungen;

v) Austausch bewihrter Verfahren in der Metrologieforschung auf nationaler Ebene;

b) Tatigkeiten, die von den Teilnehmerstaaten ohne den Finanzbeitrag der Union finanziert werden und bei denen es sich
um Tatigkeiten zum Aufbau von Metrologiekapazititen auf verschiedenen technologischen Ebenen handelt, mit denen
ein so breit wie moglich angelegtes, ausgewogenes und integriertes Metrologiesystem in den Teilnehmerstaaten erreicht
werden soll, das sie in die Lage versetzt, ihre wissenschaftlichen und technischen Kapazitaten im Bereich der Metrologie
auszubauen, und die Tatigkeiten umfassen, die nicht aus den in Buchstabe a des vorliegenden Artikels beschriebenen
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen ausgewihlt und in den Jahresarbeitsprogrammen dargelegt wurden,
sowie jedwede der folgenden:

i) MaRnahmen im Rahmen der nationalen Programme der Teilnehmerstaaten, z. B. linderiibergreifende Projekte, die
zur Verwirklichung der in einem europdischen Metrologienetz und in den technischen Ausschiissen von EURAMET
festgelegten Priorititen beitragen;

ii) Mafnahmen zur moglichst weitreichenden Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse der Metrologieforschung in
Europa, auch in der Industrie und durch KMU, um so den Bekanntheitsgrad der Tatigkeiten von EURAMET in der
Offentlichkeit auf nutzerfreundliche Art und Weise zu erhohen;
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i) Tatigkeiten zur Sensibilisierung fiir und Forderung von Bildungs- und Verbreitungsmaffnahmen und -kampagnen
und zur Bereitstellung zweckdienlicher Informationen auf der EURAMET-Website und zur Veroffentlichung
relevanter Unterlagen;

iv) Mafinahmen, die gezielt auf Metrologieinstitute ohne wissenschaftliche Kapazititen oder mit nur begrenzten
wissenschaftlichen Kapazititen ausgerichtet sind, mit denen diese Institute bei der Nutzung anderer auf nationaler
oder regionaler oder auf Ebene der Union bestehender Fortbildungs- und Mobilititsprogramme, der grenziiber-
greifenden Zusammenarbeit und von Investitionen in die Metrologie-Infrastruktur unterstiitzt werden;

v) Durchfithrung externer Titigkeiten zur Verbreitung und Weitergabe von Wissen, um die Metrologiepartnerschaft in
der Union und dariiber hinaus moglichst weitreichend bekannt zu machen und ihre Wirkung zu steigern.

(2)  Vor der Festlegung der Themen der einzelnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen gemif Absatz 1
Buchstabe a fordert EURAMET interessierte Einzelpersonen oder Organisationen, darunter KMU, und Akteure der
allgemeinen Metrologie-Wertschopfungskette offentlich auf, mogliche Forschungsfelder in transparenter Art und Weise
vorzuschlagen.

Artikel 7

Jahresarbeitsprogramm

(1)  Die Metrologiepartnerschaft wird auf der Grundlage von Jahresarbeitsprogrammen umgesetzt, in denen die
Tatigkeiten erfasst sind, die vom 1. Januar bis zum 31. Dezember eines bestimmten Jahres (im Folgenden ,Bezugsjahr®)
durchgefiihrt werden sollen.

(2)  Der in Artikel 14 genannte Ausschuss der Metrologiepartnerschaft nimmt die Jahresarbeitsprogramme nach
Genehmigung durch die Kommission bis zum 31. Mdrz des Bezugsjahres an. Bei der Annahme der Jahresarbeitsprogramme
handeln der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft und die Kommission unverziiglich. Der Ausschuss der Metrologiepart-
nerschaft macht die Jahresarbeitsprogramme 6ffentlich zuginglich.

(3)  Diein Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a und b genannten Tatigkeiten werden erst im Bezugsjahr, nach Annahme des
Jahresarbeitsprogramms fiir das betreffende Jahr, aufgenommen.

(4)  Durch EURAMET diirfen ausschliefSlich Tatigkeiten geférdert werden, die im Jahresarbeitsprogramm erfasst sind. Im
Jahresarbeitsprogramm wird zwischen den in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a genannten Tatigkeiten, den in Artikel 6
Absatz 1 Buchstabe b genannten Titigkeiten und den Verwaltungskosten von EURAMET unterschieden. Das Jahresarbeits-
programm enthilt die entsprechenden Ausgabenvoranschlige und die Mittelzuweisung fiir Tatigkeiten, die mit dem
Finanzbeitrag der Union finanziert werden, und fiir Tatigkeiten, die von den Teilnehmerstaaten ohne diesen Beitrag
finanziert werden. Das Jahresarbeitsprogramm enthdlt ferner Angaben zur Bewertung der Sachleistungen der
Teilnehmerstaaten gemaf Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b.

(5) In die gegebenenfalls gednderten Jahresarbeitsprogramme fiir ein bestimmtes Bezugsjahr und die Jahresarbeits-
programme fiir die darauffolgenden Bezugsjahre flieen die Ergebnisse der vorherigen Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschligen ein. Dabei wird angestrebt, einer unzureichenden Abdeckung wissenschaftlicher Themen
entgegenzuwirken, insbesondere jener Themen, die zwar urspriinglich Gegenstand der Ttigkeiten nach Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe b waren, aber nicht angemessen finanziert werden konnten.

(6)  Die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen im Rahmen der jeweiligen Jahresarbeitsprogramme werden
bis zum 31. Dezember 2027 veroffentlicht. In hinreichend begriindeten Fillen kénnen sie bis zum 31. Dezember 2028
veréffentlicht werden.

(7)  EURAMET diiberwacht die Durchfithrung aller in das Jahresarbeitsprogramm aufgenommenen Tatigkeiten und
erstattet der Kommission dariiber Bericht, ohne dass den Begiinstigten dadurch ein hoherer Verwaltungsaufwand entsteht.
Der Jahresbericht wird ziigig auf der EURAMET-Website veréffentlicht.

(8)  Samtliche Mitteilungen oder Veroffentlichungen, die im Zusammenhang mit den Tatigkeiten der Metrologiepart-
nerschaft stehen und in Zusammenarbeit mit der Metrologiepartnerschaft durchgefithrt werden, werden — unabhingig
davon, ob sie von EURAMET, einem Teilnehmerstaat oder seinen nationalen Fordereinrichtungen oder von Teilnehmern an
einer Tatigkeit durchgefiithrt werden — mit dem Zusatz versehen, dass sie von der Metrologiepartnerschaft im Rahmen von
,Horizont Europa“ kofinanziert werden.
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Artikel 8

Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der Ergebnisse

(1)  EURAMET gilt als Fordereinrichtung im Sinne von Artikel 2 Nummer 14 der Verordnung (EU) 2021/695 und
unterstiitzt die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a des vorliegenden Beschlusses genannten indirekten Mafinahmen gemaf
Artikel 6 Absatz 2 der genannten Verordnung in finanzieller Hinsicht.

(2)  Die Verordnung (EU) 2021/695 — insbesondere die dort festgelegten Regeln fiir die Beteiligung, die offene
Wissenschaft und die Verbreitung der Ergebnisse — gilt fiir die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a der vorliegenden
Verordnung genannten Tatigkeiten. Dariiber hinaus kann gemafl Artikel 17 Absatz 2 jener Verordnung, wenn dies
unbedingt erforderlich ist und nachdem die in Artikel 15 des vorliegenden Beschlusses genannte Lenkungsgruppe
konsultiert wurde, sofern der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft diese Konsultation beantragt, im Jahresarbeits-
programm bestimmt werden, dass die Koordinierungsaufgaben bei indirekten Mafnahmen vom Zeitpunkt der Einreichung
des Vorschlags bis zum Projektende auf nationale Metrologieinstitute und benannte Institute der Teilnehmerstaaten
beschrinkt werden, um sicherzustellen, dass die Ziele und die Beitragsziele der Teilnehmerstaaten erreicht werden.

(3)  EURAMET gewihrleistet bei den in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a genannten indirekten Mafnahmen ein
angemessenes Zusammenwirken mit den nationalen Metrologieinstituten und den benannten Instituten, entsprechend der
Benennung durch die zustindige nationale Behorde. EURAMET fordert und unterstiitzt ferner die Teilnahme anderer
Einrichtungen, einschlieflich KMU, an allen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen.

Artikel 9

Vereinbarungen zwischen der Union und EURAMET

Sofern ein gleichwertiger Schutz der finanziellen Interessen der Union gewdhrleistet ist, wird EURAMET mit der
Durchfithrung des Finanzbeitrags der Union gemdfl Artikel 62 Absatz 3 und Artikel 154 der Verordnung (EU,
Euratom) 2018/1046 betraut.

Artikel 10

Einstellung, Kiirzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union

(1)  Erfullt die Metrologiepartnerschaft nicht die Bedingungen fiir die Gewahrung des Finanzbeitrags der Union, so kann
die Kommission diesen Beitrag der Union einstellen, anteilig kiirzen oder aussetzen.

(2)  Tragt ein Teilnehmerstaat nicht oder nur teilweise zur Finanzierung der Metrologiepartnerschaft bei oder halt er die
Fristen fiir die Beitrdge nach Artikel 5 nicht ein, so kann die Kommission den Finanzbeitrag der Union einstellen, anteilig
kiirzen oder aussetzen. Der Beschluss der Kommission steht der Erstattung beriicksichtigungsfahiger Kosten nicht
entgegen, die dem Teilnehmerstaat bereits entstanden sind, bevor der Metrologiepartnerschaft der Beschluss zur
Einstellung, anteiligen Kiirzung oder Aussetzung des Finanzbeitrags der Union mitgeteilt wurde.

Artikel 11
Ex-post-Priifungen

(1)  Die Ex-post-Pritfungen der Ausgaben fiir indirekte Maflnahmen gemidfl Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a des
vorliegenden Beschlusses werden von EURAMET gemdff Artikel 53 Absatz 3 der Verordnung (EU) 2021/695
vorgenomimer.

(2)  Die Kommission kann die Priifungen gemafs Absatz 1 des vorliegenden Artikels selbst vorzunehmen. In diesen Fillen
fihrt die Kommission diese Priifungen gemifl den geltenden Vorschriften, insbesondere gemifl Artikel 53 Absatz 3 der
Verordnung (EU) 2021/695 und Artikel 127 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046, durch.
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Artikel 12

Schutz der finanziellen Interessen der Union

(1)  Die Kommission gewdhrleistet bei der Durchfithrung der nach diesem Beschluss finanzierten Maffnahmen den
Schutz der finanziellen Interessen der Union durch geeignete Praventivmaffnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige

rechtswidrige Handlungen, durch wirksame Kontrollen und — bei Feststellung von UnregelmaRigkeiten — durch
Einziehung zu Unrecht gezahlter Betrige sowie gegebenenfalls durch wirksame, verhiltnismifSige und abschreckende
Sanktionen.

(2)  Bei der Durchfihrung der Metrologiepartnerschaft ergreifen die Teilnehmerstaaten alle gesetzgeberischen,
regulatorischen, verwaltungstechnischen und sonstigen Mafinahmen, die zum Schutz der finanziellen Interessen der Union
erforderlich sind, insbesondere um sicherzustellen, dass im Einklang mit der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 alle der
Union zustehenden Betrage vollstindig eingezogen werden.

(3)  EURAMET gewihrt Bediensteten der Kommission und sonstigen von der Kommission ermichtigten Personen sowie
dem Rechnungshof Zugang zu ihren Standorten und Raumlichkeiten sowie zu allen zur Durchfihrung ihrer Priffungen
erforderlichen Informationen, einschlieflich Informationen in elektronischer Form.

(4)  Das Europdische Amt fir Betrugsbekimpfung (OLAF) kann gemif den Bestimmungen und Verfahren der
Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (') und der Verordnung (Euratom,
EG) Nr. 2185/96 des Rates () Untersuchungen, einschlieRlich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort, durchfithren, um
festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer Vereinbarung, einem Beschluss oder einem Vertrag, die auf der Grundlage
dieses Beschlusses finanziert werden, ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum
Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt.

(5) Die Europdische Staatsanwaltschaft (EUStA) kann gemifl den Bestimmungen und Verfahren der Verordnung
(EU) 2017/1939 des Rates (}) Ermittlungen durchfithren, um Straftaten zum Nachteil der finanziellen Interessen der
Union gemif$ Artikel 4 der genannten Verordnung zu untersuchen.

(6)  Unbeschadet der Absidtze 3, 4 und 5 ist der Kommission, EURAMET, dem Rechnungshof, der EUStA und dem OLAF
in Vereinbarungen, Beschliissen und Vertrdgen, die sich aus der Durchfithrung dieses Beschlusses ergeben, ausdriicklich die
Befugnis zu erteilen, entsprechend ihren Zustindigkeiten solche Rechnungspriifungen, Kontrollen und Uberpriifungen vor
Ort sowie Untersuchungen durchzufiihren.

Artikel 13

Verwaltung der Metrologiepartnerschaft

(1)  Die Metrologiepartnerschaft hat mindestens die folgenden Leitungsgremien:
a) einen Ausschuss der Metrologiepartnerschaft;
b) eine Lenkungsgruppe;

¢) das Sekretariat von EURAMET.

(2) Die in Absatz 1 genannten Gremien ergreifen geeignete Mafnahmen im Hinblick auf eine ausgewogene
Zusammensetzung in Bezug auf Qualifikationen, Erfahrung, Kenntnisse, geografische Vielfalt und Geschlecht.

(") Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iiber die
Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999
des Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 10741999 des Rates (ABL L 248 vom 18.9.2013,
5.1).

(") Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelma-
Rigkeiten (ABL L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

("*) Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur Errichtung
der Europdischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).
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Artikel 14

Ausschuss der Metrologiepartnerschaft

(1) Der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft verwaltet die Metrologiepartnerschaft in transparenter Art und Weise
und stellt gleichzeitig sicher, dass sie in ihrer in ihrer Ausfithrung ihren Zielen gerecht wird.

(2)  Der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft setzt sich aus je einem Vertreter und einem Stellvertreter fiir jeden
Teilnehmerstaat zusammen. Die Stimmengewichtung wird auf der Grundlage der Verpflichtungen jedes Teilnehmerstaats
entsprechend der Quadratwurzel der Verpflichtung berechnet.

(3)  Der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft hat insbesondere die Aufgabe,
a) Entscheidungen tiber die strategische Agenda fiir Forschung und Innovation zu treffen und sie zu verdffentlichen;

b) Entscheidungen iiber die Planung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlagen und das in Artikel 30 der
Verordnung (EU) 2021/695 festgelegte Verfahren zur Uberpriifung der Bewertung zu treffen;

¢) das Jahresarbeitsprogramm nach dessen Genehmigung durch die Kommission und nach Konsultation der in Artikel 15
genannten Lenkungsgruppe anzunehmen und es 6ffentlich zuginglich zu machen;

d) Entscheidungen iiber die Auswahl der zu finanzierenden Vorschlidge entsprechend den Ranglisten zu treffen, die nach
den Bewertungen im Anschluss an die Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen gemifl Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe a des vorliegenden Beschlusses erstellt werden;

e) Mafnahmen anzunehmen, mit denen Neueinsteiger gewonnen werden sollen;
f) den Fortschritt der in Artikel 6 genannten Tatigkeiten von EURAMET zu {iberwachen;

g) die Beteiligung eines nicht mit ,Horizont Europa“ assoziierten Drittlands an der Metrologiepartnerschaft zu
genehmigen, sofern dieses Drittland die Bedingungen gemafs Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben a und c erfillt;

h) bis 31. Dezember 2021 einen harmonisierten Ansatz fiir die Zwecke der Bewertung der Sachleistungen gemifs Artikel 5
Absatz 2 zu schaffen, der Kriterien und Verfahren beinhaltet.

Fiir die Zwecke der Entscheidungen gemif§ Unterabsatz 1 Buchstabe d des vorliegenden Absatzes kann das Jahresarbeits-
programm Bestimmungen fiir den Umgang mit gleich bewerteten Vorschldgen gemifS Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung
(EU) 2021/695 und des Arbeitsprogramms von ,Horizont Europa“ enthalten.

(4) Die Kommission hat bei den Sitzungen des Ausschusses der Metrologiepartnerschaft Beobachterstatus. Die
Annahme des Jahresarbeitsprogramms durch den Ausschuss der Metrologiepartnerschaft bedarf jedoch der vorherigen
Genehmigung der Kommission. Der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft lidt die Kommission zu seinen Sitzungen ein
und dbermittelt ihr alle einschligigen Unterlagen. Die Kommission kann an den Beratungen des Ausschusses der
Metrologiepartnerschaft teilnehmen. Die Tagesordnung und die Liste der Teilnehmer an den Sitzungen des Ausschusses der
Metrologiepartnerschaft und die dabei getroffenen Entscheidungen werden ziigig auf der Website von EURAMET offentlich
zugdnglich gemacht.

(5)  Der Ausschuss der Metrologiepartnerschaft wahlt seinen Vorsitzenden und seinen stellvertretenden Vorsitzenden
entsprechend der in Absatz 2 festgelegten Stimmengewichtung. Der Vorsitzende des Ausschusses der Metrologiepart-
nerschaft vertritt EURAMET in den Angelegenheiten, die die Metrologiepartnerschaft betreffen.

Artikel 15

Lenkungsgruppe

(1)  Die Kommission richtet eine Lenkungsgruppe ein. Die Kommission strebt dabei eine ausgewogene geografische
Vertretung und eine ausgewogene Vertretung von Frauen und Ménnern unter den Mitgliedern sowie eine ausgewogene
Abdeckung der notwendigen Kompetenzen und Fachkenntnisse an. Die Lenkungsgruppe ist ein Beratungsgremium der
Metrologiepartnerschaft und berit diese in Bezug auf die sich abzeichnenden Priorititen der Metrologieforschung auf
europdischer Ebene und dazu, wie die Wirkung ihrer Forschung auf Industrie, Wirtschaft und Gesellschaft in Europa
verstirkt werden kann. Sie hat insbesondere:
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a) neue Technologien, Innovationen, Mirkte und industrielle Anwendungen zu ermitteln, in denen die Metrologie-
forschung und -innovation in Zukunft relevant werden konnte;

b) Forschungsbereiche zu ermitteln, die zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts und zur Verwirklichung des
Ziels der Union, bis spdtestens 2050 Klimaneutralitit zu erreichen, beitragen, auch im Hinblick auf einschlagige
Vorschriften und Normen;

¢) die Metrologiepartnerschaft bei der Festlegung von Priorititen fiir ihre kiinftigen Arbeitsprogramme zu beraten.

(2)  Die Lenkungsgruppe setzt sich aus 15 Mitgliedern zusammen:
a) vier von EURAMET benannten Vertretern der européischen Normungsgremien und Aufsichtsbehorden;

b) vier Vertretern verschiedener europdischer Partnerschaften, die gemaf der Verordnung (EU) 2021/695 gebildet wurden,
die die Kommission auf offene und transparente Art und Weise benennt, wobei sie Vielfalt bei Fachwissen und
Hintergrund gewahrleistet;

c) vier Vertretern der europiischen Wissenschaftsgemeinschaft, die von der Kommission auf der Grundlage eines Aufrufs
zur Interessenbekundung in einem offenen und transparenten Verfahren benannt werden, bei dem eine ausgewogene
geografische und geschlechterbezogene Vertretung angestrebt wird und die notwendigen Kompetenzen und
Fachkenntnisse in Bezug auf die einschligigen Sachgebiete beriicksichtigt werden; sie sollen unabhingige, auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen beruhende Empfehlungen abgeben;

d) einem Vorsitzenden von EURAMET;
e) einem von der Kommission benannten Vertreter und

f) einem Vertreter eines nationalen Ministeriums, der nicht zu den Mitarbeitern eines in EURAMET vertretenen nationalen
Metrologieinstituts gehort und der vom Ausschuss der Metrologiepartnerschaft ernannt wird.

(3)  Die Lenkungsgruppe bietet auf Anforderung des Ausschusses der Metrologiepartnerschaft unabhingige Beratung zu
den wissenschaftlichen Priorititen und anderen einschligigen Themen, die im Jahresarbeitsprogramm der Metrologiepart-
nerschaft behandelt werden sollen, sowie zu spezifischen Themen und verfolgt den wissenschaftlichen Fortschritt in
angrenzenden Bereichen.

(4)  Mindestens 50 % der in Absatz 2 Buchstaben a und b des vorliegenden Artikels genannten Mitglieder wechseln
spatestens nach der Zwischenbewertung gemafd Artikel 18 Absatz 1.

(5)  Die Lenkungsgruppe wird von den in Absatz 2 Buchstabe e genannten Vertretern gemeinsam geleitet.

(6)  Samtliche Empfehlungen der Lenkungsgruppe werden 6ffentlich zuginglich gemacht.

Artikel 16
Sekretariat von EURAMET

(1)  Das Sekretariat von EURAMET, das die allgemeine administrative Unterstiitzung fiir EURAMET leistet, richtet fiir die
Metrologiepartnerschaft eine gesonderte Buchfiihrung ein und fithrt gesonderte Bankkonten fiir sie.

(2)  Eine Unterstiitzungsstelle fiir die Programmverwaltung wird als Teil des Sekretariats von EURAMET eingerichtet und
ist fur die Durchfithrung und die laufende Verwaltung der Metrologiepartnerschaft zustindig.

(3)  Das Sekretariat bietet den Teilnehmerstaaten Unterstiitzung bei der Anwendung der in Artikel 5 Absatz 5 genannten
Kriterien und Verfahren des harmonisierten Ansatzes.
Artikel 17

Ubermittlung von Informationen

(1)  EURAMET gibt der Kommission auf deren Ersuchen alle Informationen, die zur Erstellung der in Artikel 18
genannten Bewertungen erforderlich sind.
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(2)  Die Teilnehmerstaaten legen der Kommission itber EURAMET alle vom Europiischen Parlament, dem Rat oder dem
Europiischen Rechnungshof angeforderten Informationen zur Finanzverwaltung der Metrologiepartnerschaft vor.

(3)  Die Kommission nimmt die in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Informationen in die in Artikel 18
genannten Bewertungen auf.

Artikel 18
Bewertungen

(1)  Die Kommission fithrt eine Zwischen- und eine Abschlussbewertung der Metrologiepartnerschaft im Rahmen der
Bewertungen von ,Horizont Europa“ im Einklang mit Artikel 52 der Verordnung (EU) 2021/695 durch und wird dabei
von externen unabhdngigen Sachverstindigen unterstiitzt, die auf der Grundlage eines offenen und transparenten
Verfahrens ausgewdhlt werden.

(2)  Im Rahmen der Zwischen- und Abschlussbewertungen wird untersucht, inwieweit die Metrologiepartnerschaft ihren
Auftrag und ihre Ziele erfiillt, werden alle Tatigkeiten der Partnerschaft abgedeckt und werden der europdische Mehrwert,
die Wirksamkeit, die Effizienz, einschlieflich der Offenheit und Transparenz der Partnerschaft, sowie die Sachdienlichkeit
der durchgefithrten Titigkeiten, auch in der Industrie und durch KMU, und deren Ubereinstimmung und
Komplementaritit mit den einschldgigen regionalen, nationalen und EU-Strategien, einschlieflich Synergien mit anderen
Teilen von ,Horizont Europa“ (z. B. anderen Partnerschaften, Missionen, Clustern, thematischen oder spezifischen
Programmen) bewertet. Bei den Bewertungen werden die Standpunkte der Interessentriger auf europdischer und
nationaler Ebene beriicksichtigt; ferner wird gegebenenfalls eine Beurteilung der langfristigen wissenschaftlichen,
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, 6kologischen und technologischen Auswirkungen der vorangegangenen Initiativen
sowie eine Bewertung der Beteiligung externer Partner vorgenommen. Die Bewertungen schliefen gegebenenfalls eine
Beurteilung der wirksamsten Art der politischen Intervention fuir kiinftige Malnahmen sowie der Sachdienlichkeit und
Kohidrenz einer etwaigen Erneuerung der Metrologiepartnerschaft angesichts der allgemeinen politischen Priorititen und
der Rahmenbedingungen fiir die Forschungs- und Innovationsforderung ein, einschlieBlich der Positionierung gegeniiber
anderen durch ,Horizont Europa“ geférderten Initiativen. Bei der Durchfiihrung solcher Bewertungen beriicksichtigt die
Kommission in vollem Umfang die administrativen Folgen fiir die Metrologiepartnerschaft und bemiiht sich nach besten
Kriften, den Verwaltungsaufwand zu verringern und sicherzustellen, dass das Bewertungsverfahren einfach und
vollstindig transparent ist.

(3)  Die Kommission verdffentlicht und verbreitet die Ergebnisse und Schlussfolgerungen der gemifs dem vorliegenden
Artikel durchgefiihrten Bewertungen.

Artikel 19

Zugang zu Ergebnissen und Informationen iiber Vorschlige

(1)  EURAMET gewihrt der Kommission Zugang zu allen Informationen im Zusammenhang mit den von ihr
finanzierten indirekten Mafnahmen. Diese Informationen umfassen die Ergebnisse der Teilnahme der Begiinstigten an
indirekten Maffnahmen der Metrologiepartnerschaft, sowie alle sonstigen Informationen, die fir die Entwicklung,
Durchfithrung, Uberwachung und Bewertung der Politik oder der Programme der Union als notwendig erachtet werden.
Diese Zugangsrechte beschrinken sich auf eine nicht kommerzielle und nicht wettbewerbsorientierte Nutzung und
miissen mit den geltenden Vertraulichkeitsvorschriften im Einklang stehen.

(2)  EURAMET fiigt Informationen iiber die finanzierten Vorschlige der Metrologiepartnerschaft in die gemafS Artikel 50
der Verordnung(EU) 2021/695 eingerichtete Datenbank ein.

(3)  Fiir die Zwecke der Entwicklung, Durchfiihrung, Uberwachung und Bewertung der Politik oder der Programme der
Union gibt EURAMET der Kommission die in den eingereichten Vorschldgen enthaltenen Informationen.

Artikel 20

Vertraulichkeit

Unbeschadet des Artikels 17 gewihrleistet EURAMET den Schutz vertraulicher Informationen, deren Weitergabe aufSerhalb
der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union den Interessen der EURAMET-Mitglieder oder der Teilnehmer
an den Tatigkeiten der Metrologiepartnerschaft schaden konnte. Zu diesen vertraulichen Informationen gehoren unter
anderem personenbezogene, geschiftliche, nicht als Verschlusssache eingestufte und als Verschlusssache eingestufte
vertrauliche Informationen.
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Artikel 21

Interessenkonflikte

(1)  EURAMET, ihre Gremien und ihre Mitarbeiter sowie die Gremien der Metrologiepartnerschaft ergreifen geeignete
Mafinahmen, um bei der Durchfithrung ihrer Titigkeiten jegliche Interessenkonflikte zu verhindern, und stellen sicher,
dass eine Person, die sich in einem solchen Interessenkonflikt befindet, in der konkreten Angelegenheit, bei der ein
Interessenkonflikt festgestellt wurde, weder entscheidet oder berit noch unterstiitzend titig wird.

(2)  EURAMET erldsst gemdfS Artikel 61 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 Vorschriften fuir die Verhiitung,
Vermeidung und Bewiltigung von Interessenkonflikten in Bezug auf die Mitarbeiter von EURAMET, die Mitglieder und
andere Personen, die im Ausschuss der Metrologiepartnerschaft und in den anderen Gremien oder Gruppen von
EURAMET und der Metrologiepartnerschaft titig sind.

(3)  EURAMET erstellt einen Verhaltenskodex fiir die Mitglieder des Ausschusses der Metrologiepartnerschaft; dabei wird
unter Beriicksichtigung der Datenschutzvorschriften die Veroffentlichung von Erkliarungen tiber berufliche Tatigkeiten,
finanzielle Interessen und Interessenkonflikte erwogen.

Artikel 22

Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Artikel 23
Adressaten
Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.
Geschehen zu StrafSburg am 24. November 2021.
Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prisident Der Prisident

D.M. SASSOLI A.LOGAR
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II

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2021/2085 DES RATES
vom 19. November 2021

zur Griindung der gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von ,Horizont Europa“ und zur
Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 219/2007, (EU) Nr. 557/2014, (EU) Nr. 558/2014, (EU)
Nr. 559/2014, (EU) Nr. 560/2014, (EU) Nr. 561/2014 und (EU) Nr. 642/2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 187 und Artikel 188
Absatz 1,

auf Vorschlag der Européischen Kommission,

nach Stellungnahme des Europiischen Parlaments (!),

nach Stellungnahme des Européischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (),
in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Um die grofStmogliche Wirkung der Finanzierung durch die Union zu erzielen und den wirksamsten Beitrag zu den
politischen Zielen der Union zu leisten, wurde mit der Verordnung (EU) 2021/695 des Europdischen Parlaments
und des Rates (*) (im Folgenden ,Verordnung iiber ,Horizont Europa®) der politische und rechtliche Rahmen fiir
private oder offentliche européische Partnerschaften festgelegt. Européische Partnerschaften sind ein wesentliches
Element des politischen Ansatzes von ,Horizont Europa“, dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation
(im Folgenden ,Horizont Europa®). Sie werden eingerichtet, um die von ,Horizont Europa“ angestrebten Priorititen
der Union zu verwirklichen und deutliche Wirkungen fir die Union und ihre Biirgerinnen und Biirger zu
gewihrleisten; dies kann im Rahmen einer Partnerschaft — durch eine strategische Vision, die von den Partnern
geteilt wird und zu der sie sich verpflichten — wirksamer erreicht werden als von der Union allein.

(2)  Insbesondere europdische Partnerschaften im Rahmen der Sdule ,Globale Herausforderungen und industrielle
Wettbewerbsfahigkeit Europas“ unter ,Horizont Europa“ spielen eine wichtige Rolle bei der Verwirklichung
strategischer Ziele, wie der Beschleunigung des Ubergangs zu den Zielen fiir nachhaltige Entwicklung und zu einem
griinen und digitalen Europa, und sollten zur Erholung von der bislang beispiellosen durch die COVID-19-Pandemie
ausgelosten Krise beitragen. Europdische Partnerschaften befassen sich mit komplexen grenziibergreifenden
Herausforderungen, die einen integrierten Ansatz erfordern. Sie ermoglichen es, gegen das in den
Folgenabschitzungen zu dieser Verordnung beschriebene Transformations-, System- und Marktversagen
anzugehen, indem ein breites Spektrum von Akteuren in allen Wertschépfungsketten und Okosystemen
zusammengebracht wird, um auf eine gemeinsame Vision hinzuarbeiten und diese in konkrete Fahrpline und die
koordinierte Umsetzung von Mafinahmen zu iibertragen. Dariiber hinaus ermdglichen sie es, Anstrengungen und
Ressourcen auf gemeinsame Priorititen auszurichten, um die komplexen Herausforderungen zu bewiltigen.

() Stellungnahme vom 21. Oktober 2021 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht).

() ABL C 341 vom 24.8.2021, S. 29.

() Verordnung (EU) 2021/695 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. April 2021 zur Einrichtung von ,Horizont Europa“,
dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, sowie iiber dessen Regeln fiir die Beteiligung und die Verbreitung der
Ergebnisse und zur Aufhebung der Verordnungen (EU) Nr. 1290/2013 und (EU) Nr. 1291/2013 (ABL. L 170 vom 12.5.2021, S. 1).
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(3)  Um Priorititen umzusetzen und Wirkung zu erzielen, sollten europdische Partnerschaften durch umfassende
Beteiligung einschlidgiger Interessentrdger in ganz Europa entwickelt werden, darunter Industrie, Forschungsein-
richtungen, Einrichtungen, die auf lokaler, regionaler, nationaler oder internationaler Ebene im offentlichen Auftrag
tdtig sind, sowie zivilgesellschaftliche Organisationen wie Stiftungen, die Forschung und Innovation fordern oder in
diesen Bereichen titig sind. Ebenso sollten sie zu den Malnahmen gehéren, mit denen die Zusammenarbeit
zwischen privaten oder offentlichen Partnern auf internationaler Ebene gestirkt wird, unter anderem durch die
Biindelung von Forschungs- und Innovationsprogrammen und grenziibergreifenden Investitionen in Forschung und
Innovation, von denen sowohl die Menschen als auch die Unternehmen profitieren, wobei jedoch der Schutz der
Unionsinteressen in strategischen Bereichen sichergestellt werden muss.

(4)  Die Zwischenevaluierung von Horizont 2020, das mit der Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen
Parlaments und des Rates (*) eingerichtet wurde, hat ergeben, dass im Laufe der Zeit ein erhebliches Repertoire von
Partnerschaftsinstrumenten und -initiativen eingefithrt wurde, wobei im Rahmen von Horizont 2020 sieben
Umsetzungsformen und knapp 120 Partnerschaftsinitiativen durchgefiihrt werden. Neben der Komplexitit, die sich
aus der Verbreitung von Instrumenten und Initiativen ergibt, wurde festgestellt, dass deren Fahigkeit, einen globalen
Beitrag zu verwandten Politiken auf Unionsebene und auf nationaler Ebene zu leisten, nicht ausreicht, obwohl sie
bei der Verwirklichung ihrer Ziele positive Wirkungen entfalten, beispielsweise durch die Festlegung langfristiger
Agenden, die Strukturierung der Forschungs- und Innovationszusammenarbeit zwischen ansonsten verstreuten
Akteuren und die Mobilisierung zusitzlicher Investitionen. In der Folgenabschitzung zu ,Horizont Europa“ wird
daher festgestellt, dass es notwendig ist, die Finanzierungslandschaft der Union im Bereich Forschung und
Innovation, insbesondere im Hinblick auf Partnerschaften, anzugehen und zu rationalisieren und Partnerschaften
neu auszurichten, damit sie eine groffere Wirkung erzielen und die Priorititen der Union umgesetzt werden.

(5)  Um diesen Anliegen Rechnung zu tragen und die ehrgeizigeren Ziele fiir europiische Investitionen zu erreichen,
sollte mit ,Horizont Europa“ eine umfassende Vereinfachung und Reform der Politik der Kommission im Bereich
Forschungs- und Innovationspartnerschaften vorgeschlagen werden. Um seinem systemischen Charakter gerecht zu
werden, der auf einen Beitrag zu einem unionsweiten Wandel hin zu den Nachhaltigkeitszielen ausgerichtet ist,
sollten diese Partnerschaften im Rahmen von ,Horizont Europa“ mit einem strategischeren, kohdrenteren und
wirkungsorientierteren Ansatz effizienter genutzt werden.

(6)  Mit der Verordnung (EU) 2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates () wird der allgemeine Rahmen
geschaffen, anhand dessen bestimmt wird, ob eine Wirtschaftstitigkeit im Sinne der Definition nachhaltiger
Investitionen als okologisch nachhaltig einzustufen ist. Sie schafft eine gemeinsame Bezugsgrofe, auf die sich
Investoren, Banken, Industrie und Forscher stiitzen konnen, wenn sie in Projekte und Wirtschaftstitigkeiten
investieren, die wesentliche positive Auswirkungen auf Klima und Umwelt haben und dort keine erhebliche
Beeintrichtigung bewirken. Sie ist die Bezugsgrofe fiir griine Investitionen in der Union.

(7)  Gegebenenfalls sollten im Rahmen europdischer Partnerschaften technische Bewertungskriterien gemidfl Artikel 3
und der Grundsatz der Vermeidung erheblicher Beeintrichtigungen gemifS Artikel 17 der Verordnung (EU)
2020/852 als Instrumente zur Verbesserung der Projektreife und des Zugangs zu griiner Finanzierung
beriicksichtigt werden, die fiir die Markteinfithrung und den breiteren Einsatz der innovativen Technologien und
Losungen, die die Partnerschaften hervorbringen werden, von entscheidender Bedeutung sein werden.
Wissenschaftliche Erkenntnisse stehen im Mittelpunkt dieser technischen Bewertungskriterien. Forschung und
Innovation, die im Rahmen europdischer Partnerschaften verfolgt werden, sollten eine wesentliche Rolle dabei
spielen, Wirtschaftsteilnehmer dabei zu unterstiitzen, die in der genannten Verordnung festgelegten Standards und
Schwellenwerte zu erreichen oder dariiber hinauszugehen, und die technischen Bewertungskriterien auf dem
neuesten Stand zu halten und mit den Zielen der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 mit dem
Titel ,Der europdische Griine Deal” in Einklang zu bringen.

(8)  Auf der Grundlage der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ sollte es moglich sein, die europiischen Partnerschaften
in drei verschiedenen Formen zu errichten, nimlich in Form einer ,kofinanzierten®, einer ,ko-programmierten®
sowie einer ,institutionalisierten“ Partnerschaft. Die Einrichtung institutionalisierter europdischer Partnerschaften,
bei denen es sich um gemeinsame Unternehmen privater und 6ffentlicher Partner handelt, sollte neue Rechtsvor-
schriften der Union und die Einrichtung speziell zu ihrer Durchfithrung geschaffener Strukturen gemafl Artikel 187
des Vertrags uiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (AEUV) umfassen.

() Verordnung (EU) Nr. 1291/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 iiber das Rahmenprogramm
fiir Forschung und Innovation Horizont 2020 (2014-2020) und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1982/2006/EG (ABL. L 347 vom
20.12.2013, S. 104).

() Verordnung (EU) 2020/852 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2020 iiber die Einrichtung eines Rahmens zur
Erleichterung nachhaltiger Investitionen und zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/2088 (ABI. L 198 vom 22.6.2020, S. 13).
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(9)  In der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ sind acht prioritire Bereiche festgelegt, in denen institutionalisierte
europdische Partnerschaften im Sinne von Artikel 185 oder 187 AEUV vorgeschlagen werden konnten. In diesen
prioritiren Bereichen werden mehrere Initiativen fiir derartige institutionalisierte europdische Partnerschaften
vorgeschlagen, von denen neun unter diese Verordnung fallen.

(10) Die Forschungs- und Innovationstitigkeiten von gemeinsamen Unternehmen sollten gemif$ den Artikeln 12 und 13
der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ iiber ,Horizont Europa“ finanziert werden. Um groftmogliche Wirkung zu
erzielen, sollten die gemeinsamen Unternehmen enge Synergien mit anderen Initiativen von ,Horizont Europa“ und
anderen Programmen und Finanzierungsinstrumenten der Union entwickeln, insbesondere mit solchen, die die
Einfithrung innovativer Losungen, Bildung und regionale Entwicklung unterstiitzen, um den wirtschaftlichen und
sozialen Zusammenhalt zu stirken und Ungleichgewichte abzubauen.

(11) Der neue politische Ansatz fur europdische Partnerschaften und insbesondere institutionalisierte europaische
Partnerschaften erfordert einen neuartigen Weg der Schaffung des rechtlichen Rahmens fiir ihre Tatigkeit. Die
Griindung gemeinsamer Unternehmen auf der Grundlage von Artikel 187 AEUV fiir die Zwecke von Horizont
2020 hat sich zwar in Bezug auf die Umsetzung als wirksam erwiesen, muss jedoch intensiviert werden. Daher zielt
diese Verordnung darauf ab, die Kohdrenz, Effizienz, Offenheit, Wirksamkeit und Wirkungsorientierung der
Durchfithrung zu erhéhen, indem die Verordnung iiber ,Horizont Europa“ und die Erfahrungen aus der
Programmdurchfithrung im Rahmen von Horizont 2020 auf harmonisierte Weise in gemeinsame Bestimmungen
fir die gemeinsamen Unternehmen iiberfithrt werden. Ferner zielt die Verordnung darauf ab, die Schaffung von
Zusammenarbeit und Synergien zwischen europiischen Partnerschaften zu erleichtern und so deren Vernetzung auf
organisatorischer Ebene in vollem Umfang zu nutzen. Gemeinsame Unternehmen sollten Moglichkeiten nutzen,
Vertreter anderer europdischer Partnerschaften in die Diskussionen wihrend der Ausarbeitung ihrer
Arbeitsprogramme einzubeziehen, Bereiche ermitteln, in denen die Herausforderungen mit ergdnzenden oder
gemeinsamen Titigkeiten wirksamer und effizienter angegangen werden kénnten, Uberschneidungen vermeiden,
den Zeitplan fiir ihre Titigkeiten aufeinander abstimmen und den Zugang zu Ergebnissen und anderen
einschldgigen Mitteln fur den Wissensaustausch sicherstellen.

(12) Nach der Ermittlung von Synergien untereinander sollten gemeinsame Unternehmen anstreben, Haushaltsanteile
festzulegen, die fiir ergdnzende oder gemeinsame Titigkeiten der gemeinsamen Unternehmen verwendet werden
sollten. Dariiber hinaus zielt diese Verordnung darauf ab, durch eine intensivere operative Zusammenarbeit und
durch die Auslotung von Grofenvorteilen, einschlieflich der Einrichtung von Back-Office-Vorkehrungen, die den
gemeinsamen Unternehmen horizontale Unterstiitzungsfunktionen bieten sollten, Effizienzsteigerungen und eine
Harmonisierung der Vorschriften zu erreichen. Durch die Back-Office-Vorkehrungen sollte leichter eine grofere
Wirkung und Harmonisierung in Bezug auf gemeinsame Punkte erzielt werden konnen, wobei ein gewisses Maf$ an
Flexibilitdt beibehalten werden sollte, um den besonderen Bediirfnissen der einzelnen gemeinsamen Unternehmen
gerecht zu werden. Die Struktur sollte auf der Grundlage von Dienstleistungsvereinbarungen festgelegt werden, die
von den gemeinsamen Unternehmen geschlossen werden. Die Back-Office-Vorkehrungen sollten Koordinierungs-
und administrative Unterstiitzungsfunktionen in Bereichen abdecken, in denen sich ihre Uberpriifung als effizient
und kostenwirksam erwiesen hat, und soweit moglich die Einhaltung der Rechenschaftspflicht jedes einzelnen
Anweisungsbefugten und die Harmonisierung der Vorschriften — einschlieBlich Rechte des geistigen Eigentums —
beriicksichtigen. Die rechtliche Struktur sollte so konzipiert sein, dass sie den gemeinsamen Bediirfnissen der
gemeinsamen Unternehmen am besten gerecht wird, ihre enge Zusammenarbeit gewahrleistet und alle moglichen
Synergien zwischen den europdischen Partnerschaften und folglich zwischen den verschiedenen Teilen von ,Horizont
Europa“ sowie zwischen den anderen von den gemeinsamen Unternehmen verwalteten Programmen auslotet.

(13) Inden dem Entwurf fiir diese Verordnung beigefiigten Folgenabschitzungen fiir die einzelnen mit dieser Verordnung
gegriindeten gemeinsamen Unternehmen wurde nachgewiesen, dass die Umsetzung europdischer Partnerschaften
gemif$ der Verordnung tiber ,Horizont Europa“ nur dann gerechtfertigt ist, wenn die Ziele oder die erforderlichen
erwarteten Auswirkungen mit anderen Teilen von ,Horizont Europa“, einschlieflich anderer Formen der
europdischen Partnerschaft, nicht erreicht wiirden, und dass eine solche Umsetzung durch eine langfristige
Perspektive und ein hohes Maf an Integration gerechtfertigt ist.

(14) Mit ,Horizont Europa“ wird ein stirker strategisch ausgerichtetes, kohérenteres und wirkungsorientierteres Konzept
fur europiische Partnerschaften eingefiihrt, das auf den Erfahrungen aus der Zwischenbewertung zu Horizont 2020
aufbaut. Diese Verordnung ist im Einklang mit dem neuen Ziel auf eine wirksamere Nutzung institutionalisierter
europdischer Partnerschaften ausgerichtet, insbesondere durch den Schwerpunkt auf klaren Zielen, Ergebnissen und
Wirkungen, die bis 2030 erreicht werden konnen, und durch die Gewihrleistung eines klaren Beitrags zu den
entsprechenden politischen Priorititen und Strategien der Union. Eine enge Zusammenarbeit und Synergien mit
anderen einschligigen Initiativen auf regionaler, nationaler und Unionsebene, insbesondere mit anderen
europdischen Partnerschaften, sind entscheidend dafir, dass eine grofere wissenschaftliche, sozio6konomische und
okologische Wirkung erzielt und die Nutzung der Ergebnisse sichergestellt werden kann. Die gemeinsamen
Unternehmen konnen zu diesem Zweck Bestimmungen von ,Horizont Europa“ zur Anwendung bringen, die
verschiedene Arten von Synergien, beispielsweise alternative, kumulative oder kombinierte Forderung und
Mitteliibertragungen, ermdglichen. Bei der Bewertung der Gesamtauswirkungen sollten umfassendere, tiber die
Beitrdge der Partner hinausgehende und von den gemeinsamen Unternehmen angestofene Investitionen, die zur
Verwirklichung von deren Zielen beitragen, beriicksichtigt werden, um den Weg fiir eine beschleunigte
Markteinfithrung innovativer Losungen zu ebnen.
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(15) Um einen kohidrenten Ansatz zu gewdhrleisten und die wissenschaftlichen, technologischen, wirtschaftlichen,
gesellschaftlichen und 6kologischen Auswirkungen europdischer Partnerschaften in Bezug auf die Ziele von ,Horizont
Europa“ und die Prioritdten der Union zu erfassen, sollten in dieser Verordnung kollektive allgemeine und gemeinsame
spezifische Ziele festgelegt werden, die von allen gemeinsamen Unternehmen verwirklicht werden sollten. Alle
gemeinsamen Unternehmen tragen kollektiv zur Erreichung dieser Ziele bei, indem sie ihre individuellen Ziele erreichen.
Dariiber hinaus werden in den allgemeinen Teilen der vorliegenden Verordnung gemeinsame operative Ziele festgelegt,
die sich aus den Zielen ergeben, die fiir das mit dem Beschluss (EU) 2021/764 des Rates () eingerichtete spezifische
Programm zur Durchfithrung von ,Horizont Europa“ (im Folgenden ,spezifisches Programm zur Durchfihrung von
Horizont Europa”) festgelegt wurden. Alle gemeinsamen Unternehmen sollten ihre Aufgaben wahrnehmen, um die in
der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ (Artikel 10 und Anhang II) fiir europdische Partnerschaften festgelegten
Grundsitze und Kriterien zu erfillen und im Vergleich zu Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen im Rahmen
des Hauptarbeitsprogramms von ,Horizont Europa“ einen europdischen Mehrwert zu erbringen. Die Ziele und Aufgaben
der gemeinsamen Unternchmen werden durch zusitzliche spezifische Ziele und Aufgaben jedes gemeinsamen
Unternehmens erginzt. Die Anpassung der Interventionslogik einzelner gemeinsamer Unternehmen an ,Horizont
Europa“ sollte die koordinierte Bewertung der Fortschritte der gemeinsamen Unternechmen im Rahmen der
Uberwachungs- und Evaluierungstitigkeiten von ,Horizont Europa“ unterstiitzen, wobei die Besonderheiten der
gemeinsamen Unternehmen und den jeweiligen politischen Kontext beriicksichtigt werden sollten.

(16) Diese Verordnung beruht auf den in der Verordnung tiber ,Horizont Europa“ dargelegten Grundsitzen und Kriterien,
unter anderem Offenheit und Transparenz, einem starken Mobilisierungseffekt und langfristigen Verpflichtungen
aller Beteiligten. Eines der Ziele dieser Verordnung besteht darin, dafiir zu sorgen, dass die gemeinsamen
Unternehmen und ihre Mafnahmen einem breiten Spektrum von Einrichtungen, einschlieSlich Neueinsteigern, die
auch im Rahmen des in Artikel 6 Absatz 5 des Beschlusses iiber das spezifische Programm zur Durchfithrung von
,2Horizont Europa“ vorgesehenen strategischen Koordinierungsprozess fiir Europdische Partnerschaften iiberwacht
werden, offenstehen. Solche Partnerschaften sollten allen Einrichtungen offenstehen, die willens und in der Lage
sind, auf das gemeinsame Ziel hinzuarbeiten, sollten eine breite und aktive Beteiligung der Interessentrager an ihren
Tatigkeiten, ihrer Mitgliedschaft und ihrer Governance fordern und sollten sicherstellen, dass die Ergebnisse allen
Européerinnen und Europdern zugutekommen, insbesondere durch die umfassende Verbreitung der Ergebnisse und
vorausgehende Maffnahmen in der gesamten Union. Bei privaten Mitgliedern und den sie konstituierenden oder den
mit ihnen verbundenen Rechtstrdgern mit Sitz in Drittlindern sollte das Interesse der Union und des gemeinsamen
Unternehmens aus Griinden der Sicherheit oder der 6ffentlichen Ordnung gewahrt werden. Zu diesem Zweck sollte
die Kommission private Mitglieder auffordern konnen, geeignete Mafinahmen zu ergreifen. Zu solchen Mainahmen
konnte die Gewéhrleistung eines angemessenen Umgangs mit vertraulichen Informationen oder die Beschrinkung
bestimmter Einrichtungen in Bezug auf bestimmte operative Tatigkeiten des privaten Mitglieds gehoren.

(17) Um die kohdrente Anwendung von Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ zu gewihrleisten,
sollten die gemeinsamen Unternehmen fiir Kohdrenz mit dem Ansatz fiir im Rahmen des Arbeitsprogramms von
,2Horizont Europa“ finanzierte Mafinahmen in Bezug auf die Anwendung des genannten Artikels sowie mit den
Rechtsvorschriften und Leitlinien der Union sorgen, die fir seine Anwendung bei Zhnlichen Themen im
Arbeitsprogramm des betreffenden gemeinsamen Unternehmens relevant sind.

(18) Wenn die Kommission oder die Mitgliedstaaten eine Beschrinkung der Teilnahme an bestimmten Mafnahmen des
gemeinsamen Unternehmens gemifd Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ erwigen, sollten
sich die Kommission und die Mitgliedstaaten in der Gruppe der Vertreter der Staaten vor Annahme des
Arbeitsprogramms im Einzelfall um eine einvernehmliche Stellungnahme bemithen. Im Fall gemeinsamer
Unternehmen mit einem Rat der 6ffentlichen Korperschaften sollte die Anwendung des genannten Artikels auf
Ersuchen der Kommission vor der Annahme des Arbeitsprogramms vom Rat der offentlichen Korperschaften
genehmigt werden. AufSerdem sollte der Exekutivdirektor auf Einladung des Vorsitzes regelmifig die einschlagige
Formation des Programmausschusses von ,Horizont Europa“ unterrichten, und zwar zusitzlich zu der
Unterrichtung des Programmausschusses durch die Kommission gemafS Artikel 14 Absatz 7 und Anhang III des
Beschlusses iiber das spezifische Programm zur Durchfithrung von ,Horizont Europa“ und insbesondere vor der
Annahme des Arbeitsprogramms des betreffenden gemeinsamen Unternehmens in Bezug auf die Anwendung von
Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“.

(19) Gemifl Anhang III der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ miissen die in Form von Geld- oder Sachleistungen
erbrachten Beitrdge anderer Mitglieder als der Union mindestens 50 % betragen und konnen sich auf bis zu 75 % der
aggregierten Mittelbindungen des gemeinsamen Unternehmens belaufen. Umgekehrt sollte der Unionsbeitrag,
einschlieSlich aller zusdtzlichen Mittel der assoziierten Linder, 50 % der aggregierten Mittelbindungen jedes
einzelnen gemeinsamen Unternehmens nicht tibersteigen. Folglich sollte der erforderliche Beitrag von anderen
Mitglieder als der Union in dieser Verordnung mindestens genauso hoch angesetzt werden wie der Beitrag der
Union bzw. dariiber liegen. Die Union sollte die Mdglichkeit haben, ihren Beitrag zu kiirzen, wenn andere Mitglieder
als die Union ihren Verpflichtungen nicht nachkommen.

() Beschluss (EU) 2021/764 des Rates vom 10. Mai 2021 zur Einrichtung des spezifischen Programms zur Durchfithrung von ,Horizont
Europa“, dem Rahmenprogramm fiir Forschung und Innovation, und zur Authebung des Beschlusses 2013/743/EU (ABI. L 1671 vom
12.5.2021, S. 1).
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(20) Gemifl Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe c¢ der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ fithren die gemeinsamen
Unternehmen durch ein koordiniertes Vorgehen eine zentrale Finanzverwaltung aller Finanzbeitrige durch.
Dementsprechend sollte jeder Teilnehmerstaat mit dem gemeinsamen Unternehmen eine oder mehrere Verwaltungs-
vereinbarungen schliefen, in denen der Koordinierungsmechanismus fiir die Zahlung der Beitrige an Bewerber mit
Sitz in diesem Teilnehmerstaat und fiir die Berichterstattung dariiber festgelegt ist. Um die Kohidrenz mit ihren
nationalen strategischen Prioritdten zu gewéhrleisten, sollte Teilnehmerstaaten ein Vetorecht gegen die Verwendung
ihrer nationalen finanziellen Beitrdge fir Bewerber mit Sitz in diesen Teilnehmerstaaten eingeriumt werden. Um
den Verwaltungsaufwand fiir die Begiinstigten moglichst gering zu halten, eine Vereinfachung zu erreichen und eine
effizientere Durchfithrung zu gewihrleisten, sollte jeder Teilnehmerstaat bestrebt sein, seinen Zahlungsplan, seine
Berichterstattung und seine Priifungen mit denen der gemeinsamen Unternehmen abzustimmen und seine Regeln
fur die Forderfahigkeit der Kosten mit der Verordnung tiber ,Horizont Europa“ in Einklang zu bringen. Begiinstigte
mit Sitz in Teilnehmerstaaten, die das gemeinsame Unternehmen mit Zahlungstitigkeiten betraut haben, sollten
eine einzige Finanzhilfevereinbarung mit dem gemeinsamen Unternehmen gemafS der Verordnung iiber ,Horizont
Europa“ unterzeichnen.

(21) Im Einklang mit den in der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegten anspruchsvollen Zielen besteht eine der
Voraussetzungen fiir die Schaffung institutionalisierter europdischer Partnerschaften darin, die Beitrdge der Partner
wihrend der gesamten Laufzeit der gemeinsamen Unternehmen sicherzustellen. In diesem Zusammenhang sollten
private Partner einen wesentlichen Teil ihrer Beitrige zu den Betriebskosten des gemeinsamen Unternehmens in
Form von Sachleistungen erbringen. Gemeinsame Unternehmen sollten in der Lage sein, Manahmen zu ermitteln,
mit denen sie die Erbringung dieser Beitrdge tiber ihre Arbeitsprogramme, insbesondere durch Senkung der
Finanzierungssitze, erleichtern. Diese Mafinahmen sollten auf den spezifischen Bediirfnissen eines gemeinsamen
Unternehmens und den zugrunde liegenden Titigkeiten beruhen. In hinreichend begriindeten Fillen sollte die
Moglichkeit bestehen, zusitzliche Bedingungen einzufithren, mit denen die Beteiligung eines Mitglieds des
gemeinsamen Unternehmens oder seiner konstituierenden oder mit ihm verbundenen Rechtstriger vorgeschrieben
wird, die auf Tatigkeiten ausgerichtet sind, bei denen die industriellen Partner des gemeinsamen Unternehmens eine
Schliisselrolle iibernehmen — wie im Fall marktndherer groffmafistiblicher Demonstrationsprojekte und
Vorzeigeprojekte — und iiber niedrigere Finanzierungssitze einen groferen Beitrag leisten konnen. Das Ausmaf§
der Beteiligung von Mitgliedern sollte vom Exekutivdirektor tiberwacht werden, damit der Verwaltungsrat geeignete
Mafinahmen ergreifen kann, sodass ein ausgewogenes Verhiltnis zwischen dem Engagement der Partner und
Offenheit gewihrleistet ist. In hinreichend begriindeten Fillen konnen Investitionsausgaben beispielsweise fiir
grofmaf3stibliche Demonstrationsprojekte oder Vorzeigeprojekte im Einklang mit dem geltenden Rechtsrahmen als
forderfahige Kosten betrachtet werden.

(22)  Beitrdge aus Programmen, die aus dem mit der Verordnung (EU) 2021/1058 des Europiischen Parlaments und des
Rates eingerichteten Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung () (EFRE), dem mit der Verordnung (EU)
2021/1057 des Europdischen Parlaments und des Rates eingerichteten Europaischen Sozialfonds Plus (%) (ESF+),
dem mit der Verordnung (EU) 2021/1139 des Europdischen Parlaments und des Rates eingerichteten Europdischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds (°) (EMFAF) und dem mit der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des
Europiischen Parlaments und des Rates eingerichteten Europdischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
lindlichen Raums (1) (ELER) kofinanziert werden, sollten gemafl Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung iiber
,2Horizont Europa“ im Fall der Teilnehmerstaaten, die Mitgliedstaaten sind, als Beitrag zu den gemeinsamen
Unternechmen gelten konnen, sofern die Verordnung (EU) 2021/1060 des Europiischen Parlaments und des
Rates (') und die fondsspezifischen Verordnungen eingehalten werden. Dariiber hinaus sollten Beitrige aus der mit

() Verordnung (EU) 2021/1058 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 iber den Europiischen Fonds fiir
regionale Entwicklung und den Kohisionsfonds (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 60).

() Verordnung (EU) 2021/1057 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Einrichtung des Europdischen
Sozialfonds Plus (ESF+) und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013 (ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 21).

() Verordnung (EU) 2021/1139 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021 iiber den Europiischen Meeres-, Fischerei-
und Aquakulturfonds und zur Anderung der Verordnung (EU) 2017/1004 (ABL. L 247 vom 13.7.2021, S. 1).

(") Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 iiber die Finanzierung, die

Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG)

Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG) Nr. 485/2008 des Rates (ABL L 347 vom

20.12.2013, S. 549).

Verordnung (EU) 2021/1060 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit gemeinsamen Bestimmungen fiir

den Europdischen Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen Sozialfonds Plus, den Kohasionsfonds, den Fonds fiir einen

gerechten Ubergang und den Européischen Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds

und fir den Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds fiir die innere Sicherheit und das Instrument fuir finanzielle Hilfe im

Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (ABL L 231, vom 30.6.2021, S. 159).

(Il
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der Verordnung (EU) 2021/241 des Europdischen Parlaments und des Rates eingerichteten Aufbau- und Resilienz-
fazilitat (' (im Folgenden ,Fazilitit“) als Beitrag der Mitgliedstaaten, die Teilnehmerstaaten sind, zu den
gemeinsamen Unternehmen gelten konnen, sofern die Bestimmungen der Fazilitit und die in den nationalen
Aufbau- und Resilienzplanen festgelegten Verpflichtungen eingehalten werden.

(23) Gemifl dem Grundsatz der gerechten Aufteilung der Beitrdge unter den Mitgliedern der gemeinsamen Unternehmen
sollten die finanziellen Beitrdge zu den Verwaltungskosten der gemeinsamen Unternehmen zu gleichen Teilen auf die
Union und die anderen Mitglieder als die Union aufgeteilt werden. Abweichungen von diesem Grundsatz sollte nur
in hinreichend begriindeten Ausnahmefillen in Betracht gezogen werden, etwa wenn die Grofe oder die Mitglieder-
struktur eines anderen Mitglieds des gemeinsamen Unternehmens als die Union dazu fithren wiirde, dass die Beitrdge
pro konstituierendem oder verbundenem Rechtstrager, insbesondere fiir kleine und mittlere Unternehmen (KMU), so
hoch sind, dass sie den Anreiz, ein konstituierender oder verbundener Rechtstriger des Mitglieds des gemeinsamen
Unternehmens zu werden oder zu bleiben, ernsthaft gefihrden wiirden. In solchen Fillen sollte der Mindestpro-
zentanteil des jihrlichen finanziellen Beitrags zu den Verwaltungskosten des gemeinsamen Unternehmens von
anderen Mitgliedern als der Union 20 % der gesamten jdhrlichen Verwaltungskosten betragen, und die Beitrige von
KMU sollten deutlich niedriger sein als die Beitrdge groferer konstituierender oder verbundener Rechtstriger.
Sobald eine kritische Masse an Mitgliedern erreicht ist, die einen Beitrag von mehr als 20 % der gesamten jahrlichen
Verwaltungskosten ermdglicht, sollten die jahrlichen Beitrdge pro konstituierendem oder verbundenem Rechtstrager
beibehalten oder erhoht werden, um den Anteil der anderen Mitglieder als der Union am Gesamtbeitrag zu den
jahrlichen Verwaltungskosten des gemeinsamen Unternehmens schrittweise zu erhohen. Die anderen Mitglieder des
gemeinsamen Unternehmens als die Union sollten darauf hinarbeiten, die Zahl der konstituierenden oder
verbundenen Rechtstrager zu erhohen, um ihren Beitrag auf 50 % der Verwaltungskosten des gemeinsamen
Unternehmens wihrend dessen gesamter Laufzeit anzuheben.

(24) Nach der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ miissen die Partner den Nachweis fur ihre langfristige Verpflichtung,
unter anderem in Form eines Mindestanteils offentlicher oder privater Investitionen, erbringen. Daher ist es
notwendig, dass die Union in der vorliegenden Verordnung Griindungsmitglieder mit Sitz in den Mitgliedstaaten,
mit ,Horizont Europa“ assoziierte Linder oder internationale Organisationen benennt. Erforderlichenfalls sollte es
jedoch moglich sein, die Mitgliederbasis gemeinsamer Unternehmen zu erweitern, nachdem diese mit im Rahmen
offener und transparenter Verfahren ausgewahlten assoziierten Mitgliedern gegriindet wurden, wobei insbesondere
den neuen technologischen Entwicklungen oder der Assoziierung weiterer Lander mit ,Horizont Europa“ Rechnung
zu tragen ist.

(25) Rechtstriger, die die Ziele der gemeinsamen Unternehmen in ihren jeweiligen Forschungsbereichen unterstiitzen
mochten, ohne Mitglied zu werden, sollten ebenfalls die Moglichkeit erhalten, beitragende Partner dieser
gemeinsamen Unternehmen zu werden.

(26) Gemif Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ sollte bei der Zuweisung der Finanzbeitrige von
mit Horizont Europa assoziierten Drittlindern der Umfang der Beteiligung von Rechtstragern der assoziierten
Drittlander beriicksichtigt werden. Der Beitrag der Union zu den gemeinsamen Unternehmen kann durch Beitrdge
von mit Horizont Europa assoziierten Drittlindern unter Beriicksichtigung des Umfangs der Beteiligung dieser
Rechtstrager aufgestockt werden, sofern der Beitrag anderer Mitglieder als der Union oder der sie konstituierenden
Rechtstrager oder der mit thnen verbundenen Rechtstrager mindestens dem Gesamtbetrag, um den der Beitrag der
Union erhoht wird, entspricht.

(27) Fir die beteiligten Mitglieder gewahrleistet die Griindung eines gemeinsamen Unternehmens eine fiir beide Seiten
vorteilhafte offentlich-private Partnerschaft, unter anderem durch mehr Gewissheit in Bezug auf umfangreichere
Mittelzuweisungen fiir die betreffenden Wirtschaftszweige iiber einen Zeitraum von sieben Jahren. Als Griindungs-
mitglied oder assoziiertes Mitglied oder als deren konstituierender oder verbundener Rechtstriger bietet sich
Mitgliedern die Moglichkeit, entweder direkt oder iiber die Branchenvertreter Einfluss auf den Verwaltungsrat des
gemeinsamen Unternehmens zu nehmen. Der Verwaltungsrat ist das Entscheidungsgremium des gemeinsamen
Unternehmens, das die langfristige strategische Ausrichtung der Partnerschaft sowie ihre jihrlichen Priorititen
beschlieft. Die Union, gegebenenfalls die Teilnehmerstaaten, die Griindungsmitglieder und assoziierte Mitglieder
sollten daher durch die Annahme und mégliche Anderung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda
sowie die Annahme des Jahresarbeitsprogramms einschlieBlich des Inhalts der Aufforderungen zur Einreichung von
Vorschligen, des fiir die einzelnen Bereiche der Aufforderung geltenden Finanzierungssatzes und der entsprechenden
Regeln fiir die Einreichung, Bewertung, Auswahl, Gewahrung und Uberpriifung, zur Festlegung des Programms und
der Priorititen des gemeinsamen Unternehmens beitragen konnen.

(") Verordnung (EU) 2021/241 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 12. Februar 2021 zur Einrichtung der Aufbau- und
Resilienzfazilitit (ABI. L 57 vom 18.2.2021, S. 17).
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(28)  Es ist angezeigt, dass sich die anderen Mitglieder als die Union mittels einer Verpflichtungserkliarung oder einer
gemeinsamen Verpflichtungserklirung, in der sie gegebenenfalls den Gesamtbetrag ihrer Beitrige angeben, zur
Durchfithrung dieser Verordnung verpflichten, ohne dass Bedingungen hinsichtlich ihres Beitritts festgelegt werden.
Diese Verpflichtungserklirungen sollten wahrend der gesamten Laufzeit des gemeinsamen Unternehmens
rechtsgiiltig sein und von dem gemeinsamen Unternehmen und der Kommission genau iiberwacht werden.
Gemeinsame Unternehmen sollten ein rechtliches und organisatorisches Umfeld schaffen, das es den Mitgliedern
ermoglicht, ihren Verpflichtungen nachzukommen, und gleichzeitig die Attraktivitdt fiir alle Interessentriger, die
kontinuierliche Offenheit der gemeinsamen Unternechmen sowie transparente Verhiltnisse wihrend ihrer
Durchfithrung, insbesondere beziiglich der Priorititensetzung und der Teilnahme an Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschldgen, gewihrleistet.

(29) Weitere Vereinfachungen sind ein Eckpfeiler von ,Horizont Europa“. In diesem Zusammenhang sollte es einen
vereinfachten Berichterstattungsmechanismus fiir Partner geben, die nicht mehr tiber nicht forderfahige Kosten Bericht
erstatten miissen. Sachbeitrdge zu operativen Tatigkeiten sollten ausschlieflich auf der Grundlage forderfihiger Kosten
berticksichtigt und gemaf$ dem fiir die Einzelfinanzhilfevereinbarung geltenden Verfahren gemeldet und gepriift werden.
Eine solche Verbuchung auf der Grundlage forderfahiger Kosten ermoglicht nur die automatisierte Berechnung von
Sachbeitrdgen zu operativen Tatigkeiten mithilfe der IT-Instrumente von ,Horizont Europa“, verringert den
Verwaltungsaufwand fuir Partner und macht den Berichterstattungsmechanismus fiir Beitrage effizienter. Sachbeitrige zu
operativen Tatigkeiten sollten von den gemeinsamen Unternehmen genau iiberwacht werden, und der Exekutivdirektor
sollte regelmifSige Berichte erstellen und veroffentlichen, damit gepriift werden kann, ob die Fortschritte bei der
Erreichung der Zielvorgaben fiir Sachbeitrige ausreichend zufriedenstellend sind. Der Verwaltungsrat sollte sowohl die
Anstrengungen der Mitglieder, die zu operativen Titigkeiten beitragen, als auch die von ihnen erzielten Ergebnisse sowie
andere Faktoren, wie den Grad der Beteiligung von KMU und die Attraktivitdt der gemeinsamen Unternehmen fiir
Neueinsteiger, bewerten. Erforderlichenfalls sollte er geeignete Abhilfe- und Korrekturmaffnahmen ergreifen, wobei die
Grundsitze der Offenheit und der Transparenz zu beriicksichtigen sind.

(30) Die gemeinsamen Unternehmen sollten anderen Mitgliedern als der Union systematisch Gelegenheit und Anreiz bieten,
ihre Forschungs- und Innovationstitigkeiten mit denen des gemeinsamen Unternehmens zu kombinieren. Zusitzliche
Tatigkeiten sollten durch das gemeinsame Unternehmen nicht finanziell unterstiitzt werden. Allerdings konnen
entsprechende Ausgaben als Sachbeitrdge der Mitglieder zu zusdtzlichen Tatigkeiten verbucht werden, wenn sie zu den
Zielen des gemeinsamen Unternehmens beitragen und in unmittelbarem Zusammenhang mit dessen Tatigkeiten
stehen — einschlieflich nicht forderfihiger Ausgaben fiir vom gemeinsamen Unternehmen finanzierte indirekte
MafSnahmen, sofern dies im jahrlichen Plan fiir zusitzliche Tatigkeiten vorgesehen ist. Diese Verkniipfung kann durch
die Ubernahme von Ergebnissen aus indirekten Manahmen, die von dem gemeinsamen Unternehmen oder seinen
Vorgingerinitiativen finanziert werden, oder durch den Nachweis eines erheblichen Mehrwerts fiir die Union
hergestellt werden. Die entsprechenden Kosten sollten von einer von dem jeweiligen Rechtstriger benannten
unabhingigen Priifstelle bestitigt werden, wobei die Bewertungsmethode im Falle von Unsicherheiten von dem
gemeinsamen Unternehmen iiberpriift werden kann. In dieser Verordnung sollten spezifischere Bestimmungen tiber
den Umfang der zusitzlichen Titigkeiten fiir jedes gemeinsame Unternehmen festgelegt werden, soweit dies
erforderlich ist, um die gewiinschte Ausrichtung und Wirkung zu erreichen. Die Verwaltungsrite der gemeinsamen
Unternehmen sollten ferner entscheiden, ob fir die Zwecke der Bewertung dieser Beitrige die Verwendung
vereinfachter Verfahren wie Pauschalbetrige oder Kosten je Einheit erforderlich ist, um Vereinfachung,
Kostenwirksamkeit und einen angemessenen Schutz vertraulicher Geschiftsdaten zu erreichen.

(31) Die Leitung gemeinsamer Unternehmen sollte sicherstellen, dass ihre Entscheidungsprozesse mit den sich rasch
wandelnden sozioSkonomischen und technologischen Rahmenbedingungen und globalen Herausforderungen Schritt
halten konnen. Gemeinsame Unternehmen sollten das Fachwissen, die Beratung und die Unterstiitzung aller
einschldgigen Interessentrager nutzen, um ihre Aufgaben wirksam wahrzunehmen und Synergien auf Unionsebene und
auf nationaler Ebene zu gewihrleisten. Daher sollten gemeinsame Unternehmen die Befugnis erhalten, Beratungsgremien
einzusetzen, die sie fachlich beraten und alle sonstigen beratenden Aufgaben wahrnehmen, die fir die Verwirklichung der
Ziele der gemeinsamen Unternehmen erforderlich sind. Bei der Einrichtung der Beratungsgremien sollten gemeinsame
Unternechmen fiir eine ausgewogene Vertretung von Sachverstindigen im Tatigkeitsbereich des gemeinsamen
Unternehmens sorgen, auch im Hinblick auf ein ausgewogenes Geschlechterverhiltnis. Bei der Beratung durch diese
Gremien sollten sowohl die wissenschaftliche Perspektive als auch die nationaler und regionaler Behérden sowie anderer
Interessentréger gemeinsamer Unternehmen beriicksichtigt werden.

(32) Gemeinsame Unternechmen sollten sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten ausreichend iiber die Tatigkeiten der
gemeinsamen Unternehmen informiert sind, rechtzeitig Informationen iiber die in den Mitgliedstaaten
durchgefiihrten Titigkeiten bereitstellen konnen und die Moglichkeit haben, einen Beitrag zu den Vorbereitungs-
und Entscheidungsprozessen zu leisten. Ein solcher Dialog mit den Mitgliedstaaten ist vor dem Hintergrund der
Synergien und der Notwendigkeit, die Anstrengungen und Mafnahmen auf nationaler, regionaler, Unions- und
europdischer Ebene aufeinander abzustimmen, besonders wichtig, um eine groflere Wirkung zu erzielen.
Gemeinsame Unternehmen ohne direkte oder indirekte Einbindung von Mitgliedstaaten als Mitglieder oder
konstituierende Rechtstrager sollten eine Gruppe der Vertreter der Staaten einrichten, um die Titigkeiten der
gemeinsamen Unternehmen mit den auf nationaler und regionaler Ebene ergriffenen Strategien und Mafinahmen in
Einklang zu bringen.
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(33) Gemeinsame Unternehmen sollten ein Beratungsgremium mit wissenschaftlicher Beratungsfunktion einrichten
konnen. Dieses Gremium oder seine Mitglieder sollten imstande sein, unabhingige wissenschaftliche Beratung und
Unterstiitzung fur das jeweilige gemeinsame Unternehmen bereitzustellen. Die wissenschaftliche Beratung sollte
sich insbesondere auf Jahresarbeitsprogramme und zusitzliche Tatigkeiten sowie erforderlichenfalls sonstige
Aspekte der Aufgaben der gemeinsamen Unternehmen beziehen.

(34) Um sicherzustellen, dass die gemeinsamen Unternehmen die Standpunkte und Ansichten der Interessentrager aus
der gesamten Wertschopfungskette in ihren jeweiligen Bereichen kennen, sollten die gemeinsamen Unternehmen
ihre jeweiligen beratenden Gruppen der Interessentriger einsetzen konnen, die entsprechend den Bediirfnissen jedes
gemeinsamen Unternehmens zu horizontalen Fragen oder spezifischen Fragen konsultiert werden. Diese Gruppen
sollten offentlichen und privaten Interessentrigern, einschlieflich organisierter Interessengruppen, und
internationalen Interessengruppen aus den Mitgliedstaaten, assoziierten Lindern oder anderen Lindern offenstehen,
die im Bereich des gemeinsamen Unternehmens titig sind.

(35) Die gemeinsamen Unternehmen sollten ihre Geschiftstitigkeit in offener und transparenter Weise ausiiben; daher
sollten sie alle relevanten Informationen regelmifig und fristgerecht an ihre zustindigen Gremien weiterleiten und
ihre Titigkeiten — unter anderem auch Informations- und Verbreitungsmanahmen — der Offentlichkeit bekannt
machen. Dies umfasst die rechtzeitige Bereitstellung von Informationen — unter Berticksichtigung der Vertraulich-
keitsvorschriften und nach Lindern aufgeschliisselt — zur Antragstellung und Beteiligung bei indirekten
Mafinahmen, die von dem gemeinsamen Unternchmen finanziert werden, zu den Ergebnissen der Bewertung der
einzelnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen und der Projektdurchfihrung, zu Synergien mit
anderen einschligigen Programmen der Union und anderen europdischen Partnerschaften, zu zusitzlichen
Titigkeiten, zu zugesagten und tatsichlich geleisteten finanziellen Beitrdgen und Sachbeitrigen, zur Ausfithrung des
Haushalts des gemeinsamen Unternehmens und zum Zusammenhang zwischen den Zielen des gemeinsamen
Unternehmens und Sachbeitrigen zu zusitzlichen Tatigkeiten.

(36) Zudem sollten die gemeinsamen Unternehmen auf der Grundlage einer Struktur und von Regeln umgesetzt werden,
die die Effizienz steigern und eine Vereinfachung gewihrleisten. Im Hinblick darauf sollten die gemeinsamen
Unternechmen eine speziell auf ihre Bediirfnisse abgestimmte Finanzregelung im Einklang mit Artikel 71 der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates (*’) festlegen.

(37) Die Umsetzung der gemeinsamen Unternehmen sollte auf den Kriterien beruhen, die in der Verordnung iiber
,Horizont Europa“ fiir institutionalisierte européische Partnerschaften festgelegt sind. Sie sollte durch die Nutzung
elektronischer Mittel unterstiitzt werden, die von der Kommission verwaltet werden. Informationen iiber von den
gemeinsamen Unternehmen finanzierte indirekte Mafnahmen, einschlieflich der Ergebnisse, sind fiir die
Entwicklung, Durchfithrung, Uberwachung und Evaluierung von Politiken oder Programmen der Union von
wesentlicher Bedeutung. Daher sollten gemeinsame Unternehmen sicherstellen, dass die Organe, Einrichtungen und
sonstigen Stellen der Union Zugang zu allen Informationen in Bezug auf die von ihnen finanzierten indirekten
Mafinahmen haben, einschlieflich der Beitrige und Ergebnisse von Begiinstigten, die an indirekten Maflnahmen
teilnehmen. Diese Zugangsrechte sollten auf eine nicht kommerzielle und nicht wettbewerbsorientierte Nutzung
begrenzt sein und mit den geltenden Vertraulichkeitsvorschriften im Einklang stehen. Das Personal der Organe,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sollte Zugang zu diesen Informationen erhalten, sofern angemessene
Standards fiir die IT- und Informationssicherheit und die Grundsitze der Notwendigkeit und VerhaltnisméRigkeit
eingehalten werden.

(38) Die Beteiligung an indirekten Maffnahmen, die von den gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von ,Horizont
Europa“ finanziert werden, sollte den Vorschriften der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ entsprechen. Die
gemeinsamen Unternehmen sollten auf der Grundlage einschldgiger von der Kommission erlassener Mainahmen
fiir eine kohirente Anwendung dieser Regeln sorgen. Uberdies sollten die gemeinsamen Unternehmen die von der
Kommission ausgearbeitete Musterfinanzhilfevereinbarung verwenden. In Bezug auf den Zeitraum, in dem
Einwinde gegen die Ubertragung der Eigentumsrechte an den Ergebnissen gemif Artikel 40 Absatz 4 der
Verordnung iiber ,Horizont Europa“ erhoben werden konnen, sollte die Dauer der Innovationszyklen in den von
den jeweiligen gemeinsamen Unternehmen abgedeckten Bereichen beriicksichtigt werden.

(39) Eines der Hauptziele gemeinsamer Unternehmen besteht darin, die wirtschaftlichen Kapazititen der Union und
insbesondere ihre wissenschaftliche und technologische Fithrungsrolle zu stirken. Dariiber hinaus wird bei der
Erholung in der Zeit nach COVID-19 deutlich, dass in Schliisseltechnologien wie 5G, kiinstliche Intelligenz (KI),
Cloud-Computing, Cybersicherheit und umweltfreundliche Technologien investiert werden muss und dass diese
Technologien in der Union aufgewertet werden miissen. Die gemeinsamen Unternehmen sollten zur Forderung
einer offenen Wissenschaft gemif den Artikeln 14 und 39 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ beitragen. Die

(**) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 {iber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Aufhebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).
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Ergebnisse aller Teilnehmer werden in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle spielen, und alle Teilnehmer werden iiber
die im Rahmen des Projekts erzielten Ergebnisse und Zugangsrechte in den Genuss von Unionsfinanzierung
kommen, auch wenn die betreffenden Teilnehmer keine Unionsmittel erhalten haben. Daher sollte zum Schutz der
Interessen der Union das Recht gemeinsamer Unternehmen, Einwinde gegen die Ubertragung der Eigentumsrechte
an den Ergebnissen oder gegen die Gewihrung einer Lizenz zur exklusiven Nutzung der Ergebnisse zu erheben,
auch fiir Teilnehmer gelten, die keine Unionsmittel erhalten haben. Bei der Ausiibung dieses Rechts auf Erhebung
von Einwinden und gemifl dem Grundsatz der Verhaltnismégigkeit sollte das gemeinsame Unternehmen in Bezug
auf die Ergebnisse der Teilnehmer, die keine Unionsmittel erhalten haben fiir Ausgewogenheit zwischen den
Interessen der Union und dem Schutz der Grundrechte sorgen, wobei zu berticksichtigen ist, dass diese Teilnehmer
fur die Mafinahme, mit der die Ergebnisse erzielt wurden, keine Unionsmittel erhalten haben.

(40) Der finanzielle Beitrag der Union sollte im Einklang mit dem Grundsatz der wirtschaftlichen Haushaltsfithrung und
den Vorschriften fiir die indirekte Mittelverwaltung der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 verwaltet werden.

(41) Im Interesse der Vereinfachung sollte der Verwaltungsaufwand fiir alle Beteiligten verringert werden. Doppelte
Rechnungspriifungen sowie unverhiltnisméfSige Nachweis- und Berichtspflichten sollten vermieden werden.
Rechnungspriifungen bei Empfingern von Unionsmitteln im Rahmen dieser Verordnung sollten im Einklang mit
der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ und anderen einschligigen Finanzierungsprogrammen der Union
durchgefiihrt werden.

(42) Die finanziellen Interessen der Union und der anderen Mitglieder der gemeinsamen Unternehmen sollten wihrend
des gesamten Ausgabenzyklus durch verhiltnismifige MaRnahmen geschiitzt werden, darunter Pravention,
Aufdeckung und Untersuchung von Unregelmifigkeiten, Riickforderung entgangener, zu Unrecht gezahlter oder
nicht widmungsgemif$ verwendeter Mittel und gegebenenfalls verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen
nach der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046. Aufgrund der besonderen Merkmale der von einigen
gemeinsamen Unternehmen durchgefithrten Mafnahmen, die iiber mehrere Jahre hinweg stufenweise beendet
werden miissen, sollte es moglich sein, die mehrjihrigen Mittelbindungen der Kommission und des betreffenden
gemeinsamen Unternehmens in Jahrestranchen aufzuteilen. In diesem Zusammenhang kénnen Mittelbindungen des
Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt, des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen und
des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 in Jahrestranchen aufgeteilt werden. Bis zum 31. Dezember 2024 sollte
der kumulierte Betrag dieser Mittelbindungen 50 % des betreffenden Hochstbeitrags der Union nicht iiberschreiten.
Ab dem 1. Januar 2025 sollten mindestens 20 % des kumulierten Haushalts der verbleibenden Jahre nicht mehr
durch Jahrestranchen gedeckt werden.

(43) Aufgrund der besonderen Merkmale und des derzeitigen Status der gemeinsamen Unternehmen sollte ihnen
weiterhin gesondert Entlastung erteilt werden. Die Rechnungspriifung und die Priifung der Rechtmafigkeit und
Ordnungsmifigkeit der Vorginge sollten durch den Rechnungshof erfolgen.

(44) Im Einklang mit Artikel 10 Absatz 2 Buchstabe ¢ der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ sollten gemeinsame
Unternehmen einen klaren Lebenszyklusansatz verfolgen. Um die finanziellen Interessen der Union angemessen zu
schiitzen, sollten gemeinsame Unternehmen fur einen Zeitraum bis zum 31. Dezember 2031 gegriindet werden,
damit sie ihre Verantwortung fiir die Ausfithrung von Finanzhilfen bis zum Abschluss der letzten eingeleiteten
indirekten Mafinahmen wahrnehmen konnen. Die gemeinsamen Unternehmen sollten aus den Unionsprogrammen
im Rahmen des mehrjihrigen Finanzrahmens 2021-2027 (im Folgenden ,MFR 2021-2027%) finanziert werden. Die
gemeinsamen Unternehmen sollten die Moglichkeit haben, in hinreichend begriindeten Fillen im Zusammenhang
mit der Verfiigbarkeit der verbleibenden Mittel aus dem MFR 2021-2027 bis zum 31. Dezember 2028
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlagen zu veréffentlichen.

(45) In Zusammenhang mit der Prioritdt der Kommission des europdischen Griinen Deals, die durch die Mitteilungen der
Kommission ,Eine nachhaltige Biookonomie fiir Europa — Stirkung der Verbindungen zwischen Wirtschaft,
Gesellschaft und Umwelt“ vom 11. Oktober 2018, ,Ein sauberer Planet fiir alle — Eine Europdische strategische,
langfristige Vision fiir eine wohlhabende, moderne, wettbewerbsfahige und klimaneutrale Wirtschaft“ vom
28. November 2018, ,Ein neuer Aktionsplan fur die Kreislaufwirtschaft — Fiir ein saubereres und wettbewerbs-
fahigeres Europa“ vom 11. Marz 2020, ,EU-Biodiversititsstrategie fir 2030 — Mehr Raum fiir die Natur in
unserem Leben“ vom 20. Mai 2020, ,Vom Hof auf den Tisch — eine Strategie fiir ein faires, gesundes und
umweltfreundliches Lebensmittelsystem“ vom 20. Mai 2020 und ,Chemikalienstrategie fiir Nachhaltigkeit — Fiir
eine schadstofffreie Umwelt“ vom 17. Oktober 2020 unterstiitzt wird, sollte der européische biobasierte Sektor —
darunter auch KMU, Regionen und Primirerzeuger — klimaneutral, stirker kreislauforientiert und nachhaltiger
werden, gleichzeitig jedoch auf globaler Ebene wettbewerbsfihig bleiben. Ein starkes, ressourceneffizientes und
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wettbewerbsfahiges biobasiertes Innovationsokosystem kann die Abhingigkeit von nicht erneuerbaren fossilen
Rohstoffen und mineralischen Bodenschidtzen verringern und deren Substitution beschleunigen. Zudem konnen so
durch Nachhaltigkeit und Innovation, die auf Kreislaufwirtschaft beruht, biobasierte Produkte aus nachwachsenden
Quellen sowie Materialien, Verfahren und Nahrstoffe aus Abfall und Biomasse entwickelt werden. Im Rahmen eines
solchen Okosystems kann auch aus lokalen Ausgangsstoffen — einschlieRlich Abfillen, Reststoffen und
Nebenprodukten — Wertschopfung entstehen, um in der gesamten Union Arbeitsplitze, Wirtschaftswachstum und
Entwicklung zu schaffen, und zwar nicht nur in stidtischen Gebieten, sondern auch in lindlichen und kiistennahen
Gebieten, in denen Biomasse erzeugt wird und bei denen es sich hdufig um Randregionen handelt, die selten von
industrieller Entwicklung profitieren.

(46) Das im Rahmen von Horizont 2020 gegriindete Gemeinsame Unternehmen fiir biobasierte Industriezweige
konzentriert sich bislang auf eine nachhaltige Ressourcennutzung, insbesondere in ressourcenintensiven Sektoren
mit hohem Wirkungsgrad, wie Landwirtschaft, Textilherstellung und Baugewerbe, und zielt vorwiegend auf lokale
Betreiber, Hersteller, Anlagen und Fabriken ab. Seine im Oktober 2017 veréffentlichte Zwischenbewertung enthielt
ein starkes Biindel von 34 Empfehlungen, die sich in der Ausgestaltung des mit dieser Verordnung eingerichteten
Gemeinsamen Unternehmens fur ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa widerspiegeln. Das Gemeinsame
Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa ist keine unmittelbare Fortfihrung des Gemeinsamen
Unternehmens fiir biobasierte Industriezweige, sondern vielmehr ein Programm, mit dem auf den Erfolgen der
Vorgingerinitiative aufgebaut wird und deren Mingel beseitigt werden. Im Einklang mit den Empfehlungen sollte
das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa ein breiteres Spektrum von
Interessentrdgern einbeziehen, einschlieflich des Primiarsektors (d. h. Landwirtschaft, Aquakultur, Fischerei und
Forstwirtschaft) und der Anbieter von Abfillen, Reststoffen und Nebenstromen sowie regionaler Behorden und
Investoren, um Marktversagen und nicht nachhaltige biobasierte Prozesse zu verhindern. Um die jeweiligen Ziele zu
erreichen, sollten nur Projekte finanziert werden, in deren Rahmen den Grundsitzen der Kreislaufwirtschaft, der
Nachhaltigkeit und den Belastungsgrenzen unseres Planeten Rechnung getragen wird.

(47) Das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa sollte Einsatzgruppen einrichten, die
als Beratungsgremien dienen und sich aktiv an den strategischen Diskussionen beteiligen sollten, mit denen die
Agenda fiir die Partnerschaft festgelegt wird. Diese Beratungsgremien miissen in die Leitungsstruktur einbezogen
werden, um eine breitere Beteiligung und hohere private Investitionen in den kreislauforientierten biobasierten
Sektor sicherzustellen. Die Einsatzgruppen sollten insbesondere die Strategiesitzungen des Verwaltungsrats
unterstiitzen, in deren Rahmen fithrende Industrievertreter und Vertreter der Interessentrdger mit hochrangigen
Vertretern der Kommission im stidndigen Verwaltungsrat zusammenkommen, um die strategische Ausrichtung der
Partnerschaft zu erértern und festzulegen.

(48) Das Hauptziel des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt sollte darin bestehen, einen Beitrag zur
Verringerung des 6kologischen Fuffabdrucks des Luftverkehrs zu leisten, indem die Entwicklung klimaneutraler
Luftfahrttechnologien beschleunigt wird, damit diese so bald wie moglich eingefithrt werden konnen, sodass ein
wesentlicher Beitrag zu den ehrgeizigen Zielen des europiischen Griinen Deals und der Verordnung (EU)
2021/1119 des Europiischen Parlaments und des Rates (¥} (im Folgenden ,Europiisches Klimagesetz“) zur
Minderung der Umweltauswirkungen geleistet wird, namentlich zu einer Verringerung der Emissionen um 55 % bis
2030 gegenitber dem Stand von 1990 und der Klimaneutralitit bis spitestens 2050 im Einklang mit dem im
Rahmen des Rahmeniibereinkommens der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen geschlossenen
Ubereinkommen von Paris (*’). Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn die Forschungs- und Innovations-
prozesse in der Luftfahrt optimiert und die globale Wettbewerbsfihigkeit der Luftfahrtindustrie der Union
verbessert werden. Ebenso sollte das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt sicherstellen, dass eine
sauberere Luftfahrt fiir die Beférderung von Fluggasten und Giitern auf dem Luftweg sicher und effizient bleibt.

(49) Das Gemeinsame Unternehmen fur saubere Luftfahrt baut auf den Erfahrungen mit den Gemeinsamen
Unternehmen ,,Clean Sky“ und ,Clean Sky 2“ auf. Die neue europdische Partnerschaft sollte ehrgeiziger sein und sich
auf die Entwicklung bahnbrechender Demonstrationsprojekte konzentrieren. Im Einklang mit den Ergebnissen der
Zwischenbewertung fiir das Gemeinsame Unternehmen ,Clean Sky 2“ sollte mit einer neuen Initiative sichergestellt
werden, dass jedes Demonstrationsprojekt auf das entscheidende Ziel der Entwicklung der nichsten Luftfahrzeug-
programme ausgerichtet ist, damit die entwickelten Technologien tatsichlich zur prioritir angestrebten schnellst-
moglichen Einfihrung kommen. Folglich sollte sich das neue gemeinsame Unternehmen darauf konzentrieren, die
Sichtbarkeit seiner individuellen Betriebsziele zu erhdhen und die Uberwachungs-, Management- und Berichterstat-
tungskapazititen des gemeinsamen Unternchmens zu stirken, um der Komplexitit der Forschungs- und
Innovationsanstrengungen Rechnung zu tragen, die erforderlich sind, damit die européische Partnerschaft ihre Ziele
erreichen kann.

(*) Verordnung (EU) 2021/1119 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 2021 zur Schaffung des Rahmens fiir die
Verwirklichung der Klimaneutralitit und zur Anderung der Verordnungen (EG) Nr. 401/2009 und (EU) 2018/1999 (,Europiisches
Klimagesetz“) (ABL. L 243 vom 9.7.2021, S. 1).

(%) ABL L 282 vom 19.10.2016, S. 4.
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(50)
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Das Gemeinsame Unternehmen fir saubere Luftfahrt sollte auf einer starken Fithrungsrolle der europiischen
Luftfahrtindustrie und einer vielfiltigen Mitgliederbasis aufbauen und ein breites Spektrum von Interessentragern
und Ideen aus ganz Europa zusammenbringen. Um die vielversprechendsten Ansitze und Einrichtungen zu
ermitteln, mit denen diese Ziele verfolgt werden konnen, hat die Kommission eine Aufforderung zur Einreichung
von Ideen und zur Interessenbekundung von potenziellen Mitgliedern verdffentlicht. Der Verwaltungsrat sollte die
Moglichkeit haben, basierend auf den Ergebnissen dieser Aufforderung und kiinftiger Aufforderungen assoziierte
Mitglieder auszuwihlen, um eine rasche Erweiterung der Mitgliedergruppe zu ermdoglichen.

Um die Wirkung der Forschungs- und Innovationstitigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt
und des Gemeinsamen Unternehmens fiir die Forschung zum Flugverkehrsmanagementsystem fiir den einheitlichen
europdischen Luftraum (SESAR 3) mit Blick auf eine wirksame Emissionsreduktion und die Digitalisierung der
Luftfahrtindustrie zu maximieren und zu beschleunigen, sollten diese gemeinsamen Unternehmen im Rahmen der
europdischen Partnerschaft eine enge Zusammenarbeit mit der Agentur der Européischen Union fiir Flugsicherheit
(EASA) anstreben und einen frithzeitigen Austausch von Wissen iiber entwickelte neue Technologien sicherstellen.
Diese Zusammenarbeit wird von entscheidender Bedeutung sein, um die Markteinfithrung zu beschleunigen, indem
das Zertifizierungsverfahren fiir daraus hervorgehende Produkte und Dienstleistungen gemif der Verordnung (EU)
2018/1139 des Europdischen Parlaments und des Rates (') erleichtert wird.

Um die Synergien zwischen Programmen auf Unionsebene, nationaler und regionaler Ebene zu maximieren, sollten
die Mitglieder der Gruppe der Vertreter der Staaten des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt
Maglichkeiten priifen, um herausragende Vorschldge, die aufgrund von Uberzeichnung nicht fiir die Finanzierung
durch das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt ausgewihlt wurden, auf nationaler Ebene finanziell zu
unterstiitzen.

Europa steht vor der Herausforderung, eine fithrende Rolle bei der Beschleunigung der okologischen Neuausrichtung
der ndchsten Generation von Luftfahrzeugen und der Internalisierung der gesellschaftlichen Kosten von Treibhausga-
semissionen im Geschiftsmodell fiir den Luftverkehr zu spielen, gleichzeitig jedoch fiir gleiche Wettbewerbsbe-
dingungen fuir europdische Produkte auf dem Weltmarkt zu sorgen. Daher sollte das Gemeinsame Unternehmen fiir
saubere Luftfahrt die europdischen Vertreter bei der internationalen Normung und internationalen legislativen
Bemithungen unterstiitzen.

Das Interesse an Wasserstoff hat in den letzten fiinf Jahren stark zugenommen und alle Mitgliedstaaten haben das
Rahmeniibereinkommen der Vereinten Nationen iiber Klimainderungen (Ubereinkommen von Paris) auf der 21.
Konferenz der Vertragsparteien (COP21) unterzeichnet und ratifiziert. Der europiische Griine Deal zielt darauf ab,
den Ubergang der Union zu einer fairen und wohlhabenden Gesellschaft mit einer modernen, ressourceneffizienten
und wettbewerbsfihigen Wirtschaft zu vollziehen, in der es spitestens bis 2050 keine Netto-Treibhausgasemissionen
mehr geben soll. Zu den prioritdren Bereichen gehoren sauberer Wasserstoff, Brennstoffzellen, andere alternative
Kraftstoffe und Energiespeicherung. Wasserstoff spielt in den Mitteilungen der Kommission ,Eine Wasserstoff-
strategie fiir ein klimaneutrales Europa“ und ,Eine EU-Strategie zur Integration des Energiesystems“ vom 8. Juli
2020 sowie bei der Griindung der europdischen Allianz fiir sauberen Wasserstoff, die alle Interessentrdger
zusammenbringt, eine wichtige Rolle, um den Technologiebedarf, die Investitionsmdglichkeiten und die
regulatorischen Hindernisse fiir den Aufbau eines Okosystems fiir sauberen Wasserstoff in der Union zu ermitteln
und so dazu beizutragen, dass die derzeitige Abhingigkeit von fossilen Brennstoffen sowie die Treibhausgase-
missionen der einschlagigen Sektoren verringert werden konnen. Das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen
Wasserstoff kann die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass Ergebnisse aus Forschung und Innovation (im Folgenden
,Ful“) von Rahmenstrukturen fiir Investitionen wie der Europiischen Allianz fiir sauberen Wasserstoff und Wichtige
Vorhaben von gemeinsamem europdischem Interesse (Important Projects of Common European Interest, im
Folgenden ,IPCEI“) zu Wasserstoff aufgegriffen werden.

Seit 2008 werden spezielle Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Zusammenhang mit Wasserstoffan-
wendungen unterstiitzt, hauptsichlich tiber die Gemeinsamen Unternehmen ,Brennstoffzellen und Wasserstoff*,
namlich das Gemeinsame Unternehmen FCH und das Gemeinsame Unternehmen FCH 2, im Rahmen des mit dem
Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates (V) eingerichteten Siebten
Rahmenprogramms und von Horizont 2020 sowie durch traditionelle Kooperationsprojekte, die alle
Stufen/Bereiche der Wasserstoffwertschopfungskette abdecken. Das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen
Wasserstoff sollte die wissenschaftliche Kapazitit der Union stirken und integrieren, um die Entwicklung und

Verordnung (EU) 20181139 des Européischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2018 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften
fir die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der Europiischen Union fiir Flugsicherheit sowie zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, (EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU
und 2014/53/EU des Europdischen Parlaments und des Rates, und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 552/2004 und (EG)
Nr. 216/2008 des Europdischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EWG) Nr. 3922/91 des Rates (ABL L 212 vom
22.8.2018,S. 1).

Beschluss Nr. 1982/2006/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 iiber das Siebte
Rahmenprogramm der Europiischen Gemeinschaft fur Forschung, technologische Entwicklung und Demonstration (2007 bis 2013)
(ABL. L 412 vom 30.12.2006, S. 1).
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Verbesserung fortschrittlicher, marktreifer Anwendungen fiir sauberen Wasserstoff in den Bereichen Energie,
Verkehr, Bau und industrielle Endnutzung zu beschleunigen. Dies wird nur mdglich sein, wenn parallel dazu die
Wettbewerbsfahigkeit der Wertschopfungskette der Union fiir sauberen Wasserstoff und insbesondere KMU gestirkt
werden.

(56) Um die wissenschaftlichen Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff zu erreichen, sollten alle
von der Wasserstoffwirtschaft betroffenen Sektoren die Moglichkeit erhalten, sich an der Ausarbeitung und
Umsetzung seiner strategischen Forschungs- und Innovationsagenda zu beteiligen. Bei den Mafnahmen des
Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff sollte bahnbrechenden technologischen Entwicklungen, die
eine Alternative zu den etablierten Technologien bieten, Rechnung getragen werden. Der offentliche Sektor sollte
einbezogen werden, darunter insbesondere regionale und nationale Behorden, die fiir die Festlegung
klimapolitischer Strategien und Maflnahmen im Zusammenhang mit Marktmechanismen zustindig sind, um die
Liicken zwischen der Entwicklung marktreifer Technologien und der grofmafSstiblichen Einfithrung zu schliefSen.

(57) Das Gemeinsame Unternchmen fiir sauberen Wasserstoff schlieft die Forschungsgemeinschaft als Mitglied des
Verbands ,Hydrogen Europe Research” mit ein, weshalb kein wissenschaftliches Beratungsgremium eingerichtet
werden sollte.

(58) Da Wasserstoff als Brennstoff oder als Energietrdger und Energiespeicher eingesetzt werden kann, ist es von
entscheidender Bedeutung, dass die Partnerschaft fiir sauberen Wasserstoff eine strukturierte Zusammenarbeit mit
zahlreichen anderen europdischen Partnerschaften, insbesondere fiir den Endverbrauch, begriindet. Die europdische
Partnerschaft fur sauberen Wasserstoff sollte insbesondere mit den europidischen Partnerschaften fiir den
emissionsfreien Straen- bzw. Schiffsverkehr, fiir das europdische Eisenbahnsystem, fiir saubere Luftfahrt, fiir
Prozesse fiir den Planeten sowie fur sauberen Stahl interagieren. Zu diesem Zweck sollte eine Struktur eingerichtet
werden, die dem Verwaltungsrat Bericht erstattet, um die Zusammenarbeit und Synergien zwischen diesen
Partnerschaften im Wasserstoftbereich sicherzustellen. Das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen Wasserstoff
wire die einzige Partnerschaft, die sich auf Technologien zur Wasserstofferzeugung konzentriert. Die
Zusammenarbeit mit Partnerschaften fiir den Endverbrauch sollte sich insbesondere auf die Demonstration der
Technologie und die gemeinsame Festlegung von Spezifikationen konzentrieren.

(59) Die Eisenbahnen tragen zum einheitlichen europdischen Verkehrsraum bei und bilden eine grundlegende
Komponente der langfristigen Strategie der Union fiir nachhaltige Entwicklung. Was die wirtschaftliche Grofie
betrifft, so belduft sich die direkte Bruttowertschopfung des europdischen Eisenbahnsektors auf 69 Mrd. EUR und
sein indirekter Wert auf 80 Mrd. EUR. 1,3 Mio. Personen sind direkt und mehr als eine Million indirekt im
Eisenbahnsektor beschaftigt.

(60) In der Mitteilung der Kommission ,Eine neue Industriestrategie fiir Europa“ vom 10. Mirz 2020 wird betont, dass
Industrien fiir nachhaltige und intelligente Mobilitit wie die Eisenbahnindustrie sowohl die Verantwortung als auch
das Potenzial haben, den digitalen und den 6kologischen Wandel voranzutreiben, die industrielle Wettbewerbs-
tahigkeit Europas zu fordern und die Konnektivitit zu verbessern. Daher sollten alle Trager im Straflen-, Schienen-,
Luft- und Schiffsverkehr dazu beitragen, die verkehrsbedingten Emissionen bis 2050 um 90 % zu verringern.
Vorrangig sollte ein wesentlicher Teil der 75 % des Giiterbinnenverkehrs, die derzeit auf der Strale abgewickelt
werden, auf die Schiene und auf Binnenwasserstraen verlagert werden.

(61) Das Gemeinsame Unternehmen Shift2Rail (Gemeinsames Unternehmen S2R) wurde 2014 gegriindet, um die
Forschungs-, Entwicklungs- und Validierungstatigkeiten der Shift2Rail-Vorgingerinitiative zu leiten, indem Mittel
des offentlichen und des privaten Sektors, die seine Mitglieder bereitstellen, gebiindelt werden und auf interne und
externe technische Ressourcen zuriickgegriffen wird. Mit ihm wurden neue Formen der Zusammenarbeit zwischen
den Interessentrigern aus der gesamten Wertschopfungskette des Eisenbahnsektors und den Akteuren auflerhalb
des traditionellen Eisenbahnsektors aufgebaut, die mit den Wettbewerbsregeln vereinbar sind, und die Erfahrung
und das Fachwissen der Eisenbahnagentur der Europiischen Union zu Fragen der Interoperabilitit und der
Sicherheit eingebracht.

(62) Das Ziel des Gemeinsamen Unternchmens fir Europas Eisenbahnen sollte darin bestehen, ein integriertes
europdisches Eisenbahnnetz mit hoher Kapazitit zu schaffen, indem Hindernisse fiir die Interoperabilitit beseitigt
und Losungen fur die vollstindige Integration, die sich auf Verkehrsmanagement, Fahrzeuge, Infrastruktur und
Dienstleistungen erstrecken, bereitgestellt werden, um die Ubernahme und Einfiihrung von Projekten und
Innovationen zu beschleunigen. Dadurch sollte das enorme Potenzial fiir Digitalisierung und Automatisierung
ausgeschopft werden, um die Kosten fiir das Eisenbahnsystem zu senken, dessen Kapazitit zu erhéhen und dessen
Flexibilitit und Zuverldssigkeit zu verbessern, und dies sollte auf der Grundlage einer soliden funktionalen Referenz-
Systemarchitektur fiir die gesamte Branche erfolgen, in Abstimmung mit der Eisenbahnagentur der Europiischen
Union.
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(63) Das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen sollte in seinem Masterplan seine vorrangigen Forschungs-
und Innovationstitigkeiten, die allgemeine Systemarchitektur und einen harmonisierten Betriebsansatz,
einschlieflich grofmafstiblicher Demonstrationsprojekte und Vorzeigebereiche, festlegen, die fir die beschleunigte
Verbreitung integrierter, interoperabler und genormter technologischer Innovationen erforderlich sind, um den
einheitlichen europaischen Eisenbahnraum zu unterstiitzen.

(64) Das Eisenbahnsystem ist ein komplexes System mit sehr engen Wechselwirkungen zwischen Infrastrukturbetreibern,
Eisenbahnunternehmen (Zugbetreibern) und ihrer jeweiligen Ausriistung (Infrastruktur und Fahrzeugbestand). Ohne
gemeinsame Spezifikationen und Strategien im gesamten Eisenbahnsystem ist es nicht moglich, Innovationen zu
bewirken. Daher sollte die Systemsdule des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen, iiber die
Informationen einschlagiger Interessentriger auflerhalb und innerhalb des gemeinsamen Unternehmens erfasst
werden, dem Sektor ermdglichen, sich auf ein einheitliches Betriebskonzept und eine einheitliche Systemarchitektur
zu einigen, einschlieflich der Definition der Dienste, Funktionsblocke und Schnittstellen, die die Grundlage fiir den
Betrieb von Eisenbahnsystemen bilden. Er sollte den allgemeinen Rahmen bieten, um sicherzustellen, dass
Forschung auf Kundenanforderungen und operative Bediirfnisse ausgerichtet ist, die gemeinsam festgelegt sind und
geteilt werden. Das Ergebnis der Systemsdule sollte die Interoperabilitit des gesamten Eisenbahnnetzes,
einschlieBlich des TEN-V-Kernnetzes und des TEN-V-Gesamtnetzes, sowie der nicht in das TEN-V einbezogenen
Haupt- und Regionallinien unterstiitzen. Das Governance-Modell und der Entscheidungsprozess des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen sollten der Fithrungsrolle der Kommission bei der Vereinheitlichung und
Integration des europdischen Eisenbahnsystems Rechnung tragen, insbesondere bei der raschen und wirksamen
Umsetzung des einheitlichen Betriebskonzepts und der einheitlichen Systemarchitektur, wobei die privaten Partner
in beratende und technische Unterstiitzungsaufgaben eingebunden werden sollten.

(65) Um sicherzustellen, dass die Ergebnisse der Forschung mit niedrigen Technologie-Reifegraden in hoheren
Technologie-Reifegraden und insbesondere vom Gemeinsamen Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen wirksam
genutzt werden, sollte das Programmbiiro des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen
entsprechende Tatigkeiten durchfithren.

(66) Um einen raschen Ubergang und eine rasche Erweiterung der Mitgliederzahl zu gewihrleisten, sollte es dem
Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen erforderlichenfalls moglich sein,
assoziierte Mitglieder auf der Grundlage der Ergebnisse eines von der Kommission verdffentlichten Aufrufs zur
Interessenbekundung auszuwéhlen.

(67) Im Zusammenhang mit den Priorititen der Kommission im Rahmen der Ziele der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung, insbesondere dem Ziel fuir nachhaltige Entwicklung 3, und der gemeinsamen Mitteilung
der Kommission ,Auf dem Weg zu einer umfassenden Strategie mit Afrika“ vom 9. Midrz 2020 ist die Union
entschlossen, zur Gewéhrleistung eines gesunden Lebens und zur Forderung des Wohlergehens aller beizutragen,
eine noch stirkere Partnerschaft zwischen den beiden Kontinenten aufzubauen und die Entwicklung von
Forschungs- und Innovationskapazititen in Afrika zu unterstiitzen. Das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health
EDCTP3“ sollte gegen den Mangel an geeigneten Diagnostika, Behandlungen und Impfstoffen — neben anderen
sogenannten Gesundheitstechnologien — vorgehen, um Infektionskrankheiten wie HIV, Malaria und Tuberkulose,
aber auch andere armutsbedingte und vernachldssigte Infektionskrankheiten zu bekdmpfen, die in Afrika,
insbesondere in afrikanischen Landern siidlich der Sahara, verbreitet sind. Die COVID-19-Pandemie hat gezeigt,
dass sich Infektionskrankheiten im Zuge der zunehmenden Vernetzung verschiedener Regionen der Welt durch den
Welthandel und den Tourismus rasch iiberall auf der Welt ausbreiten konnen. Daher ist die Entwicklung von
Gesundheitstechnologien von entscheidender Bedeutung, um die Ausbreitung von Infektionskrankheiten
einzudimmen und sie nach ihrer Ausbreitung zu bekdmpfen, damit die Gesundheit der Biirger in den betreffenden
Lindern und in der Union geschiitzt wird. Um eine stirkere globale Fithrungsrolle im Gesundheitsbereich zu
erreichen als die EDCTP2-Vorgingerinitiative, sollte der Rahmen der Partnerschaft ausgeweitet werden, um
Mafinahmen gegen neue Bedrohungen durch Infektionskrankheiten, die zunehmenden Probleme der Antibiotika-
resistenz und die Begleiterkrankungen nicht iibertragbarer Krankheiten einzuschlieen.

(68) Die Bekimpfung von Infektionskrankheiten in afrikanischen Lindern siidlich der Sahara mit modernen
technologischen Instrumenten erfordert die Einbeziehung zahlreicher Akteure und langfristige Verpflichtungen. Das
Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3* sollte produktive und nachhaltige Nord-Siid- und Siid-Siid-
Netze und -Kooperationen vermitteln und Bezichungen zu zahlreichen privaten und offentlichen Organisationen
aufbauen, um projektbezogene und institutionelle Zusammenarbeit zu stirken. Ebenso sollte das Programm zur
Schaffung neuer Nord-Siid- und Siid-Siid-Kooperationen beitragen, um mehrere Linder und Standorte umfassende
Studien in afrikanischen Lindern siidlich der Sahara durchzufithren. Dariiber hinaus sollte eine regelméifige
internationale Konferenz, das Forum der Partnerschaft Europas und der Entwicklungslinder im Bereich klinischer
Studien (European and Developing Countries Clinical Trials Partnership, EDCTP), eine Plattform fiir Wissenschaftler
und einschligige Netzwerke aus Europa, Afrika und anderen Teilen der Welt bieten, um Erkenntnisse und Ideen
auszutauschen und kooperative Verbindungen aufzubauen.
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(73)

Das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ sollte auf den Erfahrungen aufbauen, die im Rahmen der
Programme EDCTP und EDCTP2 gewonnen wurden, um Ergebnisse zu erzielen, indem Investitionen der Union, der
Mitgliedstaaten, der assoziierten Linder und der afrikanischen Linder genutzt werden, die von einzelnen Lindern
oder dem Forschungsrahmenprogramm der Union allein nicht hitten erreicht werden konnen. Die EDCTP
Association, die die an dem Programm teilnehmenden Staaten vertritt, sollte zusitzliche Tatigkeiten beisteuern und
kann einen finanziellen Beitrag zum Programm EDCTP3 und dessen Durchfithrung leisten. Dabei sollte sie eine
sinnvolle Teilnahme und Einbeziehung der Linder siidlich der Sahara am bzw. in den Entscheidungsprozess
ermoglichen, was fiir die Bekimpfung der Belastung durch Krankheiten in den Lindern siidlich der Sahara von
wesentlicher Bedeutung ist. Das gemeinsame Unternehmen sollte auch andere internationale Forschungsforderer
wie Philanthropen, die Pharmaindustrie und andere Drittlinder einbeziehen, die als beitragende Partner auf Ad-hoc-
Basis einen Beitrag zu der Partnerschaft leisten sollten. Um die Wirkung des Programms zu erhohen, sollte im
Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3* fiir spezifische Aufforderungen dartiber hinaus
die Moglichkeit bestehen, Rechtstriger zu ermitteln, die sich an indirekten Mafnahmen beteiligen konnten. Es sollte
moglich sein, im Arbeitsprogramm vorzusehen, dass diese Rechtstrager nicht fiir eine Finanzierung durch das
Gemeinsame Unternehmen in Betracht kommen.

Dem Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ gehoren Mitgliedstaaten und assoziierte Lander als
Mitglieder der EDCTP Association an, weshalb keine Gruppe der Vertreter der Staaten eingerichtet werden sollte.

Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass bei den Forschungstitigkeiten, die von dem Gemeinsamen Unternehmen
,Global Health EDCTP3* finanziert oder von dessen Arbeitsprogramm anderweitig abgedeckt werden, die Charta
der Grundrechte der Europiischen Union, die Europdische Menschenrechtskonvention und ihre Zusatzprotokolle,
die ethischen Grundsitze aus der Deklaration des Weltirztebunds von Helsinki aus dem Jahr 2008, die von der
Internationalen Konferenz zur Harmonisierung der technischen Anforderungen an die Zulassung von
Humanarzneimitteln (ICH) verabschiedeten Standards fiir gute klinische Praxis, die einschldgigen Unionsrechtsvor-
schriften und die ortlichen ethischen Anforderungen der Linder, in denen die Forschungstitigkeiten durchgefiihrt
werden sollen, umfassend gewahrt werden. Dariiber hinaus sollte das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health
EDCTP3" vorschreiben, dass die Innovationen und Interventionen, die auf der Grundlage der Ergebnisse der durch
das Programm unterstiitzten indirekten Mafinahmen entwickelt wurden, erschwinglich und fiir gefihrdete
Bevolkerungsgruppen zuganglich sein miissen.

Damit das Gemeinsame Unternchmen ,Global Health EDCTP3“ Erfolg hat und Anreize fiir die Teilnahme an der
Partnerschaft setzt, sollte die Finanzierung durch das gemeinsame Unternehmen gemif der Verordnung iiber
,2Horizont Europa“ auf die Rechtstriger beschrankt sein, die ihren Sitz in Mitgliedstaaten oder assoziierten Lindern
oder in den Griindungsstaaten der ,EDCTP Association“ haben. Einrichtungen mit Sitz in afrikanischen Lindern
siidlich der Sahara und anderen Drittlindern sollten weiterhin in der Lage sein, sich an den Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschligen zu beteiligen, ohne Finanzmittel zu erhalten. Ferner sollte es moglich sein, dass
Einrichtungen mit Sitz in anderen Lindern als Mitgliedern der EDCTP3 Association fiir eine Finanzierung in
bestimmten Bereichen der Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen oder bei einer Aufforderung zur
Einreichung von Vorschlidgen fiir die Bewiltigung einer Notsituation im Bereich der offentlichen Gesundheit in
Betracht kommen, sofern dies im Arbeitsprogramm vorgesehen ist. Das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health
EDCTP3“ sollte alle geeigneten Maflnahmen, einschlieflich vertraglicher Art, ergreifen, um die finanziellen
Interessen der Union zu schiitzen. Dabei sollte der Abschluss von Wissenschafts- und Technologieabkommen mit
Drittlindern angestrebt werden. Vor dem Abschluss solcher Abkommen sollte das Gemeinsame Unternehmen
,Global Health EDCTP3“ alternative Mafinahmen zum Schutz der Unionsinteressen anwenden, wenn sich
Einrichtungen mit Sitz in einem Drittland ohne ein solches Abkommen an der Finanzierung einer indirekten
Mafinahme beteiligen, und zwar sollte der Finanzkoordinator der Maffnahme in einem Mitgliedstaat oder einem
assoziierten Land niedergelassen sein, und die Vorfinanzierungs- und Haftungsregelungen der Finanzhilfever-
einbarung sollten angepasst werden, um den finanziellen Risiken angemessen Rechnung zu tragen.

Im Zusammenhang mit den Priorititen der Kommission ,Eine Wirtschaft im Dienste der Menschen* und ,Ein
Europa fiir das digitale Zeitalter* sollte die europdische Industrie, einschlieflich KMU, umweltfreundlicher, stirker
kreislauforientiert und digitaler werden und gleichzeitig auf globaler Ebene wettbewerbsfihig bleiben. Die
Kommission hat die Rolle von Medizinprodukten und digitalen Technologien zur Bewiltigung neuer Herausfor-
derungen und die Nutzung elektronischer Gesundheitsdienste fiir eine hochwertige Gesundheitsversorgung
hervorgehoben und dazu aufgerufen, die Versorgung mit erschwinglichen Arzneimitteln sicherzustellen, um den
Bedarf der Union zu decken und gleichzeitig eine innovative und weltweit fithrende européische pharmazeutische
Industrie zu unterstiitzen. Das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen® soll zur
Starkung der Wettbewerbsfahigkeit der Gesundheitsbranche der Union, eines Eckpfeilers der wissensbasierten
Wirtschaft der Union, und zu einer verstirkten Wirtschaftstitigkeit bei der Entwicklung von Gesundheitstech-
nologien, insbesondere von integrierten Gesundheitslosungen, beitragen und somit als Instrument zur Stirkung der
technologischen Fithrungsrolle und zur Forderung des digitalen Wandels unserer Gesellschaften dienen. Diese
politischen Priorititen lassen sich umsetzen, indem die entscheidenden Akteure zusammengebracht werden, d. h.
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Hochschulen, Unternehmen unterschiedlicher Gréfle und Endnutzer von Gesundheitsinnovationen im Rahmen
einer Offentlich-privaten Partnerschaft fir Forschung und Innovation im Gesundheitsbereich. Das Gemeinsame
Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ sollte dazu beitragen, die Ziele des europiischen
Plans zur Krebsbekdmpfung und des Européischen Aktionsplans zur Bekdmpfung antimikrobieller Resistenzen im
Rahmen des Konzepts ,Eine Gesundheit* zu erreichen. Das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im
Gesundheitswesen“ sollte den Mitteilungen der Kommission ,Eine neue Industriestrategie fiir Europa“ vom 10. Marz
2020, ,Eine KMU-Strategie fiir ein nachhaltiges und digitales Europa“ vom 10. Mdrz 2020 und ,Eine Arzneimittel-
strategie fiir Europa“ vom 25. November 2020 entsprechen.

(74) Das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ baut auf den Erfahrungen mit dem
Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative Innovative Arzneimittel 2“ (Gemeinsames Unternehmen IMI2) auf,
einschlieflich der im Rahmen dieser Vorgingerinitiative bei der Bekdimpfung der COVID-19-Pandemie geleisteten
Arbeit. Im Einklang mit den Empfehlungen der Zwischenbewertung des Gemeinsamen Unternehmens IMI2 sollte
eine Folgeinitiative ,die aktive Beteiligung anderer Industriezweige an der pharmazeutischen Industrie ermoglichen,
um deren Fachwissen bei der Entwicklung neuer Manahmen im Gesundheitswesen zu nutzen“. Daher miissen die
Industriezweige die Sektoren Biopharmazie, Biotechnologie und medizinische Technologien abdecken,
einschlieBlich der im digitalen Bereich titigen Unternehmen. Der Gegenstandsbereich des gemeinsamen
Unternehmens sollte sich auf Privention, Diagnose, Behandlung und Krankheitsmanagement erstrecken und muss
unter gebithrender Beriicksichtigung der hohen Belastung der Patienten und/oder der Gesellschaft aufgrund der
Schwere der Krankheit oder der Zahl der betroffenen Personen sowie der starken wirtschaftlichen Auswirkungen
der Krankheit auf Patienten und Gesundheitssysteme festgelegt werden. Die finanzierten Mafinahmen miissen den
Bediirfnissen der Union im Bereich der offentlichen Gesundheit gerecht werden und die Entwicklung kiinftiger
Innovationen im Gesundheitsbereich unterstiitzen, die sicher, auf den Menschen ausgerichtet, wirksam,
kosteneftizient und erschwinglich fiir Patienten und Gesundheitssysteme sind.

(75) Um die bestmoglichen Chancen fiir die Generierung neuer wissenschaftlicher Ideen und erfolgreicher Forschungs-
und Innovationstitigkeiten zu gewahrleisten, sollten die Hauptakteure des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative
zu Innovation im Gesundheitswesen” Forscher offentlicher und privater Einrichtungen unterschiedlicher Art sein.
Gleichzeitig sollten Endnutzer wie Unionsbiirgerinnen und -biirger, Angehorige der Gesundheitsberufe und
Gesundheitsdienstleister Beitrige zur strategischen Gestaltung und zu den Titigkeiten des gemeinsamen
Unternehmens leisten, sodass sichergestellt ist, dass es ihren Bediirfnissen gerecht wird. Dariiber hinaus sollten
unionsweite und nationale Regulierungsbehorden, Bewertungsstellen fir Gesundheitstechnologien und
Kostentrager frithzeitig Beitrdge zu den Tatigkeiten der Partnerschaft leisten — wobei sicherzustellen ist, dass keine
Interessenkonflikte vorliegen —, um die Wahrscheinlichkeit zu erhohen, dass die Ergebnisse der finanzierten
Mafinahmen den Anforderungen entsprechen, die fiir die Einfilhrung erforderlich sind, und somit die erwarteten
Auswirkungen zu erzielen. All diese Beitrdge sollten helfen, Forschungsanstrengungen gezielter auf Bereiche
auszurichten, in denen der Bedarf nicht gedeckt ist.

(76) Die derzeitigen Herausforderungen und Bedrohungen im Gesundheitsbereich sind globaler Natur. Daher sollte das
Gemeinsame Unternehmen Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen” internationalen Akteuren aus
Wissenschaft, Industrie und Regulierung offenstehen, um von einem breiteren Zugang zu Daten und Fachwissen zu
profitieren, auf neu auftretende Gesundheitsbedrohungen zu reagieren und die erforderliche gesellschaftliche
Wirkung, insbesondere bessere Gesundheitsergebnisse fiir die Unionsbiirgerinnen und -biirger, zu erzielen.
Gleichzeitig sollten die meisten Tatigkeiten der Partnerschaft in den Mitgliedstaaten und in mit ,Horizont Europa“
assoziierten Landern durchgefiihrt werden.

(77) Die Ziele der Partnerschaft sollten sich auf den vorwettbewerblichen Bereich konzentrieren und so einen sicheren
Raum fiir eine effiziente Zusammenarbeit zwischen Unternehmen schaffen, die sich mit verschiedenen Gesundheits-
technologien befassen. Um den integrativen Charakter des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im
Gesundheitswesen“ widerzuspiegeln und dazu beizutragen, die Abschottung zwischen den Sektoren des
Gesundheitswesens zu beseitigen und die Zusammenarbeit zwischen Industrie und Hochschulen zu stirken, sollte
die Mehrheit der im Rahmen des gemeinsamen Unternehmens finanzierten Projekte sektoriibergreifend sein.

(78) Der Begriff ,digitale Schliisseltechnologien“ bezieht sich auf Elektronikkomponenten und -systeme, die allen
wichtigen Wirtschaftszweigen zugrunde liegen. Die Kommission hat die Notwendigkeit betont, derartige
Technologien in Europa zu beherrschen, insbesondere im Zusammenhang mit der Verwirklichung der politischen
Prioritdten der Union wie der digitalen Fithrungsrolle. Angesichts der Bedeutung dieses Gebiets und der Herausfor-
derungen, die von den Interessentragern in der Union zu bewiltigen sind, muss dringend gehandelt werden, damit
in der europiischen Innovations- und Wertschopfungskette kein schwaches Glied verbleibt. Deshalb sollte ein
Mechanismus auf Unionsebene eingerichtet werden, mit dem die Forderung von Forschung und Innovation im
Bereich der Elektronikkomponenten und -systeme durch die Mitgliedstaaten, die Union und den Privatsektor
gebiindelt und gezielter eingesetzt werden kann.
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(79)

(82)

(83)

Das Gemeinsame Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien sollte sich mit klar abgegrenzten Themen
befassen, die es der europdischen Industrie insgesamt ermoglichen wiirden, die innovativsten Technologien im
Bereich Elektronikkomponenten und -systeme zu entwickeln, zu fertigen und einzusetzen. Eine strukturierte und
koordinierte finanzielle Unterstiitzung auf europdischer Ebene ist notwendig, um Forschungsteams und europdische
Industrien dabei zu unterstiitzen, ihre derzeitigen Stirken an der Spitze eines stark wettbewerbsorientierten
internationalen Umfelds beizubehalten und die Liicke bei Technologien zu schliefSen, die fiir einen digitalen Wandel
in Europa von entscheidender Bedeutung sind, in dem sich die zentralen Werte der Union wie Privatsphire und
Vertrauen und Sicherheit widerspiegeln. Die Zusammenarbeit zwischen den Interessentrigern des Okosystems, die
alle Segmente der Wertschopfungsketten vertreten, ist fur die Entwicklung neuer Technologien und die rasche
Markteinfithrung von Innovationen von entscheidender Bedeutung. Offenheit und Flexibilitit zur Integration
relevanter Interessentrager, insbesondere KMU, in neu entstehende oder angrenzende Technologiebereiche oder in

beide sind ebenfalls unabdingbar.

Das Gemeinsame Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien sollte die finanziellen und technischen Mittel
biindeln, die wesentlich sind, um das zunehmende Innovationstempo in diesem Bereich zu bewiltigen, umfassende
Ausstrahlungseffekte auf die Gesellschaft zu erzeugen und gemeinsam Risiken zu tragen, indem Strategien und
Investitionen auf ein gemeinsames europdisches Interesse abgestimmt werden. Deshalb sollte das Gemeinsame
Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien als Mitglieder die Union, die Mitgliedstaaten und die mit ,Horizont
Europa“ auf freiwilliger Basis assoziierten Linder sowie — als private Mitglieder — Vereinigungen, die die ihnen
angehorenden konstituierenden Rechtstriger vertreten, umfassen. Die Beteiligung von Mitgliedstaaten wird dariiber
hinaus eine kohdrente Abstimmung mit nationalen Programmen und Strategien erleichtern, indem
Uberschneidungen und die Fragmentierung der Anstrengungen verringert und gleichzeitig Synergien zwischen
Interessentrdgern und Tatigkeiten sichergestellt werden.

Bei der Durchfithrung der Beitrige der Teilnehmerstaaten fiir die nationalen Teilnehmer indirekter Mafinahmen sollte
das Gemeinsame Unternehmen fur digitale Schliisseltechnologien beriicksichtigen, dass die Teilnehmerstaaten
strenge nationale Haushaltsvorschriften einhalten miissen. In dieser Hinsicht sollten die Teilnehmerstaaten vor der
Annahme jedes Jahresarbeitsprogramms indikative finanzielle Verpflichtungen eingehen und mit dem
gemeinsamen Unternehmen rechtsverbindliche Vereinbarungen schliefen, in denen sich die Teilnehmerstaaten zu
den Zahlungsmodalititen beziiglich ihres Beitrags zu indirekten Mafnahmen wihrend der gesamten Laufzeit des
gemeinsamen Unternehmens verpflichten. Solche Vereinbarungen sollten im Rahmen des jdhrlichen Haushalts-
verfahrens und der Programmplanung des gemeinsamen Unternehmens geschlossen werden. Der Verwaltungsrat
sollte das Jahresarbeitsprogramm unter gebithrender Beriicksichtigung solcher indikativer Verpflichtungen
annehmen. Der Rat der offentlichen Korperschaften sollte Vorschlige auswahlen. Erst nach diesen Schritten sollte
der Anweisungsbefugte im Einklang mit der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens die Mittelbindungen
vornehmen und rechtliche Verpflichtungen fiir diese indirekten Manahmen eingehen.

Als Fortsetzung der im Gemeinsamen Unternehmen ECSEL ausgebildeten Praxis ist eine Ausnahme von Artikel 34
der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ erforderlich, damit unterschiedslos fur alle Empfinger aus allen
Teilnehmerstaaten differenzierte Finanzierungssitze je nach Art des Teilnehmers, insbesondere bei KMU und
gemeinniitzigen Rechtstrigern, und nach Art der Mafnahme angewandt werden konnen. Dies sollte ein
ausgewogenes Verhaltnis zwischen der Beteiligung der Interessentrager an den vom Gemeinsamen Unternehmen fiir
digitale Schliisseltechnologien finanzierten Mafnahmen gewdhrleisten und eine stirkere Einbeziehung von KMU
fordern — wie in der Zwischenevaluierung des Gemeinsamen Unternehmens ECSEL empfohlen.

Dem Gemeinsamen Unternehmen fur digitale Schliisseltechnologien gehoren Mitgliedstaaten und assoziierte Lainder
als Mitglieder des Rates der offentlichen Korperschaften an, weshalb keine Gruppe der Vertreter der Staaten
eingerichtet werden sollte.

Der durch die Verordnung (EG) Nr. 549/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates (*¥) eingerichtete
Rechtsrahmen der Union fiir den einheitlichen europdischen Luftraum zielt darauf ab, das européische Flugverkehrs-
managementsystem durch institutionelle, betriebliche, technologische und regelungsbezogene Mafinahmen zu
reformieren, um seine Leistungsfahigkeit in Bezug auf Kapazitit, Sicherheit, Effizienz und Umweltauswirkungen zu
verbessern.

(**) Verordnung (EG) Nr. 549/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 10. Mérz 2004 zur Festlegung des Rahmens fiir die
Schaffung eines einheitlichen européischen Luftraums (ABL L 96 vom 31.3.2004, S. 1).
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(85) Mit dem durch die Verordnung (EG) Nr. 219/2007 des Europdischen Parlaments und des Rates (**) eingerichteten
Forschungs- und Entwicklungsprojekt fiir das Flugverkehrsmanagement im einheitlichen europdischen Luftraum
(SESAR-Projekt) wird darauf abgezielt, das Flugverkehrsmanagement (Air Traffic Management, ATM) zu
modernisieren und technologische und betriebliche Innovationen zur Unterstiitzung des einheitlichen europdischen
Luftraums zu biindeln. Ziel ist, bis 2035 die technologischen Losungen fiir ein leistungsstarkes ATM bereitzustellen,
um eine {tberlastungsfreie, noch sicherere sowie umwelt- und klimafreundlichere Funktionsweise des
Luftverkehrssektors im Einklang mit dem europdischen Griinen Deal und dem Europdischen Klimagesetz zu
ermoglichen. Das SESAR-Projekt umfasst drei miteinander verkniipfte, kontinuierliche und sich weiterentwickelnde
Kooperationsprozesse zur Definition, Entwicklung und Einfithrung innovativer technologischer Systeme und
Betriebsverfahren, die dem im Beschluss 2009/320/EG des Rates (%) genannten europdischen ATM-Masterplan
festgeschriebenen digitalen europdischen Luftraum zugrunde liegen.

(86) Der ,europdische ATM-Masterplan® ist das Planungsinstrument fiir die Modernisierung des Flugverkehrsma-
nagements in ganz Europa, mit dem die Forschungs- und Innovationstitigkeiten zum ATM mit Szenarien fiir
Einfithrungstitigkeiten verkniipft werden, um die Leistungsziele des einheitlichen europdischen Luftraums zu
erreichen.

(87) Das Gemeinsame Unternehmen SESAR wurde mit dem Ziel gegriindet, die Definitions- und die Entwicklungsphase
des SESAR-Projekts zu steuern, indem die von seinen Mitgliedern bereitgestellten 6ffentlichen und privaten Mittel
unter einem Dach gebiindelt und interne und externe technische Ressourcen herangezogen werden sowie erforderli-
chenfalls der europdische ATM-Masterplan umgesetzt und aktualisiert wird. Dabei wurde eine neue und effiziente
Form der Zusammenarbeit zwischen den Interessentrdgern in einem Sektor geschaffen, in dem Fortschritte nur
moglich sind, wenn alle Interessentriger neue Losungen synchron umsetzen. Angesichts der erfolgreichen
Einfilhrung des Markennamens SESAR sollte das neue Gemeinsame Unternechmen SESAR3 diesen auch weiterhin
nutzen.

(88) Das Gemeinsame Unternechmen SESAR3 sollte auf den Erfahrungen des Gemeinsamen Unternehmens SESAR
aufbauen und dessen Koordinierungsfunktion fiir die ATM-Forschung in der Union fortsetzen. Die Hauptziele des
Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 sollten darin bestehen, die Forschungs- und Innovationskapazititen in
Europa zu stirken und weiter zu integrieren und dazu beizutragen, die Digitalisierung des Sektors zu beschleunigen
und ihn widerstandsfihiger und skalierbarer in Bezug auf Schwankungen im Verkehrsaufkommen zu machen.
Zudem sollte es die Wettbewerbsfahigkeit des bemannten und unbemannten Luftverkehrs und der Flugverkehrsma-
nagementdienste mit Innovationen unterstiitzen, um die konjunkturelle Erholung und Wachstum zu férdern.
Ebenso sollte es innovative Losungen entwickeln und deren Markteinfithrung fir die Schaffung des einheitlichen
europdischen Luftraums als effizientesten und umweltfreundlichsten Luftraum fur Fliige in alle Welt beschleunigen.

(89) Das neue Gemeinsame Unternechmen SESARS3 sollte in der Lage sein, technische Beitrdge zur Unterstiitzung der
Kommission bei Regulierungstitigkeiten im Flugverkehrsmanagement zu entwickeln und zu wvalidieren,
beispielsweise die Erstellung aller technischen Unterlagen fiir die gemeinsamen Vorhaben im Rahmen einer
Verordnung des Europdischen Parlaments und des Rates zur Verwirklichung des einheitlichen europdischen
Luftraums, die Durchfithrung technischer Studien oder die Unterstiitzung von Normungstitigkeiten. Schlielich
sollte es auch sicherstellen, dass der mit dem Beschluss 2009/320/EG gebilligte europdische ATM-Masterplan,
einschlieflich dessen Uberwachung, Berichterstattung und Aktualisierung, verwaltet wird. Dariiber hinaus sollte die
Kommission {iber einen im Verhiltnis zum Beitrag der Union zum Haushalt stehenden Anteil an den Stimmen,
mindestens aber 25 % der Stimmen verfiigen. Durch diese Struktur wird sichergestellt, dass die Kommission
weiterhin in hohem Mafe in der Lage ist, die Arbeit des gemeinsamen Unternehmens, die mit diesen Aufgaben
zusammenhingt, durch die fiir diese Einrichtungen eingerichteten verstirkten Aufsichtsmechanismen in politischer
Hinsicht zu steuern.

(90) Die Beteiligung an dem Gemeinsamen Unternehmen SESAR3 sollte einem maglichst breiten und reprasentativen
Spektrum von Interessentrigern aus allen Mitgliedstaaten und mit ,Horizont Europa“ assoziierten Lindern,
einschlieflich KMU, durch verschiedene Formen der Beteiligung offenstehen. Die Beteiligung sollte insbesondere ein
ausgewogenes Verhiltnis zwischen Ausriistungsherstellern fir die bemannte und die unbemannte Luftfahrt,
Luftraumnutzern, Flugsicherungsorganisationen, Flughifen, Militir- und Berufsverbinden gewdhrleisten und
Moglichkeiten fiir KMU, Hochschulen und Forschungseinrichtungen bieten. Um die vielversprechendsten Ansitze
und Einrichtungen zu ermitteln, die diese Ziele verfolgen konnen, hat die Kommission ein Aufruf zur Interessen-
bekundung fiir potenzielle Mitglieder veréffentlicht. Der Verwaltungsrat sollte die Moglichkeit haben, basierend auf
den Ergebnissen dieser Aufforderung assoziierte Mitglieder auszuwihlen, um eine rasche Erweiterung der
Mitgliedergruppe zu ermdoglichen.

(**) Verordnung (EG) Nr. 219/2007 des Rates vom 27. Februar 2007 zur Griindung eines gemeinsamen Unternehmens zur Entwicklung
des europdischen Flugverkehrsmanagementsystems der neuen Generation (SESAR) (ABL L 64 vom 2.3.2007, S. 1).

(*) Beschluss 2009/320/EG des Rates vom 30. Marz 2009 zur Billigung des européischen Generalplans fiir das Flugverkehrsmanagement
des Projekts ,Single European Sky ATM Research” (SESAR) (ABL. L 95 vom 9.4.2009, S. 41).
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(91) Die Streckennavigationsgebiithren werden vollstindig von den Luftraumnutzern getragen, die indirekt zu den von
wichtigen Interessentrigern des Flugverkehrsmanagements finanzierten Forschungs- und Entwicklungsanst-
rengungen Dbeitragen, wie Flugsicherungsorganisationen oder die Fertigungsindustrie, die die von den
Luftraumnutzern genutzten Luftfahrzeuge herstellt und ausriistet. Daher sollten die Luftraumnutzer im
Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 angemessen vertreten sein.

(92) Damit die Ergebnisse der Orientierungsforschung zum ATM (niedriger Technologie-Reifegrad) wirksam auf hoheren
Technologie-Reifegraden und insbesondere von dem Gemeinsamen Unternechmen SESAR3 genutzt werden, sollte
das Programmbiiro des gemeinsamen Unternehmens diese Tatigkeiten steuern.

(93) Die Eurocontrol-Agentur verfiigt iiber eine geeignete Infrastruktur und die erforderlichen Verwaltungs-, IT-,
Kommunikations- und Logistikdienste. Dem Gemeinsamen Unternehmen SESAR3 sollten diese Infrastrukturen und
Dienste von Eurocontrol zugutekommen. In diesem Zusammenhang bestehen nur wenige potenzielle Synergien, die
durch die Biindelung von Verwaltungsressourcen mit anderen gemeinsamen Unternehmen iiber ein gemeinsames
Back Office erzielt werden konnten. Aus diesem Grund sollte sich das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 nicht an
den mit dieser Verordnung geschaffenen Back-Office-Vorkehrungen beteiligen.

(94) Um eine breite Basis von Interessentrigern zur Erreichung der Ziele der Partnerschaft fiir intelligente Netze und
Dienste zu schaffen, wurde die 6G Smart Networks and Services Industry Association (6G-IA) aufbauend auf der
Vorgingervereinigung gegriindet. Wahrend der neue Industrieverband in den ersten Jahren nach seiner Griindung
voraussichtlich nur tiber eine begrenzte Anzahl von konstituierenden und verbundenen Rechtstragern verfiigen
wird, hat er das Ziel, neue Mitglieder aus Interessengruppen, die in der Wertschopfungskette fiir intelligente Netze
und Dienste titig sind, aufzunechmen. Angesichts seiner voraussichtlich geringen Grofe und der Auswirkungen auf
seine KMU, die konstituierende Rechtstridger bilden, ist es nicht tragbar, dass die Vereinigung 50 % der
Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens fir intelligente Netze und Dienste wihrend ihrer gesamten
Laufzeit, insbesondere in den ersten Jahren nach ihrer Griindung, ibernimmt. Dariiber hinaus hat die durch die
COVID-19-Pandemie und ihre Auswirkungen auf die Wirtschaft ausgeloste Krise Herausforderungen fiir die
europdischen Wirtschaftsbeteiligten, auch im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie, mit sich
gebracht. Daher sollte sichergestellt werden, dass die privaten Partner des gemeinsamen Unternehmens in der Lage
sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen, wihrend die Bedingungen weiterhin attraktiv sind und Anreize fiir
neue Partner bieten, sich der Vereinigung anzuschliefen. Der Mindestprozentsatz der jahrlichen finanziellen
Beteiligung anderer Mitglieder als der Union an den Verwaltungskosten sollte deswegen 20 % der gesamten
jahrlichen Verwaltungskosten betragen. Insbesondere sollte es moglich sein, dass KMU, die konstituierende
Rechtstrager bilden, weniger beitragen als groflere Unternehmen. Die anderen Mitglieder des gemeinsamen
Unternehmens als die Union sollten darauf hinarbeiten, die Zahl der konstituierenden oder verbundenen
Rechtstriger zu erhohen, um ihren Beitrag auf 50 % der Verwaltungskosten des gemeinsamen Unternehmens
wihrend dessen gesamter Laufzeit anzuheben.

(95) Im Zusammenhang mit den Priorititen der Kommission fiir den Zeitraum 2019-2024 ,Ein Europa fiir das digitale
Zeitalter”, ,Eine Wirtschaft im Dienste der Menschen und den im Zusammenhang mit ihrer Mitteilung ,Gestaltung
der digitalen Zukunft Europas” dargelegten politischen Zielen muss Europa kritische digitale Infrastrukturen auf der
Grundlage von 5G-Netzen entwickeln und seine technologischen Kapazititen fiir 6G bis 2030 ausbauen. In diesem
Zusammenhang hat die Kommission die strategische Bedeutung einer europiischen Partnerschaft fiir intelligente
Netze und Dienste hervorgehoben, um Verbrauchern und Unternehmen sichere konnektivitits-basierte Dienste zu
bieten. Diese Priorititen konnen erreicht werden, indem die Hauptakteure, d. h. Industrie, Hochschulen und
Behorden, unter dem Dach einer europdischen Partnerschaft zusammengefiihrt werden, die auf den Leistungen der
Vorgingerinitiative, der offentlich-privaten Partnerschaft fiir 5G-Infrastruktur, aufbaut, mit der erfolgreich
5G-Technik und -Standards entwickelt wurden.

(96) Das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste soll sich mit politischen Fragen im Bereich der
digitalen Infrastruktur befassen, die Einfilhrung von 5G-Infrastruktur im Rahmen der mit der Verordnung (EU)
2021/1153 des Européischen Parlaments und des Rates (*') geschaffenen Fazilitit ,Connecting Europe 2“ (CEF2) —
Digitales unterstiitzen und den Technologieumfang von Forschung und Innovation fiir 6G-Netze erweitern. Dabei
sollte es unter enger Einbeziehung der Mitgliedstaaten die Reaktion auf die Unionspolitik und soziale Bediirfnisse in

(*) Verordnung (EU) 2021/1153 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 7. Juli 2021 zur Schaffung der Fazilitit ,Connecting
Europe® und zur Authebung der Verordnungen (EU) Nr. 1316/2013 und (EU) Nr. 283/2014 (ABL. L 249 vom 14.7.2021, S. 38).
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97)

(98)

den Bereichen Energieeffizienz der Netze, Cybersicherheit, technologische Fithrungsrolle, Datenschutz und Ethik
stirken und den Forschungs- und Innovationsumfang von Netzen auf die cloudgestiitzte Diensteerbringung, auf
Komponenten und Gerite, die Dienste fuir die Biirgerinnen und Biirger ermdglichen, sowie auf ein breites Spektrum
von Wirtschaftszweigen wie Gesundheitswesen, Verkehr, Fertigung und Medien ausweiten.

Die politischen Ziele im Zusammenhang mit intelligenten Netzen und Diensten konnen nicht allein von der
Industrie und der Kommission angegangen werden. Um sie aus einer ganzheitlichen und koordinierten
Perspektive zu betrachten, ist insbesondere die strategische Einbeziehung der Mitgliedstaaten als Teil der
Steuerungsstruktur erforderlich. Daher sollte der Verwaltungsrat den Stellungnahmen der Gruppe der
Vertreter der Staaten, insbesondere in Bezug auf strategische Leitlinien fiir Arbeitsprogramme und
Finanzierungsbeschliisse, weitestgehend Rechnung tragen.

Moderne 5G-Infrastrukturen werden die Grundlage fiir die Entwicklung der Okosysteme fiir den digitalen
und den Okologischen Wandel und im nichsten Schritt fiir Europas Ausgangslage zur Einfithrung der
6G-Technologie bilden. Das Programm CEF2 — Digitales sowie das durch die Verordnung (EU) 2021/694
des Europdischen Parlaments und des Rates (*) aufgestellte Programm ,Digitales Europa“ (DEP) und das
durch die Verordnung (EU) 2021/523 des Europdischen Parlaments und des Rates () eingerichtete
Programm ,InvestEU“ bieten Moglichkeiten fir die Entwicklung von 5G und kiinftig 6G-gestiitzten digitalen
Okosystemen. Angesichts des breiten Spektrums 6ffentlicher und privater Interessentriger, die an solchen
Ausbauprojekten beteiligt sind, ist es von wesentlicher Bedeutung, die Aufstellung einer strategischen
Agenda, den Beitrag zur Programmplanung sowie die Unterrichtung und Einbeziehung der Interessentriger
im Zusammenhang mit diesen Programmen zu koordinieren. Als strategische Grundlage fiir diese Aufgaben
sollte das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste die Ausarbeitung strategischer
Ausbauagenden fiir die einschligigen Ausbaubereiche wie 5G-Systeme entlang von Strafen und
Schienenstrecken koordinieren. Diese Agenden sollten unter anderem Unterstiitzung beziiglich der
Aufstellung von Fahrplinen fir den Ausbau, der wichtigsten Optionen fiir Kooperationsmodelle und
anderer strategischer Fragen leisten.

In Artikel 20 Absatz 3 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ ist vorgesehen, dass die Kommission oder die
Fordereinrichtung gegebenenfalls eine Sicherheitspriifung bei den Vorschligen durchfithren muss, die
Sicherheitsfragen aufwerfen.

(100) GemiR den Schlussfolgerungen des Rates vom 3. Dezember 2019 und der Empfehlung vom 26. Mirz 2019

zur Cybersicherheit der 5G-Netze fiir ein koordiniertes Vorgehen auf Unionsebene hat die
Kooperationsgruppe der Mitgliedstaaten fiir Netz- und Informationssicherheit im Januar 2020 das
EU-Instrumentarium fiir die 5G-Cybersicherheit (im Folgenden ,Instrumentarium®) verdffentlicht. Das
Instrumentarium umfasst eine Reihe strategischer und technischer Mafnahmen sowie unterstiitzende
Mafnahmen, um die wichtigsten Cybersicherheitsrisiken von 5G-Netzen, die im unionsweit koordinierten
Risikobewertungsbericht ermittelt wurden, zu mindern und Leitlinien fir die Auswahl von Mafnahmen zu
bieten, die in Risikominderungsplinen auf nationaler und auf Unionsebene Vorrang erhalten sollten. In der
Mitteilung der Kommission vom 29. Januar 2020 iiber die Umsetzung des EU-Instrumentariums werden
alle Mafnahmen und Leitlinien des Instrumentariums gebilligt; auerdem werden die Notwendigkeit von
Beschriankungen, einschlieflich notwendiger Ausschliisse fiir Anbieter, die aufgrund der in der unionsweit
koordinierten Risikobewertung genannten Faktoren als mit hohem Risiko behaftet angesehen werden,
sowie Malnahmen zur Vermeidung der Abhingigkeit von diesen Anbietern hervorgehoben. Ferner wird
eine Reihe bestimmter Mafnahmen fiir die Kommission festgelegt, mit denen insbesondere sichergestellt
werden soll, dass die Beteiligung an Finanzierungsprogrammen der Union in den einschldgigen Technologie-
bereichen von der Einhaltung der Sicherheitsanforderungen abhingig gemacht wird, indem Sicherheitsbe-
dingungen umfassend genutzt und weiterhin angewandt werden. Daher sollten bei der Durchfithrung dieser
Verordnung geeignete Bestimmungen eingefithrt werden, um den Sicherheitsmanahmen durch
Mafnahmen Rechnung zu tragen, die vom Gemeinsamen Unternehmen fir intelligente Netze und Dienste
und — auf der Grundlage seiner Empfehlungen — von anderen Fordereinrichtungen finanziert werden, die
andere Programme der Union im Bereich der intelligenten Netze und Dienste durchfiihren.

Verordnung (EU) 2021/694 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2021 zur Aufstellung des Programms
,Digitales Europa“ und zur Aufhebung des Beschlusses (EU) 2015/2240 (ABL L 166 vom 11.5.2021, S. 1).

Verordnung (EU) 2021/523 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 24. Mdrz 2021 zur Einrichtung des Programms
JnvestEU“ und zur Anderung der Verordnung (EU) 2015/1017 (ABL. L 107 vom 26.3.2021, S. 30).
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(101) Die gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von Horizont 2020 wurden fiir einen bis zum 31. Dezember 2024
laufenden Zeitraum gegriindet. Die gemeinsamen Unternehmen sollten die jeweiligen Forschungsprogramme
weiterhin unterstiitzen, indem sie die verbleibenden Mafinahmen, die gemif den Verordnungen (EG) Nr. 219/2007,
(EU) Nr. 5572014 (*), (EU) Nr. 5582014 (%), (EU) Nr. 559/2014 (), (EU) Nr. 560/2014 (), (EU) Nr. 561/2014 ()
und (EU) Nr. 642/2014 (*) des Rates eingeleitet oder fortgesetzt wurden, im Einklang mit diesen Verordnungen bis
zu ihrer Abwicklung durchfithren. Im Interesse der Rechtssicherheit und Klarheit sollten diese Verordnungen daher
aufgehoben werden.

(102) Die Union sollte nur titig werden, wenn nachweislich der Vorteil besteht, dass Mafnahmen auf Unionsebene
wirksamer sind als MafSnahmen auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene. Die gemeinsamen Unternehmen
konzentrieren sich auf Bereiche, in denen aufgrund des Ausmafes, der Geschwindigkeit und des Umfangs der
Anstrengungen, die notig sind, damit die Union ihre langfristigen Ziele gemiff dem AEUV erreicht und ihre
strategischen politischen Priorititen und Verpflichtungen erfiillt, ein nachweisbarer Mehrwert beim Handeln auf
Unionsebene besteht. Dariiber hinaus sollten die vorgeschlagenen gemeinsamen Unternehmen als Ergdnzung zu
den nationalen und subnationalen T4tigkeiten in diesem Bereich betrachtet werden und diese verstirken.

(103) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden kénnen, sondern
vielmehr zur Vermeidung unnétiger Uberschneidungen, zum Bewahren einer kritischen Masse und zur
Gewihrleistung einer optimalen Nutzung 6ffentlicher Mittel auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union (EUV) verankerten Subsidiari-
titsprinzip titig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnismafSigkeit
geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maf§ hinaus.

(104) Um die Kontinuitdt bei der Bereitstellung von Unterstiitzung in den einschldgigen Politikbereichen zu gewahrleisten,
sollte diese Verordnung aus Griinden der Dringlichkeit am Tag ihrer Veroffentlichung in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

TEIL 1

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN

TITEL 1

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

Mit dieser Verordnung werden zur Umsetzung institutionalisierter europaischer Partnerschaften gemafd Artikel 10 Absatz 1
Buchstabe ¢ der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ neun gemeinsame Unternechmen im Sinne des Artikels 187 AEUV
gegriindet. In der Verordnung sind Ziele und Aufgaben sowie Regeln zu Mitgliedschaft und Organisation und sonstige
Vorschriften fur die Arbeitsweise festgelegt.

(* Verordnung (EU) Nr. 557/2014 des Rates vom 6. Mai 2014 zur Griindung des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative Innovative
Arzneimittel 2“ (ABL. L 169 vom 7.6.2014, S. 54).

(¥) Verordnung (EU) Nr. 558/2014 des Rates vom 6. Mai 2014 zur Griindung des Gemeinsamen Unternehmens Clean Sky 2 (ABL L 169
vom 7.6.2014, S. 77).

(*) Verordnung (EU) Nr. 559/2014 des Rates vom 6. Mai 2014 zur Griindung des Gemeinsamen Unternchmens ,Brennstoffzellen und
Wasserstoff 2 (FCH 2) (ABL L 169 vom 7.6.2014, S. 108).

(*) Verordnung (EU) Nr. 560/2014 des Rates vom 6. Mai 2014 zur Griindung des Gemeinsamen Unternehmens fiir biobasierte
Industriezweige (ABL. L 169 vom 7.6.2014, S. 130).

(**) Verordnung (EU) Nr. 561/2014 des Rates vom 6. Mai 2014 zur Griindung des Gemeinsamen Unternechmens ECSEL (ABL. L 169 vom
7.6.2014, S. 152).

(*) Verordnung (EU) Nr. 642/2014 des Rates vom 16. Juni 2014 zur Errichtung des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail (ABL. L 177
vom 17.6.2014, S. 9).
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Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Fiir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

1. ,anderes Mitglied als die Union“ einen Teilnechmerstaat, ein privates Mitglied oder eine internationale Organisation, die
Mitglied eines gemeinsamen Unternehmens ist;

2. ,Grindungsmitglied” einen Rechtstriger mit Sitz in einem Mitgliedstaat, ein mit ,Horizont Europa“ assoziiertes Land
oder eine internationale Organisation, die in dieser Verordnung oder in einem ihrer Anhinge als Mitglied eines
gemeinsamen Unternehmens ausgewiesen ist;

3. ,assoziiertes Mitglied“ einen beliebigen Rechtstriager mit Sitz in einem Mitgliedstaat, ein mit ,Horizont Europa“
assozilertes Land oder eine internationale Organisation, die einem gemeinsamen Unternehmen beitritt, indem sie eine
Verpflichtungserklarung gemaf$ Artikel 6 Absatz 3 unterzeichnet und einer Genehmigung gemif Artikel 7 unterliegt;

4., Teilnehmerstaat“ einen Mitgliedstaat oder ein mit ,Horizont Europa“ assoziiertes Land im Anschluss an die Mitteilung
iiber seine Teilnahme an den Tatigkeiten des betreffenden gemeinsamen Unternehmens in Form einer Verpflichtungs-
erklirung;

5. ,privates Mitglied“ eine o6ffentlich-rechtliche oder privatrechtliche Rechtsperson, die ein Mitglied eines gemeinsamen
Unternehmens ist, mit Ausnahme der Union, der Teilnehmerstaaten oder internationaler Organisationen;

6. konstituierende Rechtstriager” die Rechtstriger, die ein privates Mitglied eines gemeinsamen Unternehmens bilden,
wenn das private Mitglied eine Vereinigung gemafd der Satzung dieses Mitglieds ist;

7. beitragender Partner” ein Land, eine internationale Organisation oder einen Rechtstrdger — bei dem es sich nicht um
ein Mitglied eines gemeinsamen Unternechmens oder einen konstituierenden Rechtstriger eines Mitglieds oder einen
mit ihnen verbundenen Rechtstriger handelt —, das, die bzw. der die Ziele eines gemeinsamen Unternehmens in
dessen spezifischem Forschungsbereich unterstiitzt und dessen bzw. deren Antrag gemafl Artikel 9 genehmigt wurde;

8. ,Sachbeitrige zu operativen Tatigkeiten“ Beitrdge der privaten Mitglieder, konstituierender Rechtstriger oder der mit
ihnen verbundenen Rechtstrager oder internationaler Organisationen und beitragender Partner, die sich aus den
forderfahigen Kosten fiir die Durchfithrung indirekter Mafinahmen zusammensetzen, abziiglich des Beitrags dieses
gemeinsamen Unternehmens und der Teilnehmerstaaten dieses gemeinsamen Unternehmens zu diesen Kosten;

9. ,zusitzliche Tatigkeit“ eine Tatigkeit in dem dem Hauptteil des Arbeitsprogramms beigefiigten jahrlichen Plan fur
zusitzliche Tatigkeiten, die von dem gemeinsamen Unternehmen nicht finanziell unterstiitzt wird, aber zu dessen
Zielen beitrigt und unmittelbar mit der Ubernahme von Ergebnissen aus Projekten im Rahmen dieses gemeinsamen
Unternehmens oder seiner Vorgingerinitiativen verbunden ist oder die einen erheblichen Mehrwert fiir die Union mit
sich bringt;

10. ,Sachbeitrige zu zusitzlichen Tatigkeiten” Beitrige der privaten Mitglieder, konstituierender Rechtstriager oder der mit
ihnen verbundenen Rechtstriger sowie internationaler Organisationen, die aus den Kosten bestehen, die ihnen bei der
Durchfithrung zusitzlicher Tatigkeiten entstehen, abziiglich etwaiger Beitrdge der Union und der Teilnehmerstaaten
des gemeinsamen Unternehmens zu diesen Kosten;

11. ,Vorgdngerinitiative“ eine Partnerschaft in einem der von einem gemeinsamen Unternehmen abgedeckten Bereiche, die
finanzielle Unterstiitzung aus einem der fritheren Forschungsrahmenprogramme der Union erhalten hat;

12. ,strategische Forschungs- und Innovationsagenda“ das Dokument, das die Laufzeit von ,Horizont Europa“ abdeckt und
in dem die wichtigsten Priorititen sowie die wesentlichen Technologien und Innovationen genannt werden, die zur
Erreichung der Ziele eines gemeinsamen Unternehmens erforderlich sind;

13. ,Arbeitsprogramm* das in Artikel 2 Nummer 25 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ genannte Dokument;



L 427/38 Amtsblatt der Europiischen Union 30.11.2021

14. ,Interessenkonflikt“ eine Situation, von der ein Finanzakteur oder eine andere Person nach Mafigabe des Artikels 61
der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 betroffen ist;

15. ,Neueinsteiger” eine Einrichtung, die zum ersten Mal Empfinger einer von einem einzelnen gemeinsamen

Unternehmen oder dessen Vorgingerinitiative gewahrten Finanzhilfe ist und die nicht zu den Griindungsmitgliedern
dieses gemeinsamen Unternehmens oder seiner Vorgdngerinitiative zahlt.

Artikel 3

Griindung

(1)  Die folgenden gemeinsamen Unternehmen werden fiir den Zeitraum bis zum 31. Dezember 2031 als Einrichtungen
der Union gegriindet und aus dem MFR 2021-2027 finanziert:

a) das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa (Circular Bio-based Europe Joint
Undertaking);

b) das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt (Clean Aviation Joint Undertaking);

¢) das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen Wasserstoff (Clean Hydrogen Joint Undertaking);

d) das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen (Europe’s Rail Joint Undertaking);

e) das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ (Global Health EDCTP3 Joint Undertaking);

f) das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ (Innovative Health Initiative Joint
Undertaking);

g) das Gemeinsame Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien (Key Digital Technologies Joint Undertaking);
h) das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 (Single European Sky ATM Research 3 Joint Undertaking);

i) das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste (Smart Networks and Services Joint Undertaking).

(2) Die in Absatz 1 genannten Einrichtungen der Union werden gemeinsam als die ,gemeinsamen Unternehmen*
bezeichnet.

(3)  Um der Laufzeit von ,Horizont Europa“ Rechnung zu tragen, sind Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen
im Rahmen der gemeinsamen Unternehmen spitestens am 31. Dezember 2027 zu verdffentlichen. In hinreichend
begriindeten Fillen konnen Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen bis spitestens am 31. Dezember 2028
veroffentlicht werden.

(4) Die gemeinsamen Unternehmen besitzen Rechtspersonlichkeit. Sie verfiigen in jedem Mitgliedstaat iiber die
weitestgehende Rechts- und Geschiftsfahigkeit, die juristischen Personen nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats
zuerkannt wird. Sie konnen insbesondere bewegliches und unbewegliches Vermagen erwerben und verduffern und sind vor
Gericht parteifihig.

(5)  Sitz der gemeinsamen Unternehmen ist Briissel, Belgien.

(6)  Sofern nichts anderes bestimmt ist, gelten die Bestimmungen der Teile 1 und 3 fuir alle gemeinsamen Unternehmen.
Die Bestimmungen des Teils 2 finden gegebenenfalls auf einzelne gemeinsame Unternehmen Anwendung.

(7)  Fir die Zwecke der Teile 1 und 3 ist ein Verweis auf ein einzelnes gemeinsames Unternehmen oder ein einzelnes
Gremium, sofern nichts anderes bestimmt ist, ein Verweis auf alle gemeinsamen Unternchmen oder alle entsprechenden
Gremien der einzelnen gemeinsamen Unternehmen und deren Zustindigkeiten in Bezug auf andere Gremien desselben
gemeinsamen Unternehmens.
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TITEL II

ARBEITSWEISE DER GEMEINSAMEN UNTERNEHMEN

KAPITEL 1

Ziele und Aufgaben

Artikel 4

Ziele und Grundsitze

(1)  Diein Artikel 3 der vorliegenden Verordnung genannten gemeinsamen Unternehmen tragen zu den allgemeinen und
spezifischen Zielen der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ gemif Artikel 3 der genannten Verordnung bei.

(2) Die gemeinsamen Unternchmen verfolgen durch die Beteiligung und die Verpflichtung der Partner bei der
Konzeption und Durchfithrung eines Forschungs- und Innovationsprogramms mit europdischem Mehrwert kollektiv die
folgenden allgemeinen Ziele:

a) Starkung und Integration der wissenschaftlichen, innovatorischen und technologischen Kapazititen und Erleichterung
kooperativer Verbindungen in der ganzen Union zur Unterstiitzung der Entwicklung und Verbreitung hochwertiger
neuer Erkenntnisse und Fahigkeiten, insbesondere im Hinblick auf die Bewiltigung globaler Herausforderungen, die
Sicherung und Verbesserung der Wettbewerbsfihigkeit der Union, des europiischen Mehrwerts, der Resilienz und der
Nachhaltigkeit sowie das Bestreben, einen Beitrag zu einem gestirkten Europdischen Forschungsraum (EFR) zu leisten;

b) Sicherung einer auf Nachhaltigkeit ausgerichteten globalen Fithrungsrolle und der Resilienz der Wertschopfungsketten
der Union in Schliisseltechnologien und -industrien im Einklang mit der Industriestrategie und der KMU-Strategie fiir
Europa, dem europdischen Griinen Deal, dem Europiischen Aufbauplan und anderen einschligigen politischen
Strategien der Union;

¢) Entwicklung und Beschleunigung der Ubernahme innovativer Losungen in der gesamten Union zur Bewiltigung der
Herausforderungen in den Bereichen Klima, Umwelt, Gesundheit und Digitales und anderer globaler Herausforderungen
als Beitrag zu den strategischen Priorititen der Union, Beschleunigung des Wirtschaftswachstums der Union und
Forderung des Innovationsokosystems — Hand in Hand mit der Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen fiir
nachhaltige Entwicklung und der Verwirklichung der Klimaneutralitit in der Union bis spétestens 2050 gemifd dem
Pariser Ubereinkommen —, sodass sich die Lebensqualitit der Biirgerinnen und Biirger Europas verbessert.

(3)  Die gemeinsamen Unternehmen verfolgen folgende spezifischen Ziele:

a) Verbesserung der kritischen Masse und der wissenschaftlichen und technologischen Kapazititen und Kompetenzen in
kooperativer, sektoriibergreifender, ressortiibergreifender, grenziiberschreitender und interdisziplindrer Forschung und
Innovation in der gesamten Union und Erleichterung ihrer Integration in europdische Okosysteme;

b) Beschleunigung des griinen und des digitalen Wandels sowie des wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftlichen
Umbaus in Bereichen und Sektoren, die fiir die Prioritdten der Union von strategischer Bedeutung sind, insbesondere
zur Verringerung der Treibhausgasemissionen bis 2030 im Einklang mit den im europdischen Griinen Deal und dem
Europiischen Klimagesetz festgelegten Klima- und Energiezielen;

¢) Verbesserung der Forschungs- und Innovationskapazititen und der Leistungsfihigkeit bestehender und neuer
europdischer Innovationsokosysteme und wirtschaftlicher Wertschopfungsketten, auch bei Start-up-Unternehmen und
KMU;

d) Beschleunigung der Einfithrung, Ubernahme und Verbreitung innovativer Losungen, Technologien, Dienstleistungen
und Fahigkeiten in gestirkten europdischen Forschungs- und Innovationsdkosystemen und Industriedkosystemen,
unter anderem durch die umfassende und frithzeitige Einbeziehung von und gemeinsame Gestaltung mit Endnutzern,
einschlieSlich KMU und Start-up-Unternehmen, Biirgerinnen und Biirgern sowie Regulierungs- und Normungsgremien;

e) Verbesserungen in den Bereichen Umwelt, Energie, Ressourcenschonung, Gesellschaft, Kreislaufprinzip und
Produktivitit bei neuen Produkten, Technologien, Anwendungen und Dienstleistungen durch Ausschopfung der
Kapazititen und Ressourcen der Union.

(4)  Die gemeinsamen Unternehmen verfolgen ferner die im Teil 2 genannten zusitzlichen Ziele.
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(5)  Bei der Durchfithrung der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ beachten die gemeinsamen Unternehmen die in
Artikel 7 der genannten Verordnung festgelegten Grundsitze.

(6)  Die gemeinsamen Unternehmen miissen die Bedingungen und Kriterien fiir europdische Partnerschaften, die in
Artikel 10 und Anhang III der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegt sind, erfiillen.

Artikel 5

Operative Ziele und Aufgaben

(1)  Die gemeinsamen Unternehmen verfolgen die folgenden operativen Ziele im Einklang mit den in Anhang III der
Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegten Kriterien und tragen zu den operativen Zielen von ,Horizont Europa“ bei,
die in dem spezifischen Programm zur Durchfithrung von ,Horizont Europa“ festgelegt sind:

a) Forderung und Verbreitung von Spitzenleistung, unter anderem durch die Férderung einer breiteren Beteiligung und
Starkung der Kooperationsbeziehungen in der gesamten Union;

b) Forderung der wissenschaftlichen Spitzenleistung, gegebenenfalls auch, indem die Unternehmen neueste Ergebnisse der
Grundlagen- und Pionierforschung bei der Durchfithrung ihrer Tatigkeiten beriicksichtigen;

¢) Forderung von Forschungs- und Innovationstitigkeiten in KMU und Beitrag zur Griindung und Expansion innovativer
Unternehmen, vor allem von Start-up-Unternehmen, KMU und — in Ausnahmefillen — kleinen Mid-cap-
Unternehmen;

d) Stirkung der Verbindung zwischen Forschung, Innovation und gegebenenfalls Bildung, Ausbildung sowie anderen
Politikbereichen, einschlieflich Komplementaritaten mit Forschungs- und Innovationspolitiken und -titigkeiten auf
nationaler, regionaler und Unionsebene;

e) Stirkung der durchgingigen Beriicksichtigung der Geschlechtergleichstellung, auch durch Beriicksichtigung der
geschlechtsspezifischen Dimension im Rahmen von Forschungs- und Innovationsinhalten;

f) Ausbau der Zusammenarbeit in der europdischen Forschung und Innovation sowie zwischen Sektor- und
Fachgebietsgrenzen hinweg, einschlieflich der Sozial- und Geisteswissenschaften;

g) Stirkung der internationalen Zusammenarbeit im Interesse der politischen Ziele und internationalen Verpflichtungen
der Union;

h) stirkere Sensibilisierung der Offentlichkeit und Erhohung von Akzeptanz, Reaktion auf die Nachfrage und Forderung
der Verbreitung und Ubernahme neuer Losungen gegebenenfalls durch Einbeziehung der Biirgerinnen und Biirger und
Endnutzer in Prozesse der gemeinsamen Konzipierung und Gestaltung;

i) Forderung der Nutzung von Forschungs- und Innovationsergebnissen und aktive Verbreitung und Nutzung der
Ergebnisse, insbesondere im Hinblick auf die Mobilisierung privater Investitionen und auf die Entwicklung politischer
Strategien;

j) Beschleunigung des industriellen Wandels und der Resilienz in allen Wertschopfungsketten, unter anderem durch
Verbesserung der Innovationsfihigkeiten und Forderung digitaler Technologie;

k) Unterstiitzung der wissenschaftlichen faktengestiitzten Umsetzung verbundener Unionspolitiken sowie von
Regulierungs- und Standardisierungstitigkeiten und nachhaltigen Investitionstitigkeiten auf nationaler, europdischer
und globaler Ebene.

(2)  Die gemeinsamen Unternehmen verfolgen bei der Erreichung der Ziele einen systemischen Ansatz und nehmen
folgende Aufgaben wahr:

a) Gewidhrung finanzieller Unterstiitzung, hauptsichlich in Form von Finanzhilfen, fur indirekte Forschungs- und
Innovationsmafinahmen, die iiber offene, transparente und wettbewerbsorientierte Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschligen ausgewdhlt werden, aufler in hinreichend begriindeten Fillen, die in ihrem Arbeitsprogramm
festgelegt sind, um zusitzliche Bedingungen festzulegen, die die Beteiligung eines Mitglieds des gemeinsamen
Unternehmens oder seiner konstituierenden oder mit ihm verbundenen Rechtstriger erfordern;

b) Entwicklung einer engen Zusammenarbeit und Gewdhrleistung der Koordinierung mit anderen europiischen
Partnerschaften, gegebenenfalls auch durch Zuweisung eines Teils des Haushalts des gemeinsamen Unternehmens fiir
gemeinsame Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlidgen;

¢) Streben nach und Maximierung von Synergien und gegebenenfalls Moglichkeiten fiir weitere Finanzierung durch
einschligige Manahmen und Programme auf Unions-, nationaler und regionaler Ebene, insbesondere mit solchen, die
die Einfithrung und Ubernahme innovativer Losungen, die Ausbildung, die Bildung und die regionale Entwicklung
unterstiitzen, wie etwa Mittel der Kohdsionspolitik oder die nationalen Aufbau- und Resilienzpline;
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d) Gewihrleistung, dass ihre Tatigkeiten zur strategisch ausgerichteten Mehrjahresplanung, zu Berichterstattung,
Uberwachung und Evaluierung sowie zu anderen Anforderungen von ,Horizont Europa“ beitragen, die in den
Artikeln 50 und 52 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegt sind, wie etwa der Umsetzung des
gemeinsamen Rahmens fiir Riickmeldungen zu politischen Mafinahmen;

e) Forderung der Einbeziehung von KMU und Start-up-Unternehmen in ihre Tatigkeiten und Gewihrleistung ihrer
rechtzeitigen Unterrichtung im Einklang mit den Zielen von ,Horizont Europa®;

f) Entwicklung eines zielgerichteten Ansatzes im Rahmen der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda des
gemeinsamen Unternehmens, der darauf ausgerichtet ist, Mafnahmen zur Gewinnung von Neueinsteigern,
insbesondere von KMU, Hochschulen und Forschungseinrichtungen, und zur Ausweitung der Kooperationsnetze zu
ergreifen;

g) Mobilisierung der erforderlichen Mittel des offentlichen und des privaten Sektors zur Erreichung der in dieser
Verordnung festgelegten Ziele;

h) Uberwachung der Fortschritte bei der Verwirklichung der in dieser Verordnung festgelegten Ziele sowie im Einklang
mit den in Artikel 50 und den Anhdngen III und V der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ enthaltenen
Bestimmungen;

i) Festlegung und Umsetzung ihres Arbeitsprogramms;

j)  Pflege von Kontakten mit einem maoglichst breiten Spektrum von Interessentrigern, darunter unter anderem dezentrale
Agenturen, Forschungseinrichtungen und Hochschulen, Endnutzer und Behorden, insbesondere mit Blick auf die
Festlegung der Priorititen und Tatigkeiten der einzelnen gemeinsamen Unternehmen sowie zur Gewahrleistung von
Transparenz, Offenheit und Inklusivitdt sowie des gesellschaftlichen Nutzens;

k) Durchfiihrung von Titigkeiten in den Bereichen Information, Kommunikation, Offentlichkeitsarbeit sowie Verbreitung
und Nutzung in sinngeméfer Anwendung des Artikels 51 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“, einschlieflich
durch rechtzeitige Bereitstellung und Zuginglichmachung ausfihrlicher und schlissiger Informationen iiber die
Ergebnisse geforderter Forschungs- und Innovationstitigkeiten in einer gemeinsamen elektronischen Horizont-
Europa-Datenbank;

) Bereitstellung der erforderlichen technischen, wissenschaftlichen und administrativen Unterstiitzung fir die
Kommission, damit diese ihre Aufgaben zur Gewiahrleistung der reibungslosen Arbeitsweise und Entwicklung der
spezifischen Bereiche, mit denen das gemeinsame Unternehmen befasst ist, in der Union erfiillen kann;

m) Beitrag zur Entwicklung einer wirksameren Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Politik, zur Forderung offener
Wissenschaft durch bessere Nutzung der Ergebnisse und zur Erfiilllung politischer Erfordernisse sowie zur Forderung
einer schnelleren Nutzung, Verbreitung und Ubernahme von Ergebnissen gemif den Artikeln 14 und 39 der
Verordnung iiber ,Horizont Europa“;

n) Ermittlung und Berichterstattung — im Einklang mit dem gemeinsamen Rahmen fiir Riickmeldungen zu politischen
Mafnahmen sowie mit Strategien und Manahmen zur Unterstiitzung der Ziele des europdischen Griinen Deals —
tiber die einschldgigen Erkenntnisse aus der Verwaltung von Forschungs- und Innovationsprojekten und deren
Ergebnisse an die Kommission als Beitrag zur Uberwachung, Evaluierung und erforderlichenfalls Korrektur
bestehender politischer Malnahmen oder zur Gestaltung neuer politischer Initiativen und Entscheidungen;

o) Unterstiitzung der Kommission bei der Ausarbeitung und Umsetzung solider, wissenschaftlich fundierter technischer
Bewertungskriterien gemifS Artikel 3 der Verordnung (EU) 2020/852 iiber nachhaltige Investitionen durch
Uberwachung und Bewertung ihrer Umsetzung innerhalb ihres Wirtschaftssektors, um bei Bedarf Ad-hoc-
Riickmeldungen zur Politikgestaltung zu geben;

p) Prifung des Grundsatzes der Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen gemaff Artikel 17 der Verordnung (EU)
2020/852 bei unter diese Verordnung fallenden Tatigkeiten gemeinsamer Unternehmen und gegebenenfalls
Berticksichtigung der Bestimmungen der genannten Verordnung mit Blick auf eine Verbesserung des Zugangs zu
nachhaltigen Finanzierungen;

q) Durchfithrung aller sonstigen Aufgaben, die zur Erreichung der in dieser Verordnung genannten Ziele erforderlich sind.
(3)  Neben den in diesem Artikel und in Teil 2 genannten Aufgaben konnen die gemeinsamen Unternehmen mit der

Durchfithrung zusitzlicher Aufgaben betraut werden, die eine kumulative, erginzende oder kombinierte Finanzierung
zwischen Unionsprogrammen erfordern.
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KAPITEL 2

Mitglieder, beitragende Partner und Beitrige

Artikel 6
Mitglieder

(1)  Die Mitglieder der in Artikel 3 genannten gemeinsamen Unternchmen sind die Union, vertreten durch die
Kommission, und Folgende, wie in Teil 2 aufgefiithrt:

a) Teilnehmerstaaten;
b) Griindungsmitglieder;

¢) assoziierte Mitglieder.

(2)  Die Mitgliedschaft in einem gemeinsamen Unternehmen kann nicht ohne vorherige Zustimmung des in Kapitel 3
Abschnitt 1 dieses Titels genannten Verwaltungsrats auf Dritte tibertragen werden.

(3)  Griindungsmitglieder und assoziierte Mitglieder unterzeichnen eine Verpflichtungserkldrung, in der der Umfang der
Mitgliedschaft in Bezug auf Inhalt, Tatigkeiten und ihrer Dauer sowie der Beitrag der Griindungsmitglieder und der
assoziierten Mitglieder zum gemeinsamen Unternehmen, einschlieflich Angaben zu den geplanten zusitzlichen
Tatigkeiten gemafs Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b aufgefiihrt sind.

Artikel 7

Auswabhl assoziierter Mitglieder

(1)  Gemeinsame Unternehmen konnen offene und transparente Aufrufe zur Interessenbekundung fiir die Auswahl
assoziierter Mitglieder, die zur Verwirklichung der Ziele der gemeinsamen Unternehmen beitragen konnten,
veroffentlichen. Gemeinsame Unternehmen, deren Griindungsmitglieder in den Anhingen I, II und IIT aufgefithrt sind,
veroffentlichen solche Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen. Im Aufruf zur Interessenbekundung sind die
wichtigsten zur Verwirklichung der Ziele des gemeinsamen Unternehmens erforderlichen Kapazititen angegeben und
konnen Bewerber aufgefordert werden anzugeben, worin ihr potenzieller Beitrag bestehen wiirde. Alle Aufforderungen
werden auf der Website des gemeinsamen Unternehmens verdffentlicht und wiber alle geeigneten Kanile, gegebenenfalls
einschlieBlich der Gruppe der Vertreter der Staaten, verbreitet, um im Interesse der Verwirklichung der Ziele des
gemeinsamen Unternehmens eine grofStmogliche Beteiligung zu gewihrleisten.

(2)  Der Exekutivdirektor bewertet die Antrage auf Mitgliedschaft mit Unterstiitzung unabhdngiger Sachverstindiger und
gegebenenfalls einschldgiger Gremien des gemeinsamen Unternehmens auf der Grundlage nachgewiesener Kenntnisse,
Erfahrungen und des Mehrwerts des Antragstellers fiir die Verwirklichung der Ziele des gemeinsamen Unternehmens und
der finanziellen Soliditdt und langfristigen Verpflichtung des Antragstellers in Bezug auf Finanz- und Sachbeitrdge an das
gemeinsame Unternehmen sowie unter Beriicksichtigung potenzieller Interessenkonflikte.

(3)  Der Verwaltungsrat priift die Antrdge auf Mitgliedschaft und genehmigt sie oder lehnt sie ab.

Artikel 8
Anderungen oder Kiindigung der Mitgliedschaft

(1)  Jedes Mitglied eines gemeinsamen Unternehmens kann seine Mitgliedschaft in diesem gemeinsamen Unternehmen
kiindigen. Die Kiindigung wird sechs Monate nach Zustellung an den Exekutivdirektor des gemeinsamen Unternehmens
wirksam und unwiderruflich, dieser unterrichtet die anderen Mitglieder dariiber. Ab dem Zeitpunkt der Wirksamkeit der
Kiindigung ist das Mitglied von allen Verpflichtungen entbunden, die das gemeinsame Unternehmen nicht bereits vor der
Kiindigung gebilligt hat oder eingegangen ist, sofern nicht einvernehmlich etwas anderes vereinbart wurde.

(2)  Alle privaten Mitglieder unterrichten das gemeinsame Unternchmen jeweils zeitnah tber Fusionen oder
Ubernahmen zwischen Mitgliedern, die sich auf das gemeinsame Unternehmen auswirken konnten, oder iiber die
Ubernahme eines Mitglieds durch einen Rechtstriger, der nicht Mitglied des gemeinsamen Unternehmens ist.



30.11.2021 Amtsblatt der Europdischen Union L 427/43

(3)  Der Verwaltungsrat entscheidet, ob die Mitgliedschaft eines der in Absatz 2 erwihnten Mitglieder gekiindigt wird,
um die Kontinuitit des Geschiftsbetriebs zu gewahrleisten und die Interessen der Union oder des gemeinsamen
Unternehmens zu schiitzen. Die Kiindigung wird spitestens sechs Monate nach dem Beschluss des Verwaltungsrats oder
zu dem in dem Beschluss genannten Zeitpunkt wirksam und unwiderruflich, je nachdem, welcher Zeitpunkt frither liegt.
Das betreffende Mitglied bzw. die betreffenden Mitglieder nimmt bzw. nehmen nicht an der Abstimmung im
Verwaltungsrat teil.

(4)  Alle privaten Mitglieder unterrichten das gemeinsame Unternehmen jeweils zeitnah iber alle sonstigen wesentlichen
Anderungen ihrer Eigentums- und Kontrollverhiltnisse oder ihrer Zusammensetzung. Ist die Kommission der Ansicht, dass
die Anderung der Zusammensetzung die Interessen der Union oder des gemeinsamen Unternehmens aus Griinden der
Sicherheit oder der offentlichen Ordnung beeintrichtigen konnte, kann sie dem Verwaltungsrat vorschlagen, die
Mitgliedschaft des betreffenden privaten Mitglieds zu kiindigen. Der Verwaltungsrat entscheidet iiber die Kiindigung der
Mitgliedschaft des betreffenden privaten Mitglieds. Das betreffende private Mitglied nimmt nicht an der Abstimmung im
Verwaltungsrat teil.

(5)  DieKiindigung wird spitestens sechs Monate nach dem Beschluss des Verwaltungsrats oder zu dem in dem Beschluss
genannten Zeitpunkt wirksam und unwiderruflich, je nachdem, welcher Zeitpunkt frither liegt.

(6)  Der Verwaltungsrat kann die Mitgliedschaft eines Mitglieds kiindigen, das seinen Verpflichtungen gemif$ dieser
Verordnung nicht nachkommt. Das in Artikel 28 Absatz 6 dargelegte Verfahren gilt entsprechend.

(7)  Gegebenenfalls kann die Kommission private Mitglieder auffordern, geeignete Maflnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass die Interessen der Union und des gemeinsamen Unternehmens aus Griinden der Sicherheit oder der
offentlichen Ordnung gewahrt sind.

(8)  Bei einer Anderung der Mitgliedschaft oder bei Kiindigung der Mitgliedschaft veroffentlicht das gemeinsame
Unternehmen auf seiner Website unverziiglich eine aktualisierte Mitgliederliste sowie den Zeitpunkt, zu dem diese
Anderung wirksam wird.

(9)  Gegebenenfalls beschlieft der Verwaltungsrat vorbehaltlich des Artikels 16 Absatz 3 iiber eine Neuverteilung der
Stimmrechte im Verwaltungsrat aufgrund einer Anderung der Mitgliedschaft oder ihrer Kiindigung.

Artikel 9

Beitragende Partner

(1)  Jeder Bewerber fiir den Status eines beitragenden Partners im Sinne von Artikel 2 Nummer 7 tibermittelt dem
Verwaltungsrat eine Einverstindniserkldarung. In der Einverstindniserklarung sind der Umfang der Partnerschaft in Bezug
auf Gegenstand, Titigkeiten und deren Dauer sowie der Beitrag des Antragstellers zum gemeinsamen Unternehmen genau
anzugeben.

(2)  Der Verwaltungsrat priift die Einverstindniserklirung und genehmigt den Antrag oder lehnt ihn ab.

(3)  Beitragende Partner haben im Verwaltungsrat eines gemeinsamen Unternehmens kein Stimmrecht.

Artikel 10

Finanzbeitrag der Union

(1)  Der Finanzbeitrag der Union zu den gemeinsamen Unternehmen, einschlieflich der Mittel des Europiischen
Wirtschaftsraums (EWR), deckt die Verwaltungs- und Betriebskosten bis zu den in Teil 2 genannten Hochstbetrdgen ab,
sofern der Beitrag anderer Mitglieder als der Union oder der sie konstituierenden Rechtstrager oder der mit ihnen
verbundenen Rechtstriger diesem Betrag mindestens entspricht.

(2)  Der Betrag des in Teil 2 genannten Finanzbeitrags der Union kann um Beitrdge von Drittlindern erhoht werden, die
mit dem Programm ,Horizont Europa“ gemafs Artikel 16 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ assoziiert sind,
sofern der Beitrag anderer Mitglieder als der Union oder der sie konstituierenden Rechtstriger oder der mit ihnen
verbundenen Rechtstrdger mindestens dem Gesamtbetrag, um den der Beitrag der Union erhoht wird, entspricht.
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(3)  Der Beitrag der Union wird aus den Mitteln des Gesamthaushaltsplans der Union fiir das spezifische Programm zur
Durchfithrung von ,Horizont Europa“ nach Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer iv und Artikel 154 der Verordnung
(EU, Euratom) 20181046 im Falle von Einrichtungen gemif Artikel 71 der genannten Verordnung geleistet.

(4)  Zusitzliche Unionsmittel, die den in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannten Beitrag ergédnzen, konnen den
gemeinsamen Unternechmen gemdff Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe ¢ Ziffer iv und Artikel 154 der Verordnung (EU,
Euratom) 2018/1046 iibertragen werden.

(5)  Fir Beitrdge, die zusitzlichen Aufgaben entsprechen, mit denen ein gemeinsames Unternehmen geméf Absatz 4 des
vorliegenden Artikels oder Artikel 5 Absatz 3 betraut wurde, gelten die Anforderungen von Artikel 155 der Verordnung
(EU, Euratom) 2018/1046.

(6)  Zusitzliche Beitrdge aus Unionsprogrammen, die zusitzlichen Aufgaben entsprechen, mit denen ein gemeinsames
Unternehmen gemidfl Absatz 4 des vorliegenden Artikels oder gemafl Artikel 5 Absatz 3 betraut wurde, werden bei der
Berechnung des maximalen Finanzbeitrags der Union gemafs Teil 2 nicht beriicksichtigt.

Artikel 11

Beitrige von anderen Mitgliedern als der Union und von beitragenden Partnern

(1) Sofern in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist, umfassen die Beitrdge von privaten Mitgliedern Finanzbeitrige und
Beitrige folgender Art:

a) Sachbeitrige zu operativen Tatigkeiten;

b) Sachbeitrdge zu zusitzlichen Tatigkeiten, die vom Verwaltungsrat gemifS Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe n genehmigt
wurden.

(2)  Sofern in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist, erstatten die privaten Mitglieder ihrem jeweiligen Verwaltungsrat
alljahrlich spétestens bis zum 31. Mai Bericht iber den Wert der in Absatz 1 Buchstabe b genannten Beitrige, die in jedem
der vorangegangenen Geschiftsjahre geleistet wurden. Fiir die Zwecke der Bestimmung des Werts dieser Beitridge werden
die Kosten nach den tiblichen Kostenrechnungsverfahren der betreffenden Rechtstrager, den Rechnungslegungsgrundsitzen
des Landes, in dem der betreffende Rechtstrager niedergelassen ist, und den relevanten internationalen Rechnungslegungss-
tandards (den ,International Accounting Standards“ und den ,International Financial Reporting Standards“) bestimmt. Die
Kosten werden von einer von dem jeweiligen Rechtstrdger benannten unabhingigen Priifstelle bestitigt und werden weder
von dem betreffenden gemeinsamen Unternehmen noch von einer Einrichtung der Union gepriift. Die Bewertungsmethode
kann vom gemeinsamen Unternehmen iberprift werden, falls hinsichtlich der Bestitigung Unklarheiten bestehen. In
hinreichend festgelegten Fillen kann der Verwaltungsrat die Verwendung von Pauschalbetridgen oder Kosten je Einheit fiir
die Bewertung der Beitrige genehmigen.

(3) Die Beitrdge der Teilnehmerstaaten bestechen aus Finanzbeitrigen. Die Teilnehmerstaaten erstatten dem
Verwaltungsrat bis zum 31. Januar jedes Jahres Bericht iiber die im vorangegangenen Haushaltsjahr geleisteten
Finanzbeitrige.

(4)  Die Beitrdge internationaler Organisationen bestehen aus Finanzbeitrdgen und Sachbeitrigen zu operativen
Titigkeiten, sofern in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist.

(5)  Die Beitrdge der beitragenden Partner entsprechen den Betrigen, die sie in der Einverstindniserklirung zur
Teilnahme als beitragender Partner zugesagt haben, und umfassen Finanzbeitrige und Sachbeitrige zu operativen
Tatigkeiten.

(6)  Die Kommission kann in folgenden Fillen den Finanzbeitrag der Union zum gemeinsamen Unternehmen beenden,
anteilsmafig kiirzen oder aussetzen oder das Abwicklungsverfahren gemaf$ Artikel 45 einleiten:

a) wenn das betreffende gemeinsame Unternehmen die Bedingungen fiir die Betrauung mit dem Unionsbeitrag nicht
erfiillt;

b) wenn die anderen Mitglieder als die Union, einschlieflich der sie konstituierenden oder mit ihnen verbundenen
Rechtstriger, ihre in den Absitzen 1, 4 und 5 dieses Artikels genannten Beitrdge nicht, nur teilweise oder nicht geméf
den in Absatz 2 genannten Fristen leisten;

¢) infolge eines Ergebnisses der Evaluierungen nach Artikel 171 Absatz 2.
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(7)  Der Beschluss der Kommission, den Finanzbeitrag der Union zu beenden, anteilsmafSig zu kiirzen oder auszusetzen,
steht der Erstattung forderfahiger Kosten, die den anderen Mitgliedern als der Union entstanden sind, bevor der Beschluss
dem gemeinsamen Unternehmen mitgeteilt wurde, nicht entgegen.

(8)  Nach dem Verfahren in Artikel 28 Absatz 6 wird jedes andere Mitglied des gemeinsamen Unternchmens als die
Union, das seinen Verpflichtungen in Bezug auf die in dieser Verordnung genannten Beitrige nicht nachkommt, vom
Stimmrecht im Verwaltungsrat ausgeschlossen, bis seine Verpflichtungen erfiillt sind. Kommt ein solches Mitglied seinen
Verpflichtungen nach Ablauf einer zusidtzlichen Sechsmonatsfrist nicht nach, so wird seine Mitgliedschaft widerrufen,
sofern der Verwaltungsrat nicht in hinreichend begriindeten Fallen etwas anderes beschliefit. Die betreffende Einrichtung
nimmt nicht an der Abstimmung im Verwaltungsrat teil.

Artikel 12

Verwaltung der Beitrige der Teilnehmerstaaten

(1)  Jeder Teilnehmerstaat gibt eine indikative Zusage in Bezug auf die Hohe seines nationalen Finanzbeitrags zu dem
gemeinsamen Unternehmen. Diese Zusage erfolgt vor der Annahme des Arbeitsprogramms.

Zusitzlich zu den in Artikel 22 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegten Kriterien kann das Arbeitsprogramm
als Anhang Zulassungskriterien fiir nationale Rechtspersonen enthalten.

Jeder Teilnehmerstaat betraut das gemeinsame Unternehmen mit der Bewertung der Vorschlige gemif8 der Verordnung
tiber ,Horizont Europa®“.

Die Auswahl der Vorschlige stiitzt sich auf die vom Bewertungsausschuss bereitgestellte Rangliste. Das fiir die Auswahl
zustindige Gremium kann in — gemdf dem Arbeitsprogramm hinreichend begriindeten — Fillen von dieser Liste
abweichen, um die Gesamtkohérenz des Portfolio-Ansatzes zu gewahrleisten.

Jeder Teilnehmerstaat hat auf der Grundlage nationaler strategischer Priorititen ein Vetorecht in allen Fragen, die die
Verwendung seiner eigenen nationalen finanziellen Beitrdge zum gemeinsamen Unternehmen fiir Bewerber mit Sitz in
diesen Teilnehmerstaaten betreffen.

(2)  Jeder Teilnehmerstaat schliefSt mit dem gemeinsamen Unternehmen eine oder mehrere Verwaltungsvereinbarungen,
in der bzw. denen der Koordinierungsmechanismus fiir die Zahlung der Beitrige an Bewerber mit Sitz in diesem
Teilnehmerstaat und fiir die Berichterstattung dariiber festgelegt ist. Diese Vereinbarung enthilt den Zeitplan, die
Zahlungsbedingungen sowie die Anforderungen an die Berichterstattung und Rechnungspriifung.

Jeder Teilnehmerstaat ist bestrebt, seinen Zahlungsplan, seine Berichterstattung und seine Rechnungspriifungen mit denen
des gemeinsamen Unternehmens abzustimmen und seine Regeln fir die Forderfihigkeit von Kosten mit denen von
,2Horizont Europa“ in Einklang zu bringen.

(3) In der in Absatz 2 genannten Vereinbarung kann jeder Teilnehmerstaat das gemeinsame Unternehmen mit der
Zahlung seines Beitrags an seine Begiinstigten betrauen. Nach der Auswahl der Vorschlige sagt der Teilnehmerstaat den fiir
die Zahlungen erforderlichen Betrag zu. Die Priifbehorden des Teilnehmerstaates konnen die jeweiligen nationalen Beitrige
priifen.

KAPITEL 3

Organisation der gemeinsamen Unternehmen

Artikel 13
Synergien und Effizienzgewinne bei Back-Office-Vorkehrungen

(1)  Gemeinsame Unternechmen wenden innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung Back-Office-
Vorkehrungen an, indem sie Dienstleistungsvereinbarungen schliefen, sofern in Teil 2 nichts anderes festgelegt ist und
vorbehaltlich der Notwendigkeit, bei der Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an gemeinsame Unternehmen ein
gleichwertiges Niveau fiir den Schutz der finanziellen Interessen der Union zu gewdhrleisten. Diese Vorkehrungen
umfassen vorbehaltlich der Bestitigung der Tragfihigkeit und nach einer Uberpriifung der Ressourcen mindestens die
folgenden Bereiche:

a) Personalverwaltung;
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b) rechtliche Unterstiitzung;

¢) Informations- und Kommunikationstechnologien;

d) Rechnungsfithrung (ohne Kassenmittel);

e) Kommunikation;

f) Logistik, Veranstaltungen und Sitzungssaalverwaltung;

g) Unterstiitzung der Rechnungspriifungs- und Betrugsbekdmpfungsstrategie.

(2) Die in Absatz 1 genannten Back-Office-Vorkehrungen werden von einem oder mehreren ausgewihlten
gemeinsamen Unternehmen allen anderen gemeinsamen Unternehmen zur Verfiigung gestellt. Miteinander verkniipfte
Vorkehrungen verbleiben innerhalb desselben gemeinsamen Unternehmens, soweit dies fir eine effiziente und wirksame
Erfilllung der betreffenden Aufgaben angezeigt ist, um eine kohirente Organisationsstruktur zu gewéhrleisten.

(3) Die in Absatz 1 genannten Dienstleistungsvereinbarungen ermdoglichen die Ubertragung von Mitteln oder die
Deckung von Kosten fiir die Erbringung der gemeinsamen Dienste zwischen den gemeinsamen Unternehmen.

(4)  Unbeschadet der Ubertragung anderer Aufgaben innerhalb des gemeinsamen Unternehmens oder anderer
Verwaltungsvereinbarungen, die sich nicht auf Beschiftigungsvertrige auswirken, konnen Bedienstete, die mit den
Aufgaben betraut werden, die fiir den Zweck der von einem anderen gemeinsamen Unternehmen unterhaltenen Back-
Office-Vorkehrungen {ibertragen werden, in dieses gemeinsame Unternehmen versetzt werden. Lehnt ein Bediensteter
schriftlich ab, so kann das gemeinsame Unternehmen den Vertrag dieses Bediensteten unter den in Artikel 47 der Beschafti-
gungsbedingungen fiir die sonstigen Bediensteten der Europiischen Union, festgelegt durch die Verordnung (EWG,
Euratom, EGKS) Nr. 259/68 des Rates (*) (im Folgenden ,BBSB“) genannten Bedingungen gekiindigt werden.

(5)  Diein Absatz 4 genannten Bediensteten, die in das gemeinsame Unternehmen versetzt werden, das die Back-Office-
Vorkehrungen unterhilt, behalten die gleiche Art von Vertrag sowie ihre Funktions- und Besoldungsgruppe; zudem wird
bei ihnen davon ausgegangen, dass sie ihre gesamte Dienstzeit in diesem gemeinsamen Unternehmen abgeleistet haben.

Artikel 14

Gremien der gemeinsamen Unternehmen

(1)  Jedes gemeinsame Unternehmen verfiigt iiber einen Verwaltungsrat, einen Exekutivdirektor und, aufer in
gemeinsamen Unternehmen, in denen Staaten im Verwaltungsrat vertreten sind, eine Gruppe der Vertreter der Staaten.

(2)  Ein gemeinsames Unternechmen kann ferner ein wissenschaftliches Beratungsgremium und eine Gruppe der
Interessentrager sowie jegliches andere Gremium gemif$ den Bestimmungen des Teils 2 haben.

(3)  Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben verfolgt jedes Gremium des gemeinsamen Unternehmens nur die in dieser
Verordnung festgelegten Ziele und handelt nur im Tétigkeitsbereich des gemeinsamen Unternehmens und zu dem Zweck,
zu dem es eingesetzt wurde.

(4)  Unbeschadet des Absatzes 3 konnen Gremien zweier oder mehrerer gemeinsamer Unternehmen beschlieen, eine
strukturierte Zusammenarbeit zu begriinden, unter anderem im Wege regelmifiger Sitzungen oder gemeinsamer
Ausschiisse.

(*) ABLL 56 vom 4.3.1968, S. 1.
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Abschnitt [

Verwaltungsrat

Artikel 15

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1)  Der Verwaltungsrat setzt sich aus mindestens zwei Vertretern der Kommission im Namen der Union und so vielen
Vertretern anderer Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens als der Union zusammen, wie in Teil 2 in Bezug auf jedes
gemeinsame Unternehmen festgelegt ist.

(2)  Sind unter den Mitgliedern des gemeinsamen Unternehmens gemifl Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b
Teilnehmerstaaten, so wird jeweils ein Vertreter jedes Teilnehmerstaats in den Verwaltungsrat bestellt.

Artikel 16

Arbeitsweise des Verwaltungsrats

(1)  Die Vertreter der Mitglieder im Verwaltungsrat bemithen sich nach Kriften, Beschliisse einvernehmlich zu fassen.
Falls kein Einvernehmen herrscht, findet eine Abstimmung statt. Ein Beschluss gilt bei einer Mehrheit von mindestens 75 %
der Stimmen einschlieflich der Stimmen der abwesenden Vertreter, aber ohne die Enthaltungen, als gefasst.

Die Annahme von Beschliissen durch den Verwaltungsrat kann auch nach Maflgabe der in Teil 2 aufgefiihrten einschligigen
spezifischen Vorschriften erfolgen.

(2)  Die Anwesenheit der Kommission, von mindestens 50 % der privaten Mitglieder und gegebenenfalls mindestens
50 % der Delegierten der Teilnehmerstaaten ist erforderlich, damit der Verwaltungsrat abstimmen kann.

(3)  Sofern in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist, verfiigt die Union iiber 50 % der Stimmrechte. Die Stimmrechte der
Union sind nicht teilbar.

Die Stimmrechte der anderen Mitglieder als der Union unterliegen den spezifischen Vorschriften des Teils 2. Sofern in Teil 2
nichts anderes bestimmt ist, haben alle Vertreter der anderen Mitglieder als der Union jeweils die gleiche Zahl an Stimmen.

(4)  Der Vorsitzende des Verwaltungsrats wird jihrlich abwechselnd von der Union und den anderen Vertretern
bestimmt, sofern in Teil 2 nichts anderes festgelegt ist.

(5)  Der Verwaltungsrat hilt mindestens zweimal jahrlich ordentliche Sitzungen ab. AufSerordentliche Sitzungen konnen
auf Antrag des Vorsitzenden, des Exekutivdirektors, der Kommission oder der Mehrheit der Vertreter der anderen Mitglieder
als der Union oder der Teilnehmerstaaten einberufen werden. Die Sitzungen des Verwaltungsrats werden vom Vorsitzenden
einberufen und finden am Sitz des betreffenden gemeinsamen Unternchmens statt, sofern der Verwaltungsrat in
hinreichend begriindeten Fillen nicht etwas anderes beschliefSt. Die Tagesordnung fiir die Sitzungen und Beschliisse
werden zeitnah auf der Website des betreffenden gemeinsamen Unternehmens veréffentlicht.

(6)  Der Exekutivdirektor nimmt an den Sitzungen teil und ist zur Teilnahme an den Beratungen berechtigt, verfiigt
jedoch tiber kein Stimmrecht.

(7)  Der Vorsitzende der Gruppe der Vertreter der Staaten oder sein Stellvertreter hat in den Sitzungen des
Verwaltungsrats Beobachterstatus. Die Vorsitzenden der anderen Gremien des betreffenden gemeinsamen Unternehmens
haben das Recht, an den Sitzungen des Verwaltungsrats als Beobachter teilzunehmen, wenn Themen erortert werden, die
in ihren Aufgabenbereich fallen. Beobachter diirfen an den Beratungen teilnehmen, haben jedoch kein Stimmrecht.

(8)  Weitere Personen, insbesondere Vertreter anderer europdischer Partnerschaften, von Exekutiv- oder Regulierungsa-
genturen, regionalen Behorden in der Union und europiischen Technologieplattformen, konnen vom Vorsitzenden im
Einzelfall vorbehaltlich der Vorschriften zu Vertraulichkeit und Interessenkonflikten als Beobachter eingeladen werden.



L 427/48 Amtsblatt der Europdischen Union 30.11.2021

(9)  Die Vertreter der Mitglieder haften nicht persénlich fiir Manahmen, die sie in ihrer Eigenschaft als Vertreter im
Verwaltungsrat ergreifen, es sei denn, es liegt grobe Fahrldssigkeit oder vorsitzliches Fehlverhalten vor.

(10)  Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschiftsordnung.

(11)  Die Vertreter der Mitglieder und die Beobachter sind an die Bestimmungen eines Verhaltenskodex gebunden, in dem
ihre Pflichten festgelegt sind, damit die Integritit und der Ruf des betreffenden gemeinsamen Unternehmens und der Union
gewahrt werden.

Artikel 17

Aufgaben des Verwaltungsrats

(1)  Der Verwaltungsrat ist das Entscheidungsgremium eines gemeinsamen Unternchmens. Er trigt die Gesamtver-
antwortung fiir die strategische Ausrichtung, die Kohidrenz mit den einschldgigen Zielen und Strategien der Union und die
Titigkeiten des betreffenden gemeinsamen Unternehmens und beaufsichtigt die Durchfithrung dessen Titigkeiten.

Die Kommission bemiiht sich bei der Wahrnehmung ihrer Funktion im Verwaltungsrat um die Koordinierung der
Tatigkeiten des gemeinsamen Unternechmens mit den entsprechenden Titigkeiten im Rahmen der Finanzierungs-
programme der Union sowie um Kohirenz zwischen diesen Tatigkeiten, um auf Synergien und Komplementarititen
hinzuwirken und dabei Doppelarbeit zu vermeiden, wenn unter die kooperative Forschung fallende Priorititen festgestellt
werden.

(2)  Der Verwaltungsrat nimmt folgende Aufgaben wahr:

a)  Ergreifen von Mafinahmen zur Verwirklichung der allgemeinen, spezifischen und operativen Ziele des gemeinsamen
Unternehmens, Bewertung ihrer Wirksamkeit und Wirkung, Gewdhrleistung der genauen und zeitnahen
Uberwachung der Fortschritte des Forschungs- und Innovationsprogramms des gemeinsamen Unternehmens und
seiner einzelnen Mafinahmen im Zusammenhang mit den Prioritdten der Union und der strategischen Forschungs-
und Innovationsagenda, einschlieflich im Zusammenhang mit der Komplementaritit mit regionalen oder nationalen
Programmen, und erforderlichenfalls Treffen von Korrekturmaflnahmen, damit das gemeinsame Unternehmen seine
Ziele erreicht;

b) Priifung und Genehmigung oder Ablehnung von Antrigen auf Mitgliedschaft nach Artikel 7;
¢) Priffung und Genehmigung oder Ablehnung von Antragen potenzieller beitragender Partner nach Artikel 9;

d) Entscheidung iiber die Kiindigung der Mitgliedschaft im gemeinsamen Unternehmen in Bezug auf jedes Mitglied, das
seinen Verpflichtungen aus dieser Verordnung nicht nachkommt oder gemaf$ Artikel 8 Absitze 2 und 3;

e) Annahme der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens gemif Artikel 27;

f)  Annahme des jahrlichen Haushaltsplans und des Stellenplans mit Angabe der Anzahl der Dauer- und Zeitplanstellen
nach Funktions- und Besoldungsgruppe sowie der Anzahl der Vertragsbediensteten und abgeordneten nationalen
Sachverstindigen, ausgedriickt in Vollzeitdquivalenten;

g) Entscheidung iiber die Aufteilung der Verwaltungskosten auf die anderen Mitglieder als die Union, wenn diese
Mitglieder keine Einigung gemaf$ Artikel 28 Absatz 2 erzielen, wobei etwaige Unausgewogenheiten, die im Vergleich
zu ihrer Beteiligung im Hinblick auf ihre Verwaltungsausgaben bestehen, zu berticksichtigen sind;

h)  im Einklang mit Absatz 4 des vorliegenden Artikels in Bezug auf die Bediensteten des gemeinsamen Unternehmens die
Austibung der Befugnisse, die der Anstellungsbehérde durch das Statut der Beamten der Europiischen Union,
festgelegt durch die Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68, (im Folgenden ,Beamtenstatut®) und der zum
Abschluss von Dienstvertragen mit sonstigen Bediensteten erméchtigten Behorde durch die BBSB iibertragen wurden
(im Folgenden ,Befugnisse der Anstellungsbehorde®);

i)  Ernennung und Abberufung des Exekutivdirektors, Verlingerung seiner Amtszeit sowie Vorgabe von Leitlinien fiir den
Exekutivdirektor und Uberwachung seiner Tatigkeit;

j)  Annahme der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda bei Beginn des gemeinsamen Unternechmens und
gegebenenfalls Aktualisierung derselben wihrend der gesamten Laufzeit von ,Horizont Europa®. In der strategischen
Forschungs- und Innovationsagenda werden die angestrebten Auswirkungen der Partnerschaft, das vorgesehene
Titigkeitenportfolio, die messbaren erwarteten Ergebnisse sowie Ressourcen, Ergebnisse und Etappenziele innerhalb
eines bestimmten Zeitrahmens festgelegt. Ferner werden die anderen europiischen Partnerschaften, mit denen das
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gemeinsame Unternehmen eine formliche und regelmiflige Zusammenarbeit einrichtet, sowie die Moglichkeiten fiir
Synergien zwischen den Mafinahmen des gemeinsamen Unternehmens und nationalen oder regionalen Initiativen
und Strategien — auf Grundlage der den Teilnehmerstaaten oder der Gruppe der Vertreter der Staaten iibermittelten
Informationen — sowie Synergien mit anderen Programmen und der Politik der Union ermittelt;

k) Annahme des Arbeitsprogramms und der zugehorigen Ausgabenschitzungen gemdf dem Vorschlag des
Exekutivdirektors, nach Beriicksichtigung der Stellungnahme der Gruppe der Vertreter der Staaten, zur Umsetzung
der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda einschlielich der administrativen Tatigkeiten, des Inhalts der
Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen, moglicher Vorgaben fiir den Umgang mit gleich bewerteten
Vorschldgen im Einklang mit Artikel 28 Absatz 3 der Verordnung tber ,Horizont Europa“ und seiner
Arbeitsprogramme, der Forschungsbereiche, die Gegenstand gemeinsamer Aufforderungen zur Einreichung von
Vorschldgen und einer Zusammenarbeit mit anderen Partnerschaften und Synergien mit anderen Unionsprogrammen
sind, des Finanzierungssatzes sowie der entsprechenden Regeln fiir Einreichung, Evaluierung, Auswahl, Gewahrung
und Uberpriifung, wobei besonderes Augenmerk auf Riickmeldungen zu den politischen Anforderungen zu richten
ist;

) gegebenenfalls Beschrinkung der Teilnahme an bestimmten Maffnahmen des Arbeitsprogramms gemifs Artikel 22
Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ und im Einklang mit dem im Einzelfall zwischen der Kommission
und den Mitgliedstaaten in der Gruppe der Vertreter der Staaten vereinbarten Standpunkt, sofern in Teil 2 nichts
anderes bestimmt ist;

m) Annahme von Mafinahmen, um Neueinsteiger, insbesondere KMU, Hochschulen und Forschungseinrichtungen, fiir die
Titigkeiten und Mafnahmen des gemeinsamen Unternehmens zu gewinnen, gegebenenfalls auch indem sie dazu
angeregt werden, private Mitglieder oder konstituierende Rechtstriger der privaten Mitglieder zu werden;

n) Genehmigung des jahrlichen Plans fur zusitzliche Tatigkeiten, der in einem Anhang zum Hauptteil des
Arbeitsprogramms enthalten ist, und zwar auf der Grundlage eines Vorschlags der anderen Mitglieder als der Union
und nach Anhorung des wissenschaftlichen Beratungsgremiums oder eines entsprechenden Gremiums gemafd Teil 2
und nach Beriicksichtigung der Stellungnahme der Gruppe der Vertreter der Staaten;

o) strategische Ausrichtung in Bezug auf die Zusammenarbeit mit anderen europdischen Partnerschaften im Einklang mit
der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda;

p) Bewertung und Billigung des konsolidierten jahrlichen Tatigkeitsberichts, einschlieflich der entsprechenden Ausgaben
und der Haushaltsmittel fiir gemeinsame Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen mit anderen europdischen
Partnerschaften;

q) Abgabe einer Stellungnahme zu den endgiiltigen Rechnungen des gemeinsamen Unternehmens;

r) gegebenenfalls Treffen geeigneter Vorkehrungen fir die Einrichtung einer internen Auditstelle des gemeinsamen
Unternehmens;

s)  Billigung der Organisationsstruktur des Programmbiiros auf Empfehlung des Exekutivdirektors;
t)  Billigung der Kommunikationspolitik des gemeinsamen Unternehmens auf Empfehlung des Exekutivdirektors;

u) sofern in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist, Genehmigung der Liste der fiir eine Finanzierung ausgewahlten
Mafinahmen;

v) Annahme von Durchfithrungsbestimmungen zum Beamtenstatut und zu den BBSB nach Artikel 110 Absatz 2 des
Beamtenstatuts;

w) Annahme einer Regelung fur die Abordnung nationaler Sachverstindiger zu den gemeinsamen Unternehmen sowie
fiir den Einsatz von Praktikanten;

x) gegebenenfalls Einrichtung von Beratungs- oder Arbeitsgruppen, auch in Zusammenarbeit mit anderen gemeinsamen
Unternehmen, zusdtzlich zu den in Artikel 14 genannten Gremien des gemeinsamen Unternehmens fiir einen
festgelegten Zeitraum und zur Erfillung eines bestimmten Zwecks;

y) gegebenenfalls Vorlage der Antriige auf Anderung dieser Verordnung bei der Kommission;

z) Ersuchen um wissenschaftliche Beratung oder Analyse zu spezifischen Fragen durch das wissenschaftliche
Beratungsgremium des gemeinsamen Unternehmens bzw. dessen Mitglieder, auch in Bezug auf Entwicklungen in
benachbarten Sektoren;

al) bis Ende 2023 Verabschiedung eines Plans fiir die stufenweise Einstellung der Finanzierung des gemeinsamen
Unternehmens durch ,Horizont Europa“ auf Empfehlung des Exekutivdirektors;

bl) Gewihrleistung der Wahrnehmung von Aufgaben, die nicht ausdriicklich einem bestimmten Gremium eines
gemeinsamen Unternehmens iibertragen werden, vorbehaltlich der Moglichkeit, dass der Verwaltungsrat eine solche
Aufgabe einem anderen Gremium des betreffenden gemeinsamen Unternehmens tibertragt.
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(3)  Der Verwaltungsrat eines gemeinsamen Unternehmens kann auch spezifischen Vorschriften unterliegen, die in Teil 2
dargelegt sind.

(4)  Der Verwaltungsrat erldsst gemif$ Artikel 110 Absatz 2 des Beamtenstatuts einen Beschluss auf der Grundlage von
Artikel 2 Absatz 1 des Statuts sowie von Artikel 6 der BBSB, mit dem er dem Exekutivdirektor die maflgeblichen
Befugnisse der Anstellungsbehorde iibertragt und die Bedingungen festlegt, unter denen die Befugnisiibertragung
ausgesetzt werden kann. Der Exekutivdirektor kann diese Befugnisse weiter tibertragen.

(5)  Der Verwaltungsrat tragt etwaigen Stellungnahmen, Empfehlungen oder Vorschligen der Gruppe der Vertreter der
Staaten vor der Abstimmung umfassend Rechnung. Der Verwaltungsrat unterrichtet die Gruppe der Vertreter der Staaten
unverziiglich tber die Folgemafinahmen, die er in Bezug auf diese Stellungnahmen, Empfehlungen oder Vorschlige
ergriffen hat, oder gibt die Griinde dafiir an, wenn keine Folgemafnahmen ergriffen wurden.

Abschnitt 2

Exekutivdirektor

Artikel 18
Ernennung und Abberufung des Exekutivdirektors und Verlingerung seiner Amtszeit

(1)  Die Kommission schldgt nach Konsultation der anderen Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens als der Union
eine Liste von Kandidaten, vorzugsweise mindestens drei Kandidaten, fiir das Amt des Exekutivdirektors vor. Fiir die
Zwecke dieser Konsultation ernennt jede Art anderer Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens als die Union einen
Vertreter sowie einen Beobachter im Namen des Verwaltungsrats.

(2)  Die Ernennung des Exekutivdirektors erfolgt durch den Verwaltungsrat auf der Grundlage seiner Verdienste und
Fahigkeiten auf der Grundlage einer Liste von Kandidaten, die die Kommission im Anschluss an ein offenes und
transparentes Auswahlverfahren vorschlagt, wobei der Grundsatz der ausgewogenen Vertretung beider Geschlechter
gewahrt wird.

(3)  Der Exekutivdirektor ist Mitglied des Personals und wird gemaf$ Artikel 2 Buchstabe a der BBSB als Bediensteter auf
Zeit bei dem gemeinsamen Unternehmen angestellt.

Fiir den Abschluss des Vertrags mit dem Exekutivdirektor wird das gemeinsame Unternehmen durch den Vorsitzenden des
Verwaltungsrats vertreten.

(4)  Die Amtszeit des Exekutivdirektors betrigt vier Jahre. Bis zum Ende dieses Zeitraums beurteilt die Kommission nach
Konsultation der anderen Mitglieder als der Union die Leistung des Exekutivdirektors sowie die kiinftigen Aufgaben und
Herausforderungen des gemeinsamen Unternehmens.

(5)  Der Verwaltungsrat des gemeinsamen Unternehmens kann auf der Grundlage eines Vorschlags der Kommission, bei
dem die Beurteilung nach Absatz 4 beriicksichtigt wird, die Amtszeit des Exekutivdirektors einmalig um hochstens drei
Jahre verlingern.

(6)  Ein Exekutivdirektor, dessen Amtszeit verlingert wurde, darf nicht an einem anderen Auswahlverfahren fiir dieselbe
Stelle teilnehmen.

(7)  Ein Exekutivdirektor kann nur auf Beschluss des Verwaltungsrats abberufen werden, der auf Vorschlag der
Kommission tdtig wird, nachdem die Gruppe der Vertreter der Staaten und die anderen Mitglieder des gemeinsamen
Unternehmens als die Union konsultiert wurden.

Artikel 19
Aufgaben des Exekutivdirektors

(1)  Der Exekutivdirektor ist das oberste ausfithrende Organ fiir die laufende Geschiftsfithrung des gemeinsamen
Unternehmens gemifl den Beschliissen des Verwaltungsrats. Er stellt dem Verwaltungsrat alle zur Wahrnehmung von
dessen Aufgaben notigen Informationen bereit. Unbeschadet der jeweiligen Zustidndigkeiten der Organe der Union und des
Verwaltungsrats darf der Exekutivdirektor Weisungen von Regierungen oder sonstigen Stellen weder einholen noch
entgegennehmen.
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(2)  Der Exekutivdirektor ist der gesetzliche Vertreter des gemeinsamen Unternehmens. Er ist gegeniiber dem
Verwaltungsrat des gemeinsamen Unternehmens rechenschaftspflichtig.

(3)  Der Exekutivdirektor fithrt den Haushaltsplan des gemeinsamen Unternehmens aus und stellt die Koordinierung
zwischen den verschiedenen Organen und Dienststellen des gemeinsamen Unternehmens sicher.

(4)  Der Exekutivdirektor erfiillt folgende Aufgaben fur das gemeinsame Unternehmen:

a) Gewihrleistung einer nachhaltigen und effizienten Verwaltung des gemeinsamen Unternehmens und einer effizienten
Durchfithrung des Arbeitsprogramms;

b) Ausarbeitung des Entwurfs des jihrlichen Haushaltsplans und des Stellenplans sowie Ubermittlung an den
Verwaltungsrat zur Annahme;

¢) Ausarbeitung des Arbeitsprogramms und der entsprechenden Ausgabenschitzungen fiir das gemeinsame
Unternehmen sowie — nach Beriicksichtigung der Stellungnahme der Gruppe der Vertreter der Staaten bzw. des Rates
der offentlichen Korperschaften — deren Ubermittlung an den Verwaltungsrat zur Annahme, um die strategische
Forschungs- und Innovationsagenda umzusetzen;

d) Ubermittlung des Jahresabschlusses des gemeinsamen Unternehmens an den Verwaltungsrat zur Stellungnahme;

e) Erstellung des konsolidierten jéhrlichen Tétigkeitsberichts sowie Ubermittlung an den Verwaltungsrat zur Bewertung
und Billigung, einschlieflich Informationen iiber die entsprechenden Ausgaben und Beitrige anderer Mitglieder als der
Union gemif$ Artikel 11 Absatz 1;

f) Uberwachung der in Artikel 11 Absatz 1 genannten Beitrige, regelméRige Berichterstattung an den Verwaltungsrat
tiber die Fortschritte bei der Erreichung der Ziele und gegebenenfalls Vorschlag von Abhilfe- oder Korrektur-
mafinahmen;

g) Uberwachung der Durchfithrung von Mafnahmen zur Gewinnung von Neueinsteigern, insbesondere von KMU,
Hochschulen und Forschungseinrichtungen;

h) Einrichtung einer férmlichen und regelmifligen Zusammenarbeit mit den in der strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda festgelegten europiischen Partnerschaften im Einklang mit der strategischen Ausrichtung des
Verwaltungsrats;

i) auf Einladung des Vorsitzes regelmifSige Unterrichtung der einschldgigen Formation des Programmausschusses von
,Horizont Europa“, und zwar zusitzlich zu der Unterrichtung des Programmausschusses durch die Kommission
gemaf$ Artikel 14 Absatz 7 und Anhang III des Beschlusses iiber das spezifische Programm zur Durchfithrung von
,Horizont Europa“ und insbesondere vor der Annahme des Arbeitsprogramms des gemeinsamen Unternehmens in
Bezug auf die Anwendung von Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa®;

j)  Ubermittlung der Liste der vom gemeinsamen Unternehmen fiir eine Finanzierung auszuwihlenden Mafnahmen an
den Verwaltungsrat bzw. den Rat der offentlichen Korperschaften zur Billigung;

k) Bewertung der Antrige fuir assoziierte Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens nach einem offenen Aufruf zur
Interessenbekundung und einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen fiir assoziierte Mitglieder im
Verwaltungsrat;

) regelmifige Unterrichtung der anderen Gremien des gemeinsamen Unternehmens zu allen Fragen, die fiir ihre Rolle
von Belang sind;

m) Unterzeichnung der einzelnen Finanzhilfevereinbarungen und Beschliisse in seinem Aufgabenbereich im Namen des
gemeinsamen Unternehmens;

n) Unterzeichnung von Vertridgen zur Auftragsvergabe im Namen des gemeinsamen Unternehmens;

0) Sicherstellung — unter der Aufsicht des Verwaltungsrats und gegebenenfalls in Abstimmung mit Beratungsgremien —
der Uberwachung und Bewertung der Fortschritte des Programms im Hinblick auf die einschligigen Wirkungsin-
dikatoren und die spezifischen Ziele des gemeinsamen Unternehmens im Sinne von Teil 2 und gemafd Artikel 171;

p) Umsetzung der Kommunikationspolitik des gemeinsamen Unternehmens;

q) Organisation, Leitung und Beaufsichtigung der Geschiftstitigkeit und des Personals des gemeinsamen Unternehmens
im Rahmen der Befugnisiibertragung durch den Verwaltungsrat;

r) Einrichtung eines wirksamen und effizienten internen Kontrollsystems und Sicherstellung seines ordnungsgeméifien
Funktionierens sowie Meldung wesentlicher diesbeziiglicher Anderungen an den Verwaltungsrat;
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s) Schutz der finanziellen Interessen der Union und der anderen Mitglieder durch vorbeugende Maffnahmen gegen Betrug,
Korruption und sonstige rechtswidrige Handlungen durch wirksame Kontrollen sowie, falls Unregelmifigkeiten
festgestellt werden, durch Einziehung rechtsgrundlos gezahlter Betrige und gegebenenfalls durch Verhingung
wirksamer, verhaltnismaRiger und abschreckender verwaltungsrechtlicher und finanzieller Sanktionen;

t)  Gewihrleistung der Durchfithrung von Risikobewertungen und Risikomanagement fiir das gemeinsame Unternehmen;

u) Ergreifen jeglicher sonstiger Mafnahmen, die fiir die Beurteilung der Fortschritte des gemeinsamen Unternehmens bei
der Erreichung seiner Ziele erforderlich sind;

v) Ausarbeitung eines Plans fur die stufenweise Einstellung der Finanzierung des gemeinsamen Unternehmens aus Mitteln
des Programms ,Horizont Europa“ sowie Ubermittlung an den Verwaltungsrat zur Annahme;

w) Wahrnehmung sonstiger Aufgaben, die ihm vom Verwaltungsrat anvertraut oder tibertragen werden oder die in dieser
Verordnung gegebenenfalls vorgesehen sind;

x) Befugnis, vorbehaltlich der gemifS Artikel 17 Absatz 4 zu erlassenden Vorschriften, seine Befugnisse auf andere
Bedienstete zu {ibertragen.

(5)  Fir den Exekutivdirektor konnen ferner in Teil 2 aufgefiihrte spezifische Vorschriften gelten.

(6)  Der Exekutivdirektor richtet ein Programmbiiro ein, das unter seiner Verantwortung alle aus dieser Verordnung
erwachsenden Unterstiitzungstatigkeiten des gemeinsamen Unternehmens durchfithrt. Das Programmbiiro setzt sich aus
Personal des gemeinsamen Unternehmens zusammen und hat insbesondere folgende Aufgaben:

a) Unterstiitzung bei der Einrichtung und Verwaltung eines geeigneten Rechnungsfihrungssystems, das mit der
Finanzregelung fur das gemeinsame Unternehmen im Einklang steht;

b) Verwaltung der Durchfihrung des Arbeitsprogramms des gemeinsamen Unternchmens im gesamten
Umsetzungszyklus;

¢) Ubermittlung aller einschldgigen und zeitnahen Informationen an die Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens und
an seine Gremien sowie Bereitstellung jeglicher Unterstiitzung, die diese zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben benotigen;

d) Wahrnehmung von Sekretariatsaufgaben fiir die Gremien des gemeinsamen Unternehmens und Unterstiitzung etwaiger
vom Verwaltungsrat eingerichteter Beratergruppen.

Abschnitt 3

Beratungsgremien

Artikel 20

Die Gruppe der Vertreter der Staaten

(1)  Gemeinsame Unternehmen richten vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels nach den Vorgaben in Teil 2 eine
Gruppe der Vertreter der Staaten ein; eine Ausnahme gilt fiir die Fille, in denen Mitgliedstaaten und assoziierte Staaten als
Mitglieder oder konstituierende Rechtstriger von Mitgliedern an einem gemeinsamen Unternehmen teilnehmen.

(2)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten besteht aus bis zu zwei Vertretern und bis zu zwei Stellvertretern aus jedem
Mitgliedstaat und jedem assoziierten Land. Die Gruppe der Vertreter der Staaten wihlt einen Vorsitzenden und einen
stellvertretenden Vorsitzenden aus dem Kreis ihrer Mitglieder.

(3)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten tritt mindestens zweimal jihrlich zusammen. Die Sitzungen werden vom
Vorsitzenden oder von mindestens einem Drittel der Mitglieder der Gruppe der Vertreter der Staaten einberufen. Der
Vorsitzende des Verwaltungsrats und der Exekutivdirektor oder deren Vertreter nehmen auf Ersuchen des Vorsitzenden der
Gruppe der Vertreter der Staaten als Beobachter an den Sitzungen teil, um tiber bestimmte Sachverhalte Auskunft zu geben.

(4)  Die Sitzungen der Gruppe der Vertreter der Staaten konnen durch einschligige besondere Bestimmungen in Teil 2
geregelt werden.
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(5)  Der Vorsitzende der Gruppe der Vertreter der Staaten kann weitere Personen einladen, als Beobachter an den
Sitzungen teilzunehmen, insbesondere Vertreter einschlidgiger foderaler oder regionaler Behorden aus der Union, Vertreter
von Hochschulen und Forschungseinrichtungen, KMU-Verbinden oder Industrieverbianden und Vertreter anderer Gremien
des gemeinsamen Unternehmens.

(6)  Die Tagesordnung und Begleitunterlagen fiir die Sitzungen der Gruppe der Vertreter der Staaten werden rechtzeitig
im Voraus iibermittelt, um eine angemessene Vertretung durch jeden Mitgliedstaat und jedes assoziierte Land zu
gewihrleisten. Die Tagesordnung wird auch dem Verwaltungsrat zeitnah zur Kenntnisnahme iibermittelt.

(7)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten wird konsultiert und sie iiberpriift insbesondere Informationen und nimmt
Stellung zu folgenden Themen:

a) Programmfortschritte des gemeinsamen Unternehmens und Verwirklichung von dessen Zielvorgaben und erwarteten
Wirkungen im Rahmen von ,Horizont Europa“, einschlieflich Informationen iiber Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschligen und eingereichte Vorschlige sowie Verfahren zur Evaluierung von Vorschligen;

b) Aktualisierung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda oder Gleichwertigem im Einklang mit der
strategischen Planung von ,Horizont Europa“ und mit anderen Finanzierungsinstrumenten der Union und der
Mitgliedstaaten;

¢) Verbindungen zu ,Horizont Europa“ und anderen Initiativen auf Unionsebene, nationaler und gegebenenfalls regionaler
Ebene, einschlieflich kohésionspolitischer Fonds im Einklang mit Strategien fur intelligente Spezialisierung;

d) Entwiirfe der Arbeitsprogramme, einschlieflich Inhalte von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen,
insbesondere zu im Arbeitsprogrammentwurf enthaltenen Forschungsthemen, die weniger ausgereifte Technologien
betreffen, und zur Anwendung der Auswahlkriterien;

¢) Einbeziehung von KMU, Start-up-Unternehmen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen, sowie Mafinahmen zur
Forderung der Teilnahme von Neueinsteigern;

f) Mafinahmen zur Verbreitung und Nutzung der Ergebnisse entlang der Wertschopfungskette;

g) jahrlicher Tatigkeitsbericht.

(8)  Fiir die Zwecke der Festlegung des vereinbarten Standpunkts im Sinne von Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe 1 werden
in die Gruppe der Vertreter der Staaten ausschlieflich Mitgliedstaaten aufgenommen. Das Verfahren fiir die Vereinbarung
dieses Standpunkts wird in der Geschiftsordnung der Gruppe der Vertreter der Staaten genauer festgelegt.

(9)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten erstattet dem Verwaltungsrat gegebenenfalls regelmifig Bericht und fungiert in
folgenden Fragen als Schnittstelle mit dem gemeinsamen Unternehmen:

a) Stand der einschligigen nationalen oder regionalen Forschungs- und Innovationsprogramme und Ermittlung
potenzieller Bereiche fiir die Zusammenarbeit, einschliefSlich konkreter bereits ergriffener oder geplanter Mainahmen
fur die Einfiihrung und Ubernahme einschldgiger Technologien und innovativer Losungen;

b) spezifische Mafinahmen, die auf nationaler oder regionaler Ebene im Hinblick auf Veranstaltungen zur Verbreitung der
Ergebnisse, spezielle technische Workshops und Kommunikationsmaflnahmen ergriffen werden;

¢) spezifische Malinahmen auf nationaler oder regionaler Ebene im Hinblick auf Einfihrungstitigkeiten im
Zusammenhang mit dem betreffenden gemeinsamen Unternehmen;

d) nationale oder regionale Strategien und Initiativen zur Gewdahrleistung von Komplementarititen mit der strategischen
Forschungs- und Innovationsagenda und den Jahresarbeitsprogrammen des gemeinsamen Unternehmens.

(10)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten legt am Ende jedes Kalenderjahrs einen Bericht vor, in dem die nationalen oder
regionalen Politiken im Bereich des gemeinsamen Unternehmens beschrieben und konkrete Formen der Zusammenarbeit
mit den vom gemeinsamen Unternehmen finanzierten Mafnahmen aufgezeigt werden.

(11)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten kann von sich aus Stellungnahmen, Empfehlungen oder Vorschlige zu
technischen, verwaltungstechnischen und finanziellen Fragen sowie zu Arbeitsprogrammen und anderen Dokumenten an
den Verwaltungsrat oder den Exekutivdirektor richten, und zwar insbesondere bei Fragen, die nationale oder regionale
Interessen berithren.
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(12)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten erhilt regelmidfig zeitnahe einschldgige Informationen, einschliefSlich einer
Aufschliisselung nach Lindern, unter anderem Daten iiber die Antragstellung und Beteiligung bei indirekten Mafnahmen,
die vom gemeinsamen Unternehmen finanziert werden, iiber die Ergebnisse der Bewertung der einzelnen Aufforderungen
zur Einreichung von Vorschligen und Projektumsetzungen, iiber Synergien mit anderen einschlidgigen Programmen der
Union und anderen europiischen Partnerschaften, iiber zusatzliche Tatigkeiten, tiber zugesagte und tatsachlich erbrachte
finanzielle Leistungen und Sachleistungen und iiber die Ausfithrung des Haushaltsplans des gemeinsamen Unternehmens.

(13)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten gibt sich unter gebithrender Beriicksichtigung der Artikels 33 und 42 eine
Geschiftsordnung.

(14)  Ein oder mehrere gemeinsame Unternchmen konnen im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des Teils 2
eine gemeinsame Gruppe der Vertreter der Staaten einsetzen.

Artikel 21

Wissenschaftliche Beratung

(1)  Sofern im in Teil 2 nichts anderes bestimmt ist, holen die gemeinsamen Unternehmen auf folgendem Wege
unabhingige wissenschaftliche Beratung ein:

a) dber ein wissenschaftliches Beratungsgremium, das vom gemeinsamen Unternehmen gemdf den einschldgigen
Bestimmungen des Teils 2 eingesetzt wird, und vorbehaltlich der Bestimmungen dieses Artikels, oder

b) iber Ad-hoc-Anfragen um unabhingiges Fachwissen des Verwaltungsrats an das gemeinsame Unternehmen zu
spezifischen Fragen.

(2)  Unter den Mitgliedern des wissenschaftlichen Beratungsgremiums muss eine ausgewogene Vertretung von
Sachverstindigen innerhalb des Titigkeitsbereichs des gemeinsamen Unternchmens bestehen, wobei auch eine
ausgewogene Vertretung beider Geschlechter und eine ausgewogene geografische Vertretung zu gewéhrleisten sind. Die
Mitglieder des wissenschaftlichen Beratungsgremiums miissen zusammengenommen iiber die erforderlichen Kompetenzen
und Fachkenntnisse im technischen Bereich verfigen, um dem gemeinsamen Unternehmen wissenschaftlich fundierte
Empfehlungen zu unterbreiten, wobei die klimatischen, 6kologischen und soziookonomischen Auswirkungen dieser
Empfehlungen und die Ziele des gemeinsamen Unternehmens zu beriicksichtigen sind.

(3)  Die Mitglieder des wissenschaftlichen Beratungsgremiums sowie eingeladene Beobachter unterliegen dem
Berufsgeheimnis, das kraft der Vertriage und deren Durchfithrungsbestimmungen fiir alle Mitglieder der Organe und ihre
Mitarbeiter gilt, und den Sicherheitsvorschriften der Kommission zum Schutz von nicht als Verschlusssache eingestuften
sensiblen Informationen sowie von EU-Verschlusssachen, jeweils festgelegt in den Beschliissen (EU, Euratom) 2015443 (*)
und (EU, Euratom) 2015/444 (*?) der Kommission.

(4)  Der Verwaltungsrat legt ein offenes Auswahlverfahren einschlielich spezifischer Kriterien fiir die Zusammensetzung
des wissenschaftlichen Beratungsgremiums des gemeinsamen Unternehmens fest und ernennt dessen Mitglieder. Der
Verwaltungsrat beriicksichtigt die von der Gruppe der Vertreter der Staaten vorgeschlagenen potenziellen Kandidaten.

(5)  Das wissenschaftliche Beratungsgremium wihlt einen Vorsitzenden aus dem Kreis seiner Mitglieder.

(6)  Das wissenschaftliche Beratungsgremium tritt mindestens zweimal jahrlich zusammen, und seine Sitzungen werden
vom Vorsitzenden einberufen. Der Vorsitzende kann weitere Personen einladen, an den Sitzungen als Beobachter
teilzunehmen. Das wissenschaftliche Beratungsgremium gibt sich eine Geschiftsordnung. Die Tagesordnung fiir die
Sitzungen wird rechtzeitig auf der Website des betreffenden gemeinsamen Unternehmens veroffentlicht.

(7)  Das wissenschaftliche Beratungsgremium nimmt folgende Aufgaben wahr:

a) Beratung zu den wissenschaftlichen Priorititen, die in den Arbeitsprogrammen im Einklang mit der strategischen
Forschungs- und Innovationsagenda und der strategischen Planung von ,Horizont Europa“ behandelt werden sollen,
auch zum Umfang der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen;

b) Stellungnahme zu den im jahrlichen Tatigkeitsbericht darzulegenden wissenschaftlichen Ergebnissen;

(") Beschluss (EU, Euratom) 2015/443 der Kommission vom 13. Marz 2015 iiber Sicherheit in der Kommission (ABL. L 72 vom
17.3.2015, S. 41).

Beschluss (EU, Euratom) 2015/444 der Kommission vom 13. Mirz 2015 iiber die Sicherheitsvorschriften fir den Schutz von
EU-Verschlusssachen (ABI. L 72 vom 17.3.2015, S. 53).

=
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c) erforderlichenfalls Vorschlige an den Verwaltungsrat fiir Korrekturmafnahmen oder Neuausrichtungen mit Blick auf
die Fortschritte bei der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda sowie bei Einzelmafinahmen;

d) unabhingige Beratung und wissenschaftliche Analysen zu spezifischen Fragen, die vom Verwaltungsrat angefordert
werden, insbesondere in Bezug auf Entwicklungen in benachbarten Sektoren oder als Unterstiitzung im
Zusammenhang mit der Bewertung von Antrigen potenzieller assoziierter Mitglieder und beitragender Partner;

e) — sofern in Teil 2 festgelegt — Bewertung der Ergebnisse von Technologie- und Innovationsmaffnahmen, die vom
gemeinsamen Unternehmen finanziert werden, und Berichterstattung an den Verwaltungsrat;

f) — sofern in Teil 2 festgelegt — Teilnahme an Ausschiissen zur Sektorintegration, die eigens zwischen europdaischen
Partnerschaften im Rahmen von ,Horizont Europa“ eingerichtet wurden, um Synergien zu ermoglichen;

g) Ausfithrung sonstiger Aufgaben gemaf Teil 2.

(8)  Der Vorsitzende legt dem Verwaltungsrat nach jeder Sitzung des wissenschaftlichen Beratungsgremiums einen
Bericht vor, in dem die Stellungnahmen des Gremiums und seiner Mitglieder zu den in der Sitzung erorterten Fragen
dargelegt sind. Der Bericht wird soweit moglich auf der Website des betreffenden gemeinsamen Unternehmens
veroffentlicht.

(9)  Das wissenschaftliche Beratungsgremium kann dem Verwaltungsrat auf eigene Initiative hin empfehlen, es zu
bestimmten Punkten zu konsultieren, die nicht unter die Aufgaben nach Absatz 7 fallen. Der Bericht wird soweit moglich
auf der Website des betreffenden gemeinsamen Unternehmens veroffentlicht.

(10)  Das wissenschaftliche Beratungsgremium wird iiber die Griinde unterrichtet, wenn seine Empfehlungen zum
Arbeitsprogramm und zur strategischen Forschungs- und Innovationsagenda nicht befolgt werden.

Artikel 22

Die Gruppe der Interessentriger

(1)  Gemeinsame Unternehmen konnen im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des Teils 2 und vorbehaltlich
dieses Artikels eine Gruppe der Interessentriger einrichten.

(2) Die Gruppe der Interessentriger steht allen o6ffentlichen und privaten Interessentrigern offen, einschlieflich
organisierten Gruppen, die im Bereich des gemeinsamen Unternehmens titig sind, sowie internationalen Interessengruppen
aus den Mitgliedstaaten, assoziierten Lindern oder anderen Lindern.

(3)  Der Verwaltungsrat legt spezielle Kriterien und Verfahren fiir die Zusammensetzung der Gruppe der Interessentrager
fest und strebt ausgewogene Verhiltnisse in Bezug auf die geografische Verteilung, den Anteil der Frauen und Ménner, die
Sektoren und den Sachverstand der Interessentriger an. Der Verwaltungsrat beriicksichtigt gegebenenfalls die von der
Gruppe der Vertreter der Staaten vorgeschlagenen potenziellen Kandidaten.

(4)  Die Gruppe der Interessentrager wird regelmifig iiber die Tatigkeiten des gemeinsamen Unternehmens unterrichtet
und aufgefordert, zu den geplanten Initiativen des gemeinsamen Unternehmens Stellung zu nehmen.

(5)  Die Sitzungen der Gruppe der Interessentrager werden vom Exekutivdirektor einberufen.

(6)  Der Exekutivdirektor kann dem Verwaltungsrat empfehlen, die Gruppe der Interessentréger zu spezifischen Fragen
zu konsultieren. Findet eine solche Konsultation statt, so wird dem Verwaltungsrat und der Gruppe der Vertreter der
Staaten nach der entsprechenden Beratung in der Gruppe der Interessentrdger ein Bericht vorgelegt, der auf der Website
des betreffenden gemeinsamen Unternehmens veréffentlicht wird.
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KAPITEL 4

Finanzielle und operative Bestimmungen

Abschnitt 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 23

Kohirente Anwendung der Teilnahmebeschrinkung

Die gemeinsamen Unternehmen sorgen dafuir, dass Kohdrenz zwischen MafSnahmen, die im Rahmen des gemafs Artikel 13
Absatz 2 Buchstabe b des Beschlusses iiber das spezifische Programm zur Durchfithrung von ,Horizont Europa“
verabschiedeten Arbeitsprogramms finanziert werden, und Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“
sowie der fur die Anwendung von Artikel 22 Absatz 5 im Zusammenhang mit vergleichbaren Themen im
Arbeitsprogramm des betreffenden gemeinsamen Unternehmens relevanten Rechtsvorschriften und Leitlinien der Union
herrscht.

Artikel 24

Vorschriften fiir die von den gemeinsamen Unternehmen finanzierten Titigkeiten

(1)  Die Verordnung iiber ,Horizont Europa“ gilt fiir die von den gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von ,Horizont
Europa“ finanzierten Maffnahmen. Jedes gemeinsame Unternehmen wird im Einklang mit der genannten Verordnung als
Fordereinrichtung betrachtet und stellt gemafS Artikel 6 der genannten Verordnung finanzielle Unterstiitzung fiir indirekte
Mafinahmen bereit.

(2)  Fir Mafnahmen, die von den gemeinsamen Unternehmen im Rahmen von ,Horizont Europa“ finanziert werden,
konnen ferner besondere Bestimmungen des Teils 2 gelten.

(3)  Abweichend von Artikel 40 Absatz 4 Buchstabe a der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ gilt das Recht auf
Erhebung von Einwinden auch fiir Teilnehmer, die an der Hervorbringung der Ergebnisse beteiligt waren und die keine
Fordermittel von einem gemeinsamen Unternehmen erhalten haben.

Artikel 25

Operative Planung und Finanzplanung
(1)  Der Exekutivdirektor legt dem Verwaltungsrat den Entwurf des Arbeitsprogramms zur Annahme vor.

(2)  Das Arbeitsprogramm wird bis zum Ende des Jahres, das seiner Durchfithrung vorausgeht, angenommen. Das
Arbeitsprogramm und die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen werden auf der Website des gemeinsamen
Unternehmens und auf der Website von ,Horizont Europa“ veroffentlicht und zur Unterstiitzung der Abstimmung mit der
Gesamtstrategie von ,Horizont Europa“ dem Programmausschuss in der jeweiligen Zusammensetzung zur Kenntnisnahme
ubermittelt.

(3)  Der Exekutivdirektor erstellt den Entwurf des jihrlichen Haushaltsplans fiir das Folgejahr und legt ihn dem
Verwaltungsrat zur Annahme vor.

(4)  Der jahrliche Haushaltsplan wird jeweils bis zum Ende des Jahres, das seiner Ausfithrung vorausgeht, vom
Verwaltungsrat angenommen.

(5)  Der jahrliche Haushaltsplan wird der Hohe des Finanzbeitrags der Union, der im Haushaltsplan der Union festgelegt
ist, und gegebenenfalls der Hohe der Finanzbeitrdge anderer Mitglieder als der Union sowie gegebenenfalls beitragender
Partner angepasst.
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Artikel 26

Titigkeitsberichte und Finanzberichterstattung

(1)  Der Exekutivdirektor legt dem Verwaltungsrat einen konsolidierten jahrlichen Tatigkeitsbericht iiber die Erfiillung
seiner Aufgaben gemdf der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens vor. Der konsolidierte jdhrliche
Titigkeitsbericht wird rechtzeitig auf der Website des betreffenden gemeinsamen Unternehmens veroffentlicht.

(2) In den konsolidierten jihrlichen Titigkeitsbericht sind unter anderem Informationen iber folgende Aspekte
aufzunehmen:

a) Forschung, Innovation und sonstige durchgefithrte Mainahmen mit den entsprechenden Ausgaben;

b) die eingereichten Vorschldge mit einer Aufschliisselung nach dem Land, in dem der Rechtstriger seinen Sitz hat, und
nach der Art der Teilnehmer, insbesondere KMU und Neueinsteiger;

¢) die fiir eine Finanzierung ausgewdahlten indirekten Mafnahmen mit einer Aufschliisselung nach Art der Teilnehmer,
einschlielich KMU, und nach Land und unter Angabe des vom gemeinsamen Unternchmen fir die einzelnen
Teilnehmer und Maflnahmen zur Verfiigung gestellten Beitrags;

d) die Offenheit der gemeinsamen Unternehmen, einschlieflich Uberwachung kooperativer Verbindungen;

e) die zusitzlichen Tatigkeiten der anderen Mitglieder als der Union, mit einer Aufschliisselung nach Land, in dem die
privaten Mitglieder, ihre konstituierenden Rechtstrager oder deren jeweilige verbundenen Rechtstrager ihren Sitz haben;

f) die Zusammenarbeit mit anderen europiischen Partnerschaften, einschlieflich gemeinsamer Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschligen, und Synergien zwischen den Mafnahmen des gemeinsamen Unternehmens und
nationalen oder regionalen Initiativen und Strategien.

(3)  Der Rechnungsfiihrer des gemeinsamen Unternchmens tibermittelt dem Rechnungsfiihrer der Kommission und dem
Rechnungshof gemaf der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens die vorldufigen Rechnungsabschliisse.

(4)  Der Exekutivdirektor iibermittelt dem Europdischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof gemifl der
Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens den Bericht iiber die Haushaltsfithrung und das Finanzmanagement.

(5)  Das Entlastungsverfahren wird im Einklang mit der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens durchgefiihrt.

Abschnitt 2

Finanzielle Bestimmungen

Artikel 27

Finanzregelung

(1)  Die gemeinsamen Unternehmen erlassen ihre eigene Finanzregelung gemidfl Artikel 71 der Verordnung (EU,
Euratom) 2018/1046.

(2)  Die Finanzregelung wird auf der Website des jeweiligen gemeinsamen Unternehmens veroffentlicht.
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Artikel 28

Finanzierungsquellen

(1)  Jedes gemeinsame Unternehmen wird jeweils von der Union, den anderen Mitgliedern als der Union und den
beitragenden Partnern durch Finanz- und Sachbeitrige zu operativen Tatigkeiten gemeinsam finanziert.

(2)  Die anderen Mitglieder als die Union vereinbaren, wie sie ihren gemeinsamen Beitrag im Einklang mit der geltenden
Finanzregelung untereinander aufteilen.

(3)  Die Betriebskosten eines gemeinsamen Unternehmens werden gedeckt durch
a) einen Finanzbeitrag der Union;

b) Finanzbeitrige der privaten Mitglieder oder ihrer konstituierenden oder mit ihnen verbundenen Rechtstriger, der
beitragenden Partner oder einer internationalen Organisation, die Mitglied eines gemeinsamen Unternehmens ist;

c) gegebenenfalls Finanzbeitrage der Teilnehmerstaaten;

d) Sachbeitrige im Sinne von Artikel 2 Nummer 8.

(4)  Im Einklang mit den Artikeln 10 und 11 setzen sich die in den Haushalt eines gemeinsamen Unternehmens
einflieBenden Mittel aus folgenden Beitrigen zusammen:

a) Finanzbeitrige der Mitglieder an das gemeinsame Unternehmen zur Deckung der Verwaltungskosten, die jahrlich zu
gleichen Teilen zwischen der Union und den anderen Mitgliedern als der Union aufgeteilt werden, sofern in Teil 2 nicht
aufgrund der besonderen Zusammensetzung eines gemeinsamen Unternehmens etwas anderes bestimmt ist;

b) Finanzbeitrige der Mitglieder oder der beitragenden Partner zum gemeinsamen Unternehmen zur Deckung der
Betriebskosten;

¢) Einnahmen, die das gemeinsame Unternehmen selbst erwirtschaftet;

d) siamtliche sonstigen finanziellen Beitrdge, Mittel und Einnahmen.

Zinsertrage aus den Beitrdgen gemafl dem vorliegenden Absatz gelten als Einnahmen.

(5)  Nicht in Anspruch genommene Teile des Beitrags zu den Verwaltungskosten konnen zur Deckung der Betriebskosten
des betreffenden gemeinsamen Unternehmens bereitgestellt werden.

(6)  Sollten ein anderes Mitglied des gemeinsamen Unternehmens als die Union ihrer Verpflichtung in Bezug auf ihren
Beitrag nicht nachkommen, so unterrichtet der Exekutivdirektor sie schriftlich und legt eine angemessene Frist zur Abhilfe
fest. Hat das betreffende andere Mitglied als die Union seine Zahlung auch nach Ablauf dieses Zeitraums nicht geleistet, so
unterrichtet der Exekutivdirektor die Kommission und gegebenenfalls die Teilnehmerstaaten mit Blick auf potenzielle
Mafinahmen gemdfd Artikel 11 Absatz 8 und das betreffende Mitglied dariiber, dass es gemdfl dem genannten Artikel von
der Stimmabgabe im Verwaltungsrat ausgeschlossen ist.

(7)  Die Ressourcen des gemeinsamen Unternehmens und seine Titigkeiten dienen der Erfiillung seiner Ziele und
Aufgaben.

(8)  Das gemeinsame Unternchmen ist Eigentiimer aller Vermdgenswerte, die es generiert oder die ihm zur Erfiillung
seiner Ziele und Aufgaben iibertragen wurden.

(9)  Sofern der Verwaltungsrat nichts anderes beschlieft, werden etwaige Einnahmeniiberschiisse — aufler bei
Abwicklung des gemeinsamen Unternehmens — nicht an die Mitglieder dieses gemeinsamen Unternehmens gezahlt.
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Artikel 29

Finanzielle Verpflichtungen

(1)  Die finanziellen Verpflichtungen eines gemeinsamen Unternehmens diirfen den Betrag der ihm zur Verfiigung
stehenden oder seinem Haushalt von seinen Mitgliedern und beitragenden Partnern zugewiesenen Finanzmittel nicht
tiberschreiten.

(2)  Mittelbindungen der gemeinsamen Unternehmen gemif§ Artikel 3 Absatz 1 Buchstaben b, d und h kénnen in
Jahrestranchen aufgeteilt werden. Bis zum 31. Dezember 2024 darf der kumulierte Betrag dieser Mittelbindungen in
Tranchen 50 % des in Artikel 10 festgelegten Hochstbeitrags der Union nicht iiberschreiten. Ab Januar 2025 werden
mindestens 20 % der kumulierten Haushaltsmittel der verbleibenden Jahre nicht mehr durch Jahrestranchen gedeckt.

Artikel 30

Schutz der finanziellen Interessen der Mitglieder

(1)  Das gemeinsame Unternehmen gewihrt Bediensteten der Kommission und sonstigen von ihm oder der Kommission
ermichtigten Personen sowie dem Rechnungshof Zugang zu seinen Standorten und Radumlichkeiten sowie zu allen
Informationen, auch in elektronischer Form, die fiir die Rechnungspriifungen erforderlich sind.

(2)  Das Europiische Amt fiir Betrugsbekdmpfung (OLAF) ist gemaf$ den Bestimmungen und Verfahren der Verordnung
(Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates (*) und der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europiischen Parlaments
und des Rates (**) befugt, administrative Untersuchungen einschlieflich Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort,
durchzufithren, um festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer Vereinbarung, einem Beschluss oder einem
Finanzierungsvertrag im Rahmen dieser Verordnung Betrug, Korruption oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum
Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt.

(3)  Die Europiische Staatsanwaltschaft (EUStA) ist gemaf$ der Verordnung (EU) 2017/1939 des Rates (*°) befugt, gegen
die finanziellen Interessen der Union gerichtete Straftaten gemafd Artikel 4 der genannten Verordnung zu untersuchen und
zu verfolgen.

(4)  Abweichend von den Absitzen 1 bis 3 ist in Vereinbarungen, Beschliissen und Vertrdgen, die sich aus der
Durchfithrung dieser Verordnung ergeben, der Kommission, dem gemeinsamen Unternehmen, dem Rechnungshof, der
EUStA und dem OLAF ausdriicklich die Befugnis zu erteilen, entsprechend ihren jeweiligen Zustindigkeiten solche
Rechnungspriifungen, Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort sowie Untersuchungen durchzufiihren.

(5)  Jedes gemeinsame Unternehmen stellt sicher, dass die finanziellen Interessen seiner Mitglieder angemessen geschiitzt
und hierzu geeignete interne und externe Kontrollen durchgefiihrt werden.

(6)  Jedes gemeinsame Unternehmen tritt der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 25. Mai 1999 zwischen dem
Europdischen Parlament, dem Rat und der Kommission iiber die internen Untersuchungen durch das Europdische Amt fiir
Betrugsbekdmpfung (OLAF) (*) bei. Jedes gemeinsame Unternechmen beschlieft die notwendigen Malnahmen, um die
vom OLAF durchgefiihrten internen Untersuchungen zu erleichtern.

(7)  Das gemeinsame Unternehmen gewihrt jedem nationalen Rechnungshof auf dessen Antrag Zugang zu allen fiir
dessen Rechnungspriifungen erforderlichen Informationen im Zusammenhang mit den nationalen Beitrdgen des
betreffenden Teilnehmerstaats, einschlieflich Informationen in elektronischer Form.

(*) Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die Kontrollen und Uberpriifungen vor Ort
durch die Kommission zum Schutz der finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelma-
Rigkeiten (ABL L 292 vom 15.11.1996, S. 2).

(") Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. September 2013 iiber die
Untersuchungen des Europdischen Amtes fiir Betrugsbekimpfung (OLAF) und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999
des Europiischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 10741999 des Rates (ABL L 248 vom 18.9.2013,
5.1).

(**) Verordnung (EU) 20171939 des Rates vom 12. Oktober 2017 zur Durchfithrung einer Verstirkten Zusammenarbeit zur Errichtung
der Europdischen Staatsanwaltschaft (EUStA) (ABL. L 283 vom 31.10.2017, S. 1).

() ABL L 136 vom 31.5.1999, S. 15.
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Artikel 31
Ex-post-Priifungen

Rechnungspriifungen fiir Ausgaben fiir indirekte Mafnahmen werden im Einklang mit Artikel 53 der Verordnung iiber
,2Horizont Europa“ als Teil der indirekten Mafinahmen von ,Horizont Europa“ durchgefiihrt, insbesondere im Einklang mit
der in Artikel 53 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Rechnungspriifungsstrategie.

Artikel 32
Interne Priifung

(1)  Der interne Priifer der Kommission verfuigt gegeniiber dem gemeinsamen Unternehmen iiber die gleichen Befugnisse
wie gegeniiber der Kommission und bemiiht sich darum, den Verwaltungsaufwand fiir das gemeinsame Unternehmen zu
verringern.

(2)  Der Verwaltungsrat kann im Einklang mit der Finanzregelung des betreffenden gemeinsamen Unternehmens eine
interne Priifstelle einrichten.

Abschnitt 3

Operative Bestimmungen

Artikel 33

Vertraulichkeit

Unbeschadet der Artikel 34 und 36 gewihrleistet jedes gemeinsame Unternehmen den Schutz vertraulicher Informationen,
deren Offenlegung auferhalb der Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union den Interessen seiner Mitglieder
oder der an den Tatigkeiten des jeweiligen gemeinsamen Unternchmens Beteiligten schaden kénnte. Zu diesen
vertraulichen Informationen gehoren unter anderem personenbezogene, geschiftliche und nicht als Verschlusssache
eingestufte sensible Informationen und Verschlusssachen.

Artikel 34

Transparenz

Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates (¥) gilt fir Dokumente im Besitz eines
gemeinsamen Unternehmens.

Artikel 35

Verarbeitung personenbezogener Daten

Erfordert die Durchfithrung dieser Verordnung die Verarbeitung personenbezogener Daten, so erfolgt diese Verarbeitung im
Einklang mit der Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates (**).

() Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 iiber den Zugang der Offentlichkeit
zu Dokumenten des Europdischen Parlaments, des Rates und der Kommission (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43).

(**) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL L 295 vom
21.11.2018, S. 39).
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Artikel 36

Zugang zu Ergebnissen und Informationen iiber Vorschlige

(1)  Das gemeinsame Unternehmen gewidhrt den Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie
gegebenentfalls den Behorden der Teilnehmerstaaten Zugang zu allen Informationen in Bezug auf die von ihm finanzierten
indirekten Maffnahmen. Diese Informationen umfassen die Beitrdge und die Ergebnisse der Begiinstigten, die an indirekten
Mafinahmen des gemeinsamen Unternehmens teilnehmen, sowie alle sonstigen Informationen, die fiir die Entwicklung,
Durchfithrung, Uberwachung und Bewertung der Politik oder Programme der Union oder gegebenenfalls der
Teilnehmerstaaten fiir notwendig erachtet werden. Diese Zugangsrechte beschrinken sich auf eine nicht kommerzielle und
nicht wettbewerbsorientierte Nutzung und miissen mit den geltenden Vertraulichkeitsvorschriften im Einklang stehen.

(2)  Fiir die Zwecke der Entwicklung, Durchfithrung, Uberwachung und Bewertung der Politik oder Programme der
Union macht das gemeinsame Unternehmen der Kommission die in den eingereichten Vorschligen enthaltenen
Informationen zugénglich. Dies gilt gegebenenfalls entsprechend fiir die Teilnehmerstaaten in Bezug auf Vorschlige, die in
ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet niedergelassene Bewerber umfassen, ist beschrinkt auf nicht kommerzielle und nicht
wettbewerbsorientierte Nutzung und muss mit den geltenden Vertraulichkeitsvorschriften im Einklang stehen.

KAPITEL 5

Personal und Haftung

Abschnitt 1

Personal, Vorrechte und Befreiungen

Artikel 37

Personal

(1)  Fir das Personal der gemeinsamen Unternehmen gelten das Statut der Beamten und die BBSB sowie die durch die
Organe der Union gemeinsam erlassenen Regelungen zur Durchfiihrung des Statuts der Beamten und der BBSB.

(2)  Die Personalstirke wird durch den Stellenplan jedes gemeinsamen Unternehmens unter Angabe der Zeitplanstellen
nach Funktions- und Besoldungsgruppe und der Zahl der Vertragsbediensteten — in Vollzeitiquivalenten — in
Ubereinstimmung mit seinem jahrlichen Haushaltsplan festgelegt.

(3)  Das Personal des gemeinsamen Unternehmens besteht aus Bediensteten auf Zeit und Vertragsbediensteten.

(4)  Samtliche Personalausgaben trigt das gemeinsame Unternehmen.

Artikel 38

Abgeordnete nationale Sachverstindige und Praktikanten

(1)  Das gemeinsame Unternehmen kann abgeordnete nationale Sachverstindige und Praktikanten einsetzen, die keine
direkten Bediensteten des gemeinsamen Unternehmens sind. Die Zahl der abgeordneten nationalen Sachverstdndigen -in
Vollzeitdquivalenten — ist den Angaben zu den Personalressourcen nach Artikel 37 Absatz 2 hinzuzufiigen; dabei ist der
jahrliche Haushaltsplan des betreffenden gemeinsamen Unternehmens einzuhalten.

(2)  Der Verwaltungsrat des betreffenden gemeinsamen Unternehmens erldsst einen Beschluss zur Festlegung der Regeln
fur die Abordnung nationaler Sachverstindiger an das gemeinsame Unternehmen und fir die Beschiftigung von
Praktikanten.
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Artikel 39
Vorrechte und Befreiungen

Das dem EUV und dem AEUV beigefiigte Protokoll Nr. 7 iiber die Vorrechte und Befreiungen der Européischen Union findet
auf die gemeinsamen Unternehmen und ihr Personal Anwendung.

Abschnitt 2

Haftung

Artikel 40
Haftung der gemeinsamen Unternehmen

(1)  Fir die vertragliche Haftung eines gemeinsamen Unternehmens sind die einschldgigen Vertragsbestimmungen und
das fur die jeweilige Vereinbarung, den jeweiligen Beschluss oder den jeweiligen Vertrag geltende Recht mafigebend.

(2)  Im Rahmen einer aufServertraglichen Haftung leistet ein gemeinsames Unternehmen fiir alle Schiden, die sein
Personal in Ausiibung seiner Tatigkeit verursacht, Schadenersatz gemaff den allgemeinen Rechtsgrundsitzen, die allen
Mitgliedstaaten gemeinsam sind.

(3)  Etwaige Schadenersatzzahlungen eines gemeinsamen Unternehmens aufgrund der Haftung gemafl den Absitzen 1
und 2 sowie die damit zusammenhangenden Kosten und Ausgaben gelten als Ausgaben des gemeinsamen Unternehmens
und werden aus seinen Mitteln geleistet.

(4)  Fir die Erfillung seiner Verpflichtungen haftet ausschliefSlich das gemeinsame Unternehmen.

Artikel 41
Haftung der Mitglieder und Versicherung

(1) Die finanzielle Haftung der Mitglieder eines gemeinsamen Unternehmens fiir Schulden des gemeinsamen
Unternehmens ist auf die von ihnen geleisteten finanziellen Beitrige zu dem gemeinsamen Unternehmen beschrankt.

(2)  Das gemeinsame Unternehmen schlieft angemessene Versicherungsvertrage und erhilt diese aufrecht.

Artikel 42

Interessenkonflikte

(1)  Das gemeinsame Unternehmen, seine Gremien und sein Personal vermeiden bei ihren Titigkeiten jegliche Interessen-
konflikte.

(2)  Der Verwaltungsrat nimmt im Einklang mit der Finanzregelung des gemeinsamen Unternehmens und dem
Beamtenstatut Regeln zur Vorbeugung und Vermeidung von Interessenkonflikten in Bezug auf das Personal des

gemeinsamen Unternehmens, die Mitglieder und sonstige Personen im Verwaltungsrat und den anderen Gremien oder
Gruppen des gemeinsamen Unternehmens sowie Regeln iiber den Umgang mit solchen Konflikten an.

KAPITEL 6

Streitbeilegung

Artikel 43
Zustindigkeit des Gerichtshofs und anwendbares Recht

(1)  Der Gerichtshof der Europaischen Union ist zustindig

a) aufgrund von Schiedsklauseln, die in Vereinbarungen und Vertrigen, die ein gemeinsames Unternehmen geschlossen
hat, oder in seinen Beschliissen enthalten sind;



30.11.2021 Amtsblatt der Europaischen Union L 42763

b) fur Schadenersatzstreitigkeiten aufgrund eines durch das Personal des gemeinsamen Unternehmens in Ausiibung seiner
Tatigkeit verursachten Schadens;

c) fur alle Streitsachen zwischen dem gemeinsamen Unternechmen und seinem Personal innerhalb der Grenzen und unter
den Bedingungen des Beamtenstatuts und der BBSB.

(2)  In Angelegenheiten, die nicht durch diese Verordnung oder sonstige Rechtsakte der Union geregelt sind, gilt das
Recht des Staates, in dem das gemeinsame Unternehmen seinen Sitz hat.

Artikel 44
Beschwerden beim Europiischen Biirgerbeauftragten

Gegen Beschliisse, die ein gemeinsames Unternehmen zur Durchfihrung dieser Verordnung fasst, kann gemafl Artikel 228
AEUV Beschwerde beim Europiischen Biirgerbeauftragten eingelegt werden.

KAPITEL 7

Abwicklung

Artikel 45

Abwicklung

(1)  Gemeinsame Unternehmen werden zum Ende des in Artikel 3 dieser Verordnung festgelegten Zeitraums
abgewickelt.

(2)  Zusitzlich zu Absatz 1 wird das Abwicklungsverfahren eines gemeinsamen Unternehmens automatisch eingeleitet,
wenn die Union oder alle anderen Mitglieder als die Union ihre Mitgliedschaft im gemeinsamen Unternehmen kiindigen.

(3) Fir die Abwicklung eines gemeinsamen Unternehmens ernennt der Verwaltungsrat einen oder mehrere
Abwicklungsbeauftragte, die seinen Entscheidungen nachkommen.

(4)  Wahrend des Abwicklungsverfahrens werden die Vermogenswerte des gemeinsamen Unternehmens zur Deckung
seiner Verbindlichkeiten und der mit seiner Abwicklung verbundenen Ausgaben verwendet. Etwaige Uberschiisse werden
proportional zu den Finanzbeitrdgen der Mitglieder des gemeinsamen Unternehmens unter den Mitgliedern des
gemeinsamen Unternehmens zum Zeitpunkt der Abwicklung umgelegt. Etwaige auf die Union umgelegte Uberschiisse
flieRen in den Unionshaushalt zuriick.

(5)  Zur Gewihrleistung einer ordnungsgemiffen Verwaltung etwaiger Vereinbarungen und Beschliisse, die das

abgewickelte gemeinsame Unternehmen geschlossen bzw. getroffen hat, und der Beschaffungsvertrage, deren Laufzeit iiber
die Bestandsdauer des gemeinsamen Unternehmens hinausgeht, wird ein Ad-hoc-Verfahren eingefiihrt.

TEIL 2

BESONDERE BESTIMMUNGEN FUR EINZELNE GEMEINSAME UNTERNEHMEN

TITEL 1

CIRCULAR BIO-BASED EUROPE JOINT UNDERTAKING — GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FOR EIN
KREISLAUFORIENTIERTES BIOBASIERTES EUROPA
Artikel 46

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir ein
kreislauforientiertes biobasiertes Europa die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Beschleunigung des Innovationsprozesses und der Entwicklung innovativer biobasierter Losungen;
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b) Beschleunigung der Markteinfithrung der bestehenden ausgereiften und innovativen biobasierten Losungen;

¢) Gewihrleistung einer hohen Umweltleistung biobasierter Industriesysteme.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa verfolgt aulerdem die folgenden
spezifischen Ziele:

a) Intensivierung der interdisziplindren Forschungs- und Innovationstitigkeiten, um die Vorteile des Fortschritts in den
Biowissenschaften und in anderen wissenschaftlichen Disziplinen fur die Entwicklung und Demonstration nachhaltiger
biobasierter Losungen zu nutzen;

b) Ausbau und Integration der Forschungs- und Innovationskapazititen der Interessentriger in der gesamten Union, auch
in Regionen mit unterentwickelten Kapazititen, um das Potenzial der lokalen Biookonomie auszuschopfen;

¢) Ausbau der Forschungs- und Innovationskapazititen zur Bewiltigung von Umweltproblemen und Entwicklung
nachhaltigerer biobasierter Innovationen, indem gewahrleistet wird, dass Nachhaltigkeitsfragen und Umweltleistung
entlang der gesamten Innovationskette und bei kiinftigen innovativen Losungen eingebunden werden;

d) verstdrkte Einbindung biobasierter Forschung und Innovation in die biobasierte Wirtschaft der Union und stdrkere
Einbeziehung von Ful-Akteuren, einschlieflich Lieferanten von Ausgangsstoffen, in die biobasierten Wertschop-
fungsketten;

e) Verringerung des Investitionsrisikos im Bereich Forschung und Innovation fiir biobasierte Unternehmen und Projekte;

f) Sicherstellung der Beriicksichtigung von Kreislauf- und Umweltaspekten, auch der Beitrdge zum Ziel der
Klimaneutralitdt und zum Null-Schadstoff-Ziel, bei der Entwicklung und Durchfithrung biobasierter Forschungs- und
Innovationsprojekte sowie Forderung der gesellschaftlichen Akzeptanz gegeniiber diesen Aspekten.

Artikel 47

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes
biobasiertes Europa aufSerdem die folgenden Aufgaben:

a) Sicherstellung, dass seine Ziele durch die Programmplanung der Forschungs- und Innovationstitigkeiten der
offentlichen und privaten Partner erreicht werden;

b) Mobilisierung offentlicher und privater Mittel fiir seine Forschungs- und Innovationstatigkeiten;

¢) Forderung breit angelegter multidisziplinirer Forschungs- und Innovationsprojekte, die industrielle biobasierte
Innovation vorantreiben, um seine Ziele zu erreichen;

d) Vertiefung seiner Forschungs- und Innovationstitigkeiten entlang der gesamten Innovationskette von niedrigen bis hin
zu hohen Technologie-Reifegraden;

¢) Mobilisierung und Einbeziehung von Akteuren aus Forschung und Innovation, einschlieflich Lieferanten von
Ausgangsstoffen, aus lindlichen und Kiistenregionen, stddtischen Gebieten und Regionen mit ungenutztem Potenzial
fur die Entwicklung der biobasierten Wertschopfungskette, um bei Projektmaffnahmen zusammenzuarbeiten;

f) Sicherstellung, dass seine Forschungs- und Innovationstitigkeiten auf Fragen von 6ffentlichem Interesse ausgerichtet
sind, insbesondere auf die Umwelt- und Klimaleistung der biobasierten Industrie, sowohl im Hinblick auf das
Verstandnis der einschldgigen Probleme als auch auf die Entwicklung entsprechender Losungen;

g) Forderung der Kommunikation und der Zusammenarbeit zwischen Akteuren der Forschung und Innovation und
Interessentragern aus der Industrie im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens fur ein kreislauforientiertes
biobasiertes Europa, um das Bewusstsein fiir sich rasch entwickelnde Kenntnisse und Technologien zu schirfen, die
disziplin- und sektoriibergreifende Zusammenarbeit zu vereinfachen und die Markteinfithrung innovativer biobasierter
Losungen zu erleichtern;

h) Mobilisierung nationaler und regionaler Behorden, die in der Lage sind, giinstigere Bedingungen fur die
Markteinfiihrung biobasierter Innovationen zu schaffen;



30.11.2021 Amtsblatt der Europaischen Union L 42765

i) Unterstiitzung der Uberlegungen zur Entwicklung von Normen, um die Markteinfithrung biobasierter Innovationen zu
erleichtern;

j) Festlegung wissenschaftlich solider Nachhaltigkeitskriterien und Leistungsrichtwerte, die bei allen seinen Forschungs-
und Innovationstitigkeiten angewendet und iiberwacht und tiber die Initiative hinaus in der biobasierten Industrie
gefordert werden;

k) Bekanntmachung und Forderung innovativer biobasierter Losungen gegeniiber politischen Entscheidungstrigern, der
Industrie, Nichtregierungsorganisationen, der Zivilgesellschaft und Verbrauchern im Allgemeinen.

Artikel 48
Mitglieder

Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) das ,Bio-based Industries Consortium® (Konsortium fiir biobasierte Industriezweige), eine nach belgischem Recht
registrierte Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht, nachdem es seinen Beschluss, dem Gemeinsamen
Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklarung
mitgeteilt hat, die keine anderen als die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir seinen Beitritt enthalt;

c) die gemif Artikel 7 ausgewihlten assoziierten Mitglieder vorbehaltlich eines Beschlusses des Verwaltungsrats.

Artikel 49

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieSlich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fur ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa betrdgt bis zu 1000000 000 EUR,
einschlieflich bis zu 23 500 000 EUR fiir Verwaltungskosten.

Artikel 50
Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa als die Union
leisten wahrend des in Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 1000000000 EUR,
einschliefSlich bis zu 23 500 000 EUR fiir Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstriger oder
die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten.

Artikel 51

Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1) Unbeschadet der Entscheidungsbefugnis des Verwaltungsrats in Bezug auf den Plan fiir zusdtzliche Tatigkeiten
gemiaf$ Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe n und im Anwendungsbereich von Artikel 2 Nummern 9 und 10 legt das Bio-based
Industries Consortium oder legen die es konstituierenden oder mit ihm verbundenen Rechtstriger jedes Jahr einen
Vorschlag fur die zusdtzlichen Tatigkeiten vor. Bei den zusitzlichen Tatigkeiten handelt es sich um Tatigkeiten, die mit den
Projekten und Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa in
unmittelbarem Zusammenhang stehen, darunter insbesondere Folgende:

a) Investitionen in neue Anlagen, die eine neue Wertschopfungskette demonstrieren, einschlieSlich Investitionen in
langlebige Ausriistungen, Werkzeuge und begleitende Infrastruktur, insbesondere im Zusammenhang mit dem
regionalen Einsatz und der Uberpriifung ihrer Nachhaltigkeit;

b) Investitionen in eine neue innovative und nachhaltige Produktionsanlage oder ein Vorzeigeprojekt;

¢) Investitionen in neue Forschung und Innovation und in gerechtfertigte Infrastruktur, einschlieflich Anlagen,
Werkzeugen, langlebigen Ausriistungen oder Pilotanlagen (Forschungszentren);
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d) Normungstitigkeiten;

¢) Kommunikations-, Verbreitungs- und Sensibilisierungstatigkeiten.

(2)  Die unmittelbar mit den Projekten in Zusammenhang stehenden Investitionen sind insbesondere Folgende:

a) nicht forderfihige Investitionen, die fiir die Umsetzung eines Projekts des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauf-
orientiertes biobasiertes Europa wihrend der Laufzeit dieses Projekts erforderlich sind;

b) parallel zu einem Projekt des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa getitigte
Investitionen, die die Projektergebnisse ergdnzen und den Technologie-Reifegrad insgesamt erhohen;

c) Investitionen, die fir die Umsetzung eines Projekts des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes
biobasiertes Europa nach Abschluss des Projekts bis zur Abwicklung des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauf-
orientiertes biobasiertes Europa erforderlich sind. In begriindeten Fillen konnen Investitionen im Zusammenhang mit
der Anwendung von Projektergebnissen der Vorgingerinitiative (GUBBI) beriicksichtigt werden.

Artikel 52

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa sind:
a) der Verwaltungsrat;

b) der Exekutivdirektor;

¢) die Gruppe der Vertreter der Staaten;

d) der Wissenschaftliche Beirat;

e) die Einsatzgruppen.

Artikel 53

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) funf Vertretern der Kommission im Namen der Union und

b) fiinf Vertretern der anderen Mitglieder als der Union, von denen zumindest einer ein Vertreter von KMU sein sollte.

Artikel 54

Arbeitsweise des Verwaltungsrats
(1)  Die anderen Mitglieder als die Union verfiigen gemeinsam iiber 50 % der Stimmrechte.

(2)  Abweichend von Artikel 16 Absatz 4 wihlt der Verwaltungsrat seinen Vorsitzenden fiir einen Zeitraum von zwei
Jahren.

(3)  Der Verwaltungsrat hilt viermal jahrlich ordentliche Sitzungen ab.

(4)  Zusitzlich zu den in Absatz 2 genannten Sitzungen beruft der Verwaltungsrat mindestens einmal jahrlich eine
strategische Sitzung ein, deren wesentliche Ziele darin bestehen, Herausforderungen und Chancen fiir eine nachhaltige
biobasierte Industrie zu ermitteln und eine zusitzliche strategische Ausrichtung fiir das Gemeinsame Unternehmen fiir ein
kreislauforientiertes biobasiertes Europa festzulegen.

(5)  Weitere Vorstandsvorsitzende oder entscheidungsbefugte Fithrungskrifte fihrender européischer biobasierter
Unternehmen und die Kommission werden zu der strategischen Sitzung eingeladen.
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Artikel 55
Der Wissenschaftliche Beirat

(1)  Der Wissenschaftliche Beirat ist das in Artikel 21 Absatz 1 genannte wissenschaftliche Beratungsgremium des
Gemeinsamen Unternehmens fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa.

(2)  Der Wissenschaftliche Beirat hat hochstens 15 stindige Mitglieder.
(3)  Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats wird fiir einen Zeitraum von zwei Jahren gewihlt.

(4)  Der Wissenschaftliche Beirat setzt eine Taskforce ein, die sich aus Sachverstindigen mit einem entsprechenden Profil
zusammensetzt, um dafir Sorge zu tragen, dass alle Nachhaltigkeitsaspekte des Arbeitsprogramms angemessen
beriicksichtigt werden. Soweit moglich umfasst die Beratung des Wissenschaftlichen Beirats zum Arbeitsprogramm
Aspekte im Zusammenhang mit der Kreislaufwirtschaft, der 6kologischen Nachhaltigkeit, der Erhaltung und Verbesserung
der biologischen Vielfalt sowie allgemeinere Aspekte der Nachhaltigkeit biobasierter Systeme und damit verbundener
Wertschopfungsketten.

Artikel 56
Die Einsatzgruppen

(1)  Eswerden eine oder mehrere Einsatzgruppen nach Artikel 22 eingerichtet. Die Einsatzgruppen haben die Aufgabe, den
Verwaltungsrat bei Fragen zu beraten, die fiir die Markteinfithrung biobasierter Innovationen von entscheidender Bedeutung
sind, und die Einfihrung nachhaltiger kreislauforientierter biobasierter Losungen zu fordern.

(2)  Durch die Zusammensetzung der Einsatzgruppen wird eine angemessene thematische Schwerpunktsetzung und
Vertretung eines breiten Spektrums von Interessentrigern im Bereich biobasierte Innovation sichergestellt. Alle
Interessentrager, die nicht Mitglied des Bio-based Industries Consortium, der es konstituierenden oder der mit jhm
verbundenen Rechtstriger sind, konnen ihr Interesse bekunden, Mitglied einer Einsatzgruppe zu werden. Der
Verwaltungsrat legt die geplante Grofe und Zusammensetzung der Einsatzgruppen, die Dauerdes Mandats und die
Méoglichkeiten zur Wiederwahl seiner Mitglieder fest und wahlt die Mitglieder aus.

(3) Die Einsatzgruppen treten mindestens einmal jihrlich zusammen. In der ersten Sitzung geben sich die
Einsatzgruppen jeweils eine Geschiftsordnung. Diese Geschiftsordnung wird vom Verwaltungsrat genehmigt. Auf
Ersuchen des Verwaltungsrats, des Vorsitzenden der betreffenden Einsatzgruppe oder einer Mehrheit der Mitglieder der
betreffenden Einsatzgruppe werden aufSerordentliche Sitzungen der Einsatzgruppen einberufen.

(4) Die Einsatzgruppen wihlen jeweils fiir einen Zeitraum von zwei Jahren einen Vorsitzenden und einen
stellvertretenden Vorsitzenden fiir jeden thematischen Schwerpunkt. Der Vorsitzende koordiniert die Tatigkeiten und
vertritt die Einsatzgruppe. Der Vorsitzende kann als Beobachter zu den Sitzungen des Wissenschaftlichen Beirats und der
Gruppe der Vertreter der Staaten eingeladen werden.

(5)  Die Einsatzgruppen geben auf Ersuchen des Verwaltungsrats Empfehlungen zu Fragen im Zusammenhang mit der
Einfuhrung biobasierter Innovationen ab. Die Einsatzgruppen konnen auch jederzeit von sich aus Empfehlungen an den
Verwaltungsrat richten.

TITEL II

CLEAN AVIATION JOINT UNDERTAKING — GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FUR SAUBERE LUFTFAHRT

Artikel 57

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere
Luftfahrt die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Beitrag zur Verringerung des dkologischen Fuflabdrucks der Luftfahrt, indem die Entwicklung klimaneutraler Luftfahrt-
technologien im Hinblick auf eine moglichst rasche Einfithrung beschleunigt wird, womit ein wesentlicher Beitrag zur
Verwirklichung der allgemeinen Ziele des europdischen Griinen Deals geleistet wird, insbesondere in Bezug auf das
unionsweite Ziel, die Netto-Treibhausgasemissionen bis 2030 gegeniiber dem Stand von 1990 um mindestens 55 % zu
senken, und auf den Weg hin zur Klimaneutralitit bis spatestens 2050;
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b) Sicherstellung, dass luftfahrtbezogene Forschungs- und Innovationstitigkeiten, insbesondere auf bahnbrechende
Technologien ausgerichtete Initiativen, zur globalen Wettbewerbsfahigkeit der Union beziiglich Nachhaltigkeit im
Bereich der Luftfahrtindustrie beitragen, dass klimaneutrale Luftfahrttechnologien den einschligigen Anforderungen an
die Flug- und Luftsicherheit entsprechen und dass die Luftfahrt weiterhin ein sicheres, zuverlassiges, kostenwirksames
und effizientes Passagier- und Frachtbeférderungsmittel bleibt;

¢) Forderung der Forschungs- und Innovationskapazititen in der europiischen Luftfahrt.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt verfolgt auferdem die folgenden spezifischen Ziele:

a) Integration und Demonstration bahnbrechender technologischer Innovationen in der Luftfahrt, mit denen die Netto-
Treibhausgasemissionen bis 2030 gegeniiber dem neuesten Stand der Technik von 2020 um mindestens 30 % gesenkt
werden konnen, wobei gleichzeitig der Weg hin zur Klimaneutralitit bis 2050 geebnet wird;

b) Sicherstellung, dass die Einfilhrung bahnbrechender neuer Produkte und Dienstleistungen bis 2035 durch die
technologische und potenzielle industrielle Reife von Innovationen dahingehend getragen werden kann, dass 75 % der
Betriebsflotte bis 2050 ersetzt und ein innovatives, zuverldssiges, sicheres und kostenwirksames europiisches
Luftverkehrssystem entwickelt wird, mit dem das Ziel der Klimaneutralitit bis spatestens 2050 erreicht werden kann;

¢) Ausweitung und Forderung der Integration der Forschungs- und Innovationswertschopfungsketten fiir eine
klimaneutrale Luftfahrt, einschlieflich Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Industrie und KMU, auch durch
Nutzung der Vorteile von Synergien mit anderen damit verbundenen nationalen und europdischen Programmen und
durch Unterstiitzung der Ubernahme branchenspezifischer Fahigkeiten entlang der Wertschopfungskette.

Artikel 58

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt
Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt die folgenden
Aufgaben:

a) Veroffentlichung simtlicher Informationen, die fiir die Ausarbeitung und die Einreichung von Vorschligen im Rahmen
offener Ausschreibungen des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt erforderlich sind, auf seiner Website
und den einschligigen Websites der Kommission;

b) Uberwachung und Bewertung des technologischen Fortschritts im Hinblick auf die Verwirklichung der allgemeinen und
spezifischen Ziele gemif Artikel 57;

¢) Erleichterung des uneingeschrinkten Zugangs zu Daten und Informationen zur unabhingigen Uberwachung der
Auswirkungen von Forschung und Innovation in der Luftfahrt unter der Aufsicht der Kommission;

d) Unterstiitzung der Kommission auf deren Ersuchen bei der Festlegung und Ausarbeitung von Vorschriften und Normen
zur Forderung der Markteinfithrung von Losungen fiir eine saubere Luftfahrt, insbesondere durch die Durchfithrung
von Studien und Simulationen und die Bereitstellung technischer Beratung, wobei zu beriicksichtigen ist, dass
Hindernisse fiir die Markteinfihrung abgebaut werden miissen.

Artikel 59
Mitglieder

(1)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt sind

a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) die in Anhang I aufgefithrten Gritndungsmitglieder, nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen fiir
saubere Luftfahrt beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklarung mitgeteilt haben, die keine anderen als die in dieser

Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthilt;

c) die gemif Artikel 7 auszuwihlenden assoziierten Mitglieder vorbehaltlich eines Beschlusses des Verwaltungsrats.
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(2)  Zusitzlich zu Artikel 7 Absatz 1 kann der Verwaltungsrat in den ersten sechs Monaten nach der Griindung des
Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt assoziierte Mitglieder aus einer Liste auswihlen, die nach einem von
der Kommission vor seiner Griindung veroffentlichten offenen Aufruf zur Interessenbekundung ausgearbeitet wurde. Die
Bedingungen des Artikels 7 Absatz 2 gelten entsprechend.

Artikel 60

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt betrdgt bis zu 1 700 000 000 EUR, einschlieflich bis zu 39 223 000 EUR
fiir Verwaltungskosten.

Artikel 61
Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt als die Union leisten wihrend des in
Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 2 400 000 000 EUR, einschlieSlich bis zu
39223000 EUR fiir Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstriger oder die mit ihnen
verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten.

Artikel 62

Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b konnen zusitzliche Titigkeiten Folgende sein:

a) Titigkeiten, die unter die indirekten Maffnahmen des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt fallen, aber
nicht im Rahmen solcher indirekter Manahmen finanziert werden;

b) Titigkeiten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm des Gemeinsamen Unternehmens fiir
saubere Luftfahrt stehen;

¢) Forschungs- und Innovationstitigkeiten, die auf Tétigkeiten aufbauen, die vom Gemeinsamen Unternehmen fiir saubere
Luftfahrt oder dessen Vorgéngerinitiative finanziert werden;

d) Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Rahmen von Projekten, die einen klaren Bezug zur strategischen
Forschungs- und Innovationsagenda aufweisen und im Rahmen nationaler oder regionaler Programme innerhalb der
Union kofinanziert werden;

e) private Forschungs- und Innovationsprojekte, die Projekte im Rahmen der strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda ergdnzen sowie Tatigkeiten, die zur Ubernahme branchenspezifischer Fihigkeiten entlang der
Wertschopfungskette beitragen;

f) Tatigkeiten, die zum Einsatz oder zur Ubernahme der Projektergebnisse des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere
Luftfahrt oder seiner Vorgingerinitiativen oder zu beidem fithren, und die keine Unionsmittel erhalten haben;

g) europdische Normungs- und Zertifizierungstitigkeiten im Zusammenhang mit Losungen fiir saubere Luftfahrt im
Rahmen der Projekte des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt oder dessen Vorgangerinitiativen.

(2)  Fir die zusdtzlichen Tatigkeiten sind klar definierte Leistungen zu erbringen.

Artikel 63
Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt sind:
a) der Verwaltungsrat;
b) der Exekutivdirektor;

¢) die Gruppe der Vertreter der Staaten;
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d) der Fachausschuss;

e) das europdische wissenschaftliche Beratungsgremium fiir saubere Luftfahrt.

Artikel 64

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) zwei Vertretern der Kommission im Namen der Union,

b) 15 Vertretern der anderen Mitglieder als der Union, die von und aus den Griindungsmitgliedern und assoziierten
Mitgliedern ausgewihlt werden, um eine ausgewogene Vertretung der Luftfahrtwertschopfungskette, darunter
Flugzeugintegratoren, Triebwerkshersteller und Hersteller von Luftfahrzeugausriistung, zu gewdhrleisten. Der
Verwaltungsrat legt in seiner Geschaftsordnung unter Beriicksichtigung der ausgewogenen Vertretung von Frauen und
Ménnern ein Rotationsverfahren fiir die Zuweisung der Sitze der anderen Mitglieder als der Union fest. Zu den
ausgewdhlten Vertretern gehoren mindestens ein Vertreter europdischer KMU, mindestens zwei Vertreter der
Forschungseinrichtungen und mindestens ein Vertreter der Hochschulen.

Artikel 65

Arbeitsweise des Verwaltungsrats
(1)  Die anderen Mitglieder als die Union verfiigen gemeinsam iiber 50 % der Stimmrechte.

(2)  Abweichend von Artikel 16 Absatz 4 fithrt die Kommission im Namen der Union den Vorsitz im Verwaltungsrat; ein
Vertreter der anderen Mitglieder als der Union fithrt den stellvertretenden Vorsitz.

(3) Die Vorsitzenden des europiischen wissenschaftlichen Beratungsgremiums fir saubere Luftfahrt, des
Fachausschusses und der Gruppe der Vertreter der Staaten sowie ein Vertreter der EASA nehmen als Beobachter an den
Sitzungen des Verwaltungsrats teil.

(4)  Der Verwaltungsrat sorgt fiir eine direkte Verkniipfung und die Koordinierung zwischen den Tatigkeiten der Gruppe
der Vertreter der Staaten oder anderer Beratungsgremien. Zu diesem Zweck kann der Verwaltungsrat auch ein Mitglied
ermdchtigen, die Titigkeiten dieser Gremien mitzuverfolgen.

Artikel 66

Zusitzliche Aufgaben des Verwaltungsrats

(1)  Zusitzlich zu den in Artikel 17 genannten Aufgaben hat der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir
saubere Luftfahrt die folgenden Aufgaben:

a) Uberwachung der Relevanz der Strategien fiir zusitzliche Titigkeiten der anderen Mitglieder als der Union fiir die
saubere Luftfahrt;

b) Forderung der Markteinfithrung von Technologien und Losungen, die zur Verwirklichung der Ziele des Europiischen
Griinen Deals beitragen, und Gewihrleistung des Erreichens der spezifischen Ziele des gemeinsamen Unternehmens
gemdf Artikel 57;

¢) Anstreben von Synergien zwischen Forschungs- und Demonstrationstitigkeiten auf regionaler, nationaler oder
Unionsebene, die mit der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda und dem Arbeitsprogramm des
Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt in Zusammenhang stehen;

d) Beaufsichtigung der Uberwachung und Bewertung der Fortschritte des Programms im Hinblick auf die Wirkungsin-
dikatoren und die spezifischen Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt gemaf Artikel 57 Absatz 2;

e) Sicherstellung der kontinuierlichen Lenkung und Verwaltung des Ubergangs der technischen Priorititen des Programms
,Clean Sky 2“ und der Forschungs- und Innovationstatigkeiten bis zu deren Abschluss im Einklang mit den Zielen des
Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt, und gegebenenfalls Gewihrleistung der Ubertragung der
Ergebnisse auf das Programm fiir saubere Luftfahrt.
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(2)  Der Verwaltungsrat bewertet und entscheidet im Zusammenhang mit der Umsetzung des Programms und der
Verwirklichung der Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt, unter anderem iiber

a) die strategische Mehrjahresplanung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen fiir saubere Luftfahrt und
ihre Ausrichtung auf die Ziele von ,Horizont Europa“ und die damit verbundenen Arbeitsprogramme sowie die
technischen Prioritdten und Forschungsmafinahmen;

b) die Uberarbeitung oder Optimierung des technischen Umfangs des Programms, um das Arbeitsprogramm und die Ziele
des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt mit dem allgemeinen Arbeitsprogramm von ,Horizont Europa“
und anderen mit europdischen Partnerschaften zusammenhangenden Arbeitsprogrammen in Einklang zu bringen;

¢) die Empfehlungen von Beratungsgremien und bestimmte Mafinahmen gemif Artikel 58 zur Steigerung der
Marktdurchdringung und zur Forderung der Auswirkungen sauberer Losungen fir die Luftfahrt im Einklang mit dem
europdischen Griinen Deal und damit zusammenhingenden politischen Mafinahmen zu seiner Optimierung.

Artikel 67

Zusitzliche Aufgaben des Exekutivdirektors

Zusitzlich zu den in Artikel 19 festgelegten Aufgaben hat der Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens fiir
saubere Luftfahrt die folgenden Aufgaben:

a) Ergreifen geeigneter MaRnahmen fiir die Verwaltung der Interaktionen zwischen Projekten, die von dem gemeinsamen
Unternehmen unterstiitzt werden und zur Vermeidung unnétiger Uberschneidungen zwischen ihnen sowie zur
Forderung von Synergien iiber das gesamte Programm hinweg;

b) Sicherstellung der Einhaltung der Fristen fiir die Ubermittlung der erforderlichen Informationen an die verschiedenen
Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt;

¢) Forderung der Koordinierung zwischen den Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt und den
einschldgigen Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Rahmen von ,Horizont Europa“ durch die Kommission im
Einklang mit den Empfehlungen der Beratungsgremien, um Uberschneidungen zu vermeiden und Synergien zu fordern;

d) Sicherstellung, dass das gemeinsame Unternehmen den uneingeschrinkten Zugang zu Daten und Informationen fiir die
unabhingige Uberwachung der Auswirkungen von Forschung und Innovation in der Luftfahrt, die unter der direkten
Aufsicht der Kommission durchgefithrt werden, erleichtert und alle geeigneten Mafnahmen ergreift, die erforderlich
sind, um die Unabhingigkeit dieses Verfahrens von dem Gemeinsamen Unternehmen fiir saubere Luftfahrt selbst zu
gewihrleisten, etwa mit Blick auf die Vergabe 6ffentlicher Auftrége, unabhéngige Evaluierungen, Uberpriifungen oder
Ad-hoc-Analysen. Der Uberwachungs- und Bewertungsbericht fiir das Programm wird dem Verwaltungsrat einmal
jahrlich vorgelegt;

e) Unterstiitzung des Verwaltungsrats bei Anpassungen des technischen Inhalts und der Mittelzuweisungen des
Arbeitsprogramms wihrend der Umsetzung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda, um maglichst
grofle Fortschritte im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt zu erzielen.

Artikel 68

Die Gruppe der Vertreter der Staaten

(1)  Die Gruppe der Vertreter der Staaten hilt mindestens zweimal jahrlich Koordinierungssitzungen mit der Gruppe der
Vertreter der Staaten anderer einschldgiger gemeinsamer Unternehmen wie des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 ab,
um eine Schnittstelle zwischen den nationalen und regionalen Behorden und dem Gemeinsamen Unternehmen fiir saubere
Luftfahrt zu schaffen und das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt auf dieser Grundlage zu beraten.

(2)  Uber Artikel 20 hinaus hat die Gruppe der Vertreter der Staaten auRerdem die folgenden zusitzlichen Aufgaben:

a) Vorlage von Vorschligen fir Manahmen zur Verbesserung der Komplementaritit mit den Forschungs- und
Innovationsmaffnahmen im Bereich saubere Luftfahrt und nationalen Forschungsprogrammen, die zu den Zielen der
strategischen Forschungs- und Innovationsagenda beitragen, sowie zu internationalen und anderen nationalen
Initiativen und Projekten;
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b) Forderung spezifischer Maflnahmen auf nationaler oder regionaler Ebene, die darauf abzielen, KMU stirker in
Forschung und Innovation im Bereich saubere Luftfahrt einzubeziehen, unter anderem durch Veranstaltungen zur
Verbreitung der Ergebnisse, spezielle technische Workshops und Kommunikation, sowie sonstiger Mafsnahmen zur
Forderung der Zusammenarbeit und der Einfithrung von Luftfahrttechnologien;

¢) Forderung von Investitionen in Forschung und Innovation aus Mitteln der Kohisionspolitik, unter anderem aus dem
Europidischen Fonds fiir regionale Entwicklung, dem Europiischen Sozialfonds, dem Fonds fiir einen gerechten
Ubergang und dem EU-Instrument ,NextGenerationEU“, im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere
Luftfahrt.

Artikel 69
Der Fachausschuss

(1)  Der Fachausschuss setzt sich zusammen aus

a) bis zu vier Vertretern der Kommission und von Einrichtungen der Union, wie dies von den Vertretern der Union im
Verwaltungsrat beschlossen wurde;

b) je einem Vertreter jedes anderen Mitglieds als der Union;

¢) einem Vertreter der Agentur der EASA.

(2)  Den stellvertretenden Vorsitz des Fachausschusses fithren gemeinsam ein Vertreter der Griindungsmitglieder, der alle
zwei Jahre wechselt, und die Kommission. Der Fachausschuss erstattet dem Verwaltungsrat Bericht und sein Sekretariat
wird vom Gemeinsamen Unternehmen fiir saubere Luftfahrt gestellt.

(3)  Der Exekutivdirektor ist stindiger Beobachter im Fachausschuss. Vertreter der Gruppe der Vertreter der Staaten und
des europidischen wissenschaftlichen Beratungsgremiums fiir saubere Luftfahrt konnen auf Einladung des Vorsitzenden
oder auf eigenes Ersuchen als Beobachter teilnehmen, sofern der Vorsitzende und die Vertreter des gemeinsamen
Unternehmens der Teilnahme zustimmen.

(4)  Der Fachausschuss schldgt seine Geschiftsordnung vor und legt sie dem Verwaltungsrat zur Annahme vor.

(5)  Der Fachausschuss entwickelt den technischen Fahrplan und die Strategie des Programms und unterhilt sie. Er
schldgt gegebenenfalls den Umfang und die Programmplanung der Forschungsmafinahmen, die technische Strategie und
den allgemeinen Forschungsfahrplan des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt vor und bereitet die
Annahme durch den Verwaltungsrat vor. Ein Mitglied des Verwaltungsrats kann damit betraut werden, die entsprechenden
Tatigkeiten mitzuverfolgen.

(6)  Der Fachausschuss nimmt folgende Aufgaben wahr:

a) Ausarbeitung von Vorschligen zur Anderung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda, soweit dies fiir die
Beratung und die endgiiltige Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat erforderlich ist;

b) Ausarbeitung von Vorschligen fiir die technischen Priorititen und die Forschungsmafinahmen, die in das
Arbeitsprogramm aufgenommen werden sollen, und die Forschungsthemen fiir offene Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschligen;

¢) Bereitstellung von Informationen iiber geplante oder laufende Forschungsmafinahmen auf nationaler, regionaler oder
sonstiger anderer Ebene als der Unionsebene und Abgabe von Empfehlungen zu den Mafinahmen, die erforderlich sind,
um die moglichen Synergien des Programms des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt bestmdglich zu
nutzen;

d) Vorschlag — zur Beratung und endgiiltigen Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat — der Uberarbeitung oder
Optimierung des technischen Umfangs des Programms, um das Arbeitsprogramm und die Ziele des Gemeinsamen
Unternehmens fiir saubere Luftfahrt mit den allgemeinen Arbeitsprogrammen von ,Horizont Europa“ und anderen mit
europdischen Partnerschaften zusammenhangenden Arbeitsprogrammen, die in der strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda ermittelt wurden, in Einklang zu bringen;

¢) Abgabe von Empfehlungen zur Steigerung der Wirkung im Einklang mit den Zielen des europiischen Griinen Deals und
zur potenziellen Markteinfithrung der Ergebnisse des Programms aus vom gemeinsamen Unternehmen finanzierten
indirekten Mafinahmen.
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Artikel 70

Das europiische wissenschaftliche Beratungsgremium fiir saubere Luftfahrt

(1)  Das europdische wissenschaftliche Beratungsgremium fuir saubere Luftfahrt ist das nach Artikel 21 Absatz 1
Buchstabe a und Artikel 21 Absatz 4 eingerichtete wissenschaftliche Beratungsgremium des Gemeinsamen Unternehmens
fur saubere Luftfahrt.

(2)  Das europdische wissenschaftliche Beratungsgremium fuir saubere Luftfahrt hat hochstens 15 stindige Mitglieder, die
keinem anderen Gremium im Rahmen dieses gemeinsamen Unternehmens angehoren.

(3)  Der Vorsitzende des europiischen wissenschaftlichen Beratungsgremiums fiir saubere Luftfahrt wird fiir einen
Zeitraum von zwei Jahren gewéhlt.

(4)  Ein Vertreter der EASA ist stindiges Mitglied des europdischen wissenschaftlichen Beratungsgremiums fiir saubere
Luftfahrt.

(5)  Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben arbeitet das europiische wissenschaftliche Beratungsgremium fiir saubere
Luftfahrt mit den einschldgigen Foren der europdischen Interessentriger im Bereich der Luftfahrt zusammen, wie dem Rat
fir Luft- und Raumfahrtforschung in Europa (Advisory Council for Aeronautics Research in Europe, ACARE).

(6) Das europdische wissenschaftliche Beratungsgremium fiir saubere Luftfahrt hdlt gemdfl Artikel 21 Absatz 7
Buchstabe f Koordinierungstreffen mit den Beratungsgremien anderer einschldgiger gemeinsamer Unternechmen wie des
Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 ab, um Synergien und die Zusammenarbeit zwischen den einschligigen
Forschungs- und Innovationsinitiativen der Union im Bereich der Luftfahrt zu fordern und das Gemeinsame Unternehmen
fur saubere Luftfahrt auf dieser Grundlage zu beraten.

(7)  Das europdische wissenschaftliche Beratungsgremium fiir saubere Luftfahrt berdt und unterstiitzt die Kommission
und das Gemeinsame Unternehmen fiir saubere Luftfahrt auch bei Initiativen, mit denen die Luftfahrtforschung in den
europdischen Bildungssystemen gefordert wird, und veroffentlicht Empfehlungen fiir die Entwicklung von luftfahrt-
technischen Fihigkeiten und Kompetenzen sowie iiberarbeitete Lehrpline fiir Luftfahrttechnik.

Artikel 71

Zertifizierung neuer Technologien

(1)  Die EASA kann von Antragstellern, Begiinstigten oder dem Exekutivdirektor darum ersucht werden, im Rahmen
einzelner Projekte und Demonstrationstatigkeiten zu Fragen im Zusammenhang mit der Einhaltung von Luftverkehrssi-
cherheits-, Interoperabilitits- und Umweltnormen zu beraten, um sicherzustellen, dass diese Projekte und Tatigkeiten zu
einer raschen Entwicklung einschligiger Normen, Priifkapazititen und Rechtsvorschriften fiir die Produktentwicklung und
die Einfithrung neuer Technologien fithren.

(2)  Zertifizierungstitigkeiten und einschligige Dienstleistungen unterliegen den Bestimmungen iiber Gebiihren und
Entgelte gemif$ der Verordnung (EU) 2018/1139.

Artikel 72

Ausnahme von den Regeln fiir die Beteiligung

Wird dies in der Beschreibung der einschligigen Themen im Arbeitsprogramm hinreichend begriindet, so kénnen ein
einziger Rechtstrdger mit Sitz in einem Mitgliedstaat oder assoziierten Land oder Konsortien, die die Bedingung gemify
Artikel 22 Absatz 2 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ nicht erfiillen, an indirekten Manahmen teilnehmen, die
vom Gemeinsamen Unternehmen fiir saubere Luftfahrt finanziert werden.
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TITEL III

CLEAN HYDROGEN JOINT UNDERTAKING - GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FUR SAUBEREN WASSERSTOFF

Artikel 73

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fur sauberen
Wasserstoff die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Beitrag zu den in der Mitteilung der Kommission vom 17. September 2020 mit dem Titel ,Mehr Ehrgeiz fiir das
Klimaziel Europas bis 2030: In eine klimaneutrale Zukunft zum Wohl der Menschen investieren®, dem europiischen
Griinen Deal und dem Europdischen Klimagesetz festgelegten Zielen, indem das Ambitionsniveau der Union, Treibhaus-
gasemissionen bis 2030 gegeniiber dem Stand von 1990 um mindestens 55 % zu senken und bis spitestens 2050
Klimaneutralitit zu erreichen, angehoben wird;

b) Beitrag zur Umsetzung der Wasserstoffstrategie fiir ein klimaneutrales Europa der Kommission aus dem Jahr 2020;

c) Stirkung der Wettbewerbsfihigkeit der Wertschopfungskette fir sauberen Wasserstoff in der Union, um die
Markteinfihrung innovativer wettbewerbsfahiger sauberer Losungen zu beschleunigen, insbesondere fir KMU;

d) Forderung von Forschung und Innovation im Bereich der Produktion, Verteilung, Speicherung und Endanwendung von
sauberem Wasserstoff.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen Wasserstoff verfolgt auflerdem die folgenden spezifischen Ziele:

a) Verbesserung der Kostenwirksamkeit, Effizienz, Zuverldssigkeit, Quantitit und Qualitit von Losungen fiir sauberen
Wasserstoff, einschlieBlich Produktion, Verteilung, Speicherung und in der Union entwickelter Endanwendungen, durch
Forschung und Innovation, einschlieflich Tatigkeiten im Zusammenhang mit niedrigeren Technologie-Reifegraden;

b) Ausbau der Kenntnisse und der Kapazititen der Akteure in Wissenschaft und Industrie entlang der Wasserstoffwert-
schopfungskette der Union sowie Unterstiitzung der Ubernahme industriebezogener Fahigkeiten;

¢) Durchfithrung von Demonstrationsprojekten zu Losungen fiir sauberen Wasserstoff mit Blick auf die lokale, regionale
und unionsweite Einfihrung in dem Bestreben, Interessentrager in allen Mitgliedstaaten einzubeziehen, und unter
Beriicksichtigung der Produktion, Verteilung, Speicherung und Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen fiir den
Verkehr und energieintensive Industriezweige sowie fiir andere Anwendungen;

d) Steigerung des dffentlichen und privaten Bewusstseins und der Akzeptanz, Férderung der Ubernahme von Lésungen fiir
sauberen Wasserstoff, insbesondere durch die Zusammenarbeit mit anderen europiischen Partnerschaften im Rahmen
von ,Horizont Europa“.

Artikel 74

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen fiir sauberen Wasserstoff die
folgenden Aufgaben:

a) Bewertung und Uberwachung des technologischen Fortschritts und der technologischen, wirtschaftlichen und
gesellschaftlichen Hindernisse fir die Markteinfithrung, auch auf den entstehenden Wasserstoffmirkten;

b) Beitrag zur Ausarbeitung von Vorschriften und Normen im Rahmen der politischen Leitlinien und unter der Aufsicht
der Kommission, unbeschadet ihrer politischen Vorrechte, um Hindernisse fiir die Markteinfithrung zu beseitigen und
die Ersetzbarkeit, die Interoperabilitit und den Handel im Binnenmarkt und weltweit zu férdern;

¢) Unterstiitzung der Kommission — unter anderem mit technischem Fachwissen — bei ihren internationalen Initiativen
im Rahmen der Wasserstoffstrategie, wie der internationalen Partnerschaft fiir die Wasserstoffwirtschaft (International
Partnership on the Hydrogen Economy, IPHE), der Innovationsmission (Innovation Mission) und dem
Wasserstoffforum der Ministerkonferenz fiir saubere Energie (Clean Energy Ministerial Hydrogen Initiative).
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Artikel 75
Mitglieder

Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) die Hydrogen Europe AISBL, eine nach belgischem Recht eingetragene Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht (im
Folgenden ,Industrieverband“), nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen fiir sauberen
Wasserstoff beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklirung mitgeteilt hat, die keine anderen als die in dieser
Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthalt;

¢) die Hydrogen Europe Research AISBL, eine nach belgischem Recht eingetragene Vereinigung ohne Gewinnerzie-
lungsabsicht (im Folgenden ,Forschungsverband®), nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen fiir
sauberen Wasserstoff beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklirung mitgeteilt hat, die keine anderen als die in
dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthilt.

Artikel 76
Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff betrdgt bis zu 1000000000 EUR, einschlieflich bis zu
30193 000 EUR fiir Verwaltungskosten.

Artikel 77
Beitrige von anderen Mitgliedern als der Union

Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoft als die Union leisten wihrend des in
Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 1000000000 EUR, einschlieflich bis zu
30193 000 EUR fir Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstrager oder die mit ihnen
verbundenen Rechtstrager, diesen zu leisten.

Artikel 78

Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b kann es sich bei zusitzlichen Tatigkeiten auch um Tatigkeiten
handeln, die mit den Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff in unmittelbarem
Zusammenhang stehen und zu seinen Zielen beitragen, darunter insbesondere folgende:

a) vorkommerzielle Studien und Feldversuche;

b) Machbarkeitsnachweise;

¢) Verbesserung bestehender Produktionslinien fiir die Expansion;

d) grofRangelegte Fallstudien;

e) Mafinahmen zur Sensibilisierung fiir Wasserstofftechnologien und Sicherheitsmafnahmen;

f) Ubernahme von Projektergebnissen in Produkte, weitere Nutzung und zusitzliche Titigkeiten innerhalb der

Forschungskette, entweder auf einem hoheren Technologie-Reifegrad oder in parallelen Tatigkeitsbereichen;

g) Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Rahmen von Projekten, die einen klaren Bezug zur strategischen
Forschungs- und Innovationsagenda aufweisen und im Rahmen nationaler oder regionaler Programme innerhalb der
Union finanziert werden.

(2)  Mit den zusitzlichen Tatigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff sollen Synergien mit der
Europdischen Allianz fiir sauberen Wasserstoff, dem Mission Innovation Challenge ,Renewable and Clean Hydrogen*
(Aufgabe ,Erneuerbarer und sauberer Wasserstoff* im Rahmen der Initiative ,Mission Innovation“), dem
EU-Innovationsfonds, der H2 Regions S3 Platform und dem EFR-Pilotprojekt fiir griinen Wasserstoff sichergestellt werden.
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Artikel 79

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff sind:
a) der Verwaltungsrat;

b) der Exekutivdirektor;

c) die Gruppe der Vertreter der Staaten;

d) die Gruppe der Interessentrager.

Artikel 80

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) Vertretern der Kommission im Namen der Union,

b) sechs Vertretern des Industrieverbands unter Beriicksichtigung der geografischen, geschlechterspezifischen,
unternehmensgrofebezogenen und sektorbezogenen Vertretung,

c) einem Vertreter des Forschungsverbands.

Artikel 81

Arbeitsweise des Verwaltungsrats

(1)  Zusitzlich zu den Bestimmungen fiir die Abstimmung nach Artikel 16 Absatz 3 verfiigt der Industrieverband tiber
43 % der Stimmrechte und der Forschungsverband iiber 7 % der Stimmrechte im Verwaltungsrat.

(2)  Der Vorsitzende des Verwaltungsrats ist ein Vertreter der privaten Mitglieder und wird vom Verwaltungsrat ernannt.

Artikel 82

Zusitzliche Aufgaben des Verwaltungsrats

Zusitzlich zu den in Artikel 17 genannten Aufgaben hat der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen
Wasserstoff aullerdem die folgenden Aufgaben:

a) Forderung von Synergien mit einschldgigen Tatigkeiten und Programmen auf regionaler, nationaler oder Unionsebene,
insbesondere mit solchen, die die Einfithrung von Forschungs- und Innovationslosungen, den Einsatz von Infrastruktur,
Bildung und regionale Entwicklung im Bereich der Nutzung von sauberem Wasserstoff unterstiitzen;

b) Festlegung der strategischen Ausrichtung gemifl Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b und Artikel 17 Buchstabe n in Bezug
auf die Zusammenarbeit mit anderen europiischen Partnerschaften, einschlieflich Partnerschaften in den Bereichen
emissionsfreier Stralenverkehr, emissionsfreier Schiffsverkehr, Europas Eisenbahnen, saubere Luftfahrt, Prozesse fiir
den Planeten und sauberer Stahl im Einklang mit ihren jeweiligen strategischen Forschungs- und Innovationsagenden
oder einem anderen gleichwertigen Dokument;

) Forderung der Markteinfithrung von Technologien und Losungen zur Verwirklichung der Ziele des europdischen
Griinen Deals;

d) Gewihrleistung der Einholung unabhingiger Stellungnahmen und Gutachten — zur strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda, zu den Arbeitsprogrammen und zu den Entwicklungen in benachbarten Sektoren — von der
breiten Wissenschaftsgemeinschaft im Rahmen eines als Teil des Europdischen Partnerschaftsforums fiir sauberen
Wasserstoff veranstalteten unabhingigen wissenschaftlichen Beratungsworkshops.
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Artikel 83

Zusitzliche Aufgaben des Exekutivdirektors
Zusitzlich zu den in Artikel 19 genannten Aufgaben hat der Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens fiir
sauberen Wasserstoff aullerdem die folgenden Aufgaben:

a) Anregung und Durchfihrung von Titigkeiten, die Synergien mit einschligigen Titigkeiten und Programmen auf
regionaler, nationaler oder Unionsebene begiinstigen;

b) Unterstiitzung und Beitrag zu anderen Initiativen der Union mit Bezug zu Wasserstoff, vorbehaltlich der Genehmigung
durch den Verwaltungsrat;

¢) Einberufung — vorbehaltlich Genehmigung des Verwaltungsrats — eines jahrlichen europdischen Partnerschaftsforums
fir sauberen Wasserstoff, in dessen Rahmen der in Artikel 82 Buchstabe d genannte unabhingige wissenschaftliche
Beratungsworkshop stattfindet und das nach Moglichkeit gemeinsam mit und parallel zum europiischen
Wasserstoffforum (European Hydrogen Forum) der Europdischen Allianz fiir sauberen Wasserstoff stattfindet.

Artikel 84

Die Gruppe der Interessentriger

(1)  Die Gruppe der Interessentriger setzt sich aus Vertretern der Sektoren zusammen, die sauberen Wasserstoff in der
gesamten Union produzieren, verteilen, speichern, bendtigen oder verwenden, einschlieSlich Vertretern anderer
einschligiger europaischer Partnerschaften, sowie aus Vertretern der ,European Hydrogen Valley Interregional Partnership*
und der Wissenschaftskreise.

(2)  Zusitzlich zu den in Artikel 22 genannten Aufgaben hat die Gruppe der Interessentrager die folgenden Aufgaben:

a) Beitrag zu den strategischen und technologischen Priorititen des Gemeinsamen Unternehmens fiir sauberen Wasserstoff
gemifl der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda oder anderen gleichwertigen Dokumenten und den
dazugehorigen ausfithrlichen technischen Fahrplinen, wobei den Fortschritten und dem Bedarf in angrenzenden
Sektoren gebithrend Rechnung zu tragen ist;

b) Unterbreitung von Vorschligen fiir konkrete Synergien zwischen dem Gemeinsamen Unternehmen fiir sauberen
Wasserstoff und den angrenzenden Sektoren oder Sektoren, mit denen ein Mehrwert durch Synergien erzielt werden
soll;

) Beitrag zum europdischen Partnerschaftsforum fiir sauberen Wasserstoff und zum European Hydrogen Forum
(europiisches Wasserstoffforum) der europdischen Allianz fiir sauberen Wasserstoff.

TITEL IV

EUROPE’S RAIL JOINT UNDERTAKING - GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FUR EUROPAS EISENBAHNEN

Artikel 85

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen
(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas
Eisenbahnen die folgenden allgemeinen Ziele:
a) Beitrag zur Verwirklichung des einheitlichen europiischen Eisenbahnraums;

b) Sicherstellung eines raschen Ubergangs zu einem attraktiveren, benutzerfreundlichen, wettbewerbsfihigen,
erschwinglichen, wartungsfreundlichen, effizienten und nachhaltigen europiischen Eisenbahnsystem, das in das
breitere Mobilitdtssystem integriert ist;

¢) Forderung der Entwicklung eines starken und weltweit wettbewerbsfahigen européischen Schienenverkehrssektors.
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(2)  Zusitzlich zu den in Absatz 1 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen
die folgenden spezifischen Ziele:

a) Erleichterung der Forschungs- und Innovationstitigkeiten zur Schaffung eines integriert konzipierten europiischen
Eisenbahnnetzes, Beseitigung von Interoperabilititshindernissen und Bereitstellung von Losungen fiir die vollstindige
Integration, die sich auf Verkehrsmanagement, Fahrzeuge und Infrastruktur — einschlieflich Integration nationaler
Spurweiten wie der Spurweite von 1 520 mm, 1 000 mm oder 1 668 mm — sowie Dienstleistungen erstrecken und
die beste Antwort auf die Bediirfnisse von Fahrgésten und Unternehmen bieten, beschleunigte Ubernahme innovativer
Losungen zur Unterstiitzung des einheitlichen europdischen Eisenbahnraums bei gleichzeitiger Erhohung der
Kapazititen und der Zuverlassigkeit und Senkung der Kosten des Schienenverkehrs;

b) Schaffung eines nachhaltigen und widerstandsfahigen Eisenbahnsystems durch die Entwicklung eines emissionsfreien,
gerduscharmen Eisenbahnsystems und klimaresistenter Infrastruktur, die Anwendung der Kreislaufwirtschaft auf den
Eisenbahnsektor, die Erprobung der Nutzung innovativer Prozesse, Technologien, Konzepte und Werkstoffe wihrend
des gesamten Lebenszyklus von Eisenbahnsystemen und die Entwicklung anderer innovativer Losungen fir einen
gesteuerten Bodentransport;

¢) Entwicklung — im Rahmen der Systemsdule — eines einheitlichen Betriebskonzepts und einer funktionalen, sicheren
und zuverldssigen Systemarchitektur fiir integrierte europdische Eisenbahnverkehrsleit-, Zugsicherungs-,
Zugsteuerungs- und Signalgebungssysteme, einschlieSlich des automatisierten Zugbetriebs, unter gebiithrender
Beriicksichtigung von Aspekten der Cybersicherheit und mit Schwerpunkt auf dem unter die Richtlinie (EU) 2016797
des Europdischen Parlaments und des Rates (**) fallenden europiischen Eisenbahnnetz, wodurch sichergestellt wird,
dass Forschung und Innovation auf gemeinsam festgelegte und geteilte Kundenanforderungen und betrieblichen Bedarf
ausgerichtet sind weiterentwickelt werden konnen;

d) Erleichterung von Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Zusammenhang mit Schienengiiterverkehrs- und
intermodalen Verkehrsdiensten, um einen wettbewerbsfihigen, umweltfreundlichen Schienengiiterverkehr zu schaffen,
der vollstindig in die Logistikwertschopfungskette integriert ist, wobei die Automatisierung und die Digitalisierung des
Schienengiiterverkehrs im Mittelpunkt stehen;

e) Entwicklung von Demonstrationsprojekten in interessierten Mitgliedstaaten;
f) Beitrag zur Entwicklung eines starken und weltweit wettbewerbsfahigen europiischen Schienenverkehrssektors;

g) Ermoglichung, Forderung und Nutzung von Synergien mit anderen politischen Strategien, Programmen, Initiativen,
Instrumenten oder Fonds der Union, um seine Wirkung und seinen Mehrwert zu maximieren.

(3)  Bei der Durchfithrung seiner Titigkeiten strebt das Gemeinsame Unternehmen fur Europas Eisenbahnen eine
geografisch ausgewogene Beteiligung der Mitglieder und Partner an seinen Tatigkeiten an. Ferner werden im Einklang mit
den Priorititen der Kommission die erforderlichen internationalen Verbindungen fiir Forschung und Innovation im Bereich
des Schienenverkehrs geschaffen.

Artikel 86

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen

(1)  Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben erstellt das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen
gemeinsam mit der Kommission und nach Konsultation der Gruppe der Vertreter der Staaten den Masterplan, der in
Absprache mit allen einschligigen Interessentriagern des Eisenbahnsystems und der Bahnindustrie ausgearbeitet wurde,
und legt ihn dem Verwaltungsrat zur Annahme vor.

(2) Die Kommission kann vor der Griindung des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen in
Abstimmung mit den Vertretern der Mitgliedstaaten und allen einschligigen Interessentragern mit der Ausarbeitung des
Masterplans beginnen.

(3)  Der Masterplan stellt einen gemeinsamen, zukunftsorientierten Fahrplan auf der Grundlage einer Systemansicht dar.
Darin werden die Interventionsbereiche festgelegt, die in den Bereich des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas
Eisenbahnen fallen. Die im Masterplan festgelegten Ziele sind leistungsorientiert und entsprechend den in Artikel 85
genannten Zielen strukturiert.

(4)  Der Masterplan wird gemif Artikel 16 vom Verwaltungsrat angenommen und von der Kommission gebilligt, mit
Ausnahme desjenigen Abschnitts des Masterplans, der sich auf die Systemsdule bezieht und der gemafS Artikel 93 Absatz 4
angenommen wird. Bevor die Kommission den Masterplan billigt, legt sie ihm dem Rat und dem Europdischen Parlament
vor. AnschlieBend wird jede Anderung dem Rat und dem Europdischen Parlament mitgeteilt.

(*) Richtlinie (EU) 2016/797 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 iiber die Interoperabilitit des
Eisenbahnsystems in der Europaischen Union (ABL L 138 vom 26.5.2016, S. 44).
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(5)  Der Masterplan ist die strategische Forschungs- und Innovationsagenda des Gemeinsamen Unternehmens fiir
Europas Eisenbahnen im Sinne von Artikel 2 Nummer 12. Er dient als Leitfaden fir die spezifischeren Aufgaben des
Gemeinsamen Unternehmens fur Europas Eisenbahnen, und zwar folgende:

a) Entwicklung einer Systemansicht im Rahmen der Systemsiule, die die Bediirfnisse der verarbeitenden Industrie im
Schienenverkehrssektor, der Schienenverkehrsunternehmen, der Mitgliedstaaten und anderer privater und offentlicher
Interessentrager im Schienenverkehrssektor, einschlielich der Vertretungsgremien von Kunden, z. B. im Personen- und
Giiterverkehr und fiir das Bahnpersonal, sowie einschlagiger Akteure auflerhalb des traditionellen Eisenbahnsektors
widerspiegelt. Die Systemansicht umfasst

i) die Ausarbeitung des Betriebskonzepts und der Systemarchitektur, einschlieSlich der Festlegung der Dienste,
Funktionsblocke und Schnittstellen, die die Grundlage fiir den Betrieb des Eisenbahnsystems bilden;

ii) die Entwicklung entsprechender Spezifikationen, einschlieSlich Schnittstellen, funktionaler Anforderungen und
Systemanforderungen, die in die Technischen Spezifikationen fiir die Interoperabilitit (TSI) gemaf8 der Richtlinie
(EU) 2016/797 oder Normungsverfahren einfliefen, um einen hoheren Grad an Digitalisierung und
Automatisierung zu ermdoglichen;

iii) die Sicherstellung, dass das System aufrechterhalten wird, Fehler behoben werden, und dass es in der Lage ist, sich
im Lauf der Zeit anzupassen und Migrationen aus derzeitigen Architekturen zu gewihrleisten;

iv) die Sicherstellung, dass die erforderlichen Schnittstellen zu anderen Verkehrstrigern sowie zu U-Bahn- und
Stralenbahn- oder Stadtbahnsystemen bewertet und validiert werden, insbesondere fiir den Giiter- und
Personenverkehr;

b) Erleichterung der Forschungs- und Innovationstitigkeiten, die erforderlich sind, um die Ziele des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen zu erreichen, einschlieflich eisenbahnorientierter Forschungs- und
Innovationstdtigkeiten mit geringem Technologie-Reifegrad. In diesem Zusammenhang hat das Gemeinsame
Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen folgende Aufgaben:

i) Festlegung und Organisation von Forschungs-, Innovations-, Demonstrations-, Validierungs- und Studienti-
tigkeiten, die unter seiner Fithrung durchgefiihrt werden, unter Vermeidung einer Aufsplitterung dieser Tatigkeiten;

ii) Nutzung von Moglichkeiten der Standardisierung und Modularitit und Verbesserung der Schnittstellen mit anderen
Verkehrstriagern und Systemen;

i) Entwicklung von Demonstrationsprojekten;

iv) Entwicklung einer engen Zusammenarbeit und Gewihrleistung der Koordinierung mit einschldgigen europiischen,
nationalen und internationalen Forschungs- und Innovationstitigkeiten im Eisenbahnsektor und erforderlichenfalls
dariiber hinaus, insbesondere im Rahmen von ,Horizont Europa“, damit das Gemeinsame Unternehmen fiir
Europas Eisenbahnen in die Lage versetzt wird, eine wichtige Rolle bei Forschung und Innovation im
Schienenverkehr zu spielen und gleichzeitig von den wissenschaftlichen und technologischen Fortschritten in
anderen Sektoren zu profitieren;

v) mittels der Zusammenarbeit nach Ziffer iv Sicherstellung der Umsetzung der Forschungsergebnisse in wirksame
Entwicklungsanstrengungen, in die Entwicklung bahnbrechender Innovationen und letztlich in die Einfithrung
marktorientierter Innovationen durch Demonstration und Einfithrung;

¢) Erfullung aller Aufgaben, die zur Erreichung der in den Artikeln 4 und 85 genannten Ziele erforderlich sind.

Artikel 87
Mitglieder

(1)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) die in Anhang II aufgefithrten Griindungsmitglieder, nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen
beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklarung mitgeteilt haben, die keine anderen als die in dieser Verordnung
dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthalt;

¢) die assoziierten Mitglieder, die gemdfl Artikel 7 auszuwihlen sind. Die Liste der assoziierten Mitglieder wird von der
Kommission gebilligt.
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(2)  Zusitzlich zu Artikel 7 Absatz 1 kann der Verwaltungsrat in den ersten sechs Monaten nach der Griindung des
Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen assoziierte Mitglieder aus einer Liste auswiahlen, die nach einem
von der Kommission vor seiner Griindung verdffentlichten offenen Aufruf zur Interessenbekundung erstellt wurde. Die
Bedingungen des Artikels 7 Absatz 2 gelten entsprechend.

Artikel 88

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen betrdgt bis zu 600 000 000 EUR, einschlieflich bis zu 50 000 000
EUR fiir die Systemsaule und bis zu 24 000 000 EUR fiir Verwaltungskosten.

Artikel 89

Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen als die Union leisten wihrend des in
Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 600 000 000 EUR, einschlielich bis zu 24 000 000
EUR fur Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstriger oder die mit ihnen verbundenen
Rechtstriger, diesen zu leisten.

Artikel 90
Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b konnen zusitzliche T4tigkeiten folgende sein:

a) Tatigkeiten, die unter die indirekten Maffnahmen des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen fallen, aber
nicht im Rahmen solcher indirekter Mafnahmen finanziert werden;

b) Titigkeiten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Arbeitsprogramm des Gemeinsamen Unternehmens fiir
Europas Eisenbahnen stehen;

¢) Forschungs- und Innovationstitigkeiten, die auf Tatigkeiten aufbauen, die vom Gemeinsamen Unternehmen fiir Europas
Eisenbahnen oder vom Gemeinsamen Unternehmen Shift2Rail finanziert werden;

d) ergdnzende Forschungs- und Innovationstitigkeiten, die von den anderen Mitgliedern als der Union finanziert werden,
einen eindeutigen Unionsmehrwert haben und einen Beitrag zur Verwirklichung der Ziele des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen leisten;

e) Tatigkeiten, die von den anderen Mitgliedern als der Union im Rahmen von Projekten finanziert werden, die aus
nationalen oder regionalen Programmen gefordert werden und die Tatigkeiten ergdnzen, die vom Gemeinsamen
Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen finanziert werden;

fy Ubernahme der Ergebnisse der im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail und des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen finanzierten Titigkeiten, weitere Nutzung, Demonstrationstitigkeiten,
Normung und Ausarbeitung von Empfehlungen fiir Strategien fiir einen nahtlosen Ubergang, Migrationspfade und
Aktualisierungen der TSI sowie europdische Genehmigungs- und Zertifizierungstitigkeiten, die nicht mit der
umfassenderen Einfithrung zusammenhangen.

(2)  Der Wert von Tatigkeiten, die von den anderen Mitgliedern als der Union im Rahmen von Projekten finanziert
werden, die durch andere europiische Partnerschaften oder andere Unionsprogramme oder durch sonstige Forschungs-
und Innovationsanstrengungen und -investitionen gefordert werden, die einen erheblichen Unionsmehrwert haben und
zur Verwirklichung der Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen beitragen, ist unter Angabe der
Art, der Hohe und der Quelle der Unionsfinanzierung mitzuteilen, um Doppelzdhlungen zu vermeiden.

Artikel 91
Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen

(1)  Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen sind:

a) der Verwaltungsrat;
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b) der Exekutivdirektor;

c) die Gruppe der Vertreter der Staaten;

d) die Lenkungsgruppe der Systemsaule;

e) die Einsatzgruppe.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen kann eine wissenschaftliche Lenkungsgruppe einsetzen

oder wissenschaftliche Beratung von unabhingigen akademischen Sachverstindigen oder gemeinsamen wissenschaftlichen
Beratungsgremien einholen.

Artikel 92
Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) zwei Vertretern der Kommission im Namen der Union;

b) je einem Vertreter der anderen Mitglieder als der Union.

Artikel 93
Arbeitsweise des Verwaltungsrats
(1)  Abweichend von Artikel 16 Absatz 4 fithrt die Kommission im Namen der Union den Vorsitz im Verwaltungsrat.
(2)  Die anderen Mitglieder als die Union verfiigen gemeinsam iiber 50 % der Stimmrechte.

(3)  Vertreter der Eisenbahnagentur der Europdischen Union und des Europiischen Beirats fiir Eisenbahnforschung
(ERRAC) werden eingeladen, an den Sitzungen des Verwaltungsrats als Beobachter teilzunehmen und sich an den
Beratungen zu beteiligen, haben jedoch kein Stimmrecht.

(4)  Abweichend von Artikel 16 Absatz 1 gilt in Bezug auf Titigkeiten im Rahmen der Systemsiule ein Beschluss als
angenommen, wenn er eine Mehrheit von mindestens 55 % der Stimmen einschlieflich der Stimmen der abwesenden
Vertreter erhilt.

(5)  Zusitzlich zu Artikel 16 Absatz 5 tritt der Verwaltungsrat einmal jéhrlich in einer Generalversammlung zusammen,
zu der alle an den Forschungs- und Innovationstitigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen
Beteiligten eingeladen werden. Im Rahmen der Generalversammlung werden Uberlegungen iiber die allgemeine
Ausrichtung der Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen angeregt und gleichzeitig eine
offene und transparente Erdrterung tiber die Fortschritte bei der Umsetzung des Masterplans gefiihrt.

Artikel 94
Zusitzliche Aufgaben des Verwaltungsrats

Zusitzlich zu den in Artikel 17 genannten Aufgaben hat der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas
Eisenbahnen die folgenden Aufgaben:
a) Annahme des Masterplans und etwaiger Vorschlige zu seiner Anderung;

b) Annahme der Arbeitsprogramme der Systemsaule, einschlieflich des Haushalts und des Durchfiihrungsplans, und ihrer
Anderungen auf der Grundlage von Empfehlungen der Lenkungsgruppe der Systemsdule und der Vorschlige des
Exekutivdirektors.

Artikel 95

Die Gruppe der Vertreter der Staaten

Zusitzlich zu Artikel 20 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass ihre jeweiligen Vertreter einen koordinierten Standpunkt
vertreten, der den Ansichten ihres Mitgliedstaats Rechnung trigt, die zum Ausdruck gebracht wurden

a) in dem nach Artikel 51 der Richtlinie (EU) 2016/797 eingesetzten Ausschuss;
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b) in dem Programmausschuss im Rahmen der Zusammensetzung ,Klima, Energie und Mobilitat“ von ,Horizont Europa“;

¢) in dem durch Artikel 62 der Richtlinie 2012/34/EU des Europiischen Parlaments und des Rates (**) eingesetzten
Ausschuss fiir den einheitlichen europdischen Eisenbahnraum.

Artikel 96

Die Lenkungsgruppe der Systemsiule

(1)  Die Lenkungsgruppe der Systemsiule ist ein Beratungsgremium des Gemeinsamen Unternchmens fiir Europas
Eisenbahnen, das fur die Beratung in Fragen der Systemsaule zustindig ist.

(2)  Die Lenkungsgruppe der Systemsdule setzt sich aus Vertretern der Kommission, Vertretern des Schienenverkehrs-
und des Mobilititssektors und Vertretern einschldgiger Organisationen, dem Exekutivdirektor des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen, dem Vorsitzenden der Gruppe der Vertreter der Staaten sowie Vertretern der
Eisenbahnagentur der Europiischen Union und des ERRAC zusammen. Die Kommission fasst den endgiiltigen Beschluss
tiber die Zusammensetzung der Gruppe. In begriindeten Fillen kann die Kommission zusitzliche einschlagige
Sachverstindige und Interessentriger als Beobachter zu den Sitzungen der Lenkungsgruppe der Systemsaule einladen. Die
Lenkungsgruppe der Systemsdule erstattet der Gruppe der Vertreter der Staaten regelmifig Bericht tiber ihre Tatigkeiten.

(3)  Die Kommission fithrt den Vorsitz in der Lenkungsgruppe der Systemsaule.

(4) Die Empfehlungen der Lenkungsgruppe der Systemsdule werden einvernehmlich angenommen. Falls kein
Einvernehmen erreicht wird, erstellt der Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen in
Absprache mit der Eisenbahnagentur der Europdischen Union und der Kommission einen Bericht fiir den Verwaltungsrat,
in dem die wichtigsten gemeinsamen Punkte und abweichenden Standpunkte dargelegt werden. In diesem Fall erarbeitet
die reprasentative Gruppe der Staaten auch eine Stellungnahme fiir den Verwaltungsrat.

(5)  Die Lenkungsgruppe der Systemsaule gibt sich eine Geschiftsordnung.

(6)  Die Lenkungsgruppe der Systemsdule berit den Exekutivdirektor und den Verwaltungsrat zu Folgendem:

a) dem Konzept fir die operative Harmonisierung und die Entwicklung der Systemarchitektur, auch in Bezug auf den
einschldgigen Teil des Masterplans;

b) der Verwirklichung des spezifischen Ziels gemif§ Artikel 85 Absatz 2 Buchstabe ¢;
¢) der Wahrnehmung der Aufgabe gemif§ Artikel 86 Absatz 5 Buchstabe a;

d) dem detaillierten jdhrlichen Durchfithrungsplan fiir die Systemsiule im Einklang mit den Arbeitsprogrammen, die der
Verwaltungsrat im Einklang mit Artikel 94 Buchstabe b annimmt.

e) der Uberwachung der Fortschritte bei der Systemsiule.

Artikel 97

Die Einsatzgruppe

(1)  Eswird eine Einsatzgruppe nach Artikel 22 eingerichtet. Die Einsatzgruppe hat die Aufgabe, den Verwaltungsrat bei
der Markteinfithrung von durch das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen entwickelten Innovationen im
Schienenverkehr zu beraten und die Einfithrung innovativer Losungen zu unterstiitzen.

(2)  Die Einsatzgruppe steht allen Interessentrdgern offen. Durch die Zusammensetzung der Einsatzgruppe wird eine
angemessene thematische Schwerpunktsetzung und Vertretung sichergestellt. Die Kommission fasst den endgiiltigen
Beschluss iiber die Zusammensetzung der Gruppe. Die Liste der Mitglieder wird auf der Website des Gemeinsamen
Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen veréffentlicht.

(*) Richtlinie 2012/34/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 zur Schaffung eines einheitlichen
europdischen Eisenbahnraums (ABL L 343 vom 14.12.2012, S. 32).
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(3)  Die Einsatzgruppe gibt auf Ersuchen des Verwaltungsrats Empfehlungen zu Fragen im Zusammenhang mit der
Einfihrung innovativer Losungen im Schienenverkehr ab. Die Einsatzgruppe kann auch von sich aus Empfehlungen
abgeben.

Artikel 98
Zusammenarbeit mit der Eisenbahnagentur der Europiischen Union

Das Gemeinsamen Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen sorgt fiir eine enge Zusammenarbeit mit der Eisenbahnagentur
der Europiischen Union, insbesondere im Hinblick auf die Umsetzung des Masterplans. Gemaf§ Artikel 40 der Verordnung
(EU) 2016/796 des Europdischen Parlaments und des Rates (*') umfasst diese Zusammenarbeit folgende Beratungsaufgaben:

a) Beitrdge zum Forschungsbedarf im Zusammenhang mit der Verwirklichung des einheitlichen europiischen
Eisenbahnraums, die von dem Gemeinsamen Unternchmen fiir Europas Eisenbahnen im Masterplan und seinen
Anderungen sowie in den Arbeitsprogrammen zu beriicksichtigen sind;

b) Riickmeldungen und Beratung zu Interoperabilitit und Sicherheit, die bei den Forschungs- und Innovationstitigkeiten
und insbesondere im Zusammenhang mit den Projektaktivititen und -ergebnissen fur die in Artikel 86 Absatz 5
Buchstabe a genannten Ziele zu beriicksichtigen sind;

¢) Unterstiitzung des Gemeinsamen Unternchmens fiir Europas Eisenbahnen bei der Ermittlung des Bedarfs an
zusidtzlichen von ihm durchzufithrenden spezifischen Validierungs- oder Studientitigkeiten, unter anderem durch die
Einbeziehung der nationalen Sicherheitsbehorden;

d) Beratung in Bezug auf die Systemsiule;

e) Sicherstellung, dass bei der Entwicklung von Spezifikationen, einschlieflich Schnittstellen, funktionalen Anforderungen
und Systemanforderungen, die Erfahrungen und Riickmeldungen in Bezug auf Spezifikationen fiir die Interoperabilitit
(TSI) und Normen beriicksichtigt werden.

TITELV

GLOBAL HEALTH EDCTP3 JOINT UNDERTAKING - GEMEINSAMES UNTERNEHMEN ,,GLOBAL HEALTH EDCTP3“

Artikel 99

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens ,,Global Health EDCPT3“

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health
EDCTP3“ die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Beitrag zur Verringerung der soziodkonomischen Belastung durch Infektionskrankheiten in afrikanischen Lindern
stidlich der Sahara, um die Entwicklung und Ubernahme neuer oder verbesserter Gesundheitstechnologien zu fordern;

b) Beitrag zur Verbesserung der Gesundheitssicherheit in afrikanischen Lindern siidlich der Sahara und weltweit durch
Stirkung der Forschungs- und Innovationskapazititen fiir die Vorsorge und Reaktion, um Infektionskrankheiten zu
bekidmpfen.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3* verfolgt auerdem die folgenden spezifischen Ziele:

a) Forderung der Entwicklung und des Einsatzes neuer oder verbesserter Gesundheitstechnologien zur Bekimpfung von
Infektionskrankheiten, und zwar durch Unterstiitzung der Durchfithrung klinischer Studien in afrikanischen Lindern
siidlich der Sahara;

b) Stirkung der Forschungs- und Innovationskapazititen und der nationalen Forschungssysteme im Gesundheitsbereich in
afrikanischen Landern siidlich der Sahara zur Bekdmpfung von Infektionskrankheiten;

(") Verordnung (EU) 2016/796 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 iiber die Eisenbahnagentur der
Europiischen Union und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 881/2004 (ABI. L 138 vom 26.5.2016, S. 1).
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Verbesserung der Abstimmung zwischen den Mitgliedstaaten, den assoziierten Lindern und den Lindern siidlich der
Sahara im Hinblick auf eine gemeinsame strategische Forschungs- und Innovationsagenda im Bereich der globalen
Gesundheit, um die Kosteneffizienz europdischer offentlicher Investitionen zu steigern;

Starkung der Kapazititen fiir die Epidemievorsorge in afrikanischen Landern siidlich der Sahara durch eine wirksame
und rasche Forschungsantwort zur Entwicklung wesentlicher Diagnostika, Impfstoffe und Therapeutika fiir die frithe
Erkennung und Bekidmpfung neu auftretender Krankheiten mit epidemischem Potenzial;

Forderung von produktiven und nachhaltigen Netzwerken und Partnerschaften im Bereich der globalen Gesundheits-
forschung, mit denen Nord-Siid- und Siid-Stid-Beziehungen mit zahlreichen privaten und 6ffentlichen Organisationen
aufgebaut werden konnen.

Artikel 100

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens ,,Global Health EDCTP3“

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ die
folgenden Aufgaben:

Forderung produktiver Beziehungen zwischen europiischen und afrikanischen Einzelpersonen, Gruppen und
Institutionen,;

Sensibilisierung fiir gemeinsame Interessen und gemeinsame Ziele der Institutionen und Forschungsgruppen, um die
Zusammenarbeit im Rahmen von Projekten und auf der Ebene der Institutionen zu vereinfachen und auszubauen;

Beitrag zur erleichterten Abstimmung globaler Gesundheitsstrategien europdischer und afrikanischer Geldgeber,
Institutionen und Behorden;

Mobilisierung zusitzlicher Investitionen unter Einbezichung von Partnern aus dem privaten, offentlichen und
gemeinniitzigen Sektor;

Forderung von Synergien, Zusammenarbeit und gemeinsamen Mafinahmen mit dem durch die Verordnung (EU)
2021/947 des Europdischen Parlaments und des Rates () geschaffenen Instrument fiir Nachbarschaft, Entwicklungszu-
sammenarbeit und internationale Zusammenarbeit, insbesondere fiir den Aufbau von Kapazititen und die gemeinsame
Nutzung von Anlagen und Infrastrukturen.

Artikel 101

Mitglieder

Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3* sind

a)

b)

die Union, vertreten durch die Kommission;

die EDCTP Association, eine Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht nach niederldndischem Recht, nachdem sie
ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ beizutreten, in Form einer Verpflichtungs-
erklirung mitgeteilt hat, die keine anderen als die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt
enthilt.

Artikel 102

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3* betragt bis zu 800 000 000 EUR, einschlielich bis zu 59 756 000
EUR fiir Verwaltungskosten, und setzt sich wie folgt zusammen:

a)

b)

*)

bis zu 400 000 000 EUR, sofern andere Mitglieder als die Union oder die sie konstituierenden Rechtstrager oder mit
ihnen verbundenen Rechtstrdger mindestens einen entsprechenden Beitrag leisten;

bis zu 400 000 000 EUR, sofern die beitragenden Partner oder die sie konstituierenden Rechtstrdger oder mit ihnen
verbundenen Rechtstriger mindestens einen entsprechenden Beitrag leisten.

Verordnung (EU) 2021/947 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 9. Juni 2021 zur Schaffung des Instruments fiir
Nachbarschaft, Entwicklungszusammenarbeit und internationale Zusammenarbeit — Europa in der Welt, zur Anderung und
Aufhebung des Beschlusses Nr. 466/2014/EU und zur Aufhebung der Verordnung (EU) 2017/1601 und der Verordnung (EG,
Euratom) Nr. 480/2009 des Rates (ABIL. L 209 vom 14.6.2021, S. 1).
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Wenn die Bedingung nach Buchstabe b nicht erfullt ist, wird der Betrag nach Buchstabe a um bis zu 400 000 000 EUR erhoht,
sofern der Beitrag anderer Mitglieder als der Union oder der sie konstituierenden Rechtstrager oder der mit ihnen verbundenen
Rechtstrager gemafd Artikel 103 Absatz 1 mindestens dem Gesamtbetrag entspricht, um den dieser Betrag erhoht wird.

Artikel 103

Beitrige von anderen Mitgliedern als der Union

(1)  Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ als die Union leisten wihrend des
in Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 439 878 000 EUR oder veranlassen die sie
konstituierenden Rechtstrager oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger dazu, diesen zu leisten.

(2) Die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Beitrige umfassen die Beitrige zum Gemeinsamen
Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ gemif Artikel 11 Absatz 1. Abweichend von Artikel 11 Absatz 1 konnen diese
Beitrdge aus Finanzbeitrigen bestehen.

Artikel 104

Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1)  Die zusdtzlichen Tatigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ werden von der EDCTP
Association und den sie konstituierenden Rechtstrigern oder den mit ihr verbundenen Rechtstrigern in abgestimmter,
integrierter und kohdrenter Weise entwickelt und durchgefihrt und entsprechen der strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda fur das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3*.

(2)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b kann es sich bei zusitzlichen Tatigkeiten auch um Tatigkeiten
handeln, die mit den Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ in unmittelbarem
Zusammenhang stehen und zu seinen Zielen beitragen, darunter insbesondere Folgende:

a) Tatigkeiten der die EDCTP Association konstituierenden Rechtstriger oder mit ihr verbundenen Rechtstrager, die mit
dhnlichen Tatigkeiten anderer die EDCTP Association konstituierender Rechtstriger oder mit ihr verbundener
Rechtstrager abgestimmt sind und in Ubereinstimmung mit den nationalen Finanzierungsregeln unabhingig verwaltet
werden;

b) Tatigkeiten, die von staatlichen Forschungseinrichtungen afrikanischer Lander siidlich der Sahara durchgefuhrt werden;

c) Titigkeiten zur Forderung von Netzwerken und Partnerschaften, in deren Rahmen Beziechungen zu verschiedenen
privaten und 6ffentlichen Organisationen aufgebaut werden;

d) Unterstitzung fir die Entwicklung von Forschungsinfrastrukturen wie Netze oder Kohorten fir klinische Studienmit
inhaltlichem Bezug zum Titigkeitsbereich des Gemeinsamen Unternchmens ,Global Health EDCTP3“ und
Unterstiitzung der Gesundheitssysteme, um deren Bereitschaft zu stirken, Forschungstitigkeiten mit inhaltlichem
Bezug zum Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ durchzufiihren.

Artikel 105

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens ,,Global Health EDCTP3“

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ sind:
a) der Verwaltungsrat;

b) der Exekutivdirektor;

¢) der Wissenschaftliche Beirat;

d) die Gruppe der Interessentrager.

Artikel 106

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) sechs Vertretern der Kommission im Namen der Union;

b) sechs Vertretern der EDCTP Association.
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Artikel 107
Arbeitsweise des Verwaltungsrats

Die EDCTP Association verfiigt tiber 50 % der Stimmrechte.

Artikel 108
Der Wissenschaftliche Beirat

(1)  Der Wissenschaftliche Beirat ist das in Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a genannte wissenschaftliche
Beratungsgremium des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3*.

(2)  Zusitzlich zu Artikel 21 Absatz 2 sorgt der Wissenschaftliche Beirat dafiir, dass wissenschaftliches Fachwissen aus
afrikanischen Landern einbezogen wird.

(3)  Zusitzlich zu den in Artikel 21 genannten Aufgaben hat der Wissenschaftliche Beirat auflerdem die folgenden
Aufgaben:

a) Unterstiitzung bei der Ausarbeitung der strategischen und wissenschaftlichen Planung der Titigkeiten des Gemeinsamen
Unternehmens ,Global Health EDCTP3*;

b) Beratung zu Strategien zur Férderung von Synergien und Partnerschaften mit allen Interessentrigern;

c) gegebenenfalls Mitwirkung an der Ausarbeitung strategischer und wissenschaftlicher Dokumente, die fiir das
Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ relevant sind;

d) strategische und wissenschaftliche Beratung des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ und
Sicherstellung des erfolgreichen Abschlusses laufender Projekte;

e) Ermittlung des strategischen Bedarfs und der strategischen Priorititen fiir die Beschleunigung der Entwicklung neuer
oder verbesserter klinischer Interventionen, einschlieSlich der zur Erreichung dieser Ziele erforderlichen Schulungen,
sowie des dafiir erforderlichen Netzwerk- und Kapazititsaufbaus;

fy Uberpriifung der Gesamtlage in Bezug auf armutsbedingte und vernachlissigte Krankheiten, um festzustellen, welche
Rolle das Gemeinsame Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ in Partnerschaft mit anderen Interessentrdgern spielt,
um die Entwicklung oder Verbesserung von Interventionen gegen diese Krankheiten zu beschleunigen;

g) Bewertung des Stands der globalen Produktentwicklungsprozesse und der entscheidenden Maoglichkeiten fiir die
kiinftige Produktentwicklung;

h) Beratung bei der Bewertung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschldgen und anderen Programmen;

i) Unterstiitzung und Beitrige zum Uberwachungs- und Evaluierungsrahmen des Gemeinsamen Unternehmens ,Global
Health EDCTP3“ sowie zur Uberwachung der wissenschaftlichen Ergebnisse und strategischen Auswirkungen der vom
Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ bereitgestellten Finanzhilfen;

j)  Beratung, Unterstiitzung und Teilnahme an Arbeitsgruppen des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3%,
Sitzungen mit Interessentragern, am EDCTP-Forum und anderen einschldgigen Veranstaltungen.

(4)  Der Vorsitzende erstellt einen Jahresbericht iiber die Tétigkeiten und Ergebnisse des Wissenschaftlichen Beirats vom
Vorjahr und legt ihn dem Verwaltungsrat zur Genehmigung vor.

Artikel 109
Die Gruppe der Interessentriger

(1)  Die Gruppe der Interessentriger sorgt dafiir, dass Interessentrager aus geografischer, thematischer und geschlechts-
spezifischer Perspektive, insbesondere auch im Hinblick auf Fachwissen aus Afrika, in ausgewogener Weise vertreten sind.

(2)  Zusitzlich zu den in Artikel 22 genannten Aufgaben hat die Gruppe der Interessentriger aulerdem die folgenden
Aufgaben:

a) Beitrag zu den strategischen und technologischen Priorititen des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“
gemifl der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda oder anderen gleichwertigen Dokumenten, die den
Fortschritten und dem Bedarf des weltweiten Gesundheitssektors und angrenzenden Sektoren Rechnung tragen;



30.11.2021 Amtsblatt der Europaischen Union L 427/87

b) Vorlage von Vorschlagen fiir konkrete Synergien zwischen dem Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“
und den angrenzenden Sektoren oder Sektoren, mit denen ein Mehrwert durch Synergien erzielt werden soll;

c) Bereitstellung von Beitrdgen fiir das EDCTP-Forum.

Artikel 110
Forderfihigkeit

(1)  Im Einklang mit Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ und abweichend von deren Artikel 23
Absatz 1 ist die Finanzierung aus dem Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ auf Rechtstrager beschrankt,
die ihren Sitz in den Mitgliedstaaten oder in assoziierten Lindern oder in den Griindungsstaaten der EDCTP Association
haben. In Ausnahmefillen und sofern dies im Arbeitsprogramm vorgesehen ist, konnen Einrichtungen mit Sitz in anderen
Staaten fir eine Finanzierung aus dem Gemeinsamen Unternechmen ,Global Health EDCTP3“ in Aufforderungen zur
Einreichung von Vorschlagen fur spezifische Themen oder bei einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlidgen zur
Bewiltigung einer Notsituation im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit in Betracht kommen.

(2)  Die Union bemiiht sich um den Abschluss von Ubereinkiinften mit Drittlindern, durch die der Schutz der
finanziellen Interessen der Union gewihrleistet werden soll. Beteiligen sich in einem Drittland ansdssige Einrichtungen
ohne eine solche Ubereinkunft mit einer Finanzierung an einer indirekten Manahme, so muss der Finanzkoordinator der
indirekten Mafinahme vor deren Abschluss in einem Mitgliedstaat oder assoziierten Land ansissig sein und die Hohe der
Vorfinanzierung muss in angemessener Weise angepasst werden und die Haftungsbestimmungen der Finanzhilfever-
einbarung miissen den finanziellen Risiken angemessen Rechnung tragen, um die finanziellen Interessen der Union zu
schiitzen.

Artikel 111
Benannte Teilnehmer

Die Beteiligung von Einrichtungen, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Global Health EDCTP3“ benannt wurden, kann
ein Auswahlkriterium fur die Aufforderung zur Einreichung von Vorschligen sein. Dies ist im Arbeitsprogramm
hinreichend zu begriinden, in dem auch vorgesehen werden kann, dass diese benannten Teilnehmer im Rahmen der
ausgewihlten indirekten Mafnahmen nicht mit Mitteln des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3¢
gefordert werden konnen.

Artikel 112
Ethische Grundsiitze

Die im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens ,Global Health EDCTP3“ durchgefiihrten klinischen Studien und die
Anwendungsforschung werden im Einklang mit ethischen Grundprinzipien, anerkannten internationalen Regulierungss-
tandards und bewihrten Partizipationsverfahren durchgefiihrt.

Artikel 113

Zusammenarbeit mit der Europiischen Arzneimittelagentur und dem Europiischen Zentrum fiir die Privention
und die Kontrolle von Krankheiten

Im Rahmen des Gemeinsamen Unternchmens ,Global Health EDCTP3“ wird eine enge Zusammenarbeit mit der
Europiischen Arzneimittelagentur und dem Europidischen Zentrum fiir die Priavention und die Kontrolle von Krankheiten
sowie mit den einschldgigen afrikanischen Agenturen und Organisationen gewahrleistet.

Artikel 114
Erschwinglicher Zugang

Teilnehmer an indirekten Mafnahmen, die vom Gemeinsamen Unternchmen ,Global Health EDCTP3“ finanziert werden,
tragen dafiir Sorge, dass die Produkte und Dienstleistungen, die auf der Grundlage der Ergebnisse von im Rahmen einer
indirekten Mafnahme durchgefiihrten klinischen Studien oder teilweise auf der Grundlage solcher Ergebnisse von ihnen
entwickelt werden, fiir die Offentlichkeit erschwinglich und zuginglich sind und ihr zu fairen und angemessenen
Bedingungen zur Verfiigung stehen. Zu diesem Zweck werden gegebenenfalls im Arbeitsprogramm zusitzliche
Nutzungsverpflichtungen festgelegt, die fiir bestimmte indirekte Manahmen gelten.
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TITEL VI

INNOVATIVE HEALTH INITIATIVE JOINT UNDERTAKING — GEMEINSAMES UNTERNEHMEN ,INITIATIVE ZU
INNOVATION IM GESUNDHEITSWESEN“

Artikel 115
Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen*

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu
Innovation im Gesundheitswesen“ die folgenden allgemeinen Ziele bis 2030:

a) Beitrag zur Schaffung eines unionsweiten Okosystems fiir Forschung und Innovation im Gesundheitswesen, mit dem die
Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in Innovationen erleichtert wird, insbesondere durch die Einleitung von
mindestens 30 groff angelegten sektoriibergreifenden Projekten mit Schwerpunkt auf Innovationen im
Gesundheitswesen;

b) Forderung der Entwicklung sicherer, wirksamer, auf den Menschen ausgerichteter und kostenwirksamer Innovationen, mit
denen auf den strategischen, nicht gedeckten Bedarf im Bereich der offentlichen Gesundheit eingegangen wird, indem in
mindestens finf Beispielen die Durchfithrbarkeit der Integration von Gesundheitsprodukten oder -diensten mit
nachgewiesener Eignung fiir die Ubernahme durch die Gesundheitssysteme aufgezeigt wird. Bei den entsprechenden
Projekten sollten Themen wie Pravention, Diagnose, Behandlung oder Bewiltigung von Krankheiten, die die Bevolkerung der
Union betreffen, angegangen werden, einschlieflich des Beitrags zum europdischen Plan zur Krebsbekdmpfung;

¢) Forderung sektoriibergreifender Innovationen im Gesundheitswesen fiir eine weltweit wettbewerbsfihige européische
Gesundheitsindustrie und Beitrag zur Verwirklichung der Ziele der neuen Industriestrategie fiir Europa und der
Arzneimittelstrategie ftir Europa.

(2)  Das Gemeinsame Unternechmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen verfolgt auerdem die folgenden
spezifischen Ziele:

a) Beitrag zu einem besseren Verstindnis von Gesundheitsfaktoren und der prioritiren Krankheitsbereiche;

b) Integration fragmentierter Forschungs- und Innovationsanstrengungen im Gesundheitswesen, die den
Gesundheitssektor und andere Interessentriger zusammenbringen, wobei der Schwerpunkt auf dem nicht gedeckten
Bedarf im Bereich der offentlichen Gesundheit liegt, um die Entwicklung von Instrumenten, Daten, Plattformen,
Technologien und Verfahren fiir eine bessere Vorhersage, Privention, Einddmmung, Diagnose, Behandlung und
Bewiltigung von Krankheiten zu ermdglichen, um dem Bedarf der Endnutzer gerecht zu werden;

¢) Nachweis der Durchfithrbarkeit von auf den Menschen ausgerichteten integrierten Losungen fiir die Gesundheits-
versorgung;

d) Ausschopfung des vollen Potenzials der Digitalisierung und des Datenaustauschs im Gesundheitswesen;

¢) Ermoglichung der Entwicklung neuer und verbesserter Methoden und Modelle fiir eine umfassende Bewertung des
Mehrwerts innovativer und integrierter Losungen im Gesundheitswesen.

Artikel 116
Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens , Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im
Gesundheitswesen* die folgenden Aufgaben:

a) Forderung einer engen und langfristigen Zusammenarbeit zwischen der Union, anderen Mitgliedern, beitragenden
Partnern und anderen Interessentrigern des Gesundheitswesens, wie anderen einschligigen Industriezweigen,
Gesundheitsbehorden (wie Regulierungsstellen, Bewertungsstellen fiir Gesundheitstechnologien und Kostentrigern),
Patientenorganisationen, Angehorigen der Gesundheitsberufe und Gesundheitsdienstleistern sowie Hochschulen;

b) wirksame Unterstiitzung der vorwettbewerblichen Forschung und Innovation im Gesundheitswesen, insbesondere von
Mafinahmen, in deren Rahmen Einrichtungen verschiedener Sektoren des Gesundheitswesens zusammengebracht werden,
um gemeinsam in Bereichen titig zu werden, in denen der Bedarf im Bereich der offentlichen Gesundheit nicht gedeckt ist;

c) Sicherstellung, dass alle Interessentriger die Moglichkeit haben, Bereiche fiir kiinftige Aufforderungen zur Einreichung
von Vorschligen vorzuschlagen;

d) regelmifige Uberpriifung und gegebenenfalls Vornahme der erforderlichen Anpassung der strategischen Forschungs-
und Innovationsagenda des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen” unter
Beriicksichtigung der sich wihrend ihrer Durchfithrung ergebenden wissenschaftlichen Entwicklungen oder des sich
abzeichnenden Bedarfs;
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e) Veroffentlichung von Angaben zu den Projekten, einschlieflich der teilnehmenden Rechtstrager und der Hohe des
Finanzbeitrags des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen” und der zugesagten
Sachbeitrdge pro Teilnehmer;

f) regelmiflige Kommunikation, einschlieflich mindestens einer jihrlichen Sitzung mit Interessengruppen und
Interessentragern, um fiir Offenheit und Transparenz der Forschungs- und Innovationstitigkeiten des Gemeinsamen
Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen® zu sorgen;

g) alle sonstigen Aufgaben, die zur Erreichung der in Artikel 115 genannten Ziele erforderlich sind.

Artikel 117
Mitglieder

Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen* sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) der nach belgischem Recht eingetragene europiische Koordinierungsausschuss der radiologischen, elektromedi-
zinischen und IT-medizinischen Industrie (European Coordination Committee of the Radiological, Electromedical and
healthcare IT Industry/COCIR), der nach luxemburgischem Recht eingetragene europdische Dachverband der
Arzneimittelunternehmen und -verbdnde (European Federation of Pharmaceutical Industries and Associations/EFPIA)
einschliefSlich seiner Untergruppe Vaccines Europe, die nach belgischem Recht eingetragenen Verbinde EuropaBio und
MedTech Europe, nachdem sie ihre jeweiligen Beschliisse, dem Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation
im Gesundheitswesen” bedingungslos beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklarung mitgeteilt haben, die keine
anderen als die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthalt;

c) die assoziierten Mitglieder, die gemaf Artikel 7 auszuwéhlen sind.

Artikel 118

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen* betrdgt bis zu 1200000000 EUR,
einschlieflich bis zu 30 212 000 EUR fiir Verwaltungskosten, und setzt sich wie folgt zusammen:

a) bis zu 1000000000 EUR, sofern ein entsprechender Beitrag anderer Mitglieder als der Union oder der sie
konstituierenden Rechtstriger oder der mit thnen verbundenen Rechtstriger geleistet wird;

b) bis zu 200000000 EUR, sofern entsprechende zusitzliche Beitrige der beitragenden Partner oder der sie
konstituierenden Rechtstriger oder der mit thnen verbundenen Rechtstriger geleistet werden.

Artikel 119
Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

(1)  Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen® als die
Union leisten wihrend des in Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 1 000 000 000 EUR,
einschlieflich bis zu 30 212 000 EUR fiir Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstriger oder
die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten.

(2)  Sachbeitrige zu zusitzlichen Titigkeiten diirfen nicht mehr als 40 % der Sachbeitrage anderer Mitglieder als der
Union auf der Ebene des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ ausmachen.

(3)  Beitrdge der Teilnehmer zu indirekten Mafnahmen, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation
im Gesundheitswesen“ finanziert werden, miissen sich auf mindestens 45 % der forderfahigen Kosten einer indirekten
Mafinahme und der Kosten der damit verbundenen zusdtzlichen Titigkeiten belaufen. In begriindeten Fillen kann im
Arbeitsprogramm ausnahmsweise ein geringerer Anteil der Beitrdge auf der Ebene einer einzelnen indirekten Mafnahme
und der damit verbundenen zusitzlichen Tatigkeiten vorgesehen werden.



L 427/90 Amtsblatt der Europiischen Union 30.11.2021

(4)  Kosten, die bei indirekten Maffnahmen in Drittlindern entstehen, die nicht mit ,Horizont Europa“ assoziiert sind,
missen begriindet und fir die in Artikel 115 genannten Ziele relevant sein. Sie diirfen 20 % der Sachbeitrige zu
Betriebskosten, die von anderen Mitgliedern als der Union und von beitragenden Partnern auf der Ebene der ,Initiative zu
Innovation im Gesundheitswesen geleistet werden, nicht tberschreiten. Kosten, die 20 % der Sachbeitrige zu
Betriebskosten auf der Ebene des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen
tibersteigen, gelten nicht als Sachbeitrag zu Betriebskosten.

(5)  In hinreichend begriindeten Fillen konnen in den Arbeitsprogrammen des Gemeinsamen Unternchmens | Initiative
zu Innovation im Gesundheitswesen® spezifische Obergrenzen fiir Sachbeitrige zu Betriebskosten festgelegt werden, die in
anderen Drittlindern als den mit ,Horizont Europa“ assoziierten Lindern auf der Ebene indirekter Mafnahmen anfallen.
Die Beschliisse iiber solche spezifische Obergrenzen tragen insbesondere den Zielen und den Auswirkungen der
betreffenden Mafinahmen Rechnung und dirfen nicht dazu fuhren, dass die Obergrenze gemifl Absatz 4 auf
Programmebene im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen
tiberschritten wird.

Artikel 120

Anforderungen im Zusammenhang mit zusitzlichen Tatigkeiten

(1)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b werden zusitzliche Tatigkeiten in der Union oder in mit
,Horizont Europa“ assoziierten Lindern durchgefiihrt und konnen Folgendes umfassen:

a) Tatigkeiten, die zur Verwirklichung der Ziele der vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation im
Gesundheitswesen” finanzierten indirekten Mafinahmen beitragen;

b) Titigkeiten, die zur Verbreitung, zur Nachhaltigkeit oder zur Nutzung der Ergebnisse von indirekten Mafnahmen
beitragen, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ geférdert werden.

(2)  Gegebenenfalls enthalten die Projektvorschldge einen Plan fiir die damit verbundenen zusitzlichen Tatigkeiten. Die
Kosten im Zusammenhang mit solchen projektspezifischen zusitzlichen Titigkeiten miissen zwischen dem Datum der
Einreichung des Vorschlags und bis zu zwei Jahren nach dem Abschluss der indirekten MafSnahme anfallen.

(3)  Damit die Kosten als Sachbeitrige gemafS Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b verbucht werden konnen, miissen die
zugrunde liegenden zusitzlichen Titigkeiten innerhalb der Union oder der mit ,Horizont Europa“ assoziierten Lindern
durchgefiihrt werden.

Artikel 121

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens , Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen*

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen® sind:
a) der Verwaltungsrat,

b) der Exekutivdirektor,

¢) die Gruppe der Vertreter der Staaten,

d) das Wissenschafts- und Innovationspanel.

Artikel 122

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) vier Vertretern der Kommission im Namen der Union,

b) einem Vertreter pro anderem Mitglied als der Union.
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Artikel 123

Arbeitsweise des Verwaltungsrats

Die anderen Mitglieder als die Union verfiigen gemeinsam iiber 50 % der Stimmrechte.

Artikel 124

Das Wissenschafts- und Innovationspanel

(1)  Gemafd Artikel 21 berdt das Wissenschafts- und Innovationspanel den Verwaltungsrat in Fragen, die fir die
Forschungs- und Innovationstitigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen*
relevant sind.

(2)  Das Wissenschafts- und Innovationspanel setzt sich aus folgenden stindigen Mitgliedern zusammen:
a) zwei Vertreter der Kommission im Namen der Union,

b) vier Vertreter der anderen Mitglieder als der Union,

) zwei Vertreter der Gruppe der Vertreter der Staaten,

d) vier Vertreter der Wissenschaft, die vom Verwaltungsrat im Anschluss an ein offenes Auswahlverfahren gemifl
Artikel 21 Absatz 4 ernannt werden,

e) bis zu sechs weitere stindige Mitglieder, die vom Verwaltungsrat im Anschluss an ein offenes Auswahlverfahren gemaf
Artikel 21 Absatz 4 ernannt werden, wobei insbesondere fiir eine angemessene Vertretung der Interessentrager aus dem
Gesundheitswesen, insbesondere des offentlichen Sektors, einschliefSlich Regulierungsgremien, der Patienten und der
Endnutzer im Allgemeinen, zu sorgen ist.

(3)  Die in Absatz 2 Buchstaben a, b und ¢ genannten stindigen Mitglieder des Panels konnen gegebenenfalls Ad-hoc-
Panelmitglieder einladen, falls dies fiir die Erorterung bestimmter Themen erforderlich ist. Sie konnen gemeinsam
hochstens sechs Ad-hoc-Panelmitglieder fiir jede Sitzung einladen.

Solche Ad-hoc-Panelmitglieder werden auf der Grundlage ihres wissenschaftlichen oder technischen Fachwissens zu den
Themen, die in den jeweiligen Sitzungen erortert werden sollen, oder unter Beriicksichtigung der Notwendigkeit,
Synergien mit anderen Forschungsprogrammen zu schaffen, eingeladen.

Die in Absatz 2 Buchstaben a, b und c¢ genannten stindigen Mitglieder des Panels laden die Ad-hoc-Panelmitglieder
einvernehmlich ein. Sie teilen ihre Beschliisse dem Verwaltungsrat, der Gruppe der Vertreter der Staaten und den anderen
standigen Mitgliedern des Panels mit.

(4)  Zusitzlich zu Artikel 21 Absatz 7 berdt das Wissenschafts- und Innovationspanel den Verwaltungsrat auf dessen
Ersuchen oder von sich aus zu wissenschaftlichen und technologischen Fragen im Zusammenhang mit den Zielen des
Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen®, insbesondere in Bezug auf

a) wissenschaftliche Priorititen, auch im Zusammenhang mit der Aktualisierung der strategischen Forschungs- und
Innovationsagenda;

b) den Entwurf des Arbeitsprogramms, einschlieflich des Inhalts der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen;
¢) die Planung zusitzlicher Tatigkeiten anderer Mitglieder als der Union gemafS Artikel 120;

d) die Einrichtung von Beratergruppen mit Schwerpunkt auf spezifischen wissenschaftlichen Priorititen gemaf Artikel 17
Absatz 2 Ziffer x und im Anschluss an ein offenes Auswahlverfahren fiir ihre Mitglieder gemaf$ Artikel 21 Absatz 4;

e) die Schaffung von Synergien mit anderen Titigkeiten im Rahmen von ,Horizont Europa®, einschlieflich anderer
europdischer Partnerschaften, sowie mit anderen Finanzierungsprogrammen der Union und nationalen Finanzierungs-
programmen.

(5)  Zusitzlich zu Artikel 21 Absatz 5 wihlt das Wissenschafts- und Innovationspanel seinen Vorsitzenden aus dem
Kreis der in Absatz 2 Buchstabe d des vorliegenden Artikels genannten Vertreter.
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Artikel 125
Bedingungen fiir indirekte Manahmen

(1)  Fir die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet ein nicht gedeckter Bedarf im Bereich der offentlichen Gesundheit
einen Bedarf, der derzeit von den Gesundheitssystemen aus Griinden der Verfiigbarkeit oder Zuginglichkeit nicht gedeckt
wird, beispielsweise wenn es keine zufriedenstellende Methode zur Diagnose, Privention oder Behandlung fiir einen
bestimmten Gesundheitszustand gibt oder wenn der Zugang zur Gesundheitsversorgung aufgrund von Kosten, Entfernung
zu Gesundheitseinrichtungen oder Wartezeiten eingeschréinkt ist. Die auf den Menschen ausgerichtete Pflege bezeichnet
einen Versorgungsansatz, bei dem die Sichtweisen des Einzelnen, der Pflegekrifte, der Familien und der Gemeinschaften
bewusst beriicksichtigt werden und sie sowohl als Teilnehmer als auch als Begiinstigte von Gesundheitsversorgungs-
systemen betrachtet werden, die sich an ihren Bediirfnissen und Priferenzen orientieren und nicht an individuellen
Krankheiten.

(2)  Indirekte Mafnahmen, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen®
finanziert werden, konnen klinische Studien umfassen, bei denen der Zielbereich oder die beabsichtigte Verwendung einen
nicht gedeckten Bedarf im Bereich der offentlichen Gesundheit darstellt, der die Bevolkerung der Union erheblich
beeintrichtigt oder bedroht.

(3)  Teilnehmer an indirekten Mafnahmen, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation im
Gesundheitswesen” finanziert werden, miissen dafiir sorgen, dass die Produkte und Dienstleistungen, die auf der Grundlage
der Ergebnisse von im Rahmen einer indirekten Mafinahme durchgefiihrten klinischen Studien oder teilweise auf der
Grundlage solcher Ergebnisse von ihnen entwickelt werden, fiir die Offentlichkeit erschwinglich und zuginglich sind und
ihr zu fairen und angemessenen Bedingungen zur Verfigung stehen. Zu diesem Zweck werden gegebenenfalls im
Arbeitsprogramm zusitzliche Nutzungsverpflichtungen festgelegt, die fur bestimmte indirekte Mafinahmen gelten.

(4)  Sofern dies im Arbeitsprogramm vorgesehen ist und zusitzlich zu Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe a, konnen
Rechtstriger, die vom Gemeinsamen Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen“ benannt wurden,
aufgefordert werden, sich an bestimmten indirekten Mafinahmen zu beteiligen. Diese Rechtstriger kommen nicht fiir eine
Finanzierung durch das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen® in Betracht.

(5)  Rechtstriger, die sich mit den in Absatz 4 genannten Rechtstriger an bestimmten indirekten Manahmen beteiligen,
kommen fiir eine Forderung nicht in Betracht, wenn

a) es sich um Rechtstriger mit Gewinnerzielungsabsicht mit einem Jahresumsatz von mindestens 500 Mio. EUR handelt;

b) sie der direkten oder indirekten Kontrolle eines in Buchstabe a genannten Rechtstrigers oder derselben direkten oder
indirekten Kontrolle wie ein Rechtstrdger im Sinne von Buchstabe a unterliegen;

c) sie einen Rechtstriger im Sinne von Buchstabe a direkt oder indirekt kontrollieren.

TITEL VII

KEY DIGITAL TECHNOLOGIES JOINT UNDERTAKING - GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FUR DIGITALE
SCHLUSSELTECHNOLOGIEN

Artikel 126
Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fuir digitale
Schliisseltechnologien die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Starkung der strategischen Autonomie der Union bei Elektronikkomponenten und -systemen zur Deckung des
kiinftigen Bedarfs der vertikalen Industrien und der Wirtschaft insgesamt. Das {ibergeordnete Ziel besteht darin, einen
Beitrag dazu zu leisten, dass der Wert der Entwicklung und der Herstellung von Elektronikkomponenten und -systemen
in Europa bis 2030 entsprechend dem Gewicht der Union bei Produkten und Dienstleistungen verdoppelt wird;

b) Aufbau der wissenschaftlichen Spitzenleistung und eines Innovationsvorsprungs der Union im Bereich neu
entstehender Komponenten und Systemtechnologien, einschlieflich Tatigkeiten im Zusammenhang mit niedrigeren
Technologie-Reifegraden, und Forderung der aktiven Einbeziehung von KMU, die mindestens ein Drittel der
Gesamtzahl der Teilnehmer an indirekten Mafnahmen ausmachen und denen mindestens 20 % der offentlichen Mittel
zugutekommen sollten;

c) Sicherstellung, dass Komponenten und Systemtechnologien den gesellschaftlichen und 6kologischen Herausfor-
derungen Europas gerecht werden. Ziel ist es, eine Angleichung an die Energieeffizienzstrategie der Union zu erreichen
und einen Beitrag zur Senkung des Energieverbrauchs um 32,5 % bis 2030 zu leisten.
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(2)  Zusitzlich zu den in Absatz 1 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir digitale Schliisseltech-
nologien die folgenden spezifischen Ziele:

a) Unterstiitzung von Forschung und Entwicklung zum Aufbau von Entwicklungs- und Produktionskapazititen fiir
strategische Anwendungsbereiche in Europa;

b) Einfithrung eines ausgewogenen Portfolios groffer und kleiner Projekte zur Forderung des raschen Technologietransfers
von der Forschung in das industrielle Umfeld;

c) Forderung eines dynamischen unionsweiten Okosystems auf der Grundlage digitaler Wertschépfungsketten mit einem
vereinfachten Zugang fiir Neueinsteiger;

d) Unterstiitzung von Forschung und Entwicklung zur Verbesserung der Komponententechnologien, mit denen fiir
Sicherheit, Vertrauen und Energieeffizienz in kritischen Infrastrukturen und Sektoren in Europa gesorgt wird;

e) Forderung der Mobilisierung nationaler Ressourcen und Gewdhrleistung der Abstimmung der Forschungs- und
Innovationsprogramme der Union und der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Elektronikkomponenten und -systeme;

f) Schaffung von Kohdrenz zwischen der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda des Gemeinsamen
Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien und den politischen Maffnahmen der Union, damit Elektronikkom-
ponenten und -systemtechnologien einen effizienten Beitrag leisten konnen.

Artikel 127
Mitglieder

(1)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien sind
a) der Rat der offentlichen Korperschaften, der sich zusammensetzt aus
i) der Union, vertreten durch die Kommission;

ii) den folgenden Teilnehmerstaaten: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Island, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Norwegen,
Osterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern;

b) die privaten Mitglieder, die aus folgenden Industrieverbanden bestehen: die nach franzosischem Recht eingetragene
Vereinigung AENEAS; die nach niederldndischem Recht eingetragene Vereinigung Inside Industry (INSIDE); die nach
deutschem Recht eingetragene Plattform EPoSS e.V.

(2)  Jeder Teilnehmerstaat entsendet seine Vertreter in die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale
Schliisseltechnologien und benennt den nationalen Rechtstriger bzw. die nationalen Rechtstriger, die fur die Erfullung
seiner Verpflichtungen in Bezug auf die Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fur digitale Schliisseltechnologien
zustindig ist bzw. sind.

Artikel 128

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieSlich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fur digitale Schliisseltechnologien betrigt bis zu 1 800 000 000 EUR, einschlieflich bis zu
26 331 000 EUR fiir Verwaltungskosten.

Artikel 129

Beitrige von anderen Mitgliedern als der Union

(1)  Die Teilnechmerstaaten des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien leisten wihrend des in
Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag, dessen Hohe in einem angemessenen Verhiltnis zu dem in
Artikel 128 genannten Beitrag der Union zu den Betriebskosten steht. Die Teilnehmerstaaten regeln untereinander die
Hohe ihrer kollektiven Beitrdge und wie sie diese leisten. Dies darf nicht die Fihigkeit der einzelnen Teilnehmerstaaten
beeintrichtigen, ihren nationalen Finanzbeitrag gemifl Artikel 12 festzulegen. Abweichend von Artikel 28 Absatz 4
Buchstabe a leisten die Teilnehmerstaaten keinen Beitrag zu den Verwaltungskosten.
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(2)  Die privaten Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien leisten wihrend des in
Artikel 3 genannten Zeitraums Beitrdge in Hohe von mindestens 2 511 164 000 EUR zum Gemeinsamen Unternehmen fiir
digitale Schliisseltechnologien oder veranlassen die sie konstituierenden oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diese
zu leisten.

(3)  Im Einklang mit Artikel 28 Absatz 4 leisten die privaten Mitglieder einen Finanzbeitrag von bis zu 26 331 000 EUR
zu den Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens fur digitale Schliisseltechnologien oder veranlassen die sie
konstituierenden Rechtstriger und die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten.

(4) Die in Absatz 1 genannten Beitrdge umfassen die Beitrige gemifd Artikel 11 Absatz 3. Die in Absatz 2 des
vorliegenden Artikels genannten Beitrdge umfassen die Beitrdge gemdfl Artikel 11 Absatz 1, einschlieflich mindestens
90 % der Beitrage gemafS Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe a.

Artikel 130
Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

(1)  Der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien kann erforderlichenfalls auf
Vorschlag des Rates der privaten Mitglieder und unter Beriicksichtigung der Stellungnahme des Rates der offentlichen
Korperschaften den in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b genannten Plan fiir zusitzliche Tatigkeiten annehmen.

(2)  Fir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b konnen zusitzliche Titigkeiten Folgende sein:

a) Investitionen zur Industrialisierung der im Rahmen der Projekte des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliissel-
technologien und der Gemeinsamen Unternehmen ECSEL, ARTEMIS und ENIAC erzielten Ergebnisse;

b) Pilotprojekte, Demonstrationsprojekte, Anwendungen, Einfihrung, Industrialisierung, einschlieflich einschlagiger
Investitionsausgaben und einschliefSlich Projekte im Rahmen der wichtigen Vorhaben von gemeinsamem europdischem
Interesse zur Mikroelektronik;

¢) damit zusammenhangende Forschungs- und Entwicklungstitigkeiten, die nicht offentlich finanziert werden;

d) Titigkeiten, die durch Darlehen der Europdischen Investitionsbank finanziert und nicht durch Finanzhilfen der Union
gefordert werden;

e) Tatigkeiten zur Entwicklung des Okosystems, mit dem die Zusammenarbeit zwischen den Nutzern und Lieferanten der
Technologie gefordert wird.

Artikel 131

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien sind:
a) der Verwaltungsrat,

b) der Exekutivdirektor,

¢) der Rat der offentlichen Korperschaften,

d) der Rat der privaten Mitglieder.

Artikel 132

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Jedes Mitglied des Gemeinsamen Unternehmens fir digitale Schliisseltechnologien ernennt seine Vertreter und einen
Hauptvertreter, der iiber die Stimmrechte des Mitglieds im Verwaltungsrat verfiigt.
Artikel 133
Arbeitsweise des Verwaltungsrats

(1)  Die Stimmrechte im Verwaltungsrat verteilen sich wie folgt:

a) Kommission: ein Drittel;
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b) private Mitglieder zusammen: ein Drittel und

¢) Teilnehmerstaaten zusammen: ein Drittel.

(2)  In den ersten beiden Geschiftsjahren nach der Griindung des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliissel-
technologien werden die Stimmrechte der Teilnehmerstaaten wie folgt verteilt:

a) jeweils 1 % fiir jeden Teilnehmerstaat;

b) der verbleibende Prozentanteil wird jihrlich auf die Teilnehmerstaaten entsprechend dem Verhiltnis ihrer tatsichlichen
Finanzbeitrige zum Gemeinsamen Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien oder zu seiner Vorgingerinitiative
in den letzten zwei Jahren verteilt.

(3)  In den darauffolgenden Geschiftsjahren werden die Stimmrechte jihrlich den Teilnehmerstaaten im Verhiltnis zu
den Finanzmitteln zugeteilt, die sie in den beiden vorangegangenen Geschiftsjahren fiir indirekte Mafnahmen zur
Verfiigung gestellt haben.

(4)  Die Stimmrechte der privaten Mitglieder werden gleichmifig auf die Industrieverbinde verteilt, es sei denn, der Rat
der privaten Mitglieder beschliefSt etwas anderes.

(5)  Die Stimmrechte eines jeden neuen Mitglieds des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien,
das kein Mitgliedstaat und kein assoziiertes Land ist, werden vor dem Beitritt dieses Mitglieds zum Gemeinsamen
Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien vom Verwaltungsrat festgelegt.

Artikel 134

Beschrinkung der Teilnahme an bestimmten Maf$nahmen

Abweichend von Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe | wird die Teilnahme an bestimmten Mafnahmen auf Antrag der
Kommission nach Billigung durch den Rat der offentlichen Korperschaften gemifS Artikel 22 Absatz 5 der Verordnung
tiber ,Horizont Europa“ beschrinkt.

Artikel 135

Zusammensetzung des Rates der 6ffentlichen Korperschaften

Der Rat der offentlichen Korperschaften setzt sich aus Vertretern der offentlichen Korperschaften des Gemeinsamen
Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien zusammen.

Jede offentliche Korperschaft benennt ihre Vertreter sowie einen Hauptvertreter, der iiber die Stimmrechte im Rat der
offentlichen Korperschaften verfuigt.

Artikel 136

Arbeitsweise des Rates der 6ffentlichen Korperschaften

(1) Die Stimmrechte im Rat der offentlichen Korperschaften werden den offentlichen Korperschaften jahrlich
entsprechend der Hohe des Finanzbeitrags zugeteilt, den sie gemdfl Artikel 12 zu den Titigkeiten des Gemeinsamen
Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien fiir das betreffende Jahr leisten; ein Mitglied darf hochstens iiber 50 % der
gesamten Stimmrechte im Rat der offentlichen Korperschaften verfiigen.

(2)  Fir die Zwecke des Artikels 134 gehoren dem Rat der offentlichen Korperschaften ausschliefSlich offentliche
Korperschaften an, bei denen es sich um Mitgliedstaaten handelt. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3)  Haben weniger als drei Teilnehmerstaaten dem Exekutivdirektor ihren Finanzbeitrag gemafs Artikel 12 Absatz 3
mitgeteilt, so verfigt die Kommission iiber 50 % der Stimmrechte; die verbleibenden 50 % der Stimmrechte werden zu
gleichen Teilen auf die Teilnehmerstaaten aufgeteilt, bis mehr als drei Teilnehmerstaaten des Gemeinsamen Unternehmens
fur digitale Schliisseltechnologien dem Exekutivdirektor ihren Beitrag mitgeteilt haben.
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(4)  Die offentlichen Korperschaften bemiihen sich nach besten Kriften, Beschliisse einvernehmlich zu fassen. Falls kein
Einvernehmen besteht, findet eine Abstimmung statt. Die Beschlussfassung erfolgt mit einer Mehrheit von mindestens
75 % der Stimmen, einschlieflich der Stimmen der abwesenden Teilnehmerstaaten, jedoch ohne Enthaltungen.

(5)  Der Rat der offentlichen Korperschaften wihlt einen Vorsitzenden aus dem Kreis seiner Mitglieder fiir eine Amtszeit
von mindestens zwei Jahren.

(6)  Der Vorsitzende kann weitere Personen einladen, als Beobachter an den Sitzungen teilzunehmen, insbesondere
Vertreter von Regionalbehorden aus der Union, Vertreter von KMU-Verbinden und Vertreter anderer Gremien des
Gemeinsamen Unternehmens fur digitale Schliisseltechnologien.

(7)  Der Rat der offentlichen Korperschaften hilt mindestens zweimal jahrlich ordentliche Sitzungen ab.
AufSerordentliche Sitzungen konnen auf Antrag der Kommission oder einer Mehrheit der Vertreter der Teilnehmerstaaten
sowie auf Antrag des Vorsitzenden einberufen werden. Die Sitzungen des Rates der offentlichen Korperschaften werden
von seinem Vorsitzenden einberufen und finden in der Regel am Sitz des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale
Schliisseltechnologien statt.

(8)  Zur Erreichung des Quorums des Rates der o6ffentlichen Korperschaften sind die Stimmen der Kommission und der
Hauptvertreter von mindestens drei Teilnehmerstaaten erforderlich.

(9)  Der Exekutivdirektor nimmt an den Sitzungen des Rates der 6ffentlichen Kérperschaften teil, sofern der Rat der
offentlichen Korperschaften nichts anderes beschlieft, verfiigt jedoch tiber kein Stimmrecht.

(10)  Auf Einladung des Rates der offentlichen Korperschaften konnen alle Mitgliedstaaten und assoziierten Linder, die
keine Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir digitale Schliisseltechnologien sind, als Beobachter an den Sitzungen
des Rates der offentlichen Korperschaften teilnehmen. Beobachter erhalten alle einschligigen Unterlagen und konnen den
Rat der offentlichen Korperschaften bei allen seinen Beschliissen beraten. Alle diese Beobachter unterliegen den fur
Mitglieder des Rates der offentlichen Korperschaften geltenden Vertraulichkeitsvorschriften.

(11)  Der Rat der offentlichen Korperschaften kann erforderlichenfalls Arbeitsgruppen unter der Gesamtkoordinierung
einer oder mehrerer 6ffentlicher Kérperschaften einsetzen.

(12)  Der Rat der offentlichen Korperschaften gibt sich eine Geschiftsordnung.

(13)  Artikel 11 Absatz 8 und Artikel 28 Absatz 6 gelten entsprechend auch fir den Rat der 6ffentlichen Korperschaften.

Artikel 137

Aufgaben des Rates der 6ffentlichen Kérperschaften

Der Rat der offentlichen Korperschaften iibernimmt folgende Aufgaben:
a) Mitwirkung an der Ausarbeitung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda;

b) Beitrdge zum Entwurf des Arbeitsprogramms, insbesondere zu den Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen,
einschliefSlich der Regeln fiir die Evaluierungs-, Auswahl- und Uberwachungsverfahren fiir indirekte Mafnahmen;

¢) Billigung der Veroffentlichung von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschligen im Einklang mit dem
Arbeitsprogramm;

d) Auswahl von Vorschligen gemifS Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe s;

e) Abgabe einer Stellungnahme zu dem Entwurf des Plans fiir zusitzliche Tatigkeiten gemafl Artikel 11 Absatz 1
Buchstabe b.

Artikel 138
Zusammensetzung des Rates der privaten Mitglieder

(1)  Dem Rat der privaten Mitglieder gehoren Vertreter der privaten Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir
digitale Schliisseltechnologien an.

(2)  Jedes private Mitglied ernennt seine Vertreter sowie einen Hauptvertreter, der iiber die Stimmrechte im Rat der
privaten Mitglieder verfugt.
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Artikel 139
Arbeitsweise des Rates der privaten Mitglieder
(1)  Der Rat der privaten Mitglieder tritt mindestens zweimal jédhrlich zusammen.

(2)  Der Rat der privaten Mitglieder kann erforderlichenfalls Arbeitsgruppen unter der Gesamtkoordinierung eines oder
mehrerer Mitglieder einsetzen.

(3)  Der Rat der privaten Mitglieder wihlt einen Vorsitzenden aus dem Kreis seiner Mitglieder.

(4)  Der Rat der privaten Mitglieder gibt sich eine Geschiftsordnung.

Artikel 140
Aufgaben des Rates der privaten Mitglieder

Der Rat der privaten Mitglieder ibernimmt folgende Aufgaben:

a) Erstellung und regelmifige Aktualisierung des Entwurfs der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda zur
Erreichung der in Artikel 4 und in Artikel 126 genannten Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fur digitale Schliissel-
technologien unter Berticksichtigung der Beitrdge des Rates der 6ffentlichen Korperschaften;

b) Ubermittlung der strategischen Forschungs- und Innovationsagenda an den Exekutivdirektor innerhalb der vom
Verwaltungsrat festgelegten Fristen;

) Organisation eines beratenden Forums der Interessentriger, das allen offentlichen und privaten Interessentragern
offensteht, die Interessen im Bereich der digitalen Schliisseltechnologien haben, um sie iiber den Entwurf der
strategischen Forschungs- und Innovationsagenda fiir das jeweilige Jahr zu informieren und Riickmeldungen dazu zu
sammeln;

d) gegebenenfalls Ausarbeitung des Entwurfs des in Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b genannten Plans fiir zusitzliche
Titigkeiten unter Beriicksichtigung von Artikel 130 und der Stellungnahme des Rates der 6ffentlichen Korperschaften,
und Vorlage beim Verwaltungsrat zur Annahme.

Artikel 141
Finanzierungssitze

Im Einklang mit Artikel 17 Absatz 2 der Verordnung tiber ,Horizont Europa“ und abweichend von Artikel 34 der
genannten Verordnung kann das Gemeinsame Unternehmen fur digitale Schliisseltechnologien nach Art des Teilnehmers,
insbesondere bei KMU und gemeinniitzigen Rechtstrigern, und nach Art der Mafnahme unterschiedliche
Finanzierungssitze fiir die Unionsforderung im Rahmen einer Mafnahme anwenden. Die Finanzierungssitze werden im
Arbeitsprogramm festgelegt.

TITEL VIII

SINGLE EUROPEAN SKY ATM RESEARCH 3 JOINT UNDERTAKING - GEMEINSAMES UNTERNEHMEN SESAR3

Artikel 142
Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3
(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 die

folgenden allgemeinen Ziele:

a) Stirkung und Integration der Forschungs- und Innovationskapazititen der Union im Bereich ATM, sodass es
widerstandsfihiger und skalierbarer gegeniiber Schwankungen im Verkehrsaufkommen wird und gleichzeitig der
nahtlose Betrieb aller Luftfahrzeuge ermdoglicht wird;

b) Stirkung der Wettbewerbsfahigkeit des bemannten und unbemannten Luftverkehrs in der Union und der Markte fiir
Flugverkehrsmanagementdienste durch Innovation, um das Wirtschaftswachstum in der Union anzukurbeln;

¢) Entwicklung und Beschleunigung der Markteinfihrung innovativer Losungen, um den einheitlichen europiischen
Luftraum als den effizientesten und umweltfreundlichsten Luftraum fiir Fliige in der Welt zu etablieren.
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(2)  Das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 verfolgt auflerdem die folgenden spezifischen Ziele:

a) Entwicklung eines Forschungs- und Innovationsokosystems fiir die gesamten Wertschopfungsketten fiir Flugverkehrs-
management und U-Space-Luftraum, das den Aufbau des im europiischen ATM-Masterplan festgelegten digitalen
europdischen Luftraums ermoglicht und die erforderliche Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen Flugsiche-
rungsorganisationen und Luftraumnutzern ermdglicht, um ein einheitliches harmonisiertes Flugverkehrsmanage-
mentsystem der Union sowohl fiir den bemannten als auch den unbemannten Betrieb zu gewahrleisten;

b) Entwicklung und Validierung von Flugverkehrsmanagementlosungen zur Unterstiitzung eines hohen Automatisie-
rungsgrads;

¢) Entwicklung und Validierung der technischen Architektur des digitalen europiischen Luftraums;
d) Unterstiitzung einer beschleunigten Markteinfithrung innovativer Losungen durch Demonstrationsprojekte;

¢) Koordinierung der Priorititensetzung und Planung der Bemithungen der Union zur Modernisierung des Flugverkehrs-
managements auf der Grundlage eines konsensorientierten Prozesses unter den Akteuren des Flugverkehrsma-
nagements;

f) Forderung der Entwicklung von Normen fiir die Industrialisierung von SESAR-Losungen.

(3)  Fir die Zwecke des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 gelten folgende Begriffsbestimmungen:

a) ,U-Space-Luftraum” bezeichnet eine von den Mitgliedstaaten benannte geografische Zone fiir unbemannte
Luftfahrtsysteme (unmanned airborne systems, UAS), in der UAS-Fliige nur mit Unterstiitzung von U-Space-Diensten
erfolgen diirfen, die von einem U-Space-Diensteanbieter erbracht werden;

b) ,digitaler europiischer Luftraum® bezieht sich auf die Zielsetzung des europdischen ATM-Masterplans, mit dem die
europdische Luftverkehrsinfrastruktur so umgestaltet werden soll, dass sie das kiinftige Wachstum und die Vielfalt des
Luftverkehrs sicher und effizient bewiltigen und gleichzeitig die Umweltauswirkungen minimieren kann;

¢) ,Architektur des digitalen europiischen Luftraums® bezieht sich auf die Zielsetzung des europidischen ATM-Masterplans,
mit dem die derzeitige ineffiziente Luftraumarchitektur mittel- bis langfristig angegangen werden soll, indem
Luftraumkonfiguration und -gestaltung mit Technologien kombiniert werden, mit denen die Erbringung von Diensten
von der lokalen Infrastruktur abgekoppelt wird und die Zusammenarbeit und die Automatisierung schrittweise
erweitert werden;

d) ,SESAR-Definitionsphase” bezeichnet die Phase, die die Festlegung und Aktualisierung der langfristigen Zielsetzung des
SESAR-Projekts, des zugehorigen Betriebskonzepts zur Ermoglichung von Verbesserungen in jeder Flugphase, der
erforderlichen wesentlichen betrieblichen Anderungen innerhalb des Europiischen ATM-Netzes und der erforderlichen
Entwicklungs- und Errichtungspriorititen umfasst;

e) ,SESAR-Errichtungsphase” bezeichnet die aufeinanderfolgenden Phasen der Industrialisierung und Einfithrung, in denen
folgende Titigkeiten durchgefithrt werden: Normung, Entwicklung und Zertifizierung von Boden- und Bordausriistung
und Verfahren, die fir die Umsetzung von SESAR-Losungen (Industrialisierung) erforderlich sind; sowie
Auftragsvergabe, Installation und Indienststellung von Ausriistungen und Systemen auf der Grundlage von SESAR-
Losungen, einschlieflich der zugehorigen Betriebsverfahren (Einfithrung).

Artikel 143

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 die folgenden Aufgaben:

a) Koordinierung der Aufgaben in der Definitionsphase der Forschung zum Flugverkehrsmanagementsystem fiir den
einheitlichen européischen Luftraum, Uberwachung der Durchfithrung des SESAR-Projekts und erforderlichenfalls
Anderung des europdischen ATM-Masterplans;

b) Umsetzung der Forschungs- und Entwicklungsaspekte des europaischen ATM-Masterplans, indem insbesondere

i) die Arbeiten in der SESAR-Entwicklungsphase im Einklang mit dem europdischen ATM-Masterplan organisiert,
koordiniert und iiberwacht werden, einschlieRlich der Forschungs- und Innovationstitigkeiten mit geringem
Technologie-Reifegrad (0-2);

ii) SESAR-Losungen bereitgestellt werden, bei denen es sich um anwendbare Ergebnisse der SESAR-Entwicklungsphase
handelt, mit denen neue oder verbesserte standardisierte und interoperable Betriebsverfahren oder Technologien
eingefithrt werden;
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iii) sichergestellt wird, dass die zivilen und militdrischen Interessentriger der Luftfahrt einbezogen werden,
insbesondere Flugsicherungsorganisationen, Luftraumnutzer, Berufsverbinde, Flughidfen, Hersteller und die
jeweiligen Wissenschaftseinrichtungen oder Wissenschaftskreise;

¢) Erleichterung einer beschleunigten Markteinfithrung von SESAR-Losungen, indem
i) groflmafstabliche Demonstrationstitigkeiten organisiert und koordiniert werden;

ii) fur eine enge Koordinierung mit der EASA Sorge getragen wird, damit die EASA rechtzeitig regulatorische
Mafinahmen ausarbeiten kann, die unter die Verordnung (EU) 2018/1139 und die einschldgigen Durchfiithrungsbe-
stimmungen fallen;

i) die damit verbundenen Normungstitigkeiten gefordert werden, und zwar in enger Zusammenarbeit mit den
Normungsgremien und der EASA sowie mit der Stelle, die eingerichtet wurde, um die Aufgaben der SESAR-
Errichtungsphase im Einklang mit der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 409/2013 der Kommission (¥) zu
koordinieren.

Artikel 144
Mitglieder

(1)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternechmens SESAR3 sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) die Europiische Organisation zur Sicherung der Luftfahrt (im Folgenden ,Eurocontrol®), vertreten durch ihre Agentur,
nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternechmen SESAR3 beizutreten, in Form einer Verpflichtungs-
erklirung mitgeteilt hat, die keine anderen als die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt
enthalt;

¢) die in Anhang III dieser Verordnung aufgefihrten Griindungsmitglieder, nachdem sie ihren Beschluss, dem
Gemeinsamen Unternechmen SESAR3 beizutreten, in Form einer Verpflichtungserkldrung mitgeteilt haben, die keine
anderen als die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthalt;

d) die assoziierten Mitglieder, die gemafl Artikel 7 auszuwéhlen sind.

(2)  Zusitzlich zu Artikel 7 Absatz 1 kann der Verwaltungsrat in den ersten sechs Monaten nach der Griindung des
Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 assoziierte Mitglieder aus einer Liste auswihlen, die nach einem von der
Kommission vor seiner Griindung veréffentlichten offenen Aufruf zur Interessenbekundung erstellt wurde. Die
Bedingungen des Artikels 7 Absatz 2 gelten entsprechend.

(3)  Bei der Auswahl der assoziierten Mitglieder bemiiht sich der Verwaltungsrat um eine angemessene Vertretung der
gesamten Wertschopfungskette des Flugverkehrsmanagements und erforderlichenfalls um die Auswahl relevanter Akteure
von auferhalb des Sektors. Offentliche oder private Rechtstriiger oder Einrichtungen, einschlieRlich solcher aus
Drittlindern, die mit der Union mindestens eine Ubereinkunft im Bereich des Luftverkehrs geschlossen haben, kénnen als
assoziierte Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 ausgewahlt werden.

Artikel 145

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieflich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 betrdgt bis zu 600 000 000 EUR, einschlieflich bis zu 30000 000 EUR fiir
Verwaltungskosten.

() Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 409/2013 der Kommission vom 3. Mai 2013 zur Festlegung gemeinsamer Vorhaben, zum
Aufbau von Entscheidungsstrukturen und zur Schaffung von Anreizen fiir die Unterstiitzung der Durchfithrung des européischen
Masterplans fiir das Flugverkehrsmanagement (ABL L 123 vom 4.5.2013, S. 1).
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Artikel 146

Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

(1)  Die privaten Mitglieder des Gemeinsamen Unternechmens SESAR3 leisten wihrend des in Artikel 3 genannten
Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 500 000 000 EUR, einschlieflich bis zu 25000000 EUR fiir
Verwaltungskosten, oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstridger oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger,
diesen zu leisten.

(2)  Eurocontrol leistet wihrend des in Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von bis zu 500 000 000
EUR, einschlieflich bis zu 25 000 000 EUR fiir Verwaltungskosten. Zusitzlich zu Artikel 11 Absatz 4 besteht der Beitrag
auch aus Sachbeitrdgen zu zusitzlichen Tatigkeiten.

Artikel 147
Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

Fiir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b konnen zusitzliche Tatigkeiten folgende sein:

a) Tatigkeiten, die alle nicht von der Union finanzierten Bestandteile von SESAR-Projekten abdecken, die zur
Verwirklichung des vereinbarten Arbeitsprogramms des Gemeinsamen Unternehmens beitragen;

b) Industrialisierungstitigkeiten, einschlieflich Normung, Zertifizierung und Entwicklung im Zusammenhang mit SESAR-
Losungen des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 oder der Vorgingerinitiative, des Gemeinsamen Unternehmens
SESAR;

¢) Kommunikationstitigkeiten und Offentlichkeitsarbeit im Zusammenhang mit SESAR-Losungen des Gemeinsamen
Unternehmens SESAR3 oder der Vorgingerinitiative, des Gemeinsamen Unternehmens SESAR;

d) Tatigkeiten zur Sicherstellung der weltweiten Harmonisierung des Flugverkehrsmanagements auf der Grundlage von
SESAR-Losungen des Gemeinsamen Unternchmens SESAR3 oder der Vorgingerinitiative, des Gemeinsamen
Unternehmens SESAR;

e) Einfithrung oder Ubernahme von Ergebnissen von Projekten im Rahmen des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3
oder der Vorgingerinitiative, des Gemeinsamen Unternechmens SESAR, die keine Unionsmittel erhalten haben.

Artikel 148

Gremien des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3

Die Gremien des Gemeinsamen Unternechmens SESAR3 sind:
a) der Verwaltungsrat;

b) der Exekutivdirektor;

¢) die Gruppe der Vertreter der Staaten;

d) das wissenschaftliche Beratungsgremium.

Artikel 149

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus
a) zwei Vertretern der Kommission im Namen der Union,

b) je einem Vertreter der anderen Mitglieder als der Union.
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Artikel 150

Arbeitsweise des Verwaltungsrats
(1)  Abweichend von Artikel 16 Absatz 4 fithrt die Kommission im Namen der Union den Vorsitz im Verwaltungsrat.

(2)  Der Verwaltungsrat hat folgende stindige Beobachter:
a) einen Vertreter der Europdischen Verteidigungsagentur;

b) einen Vertreter der zivilen Luftraumnutzer, der von deren auf europiischer Ebene reprisentativen Organisation benannt
wird;

¢) einen Vertreter der Flugsicherungsorganisationen, der von deren auf europdischer Ebene reprisentativen Organisation
benannt wird;

d) einen Vertreter der Ausriistungshersteller, der von deren auf europdischer Ebene reprasentativen Organisation benannt
wird;

e) einen Vertreter der Flughdfen, der von deren auf europdischer Ebene reprisentativen Organisation benannt wird;

f) einen Vertreter der Vertretungsorganisationen des Personals des Flugsicherungssektors, der von deren auf europdischer
Ebene reprasentativen Organisation benannt wird;

g) einen Vertreter der jeweiligen Wissenschaftseinrichtungen oder der jeweiligen Wissenschaftskreise, der von deren auf
europdischer Ebene reprisentativen Organisation benannt wird;

h) einen Vertreter der Agentur der EASA;
i) einen Vertreter der europdischen Normungsorganisation fiir die Luftfahrt;
j) einen Vertreter der Industrie fiir unbemannte Luftfahrzeuge, der von deren auf europiischer Ebene reprisentativen

Organisation benannt wird.

(3)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 verfiigen iiber jeweils eine Anzahl von Stimmen, die
proportional zu dem Beitrag ist, den sie zum Haushalt des Gemeinsamen Unternehmens leisten. Die Union und
Eurocontrol verfiigen jedoch jeweils iber mindestens 25 % der Gesamtzahl der Stimmen, und der in Absatz 2 Buchstabe b
genannte Vertreter der zivilen Luftraumnutzer verfiigt iiber mindestens 10 % der Gesamtstimmenzahl.

(4)  Der Verwaltungsrat fasst Beschliisse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit
entscheidet die Stimme des Vertreters der Union.

(5)  Beschliisse zur Anderung des europdischen ATM-Masterplans bediirfen der Zustimmung der Union und von
Eurocontrol. Bei diesen Beschliissen werden die Stellungnahmen aller in Absatz 2 genannten stindigen Beobachter und der
Gruppe der Vertreter der Staaten beriicksichtigt.

Artikel 151

Zusitzliche Aufgaben des Verwaltungsrats

Zusitzlich zu den in Artikel 17 genannten Aufgaben iiberwacht der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens
SESAR3 die Bereitstellung der im europdischen ATM-Masterplan festgelegten Forschungs- und Entwicklungskomponenten.

Artikel 152

Zusitzliche Aufgaben des Exekutivdirektors
Zusdtzlich zu den in Artikel 19 aufgefithrten Aufgaben hat der Exekutivdirektor des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3
auf8erdem die folgenden Aufgaben:

a) Leitung der Ausfihrung der Definitions- und Entwicklungsphase des SESAR-Projekts im Rahmen der vom
Verwaltungsrat festgelegten Leitlinien;

b) Vorlage von die Anderungen der Konzeption in der Entwicklungsphase des SESAR-Projekts betreffenden Vorschligen
beim Verwaltungsrat.
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Artikel 153

Die Gruppe der Vertreter der Staaten

Zusitzlich zu Artikel 20 stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass ihre jeweiligen Vertreter einen koordinierten Standpunkt
vertreten, der den Ansichten ihres Mitgliedstaats Rechnung tragt, die zum Ausdruck gebracht wurden
a) im Ausschuss fiir den einheitlichen Luftraum gemif Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 549/2004;

b) im Programmausschuss gemdfl Artikel 14 des Beschlusses iiber das spezifische Programm zur Durchfithrung von
~Horizont Europa“.

Artikel 154
Der Wissenschaftliche Beirat

(1)  Der Wissenschaftliche Beirat ist das in Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a genannte wissenschaftliche
Beratungsgremium des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3.

(2)  Der Wissenschaftliche Beirat hat hochstens 15 stindige Mitglieder.
(3)  Der Vorsitzende des Wissenschaftlichen Beirats wird fiir einen Zeitraum von zwei Jahren gewihlt.

(4)  Der Wissenschaftliche Beirat kann auf Ersuchen des Verwaltungsrats oder anderer Gremien des Gemeinsamen
Unternehmens SESAR3 oder von sich aus insbesondere zu Titigkeiten im Zusammenhang mit niedrigen Technologie-
Reifegraden (0-2) beratend titig werden.

(5)  Der Wissenschaftliche Beirat arbeitet mit den im Rahmen von ,Horizont Europa“ eingerichteten einschldgigen
Beratungsgremien zusammen.

Artikel 155

Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung des Standpunkts der Union beziiglich der Anderung des europiischen
ATM-Masterplans

(1)  Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte, um den Standpunkt der Union zur Anderung des europdischen
ATM-Masterplans festzulegen. Diese Durchfithrungsrechtsakte werden gemifl dem in Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) genannten Priifverfahren erlassen.

(2) Die Kommission wird von dem durch die Verordnung (EG) Nr. 549/2004 eingesetzten Ausschuss fiir den
einheitlichen Luftraum unterstiitzt. Der Ausschuss fiir den einheitlichen Luftraum ist ein Ausschuss im Sinne der
Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 156

Zertifizierung neuer Technologien

(1) Die EASA kann von Antragstellern, Teilnehmern oder dem Exekutivdirektor darum ersucht werden, im
Zusammenhang mit einzelnen Projekten und Demonstrationstitigkeiten in Bezug auf Fragen im Zusammenhang mit der
Einhaltung von Luftverkehrssicherheits-, Interoperabilitits- und Umweltnormen beratend titig zu werden, um
sicherzustellen, dass diese Projekte und Tatigkeiten zu einer zeitnahen Entwicklung einschldgiger Normen, Priifkapazititen
und Rechtsvorschriften fiir die Produktentwicklung und die Einfithrung neuer Technologien fiihren.

(2)  Zertifizierungstitigkeiten und einschligige Dienstleistungen unterliegen den Bestimmungen iiber Gebiihren und
Entgelte gemif der Verordnung (EU) 2018/1139.

(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfiihrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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Artikel 157
Vereinbarung mit Eurocontrol

Als Griindungsmitglied des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 werden die Rolle und der Beitrag von Eurocontrol in
einer Verwaltungsvereinbarung zwischen den beiden Parteien (dem Gemeinsamen Unternehmen SESAR3 und
Eurocontrol) festgelegt. In dieser Vereinbarung werden die Aufgaben, Zustindigkeiten und Beitrige von Eurocontrol zu
den Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 in Bezug auf Folgendes beschrieben:

a) Organisation der Forschungs-, Entwicklungs- und Bewertungstitigkeiten von Eurocontrol gemifl dem
Arbeitsprogramm des Gemeinsamen Unternechmens SESAR3;

b) Bereitstellung von fachlicher Unterstiitzung und Beratung fiir das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 auf dessen
Ersuchen;

¢) Unterstiitzung und Beratung der gemeinsamen Entwicklungsarbeiten fiir die kiinftigen europdischen Flugverkehrsmana-
gementsysteme, insbesondere im Zusammenhang mit der kiinftigen Luftraumarchitektur;

d) Unterstiitzung der Uberwachung der Umsetzung von SESAR-Losungen im Einklang mit dem europiischen ATM-
Masterplan;

€) Zusammenarbeit mit den Eurocontrol-Mitgliedstaaten, um eine breite Unterstiitzung der politischen Ziele der Union
und der Ergebnisse der Forschungs-, Bewertungs- und Demonstrationstitigkeiten unter gesamteuropdischen
Netzpartnern sicherzustellen;

f) Unterstiitzung bei der Programmverwaltung;

g) Leistung eines Beitrags zu den Verwaltungskosten des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3 und Unterstiitzung des
Gemeinsamen Unternechmens SESAR3 in den Bereichen Informationstechnologie, Kommunikation und Logistik.

Artikel 158

Back-Office-Vorkehrungen

Artikel 13 gilt nicht fir das Gemeinsame Unternehmen SESAR3. Die Back-Office-Vorkehrungen werden von Eurocontrol
bereitgestellt.

TITEL IX

SMART NETWORKS AND SERVICES JOINT UNDERTAKING — GEMEINSAMES UNTERNEHMEN FUR INTELLIGENTE
NETZE UND DIENSTE

Artikel 159

Zusitzliche Ziele des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste

(1)  Zusitzlich zu den in den Artikeln 4 und 5 genannten Zielen verfolgt das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente
Netze und Dienste die folgenden allgemeinen Ziele:

a) Forderung der technologischen Fithrungsrolle Europas in kiinftigen intelligenten Netzen und Diensten durch die
Festigung der derzeitigen industriellen Stirken und Ausweitung des Umfangs der 5G-Konnektivitit auf die breitere
strategische Wertschopfungskette, einschliefSlich Erbringung cloud-gestiitzter Dienste sowie Komponenten und Gerite;

b) Abstimmung der strategischen Fahrpline eines breiteren Spektrums von Akteuren der Industrie, darunter nicht nur die
Telekommunikationsbranche, sondern auch Akteure aus den Bereichen Internet der Dinge, Cloud sowie Komponenten
und Gerite;

¢) Forderung technologischer und wissenschaftlicher europiischer Exzellenz zur Unterstiitzung der Fithrungsrolle Europas
bei der Gestaltung und dem Umgang mit 6G-Systemen bis 2030;

d) Stirkung des Ausbaus digitaler Infrastrukturen und der Annahme digitaler Losungen auf den europiischen Mirkten,
insbesondere indem ein strategischer Koordinierungsmechanismus fir das Programm ,Connecting Europe 2 —
Digitales sowie Synergien innerhalb von ,Connecting Europe 2“ sowie mit dem Programm ,Digitales Europa“ und dem
Fonds ,InvestEU“ als Teil des Umfangs und der Verwaltung des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und
Dienste sichergestellt werden;
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e) Vorbereitung des europdischen Zuliefer-Sektors fiir intelligente Netze und Dienste auf die langerfristigen Chancen, die
sich aus der Entwicklung vertikaler Mérkte fiir 5G- und kiinftig 6G-Infrastrukturen und -Dienste in Europa ergeben;

f) Forderung von digitalen Innovationen bis 2030, um den Erfordernissen des europiischen Marktes und den
Anforderungen der Politik, einschlieflich der anspruchsvollsten Anforderungen der vertikalen Industrie, sowie
gesellschaftlichen Anforderungen in Bereichen wie Sicherheit, Energieeffizienz und elektromagnetische Felder gerecht
zu werden;

g) Unterstiitzung der Abstimmung kiinftiger intelligenter Netze und Dienste mit den politischen Zielen der Union,
darunter der europdische Griine Deal, die Sicherheit der Netz- und Informationssysteme, Ethik und Datenschutz, sowie
ein nachhaltiges Internet, bei dem der Mensch im Mittelpunkt steht.

(2)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste verfolgt aulerdem die folgenden spezifischen
Ziele:

a) Forderung der Entwicklung von Technologien, mit denen moderne Anforderungen an die Kommunikation erfiillt
werden konnen, bei gleichzeitiger Unterstiitzung der europdischen Spitzenleistung im Bereich der Technologien und
Architekturen intelligenter Netze und Dienste und deren Entwicklung hin zu 6G, einschlieflich solider europdischer
Standpunkte in Bezug auf Normen, wesentliche Patente und Schliisselanforderungen, wie Anforderungen an
Frequenzbinder, die fur kiinftige fortschrittliche Technologien fiir intelligente Netze benotigt werden;

b) Beschleunigung der Entwicklung energieeffizienter Netztechnologien mit dem Ziel, den Energie- und Ressourcen-
verbrauch der gesamten digitalen Infrastruktur bis 2030 erheblich zu senken und den Energieverbrauch wichtiger
vertikaler Industriezweige, unterstiitzt durch Technologien fiir intelligente Netze und Dienste, zu reduzieren;

¢) Beschleunigung der Entwicklung und des umfassenden Ausbaus von 5G-Infrastruktur bis 2025 und anschliefend der
6G-Infrastruktur in Europa, insbesondere, indem die Koordinierung und die strategische Unterstiitzung des Ausbaus
von 5G fiir die vernetzte und automatisierte Mobilitit entlang grenziiberschreitender Korridore gefordert wird, wobei
das Programm ,Connecting Europe 2“ — Digitales herangezogen und der Ausbau durch ,Connecting Europe 2°
,Digitales Europa“ und ,InvestEU“ gefordert wird;

d) Forderung einer nachhaltigen und vielfdltigen Liefer- und Wertschopfungskette im Einklang mit dem Instrumentarium
fiir 5G-Cybersicherheit;

e) Verbesserung der Positionierung der Industrie der Union in der globalen Wertschopfungskette fiir intelligente Netze und
Dienste durch die Schaffung einer kritischen Masse o6ffentlicher und privater Akteure, insbesondere durch die Erhchung
des Beitrags der Akteure im Bereich Software und Internet der Dinge, die Mobilisierung nationaler Initiativen und die
Unterstiitzung des Markteintritts neuer Akteure;

f) Forderung der Angleichung an ethische und Sicherheitsanforderungen und deren Einbeziehung in die strategischen
Forschungs- und Innovationsagenden sowie, falls angemessen, Bereitstellung von Beitrdgen zum Gesetzgebungs-
verfahren der Union.

Artikel 160

Zusitzliche Aufgaben des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste

Zusitzlich zu den in Artikel 5 genannten Aufgaben hat das Gemeinsame Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste
auf8erdem die folgenden Aufgaben:

a) Beitrag zu den Arbeitsprogrammen anderer Unionsprogramme wie des Programms ,,Connecting Europe 2“ — Digitales,
,Digitales Europa“ und ,InvestEU", in deren Rahmen Titigkeiten im Bereich intelligente Netze und Dienste durchgefiihrt
werden;

b) Koordinierung von Studien-, Pilot- und Ausbauinitiativen der Union im Bereich intelligente Netze und Dienste, wie etwa
gesamteuropdische 5G-Korridore fiir vernetzte und automatisierte Mobilitdt im Rahmen des Programms ,Connecting
Europe 2“ — Digitales, in Abstimmung mit der Kommission und den zustidndigen einschligigen Fordereinrichtungen;

¢) Forderung von Synergien zwischen einschligigen von der Union finanzierten Studien, Pilotprojekten und
Ausbautitigkeiten im Bereich intelligente Netze und Dienste, wie sie beispielsweise im Rahmen des Programms
,Connecting Europe 2“ — Digitales und der Programme ,Digitales Europa“ und ,InvestEU* finanziert werden, und
Gewihrleistung einer wirksamen Verbreitung und Nutzung der im Rahmen dieser Tétigkeiten gesammelten Kenntnisse
und des Fachwissens;
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d) Entwicklung und Koordinierung der strategischen Ausbauagenden fiir gesamteuropiische 5G-Korridore fiir vernetzte
und automatisierte Mobilitit unter Einbeziehung von Interessentrigern. Diese Agenden miissen unverbindliche
strategische Leitlinien im Rahmen der Laufzeit des Programms ,Connecting Europe 2“ — Digitales vorgeben, indem
eine gemeinsame Zielvorstellung fiir die Entwicklung von 5G-gestiitzten Okosystemen und die zugrunde liegenden
Anforderungen an Netze und Dienste festgelegt und Ziele und Fahrpline fiir den Ausbau sowie potenzielle
Kooperationsmodelle aufgezeigt werden.

Artikel 161
Mitglieder

Die Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste sind
a) die Union, vertreten durch die Kommission;

b) die 6G-IA, eingetragen nach belgischem Recht, nachdem sie ihren Beschluss, dem Gemeinsamen Unternehmen fiir
intelligente Netze und Dienste beizutreten, in Form einer Verpflichtungserklirung mitgeteilt hat, die keine anderen als
die in dieser Verordnung dargelegten Bedingungen fiir ihren Beitritt enthilt.

Artikel 162

Finanzbeitrag der Union

Der Finanzbeitrag der Union, einschlieSlich der EWR-Mittel, zur Deckung der Verwaltungs- und Betriebskosten des
Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste betrdgt bis zu 900 000 000 EUR, einschlielich bis zu
18 519 000 EUR fiir Verwaltungskosten.

Artikel 163
Beitriige von anderen Mitgliedern als der Union

(1)  Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste als die Union leisten
wihrend des in Artikel 3 genannten Zeitraums einen Gesamtbeitrag von mindestens 900 000 000 EUR oder veranlassen
die sie konstituierenden Rechtstriger oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten.

(2)  Die anderen Mitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste als die Union leisten
einen jahrlichen Finanzbeitrag zu den Verwaltungskosten in Hohe von mindestens 20 % der gesamten Verwaltungskosten
des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste oder veranlassen die sie konstituierenden Rechtstrager
oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, diesen zu leisten. Sie sind bestrebt, die Zahl der sie konstituierenden oder der
mit ihnen verbundenen Rechtstriger zu erhéhen, um ihren Beitrag auf 50 % der Verwaltungskosten des Gemeinsamen
Unternehmens fur intelligente Netze und Dienste wihrend dessen gesamter Laufzeit zu steigern, wobei sie die sie
konstituierenden Rechtstrdger oder die mit ihnen verbundenen Rechtstriger, bei denen es sich um KMU handelt,
gebithrend beriicksichtigen.

Artikel 164
Umfang der zusitzlichen Titigkeiten

Fiir die Zwecke von Artikel 11 Absatz 1 Buchstabe b konnen zusitzliche Tatigkeiten folgende sein:

a) Ausgliederung von Forschungs- und Entwicklungstatigkeiten;

o

) Beitrage zur Normung;

(g)

) Beitrdge zu Konsultationen im Rahmen von Regulierungsverfahren der Union;

oo

) Tatigkeiten, die durch Darlehen der Europiischen Investitionsbank finanziert und nicht durch Finanzhilfen der Union
gefordert werden;

o
-~

Beitrige zu Titigkeiten der anderen Mitglieder als der Union und anderer Gruppen oder Verbidnde von Interessentrigern
im Bereich des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste, die nicht durch eine Finanzhilfe der
Union gefordert werden;

f) Tatigkeiten zur Entwicklung des Okosystems, einschlielich des Aufbaus einer Zusammenarbeit mit Akteuren der
vertikalen Industrie;



L 427/106 Amtsblatt der Europiischen Union 30.11.2021

g) Tatigkeiten zur weltweiten Verbreitung der Ergebnisse, um Einvernehmen tiber unterstiitzte Technologien bei der
Ausarbeitung kiinftiger Normen zu erreichen;

h) Studien, Demonstrationsprojekte, Pilotprojekte, Markteinfithrungen und frithzeitiger Ausbau von Technologien;
i) internationale Zusammenarbeit, die nicht durch eine Finanzhilfe der Union geférdert wird;

j) Tatigkeiten im Zusammenhang mit der Vorbereitung von und der Beteiligung an Forschungs- und Innovations-
projekten, die von anderen privaten oder 6ffentlichen Stellen als der Union finanziert werden.

Artikel 165
Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste

Die Gremien des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste sind:
a) der Verwaltungsrat;

b) der Exekutivdirektor;

¢) die Gruppe der Vertreter der Staaten;

d) die Gruppe der Interessentriger.

Artikel 166

Zusammensetzung des Verwaltungsrats

(1) Der Verwaltungsrat setzt sich zusammen aus

a) zwei Vertretern der Kommission im Namen der Union,

b) finf Vertretern der 6G-1A.

(2)  Unbeschadet des Artikels 42 legen die Vertreter der privaten Mitglieder dem Verwaltungsrat umgehend ihre
Beteiligung an beruflichen Titigkeiten mit Unternehmen, die nicht in der Union niedergelassen sind, oder mit
Einrichtungen, die nicht von juristischen Personen oder Rechtstragern mit Sitz in der Union kontrolliert werden, offen. In

diesem Fall konnen die Vertreter der Union beschliefen, das betreffende Mitglied zu ersuchen, einen anderen Vertreter zu
benennen.

Artikel 167
Arbeitsweise des Verwaltungsrats

Die 6G-IA verfiigt iber 50 % der Stimmrechte.

Artikel 168

Zusitzliche Aufgaben des Verwaltungsrats

Zusidtzlich zu den in Artikel 17 genannten Aufgaben hat der Verwaltungsrat des Gemeinsamen Unternehmens fiir
intelligente Netze und Dienste die folgenden Aufgaben:

a) Annahme strategischer Ausbausagenden in Bezug auf 5G-Korridore als unverbindlichen Beitrag im Rahmen des
Programms ,Connecting Europe 2“ — Digitales und, falls angemessen, Anderung dieser Agenden wihrend der
gesamten Laufzeit des Programms ,Connecting Europe 2“ — Digitales;

b) Gewihrleistung, dass die Rechtsvorschriften der Union im Bereich der Cybersicherheit und die bestehenden und
kiinftigen koordinierten Leitlinien der Mitgliedstaaten bei allen Titigkeiten des Gemeinsamen Unternehmens fiir
intelligente Netze und Dienste beriicksichtigt werden;

¢) Forderung von Synergien und Komplementarititen zwischen den Sektoren Digitales, Verkehr und Energie des
Programms ,Connecting Europe 2“ — Digitales durch die Ermittlung von Interventionsbereichen und Beitridgen zu den
Arbeitsprogrammen sowie von Synergien und Komplementarititen mit den anderen einschldgigen Programmen der
Union.
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Artikel 169
Die Gruppe der Vertreter der Staaten

Zusitzlich zu Artikel 20 stellen die Vertreter sicher, dass sie einen koordinierten Standpunkt einnehmen, der den Ansichten
ihres Staats Rechnung trigt, die zu einem der folgenden Aspekte zum Ausdruck gebracht wurden:

a) Forschungs- und Innovationsfragen im Zusammenhang mit ,Horizont Europa®;

b) die strategische Ausbauagenda und die Ausbautitigkeiten im Zusammenhang mit anderen Programmen der Union,
insbesondere des Programms ,Connecting Europe 2“ — Digitales, aber auch Tatigkeiten im Rahmen der Programme
,Digitales Europa“ und ,InvestEU, die im Tatigkeitsbereich des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und
Dienste liegen.

Artikel 170
Sicherheit

(1)  Sofern dies als relevant erachtet wird, kann der Verwaltungsrat die Anweisung erteilen, dass bei einer vom
Gemeinsamen Unternehmen fiir intelligente Netze und Dienste finanzierten Mafinahme sicherzustellen ist, dass die
Netzelemente, die fiir groff angelegte Versuche oder Pilotprojekte eingesetzt werden, Sicherheitsbewertungen unterzogen
werden. Die Bewertungen tragen den Rechtsvorschriften und Strategien der Union im Bereich der Cybersicherheit sowie
den bestehenden und kiinftigen koordinierten Leitlinien der Mitgliedstaaten Rechnung.

(2)  In Bezug auf seine in Artikel 160 Buchstabe a genannte Aufgabe empfichlt der Verwaltungsrat, dass andere
Fordereinrichtungen Absatz 1 des vorliegenden Artikels und Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe 1 sinngemif8 auf ihre
Mafnahmen anwenden, wenn er dies fiir angemessen hilt und sofern dies gemifs dem Basisrechtsakt des einschligigen
Finanzierungsprogramms der Union erlaubt ist.

TEIL 3

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 171
Uberwachung und Evaluierung

(1)  Die Tatigkeiten der gemeinsamen Unternehmen werden im Einklang mit ihren Finanzregelungen fortlaufend
tiberwacht und regelmifig tiberpriift, um die grofftmogliche Wirkung, wissenschaftliche Exzellenz sowie eine moglichst
wirksame und effiziente Ressourcennutzung zu gewihrleisten. Gemafs den Artikeln 50 und 52 der Verordnung iber
,Horizont Europa“ flieRen die Ergebnisse der Uberwachung und der regelmaRigen Uberpriifungen in die Uberwachung der
europdischen Partnerschaften und die Evaluierungen der gemeinsamen Unternehmen im Rahmen der Evaluierungen des
Programms ,Horizont Europa“ ein.

(2)  Die gemeinsamen Unternehmen organisieren die kontinuierliche Uberwachung der sowie Berichterstattung iiber die
Verwaltung und Durchfithrung ihrer Titigkeiten und regelmiRige Uberpriifungen der Leistungen, Ergebnisse und
Wirkungen der gemifl Artikel 50 und Anhang III der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ finanzierten indirekten
Mafnahmen. Diese Uberwachung und Berichterstattung erfasst Folgendes:

a) zeitgebundene Indikatoren fur die jdhrliche Berichterstattung iiber die Fortschritte ihrer Tatigkeiten im Hinblick auf die
Verwirklichung der allgemeinen, spezifischen und operativen Ziele, einschlielich der in Teil 2 festgelegten zusitzlichen
Ziele gemeinsamer Unternehmen, sowie iiber die in Anhang V der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ festgelegten
Wirkungspfade;

b) Informationen iiber die Synergien zwischen den Mafinahmen des gemeinsamen Unternehmens und nationalen oder
regionalen Initiativen und Strategien auf Grundlage der von den Teilnehmerstaaten oder der Gruppe der Vertreter der
Staaten empfangenen Informationen sowie tber Synergien mit anderen Programmen der Union und anderen
europdischen Partnerschaften;

¢) Informationen iiber den Grad der durchgingigen Beriicksichtigung der Sozial- und Geisteswissenschaften, das
Verhiltnis zwischen niedrigeren und hoheren Technologie-Reifegraden in der kooperativen Forschung, die Fortschritte
bei der Ausweitung der Beteiligung von Lindern, die geografische Zusammensetzung von Konsortien in Kooperations-
projekten, die Anwendung eines zweistufigen Einreichungs- und Evaluierungsverfahrens, die Mafnahmen zur
Erleichterung der kooperativen Beziehungen in der europiischen Forschung und Innovation, die Nutzung der
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Uberpriifung der Evaluierung und die Anzahl und die Arten von Beschwerden, der Grad der Einbeziehung von
Klimabelangen und damit zusammenhingende Ausgaben, die Beteiligung von KMU, die Beteiligung des Privatsektors,
die Geschlechterverteilung bei geforderten MafSnahmen, Evaluierungspanels und -gremien sowie Beratergruppen, der
Kofinanzierungssatz, die erginzende und kumulative Finanzierung aus anderen Fonds der Union, die Zeitspanne
zwischen Antragstellung und Finanzhilfegewdhrung, der Grad der internationalen Zusammenarbeit sowie die
Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger und der Zivilgesellschaft;

d) die Hohe der Ausgaben, aufgeschliisselt auf Projektebene, um eine spezifische Analyse, unter anderem nach
Interventionsbereichen, zu erméoglichen;

e) die Hohe der Uberzeichnung, insbesondere die Anzahl der Vorschlige und die durchschnittliche Punktzahl fiir jede
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlidgen und der Anteil der Vorschlige oberhalb und unterhalb der Qualitits-
schwellen;

f) Informationen tiber quantitative und qualitative Hebelwirkungen, unter anderem zu zugesagten und tatsichlich
bereitgestellten Finanzbeitragen und Sachleistungen, zur Sichtbarkeit und Positionierung im internationalen Kontext
sowie zu den Auswirkungen auf die forschungs- und innovationsbezogenen Risiken von Investitionen des Privatsektors;

g) Informationen iiber Maflnahmen zur Gewinnung von Neueinsteigern, insbesondere von KMU, Hochschulen und
Forschungseinrichtungen, und zur Ausweitung der Kooperationsnetze.

(3)  Die Bewertungen der Geschifte der gemeinsamen Unternehmen werden rechtzeitig durchgefiihrt, damit sie in die
Zwischen- und die Abschlussevaluierung von ,Horizont Europa“ und den damit verbundenen Entscheidungsprozess zu
,Horizont Europa*, dessen Nachfolger und anderen Initiativen, die fiir Forschung und Innovation von Belang sind, gemaf§
Artikel 52 der Verordnung tiber ,Horizont Europa“ einfliefSen konnen.

(4) Die Kommission fithrt gemdff Artikel 52 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“ eine Zwischen- und eine
Abschlussevaluierung fiir jedes gemeinsame Unternehmen durch, die in die Evaluierungen von ,Horizont Europa“
einflieen. Bei den Evaluierungen wird gepriift, wie das jeweilige gemeinsame Unternehmen seinen Auftrag und seine Ziele
erfullt, und es werden alle Tatigkeiten des gemeinsamen Unternehmens erfasst; gleichzeitig werden der betreffende
Unionsmehrwert, die Wirksamkeit, die Effizienz, einschlieflich Offenheit und Transparenz des gemeinsamen
Unternehmens, die Relevanz der durchgefithrten Titigkeiten und ihre Kohidrenz und Komplementaritit mit der
einschldgigen regionalen, nationalen und Unionspolitik, einschlielich Synergien mit anderen Teilen von ,Horizont
Europa*, etwa mit Missionen, Clustern oder thematischen oder spezifischen Programmen, bewertet. Bei den Evaluierungen
werden die Standpunkte der Interessentrager sowohl auf europiischer als auch auf nationaler Ebene beriicksichtigt; sie
umfassen gegebenenfalls auch eine Bewertung der langfristigen wissenschaftlichen, gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und
technologischen Auswirkungen der in Artikel 174 Absitze 3 bis 9 genannten gemeinsamen Unternehmen. Die
Evaluierungen umfassen gegebenenfalls auch eine Beurteilung der wirksamsten Interventionsform fiir kiinftige
Mafinahmen sowie der Relevanz und Kohérenz einer etwaigen Verlingerung jedes gemeinsamen Unternehmens im Lichte
der allgemeinen politischen Priorititen und der Rahmenbedingungen fuir die Forschungs- und Innovationsférderung,
einschlieflich der Positionierung gegeniiber anderen durch das Rahmenprogramm geforderten Initiativen, insbesondere
europdischen Partnerschaften oder Missionen. Bei den Evaluierungen wird auch der vom Verwaltungsrat gemafd Artikel 17
Absatz 2 Buchstabe al angenommene Plan fiir die stufenweise Beendigung gebiithrend beriicksichtigt.

(5)  Auf der Grundlage der Schlussfolgerungen einer Zwischenevaluierung nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels kann
die Kommission Mafinahmen gemif$ Artikel 11 Absatz 6 oder sonstige geeignete Mafinahmen ergreifen.

(6)  Die Kommission kann mit Unterstiitzung externer unabhingiger Sachverstindiger, die in einem transparenten
Verfahren ausgewahlt werden, weitere Evaluierungen zu Fragen oder Themen von strategischer Bedeutung vornehmen, um
die Fortschritte eines gemeinsamen Unternehmens bei der Verwirklichung der gesetzten Ziele zu untersuchen, die Faktoren
herauszuarbeiten, die zur erfolgreichen Durchfithrung der Titigkeiten beitragen, und bewihrte Verfahren zu ermitteln. Bei
der Durchfiihrung solcher weiteren Evaluierungen beriicksichtigt die Kommission in vollem Umfang die administrativen
Folgen fiir das gemeinsame Unternehmen.

(7)  Die gemeinsamen Unternehmen fithren regelmiRige Uberpriifungen ihrer Tétigkeiten durch, die als Grundlage fiir
ihre Zwischen- und Abschlussevaluierungen im Rahmen der in Artikel 52 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“
genannten Evaluierungen des Programms ,Horizont Europa“ dienen.

(8)  RegelmiRige Uberpriifungen und Evaluierungen werden im Einklang mit Anhang I1I der Verordnung iiber ,Horizont
Europa“ bei der Abwicklung oder stufenweisen Beendigung des gemeinsamen Unternehmens gemdfl Artikel 45 der
vorliegenden Verordnung beriicksichtigt. Innerhalb von sechs Monaten nach Abwicklung eines gemeinsamen
Unternehmens, spitestens jedoch vier Jahre nach Einleitung des Abwicklungsverfahrens gemifl Artikel 45 der
vorliegenden Verordnung, nimmt die Kommission eine Abschlussevaluierung des jeweiligen gemeinsamen Unternehmens
im Einklang mit der Abschlussevaluierung von ,Horizont Europa“ vor.
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(9)  Die Kommission veroffentlicht die Ergebnisse der Evaluierungen des jeweiligen gemeinsamen Unternehmens mit den
Schlussfolgerungen der Evaluierung und den Anmerkungen der Kommission und iibermittelt sie dem Europdischen
Parlament, dem Rat, dem Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen im Rahmen
der Evaluierungen des Programms ,Horizont Europa“ geméf Artikel 52 der Verordnung iiber ,Horizont Europa“.

Artikel 172

Unterstiitzung durch den Sitzstaat

Zwischen einem gemeinsamen Unternehmen und dem Mitgliedstaat, in dem es seinen Sitz hat, kann eine Verwaltungsver-
einbarung tiber die Vorrechte und Befreiungen und die sonstige Unterstiitzung des gemeinsamen Unternehmens seitens
dieses Mitgliedstaats geschlossen werden.

Artikel 173
Erste Mafnahmen

(1)  Die Kommission ist fiir die Einrichtung und die Aufnahme der Titigkeit des Gemeinsamen Unternehmens EDCTP3
und des Gemeinsamen Unternehmens fiir intelligente Netze und Dienste verantwortlich, bis diese tiber die operativen
Kapazititen zur Ausfithrung ihrer eigenen Haushaltspline verfugen. Die Kommission fiihrt alle notwendigen Mafnahmen
in Zusammenarbeit mit den anderen Mitgliedern und unter Einbeziehung der zustindigen Gremien dieser gemeinsamen
Unternehmen durch.

(2)  Fiir die Zwecke des Absatzes 1

a) kann die Kommission einen ihrer Beamten benennen, der als Interimsexekutivdirektor fungiert und die Aufgaben des
Exekutivdirektors wahrnimmt, bis der Exekutivdirektor nach seiner Ernennung durch den Verwaltungsrat gemafs
Artikel 18 Absatz 2 sein Amt antritt;

b) iibt der Interimsexekutivdirektor abweichend von Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe h die entsprechenden Befugnisse der
Anstellungsbehorde in Bezug auf alle zu besetzenden Stellen aus, bis der Exekutivdirektor sein Amt gemafS Artikel 18
Absatz 2 antritt;

¢) kann die Kommission eine begrenzte Zahl eigener Beamter iibergangsweise einsetzen.

(3)  Der Interimsexekutivdirektor kann alle Zahlungen genehmigen, fiir die im jéhrlichen Haushaltsplan der in Absatz 1
genannten gemeinsamen Unternehmen Mittel zur Verfiigung stehen, nachdem sie vom Verwaltungsrat genehmigt wurden,
und Vereinbarungen und Vertrige — nach Annahme des Stellenplans dieser gemeinsamen Unternehmen auch
Arbeitsvertrage — schlieflen sowie Beschliisse fassen.

(4)  Der Interimsexekutivdirektor bestimmt im Einvernehmen mit dem zukiinftigen Exekutivdirektor und vorbehaltlich
der Zustimmung des Verwaltungsrats den Tag, an dem das jeweilige gemeinsame Unternchmen iiber die Fihigkeit zur
Ausfithrung seines eigenen Haushaltsplans verftigen soll. Ab diesem Tag nimmt die Kommission fiir die Tatigkeiten dieses
gemeinsamen Unternehmens keine Mittelbindungen mehr vor und fiithrt keine Zahlungen mehr aus.

Artikel 174

Aufhebung und Ubergangsbestimmungen

(1)  Die Verordnungen (EG) Nr. 219/2007, (EU) Nr. 557/2014, (EU) Nr. 558/2014, (EU) Nr. 559/2014, (EU)
Nr. 560/2014, (EU) Nr. 561/2014 und (EU) Nr. 642/2014 werden aufgehoben.

(2)  Mafnahmen, die auf der Grundlage der in Absatz 1 genannten Verordnungen eingeleitet oder fortgesetzt werden,
und die finanziellen Verpflichtungen im Zusammenhang mit diesen Mafnahmen fallen bis zu ihrem Abschluss weiter
unter die genannten Verordnungen.
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(3)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir ein kreislauforientiertes biobasiertes Europa ist der Gesamtrechtsnachfolger — in
Bezug auf alle Vertrige, einschlieflich Arbeitsvertrigen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes
Eigentum — des mit der Verordnung (EU) Nr. 560/2014 gegriindeten Gemeinsamen Unternehmens fiir biobasierte
Industriezweige, an dessen Stelle es tritt und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(4)  Das Gemeinsame Unternehmen fur saubere Luftfahrt ist der Gesamtrechtsnachfolger — in Bezug auf alle Vertrige,
einschlieflich Arbeitsvertrigen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes Eigentum — des mit
der Verordnung (EU) Nr. 558/2014 gegriindeten Gemeinsamen Unternehmens Clean Sky 2, an dessen Stelle es tritt und
dessen Rechtsnachfolger es ist.

(5) Das Gemeinsame Unternechmen fiir sauberen Wasserstoff ist der Gesamtrechtsnachfolger — in Bezug auf alle
Vertrage, einschliefSlich Arbeitsvertragen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes Eigentum —
des mit der Verordnung (EU) Nr. 559/2014 gegriindeten Gemeinsamen Unternehmens ,Brennstoffzellen und Wasserstoff
2 an dessen Stelle es tritt und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(6)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir Europas Eisenbahnen ist der Gesamtrechtsnachfolger — in Bezug auf alle
Vertrdge, einschliefSlich Arbeitsvertragen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes Eigentum —
des mit der Verordnung (EU) Nr. 642/2014 errichteten gemeinsamen Unternehmens Shift2Rail, an dessen Stelle es tritt
und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(7)  Das Gemeinsame Unternehmen ,Initiative zu Innovation im Gesundheitswesen ist der Gesamtrechtsnachfolger —
in Bezug auf alle Vertrdge, einschlieflich Arbeitsvertrigen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und
erworbenes Eigentum — des mit der Verordnung (EU) Nr. 557/2014 gegriindeten Gemeinsamen Unternehmens ,Initiative
Innovative Arzneimittel 2% an dessen Stelle es tritt und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(8)  Das Gemeinsame Unternehmen fiir digitale Schliisseltechnologien ist der Gesamtrechtsnachfolger — in Bezug auf
alle Vertrdge, einschlieflich Arbeitsvertrigen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes
Eigentum — des mit der Verordnung (EU) Nr. 561/2014 gegriindeten Gemeinsamen Unternechmens ECSEL, an dessen
Stelle es tritt und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(9)  Das Gemeinsame Unternehmen SESAR3 ist der Gesamtrechtsnachfolger — in Bezug auf alle Vertrage, einschlieflich
Arbeitsvertrdgen und Finanzhilfevereinbarungen, Verbindlichkeiten und erworbenes Eigentum — des mit der Verordnung
(EG) Nr. 219/2007 gegriindeten gemeinsamen Unternechmens zur Entwicklung des européischen Flugverkehrsmanage-
mentsystems der neuen Generation (SESAR), an dessen Stelle es tritt und dessen Rechtsnachfolger es ist.

(10)  Diese Verordnung beriihrt nicht die Rechte und Pflichten des Personals, das gemaf den in Absatz 1 aufgefithrten
Verordnungen eingestellt wurde.

(11)  Den Exekutivdirektoren, die im Rahmen der in Absatz 1 dieses Artikels aufgefithrten Verordnungen ernannt
wurden, werden mit Wirkung vom Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung fiir die restliche Dauer ihrer Amtszeit
die Aufgaben des Exekutivdirektors im Rahmen der vorliegenden Verordnung iibertragen. Die sonstigen Vertragsbe-
dingungen bleiben unverindert.

(12)  Der Verwaltungsrat jedes gemeinsamen Unternehmens nimmt jeweils in seiner ersten Sitzung ein Verzeichnis der
Beschliisse an, die der jeweilige Verwaltungsrat der in den Absitzen 3 bis 9 genannten vorangegangenen gemeinsamen
Unternehmen gefasst hat und die weiterhin fur das durch diese Verordnung gegriindete gemeinsame Unternehmen gelten.

(13) Die Zwischenevaluierungen nach Artikel 171 Absatz 2 beinhalten eine Abschlussevaluierung der in den
Absitzen 3 bis 9 des vorliegenden Artikels genannten vorangegangenen gemeinsamen Unternehmen.

(14)  Nicht in Anspruch genommene Mittel im Rahmen der in Absatz 1 genannten Verordnungen werden auf das durch
diese Verordnung gegriindete entsprechende gemeinsame Unternehmen iibertragen. Nicht in Anspruch genommene
operative Mittel, die auf diese Weise iibertragen werden, werden zunichst zur finanziellen Unterstiitzung indirekter
Mafnahmen verwendet, die im Rahmen des Programms Horizont 2020 eingeleitet wurden. Die verbleibenden operativen
Mittel konnen fir indirekte Manahmen verwendet werden, die auf der Grundlage dieser Verordnung eingeleitet werden.
Werden diese operativen Mittel fiir indirekte Mafinahmen verwendet, die auf der Grundlage dieser Verordnung eingeleitet
werden, so werden sie auf den Finanzbeitrag angerechnet, den die Union zu dem jeweiligen gemeinsamen Unternehmen
gemifs dieser Verordnung zu leisten hat.
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Artikel 175
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Briissel am 19. November 2021.

Im Namen des Rates
Der Prisident
J. BORRELL FONTELLES
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ANHANG I

Griindungsmitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir saubere Luftfahrt

1. Aciturri Aerondutica S.L.U., eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: BU12351), satzungsmafiger Sitz:
P.I Bayas, calle Ayuelas 22, 09200 Miranda de Ebro (Burgos), Spanien;

2. Aernnova Aerospace S.A.U., eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: V16749), satzungsmafiger Sitz:
Parque Tecnoldgico de Alava, C/Leonardo da Vinci 13, Mifiano (Alava), Spanien;

3. Airbus SAS, eingetragen nach franzoésischem Recht (Registernummer: 383 474 814), satzungsmafSiger Sitz: 2, Rond-
Point Emile Dewoitine, 31707 Blagnac, Frankreich;

4. Centro Italiano di Ricerche Aerospaziali SCPA (CIRA), eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer:
128446), satzungsmafiger Sitz: Via Maiorise 1, 81043 Capua-Caserta, Italien;

5. Dassault Aviation SA, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 712042456), satzungsméfiger Sitz: 9,
Rond-Point des Champs-Elysées Marcel-Dassault, 78008 Paris, Frankreich;

6. Deutsches Zentrum fur Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR), eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer:
VR2780), satzungsmafSiger Sitz: Linder Hohe, 51147 Kéln, Deutschland;

7. Fraunhofer-Gesellschaft zur Forderung der Angewandten Forschung e. V., eingetragen nach deutschem Recht
(Registernummer: VR4461), satzungsmafiger Sitz: Hansastrafse 27C, 80686 Miinchen, Deutschland;

8. Fokker Technologies Holding BV, eingetragen nach niederlindischem Recht (Registernummer: 50010964),
satzungsmafSiger Sitz: Industrieweg 4, 3351 LB Papendrecht, Niederlande;

9. GE Avio S.rl, eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: 1170622CF10898340012), satzungsmafiger
Sitz: Rivalta di Torino (TO), Via I Maggio 99, Italien;

10. GKN Aerospace Schweden AB, eingetragen nach schwedischem Recht (Registernummer: 5560290347),
satzungsmafSiger Sitz: Flygmotorvigen 1, SE-461 81 Trollhattan, Schweden;

11. Honeywell International s.r.o., eingetragen nach tschechischem Recht (Registernummer: 27617793), satzungsmafiger
Sitz: V Parku 2325/18, 148 00 Praha 4 — Chodov, Prag, Tschechische Republik;

12. Industria de Turbo Propulsores S.A.U., eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: BI5062),
satzungsmafSiger Sitz: Parque Tecnoldgico, Edificio 300, 48170 Zamudio, Spanien;

13. Leonardo S.p.A., eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: 7031), satzungsmafSiger Sitz: Piazza Monte
Grappa 4, 00195 Rom, Italien;

14. Liebherr-Aerospace & Transportation SAS, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 552016834),
satzungsmafiger Sitz: 408, avenue des Etats-Unis, 31016 Toulouse Cedex 2, Frankreich;

15. Lufthansa Technik AG, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer: HRB 5686 5), satzungsmafiger Sitz: Weg
beim Jager 193, 22335 Hamburg, Deutschland;

16. Lukasiewicz Research Network — Institute of Aviation, eingetragen nach polnischem Recht (Registernummer:
387193275), satzungsmafiger Sitz: Al. Krakowska 110/114, 02-256 Warschau, Polen;

17. MTU Aero Engines AG, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer: HRB 157206), satzungsmafSiger Sitz:
Dachauer Str. 665, 80995 Miinchen, Deutschland;

18. National Institute for Aerospace Research (INCAS), eingetragen nach ruminischem Recht (Registernummer:
J40649215071991), satzungsmafRiger Sitz: B-dul Tuliu Maniu 220, sect 6, 061126 Bukarest, Ruménien;

19. Office National d’Etudes et de Recherches Aérospatiales (ONERA), eingetragen nach franzosischem Recht
(Registernummer: 775722879), satzungsmafiger Sitz: BP 80100-91123 Palaiseau, Frankreich;
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20. Piaggio Aero Industries*, eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: 903062), satzungsmafiger Sitz:
Viale Generale Disegna 1, 17038 Villanova d’Albenga, Savona, Italien;

21. Pipistrel Vertical Solutions d.o.o0., eingetragen nach slowenischem Recht (Registernummer: 7254466000),
satzungsmifiger Sitz: Vipavska cesta 2, SI-5270 Ajdovscina, Slowenien;

22. Rolls-Royce Deutschland Ltd. & Co. KG, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer: HRA 2731P),
satzungsmifiger Sitz: Eschenweg 11, Dahlewitz, 15827 Blankenfelde-Mahlow, Deutschland;

23. Safran, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 562 082 909), satzungsmifiger Sitz: 2, Bvd. du
Général Martial-Valin, 75015 Paris, Frankreich;

24. Stichting Nationaal Lucht- en Ruimtevaartlaboratorium, eingetragen nach niederlandischem Recht (Registernummer:
41150373), satzungsmifSiger Sitz: Anthony Fokkerweg 2, 1059 CM Amsterdam, Niederlande;

25. Thales AVS France SAS, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 612039495), satzungsmafiger Sitz:
75-77, Avenue Marcel Dassault, 33700 Mérignac, Frankreich;

26. United Technologies Research Centre Ireland, Ltd., eingetragen nach irischem Recht (Registernummer: 472601),
satzungsmifiger Sitz: Fourth Floor, Penrose Business Centre, Penrose Wharf, Cork T23 XN53, Irland;

27. University of Patras, eingetragen nach griechischem Recht (Registernummer: EL998219694 (VAT)), satzungsmafSiger
Sitz: University Campus, 26504 Rio Achaia, Griechenland.
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ANHANG II

Griindungsmitglieder des Gemeinsamen Unternehmens fiir Europas Eisenbahnen

1. Administrador de Infraestructuras Ferroviarias (ADIF), offentlich-rechtliches Untegnehmen, eingetragen nach
spanischem Recht (Registernummer: Q2801660H), satzungsmafiger Sitz: Calle Sor Angela de la Cruz 3, 28020
Madrid, Spanien;

2. Alstom Transport SA, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer 389 191 982), satzungsmifiger Sitz:
48, rue Albert Dhalenne, 93482 Saint-Ouen, Frankreich;

3. ANGELRAIL, Konsortium unter der Leitung von MER MEC S.p.A. eingetragen nach italienischem Recht
(Registernummer: 0503305096 3), satzungsméfiger Sitz: Via Oberdan 70, 70043 Monopoli (BA), Italien;

4. AZD Praha sro. eingetragen nach tschechischem Recht (Registernummer: 48029483), satzungsmifiger Sitz:
Zirovnickd 31462, Zabéhlice, 106 00 Prag 10, Tschechische Republik;

5. Construcciones y Auxiliar de Ferrocarriles, S.A. (CAF), eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: Band
983, Blatt 144, Blattnummer SS-329, Eintrag 239%) satzungsmafSiger Sitz: calle José Miguel Iturrioz 26, 20200
Beasain (Gipuzkoa), Spanien;

6. Asociaciéon Centro Tecnolégico CEIT, eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: 28/1986,
Verbandsregister der Autonomen Gemeinschaft Baskenland), satzungsmifiger Sitz: Paseo Manuel Lardizabal 15,
Donostia-San Sebastidn, Spanien;

7. Ceské drihy, as. eingetragen nach tschechischem Recht (Registernummer: 70994226, eingetragen in das
Handelsregister des Amtsgerichts in Prag, Abschnitt B, Eintrag 8039) satzungsmafiger Sitz: Nabtezi L. Svobody 1222,
110 15 Prag 1, Tschechische Republik;

8. Deutsche Bahn AG, Deutschland;

9. Deutsches Zentrum fiir Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR), eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer:
VR 2780 beim Amtsgericht Bonn), satzungsméfiger Sitz: Linder Hohe, 51147 K6ln, Deutschland;

10. European Smart Green Rail Joint Venture (eSGR JV), vertreten durch Centro de Estudios de Materiales y Control de
Obra S.A (CEMOSA), eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: A-29021334), satzungsmifiger Sitz:
Benaque 9, 29004 Milaga, Spanien;

11. Faiveley Transport SAS, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer 323 288 563 RCS Nanterre),
satzungsmafSiger Sitz: 3, rue du 19 mars 1962, 92230 Gennevilliers, Frankreich;

12. Ferrovie dello Stato Italiane S.p.A. (FSI), eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: R.E.A. 962805),
satzungsmifSiger Sitz: piazza della Croce Rossa 1, 00161 Rom, Italien;

13. Hitachi Rail STS S.p.A., eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: R.E.A. GE421689), satzungsmafiger
Sitz: Genua, Italien;

14. INDRA SISTEMAS S.A & PATENTES TALGO S.L.U.

INDRA SISTEMAS S.A., eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: A-28599033), satzungsmafiger Sitz:
Avenida de Bruselas 35, 28108 Alcobendas, Madrid, Spanien;

PATENTES TALGO S.L.U., eingetragen nach spanischem Recht (Registernummer: B-8452855 3), satzungsmafiger Sitz:
Paseo del tren Talgo 2, 28290 Las Rozas de Madrid, Madrid, Spanien;

15. Jernbanedirektoratet (Norwegian Rail Directorate), Oslo, Norwegen;

16. Knorr-Bremse Systeme fiir Schienenfahrzeuge GmbH, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer:
HRB91181), satzungsmifiger Sitz: Moosacher Str. 80, 80809 Miinchen, Deutschland;

17. Osterreichische Bundesbahnen-Holding Aktiengesellschaft (OBB-Holding AG), eingetragen nach osterreichischem
Recht (Registernummer: FN 247642f), satzungsmafiger Sitz: Am Hauptbahnhof 2, 1100 Wien, Osterreich;
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18.

19.

20.

21.

22.

23.

24.

25.

Polskie Koleje Pafistwowe Spotka Akcyjna (PKP), eingetragen nach polnischem Recht (Registernummer: 0000019193),
satzungsmafSiger Sitz: Al. Jerozolimskie 142A, 02-305 Warschau, Polen;

ProRail B.V. & NS Groep N.V.

ProRail B.V., eingetragen nach niederlindischem Recht (Registernummer: 30124359), satzungsmafiger Sitz: Utrecht
(PIC-Nr.: 998208668), Niederlande;

NS Groep N.V,, eingetragen nach niederlindischem Recht (Registernummer: 30124358), satzungsmifSiger Sitz:
Utrecht (PIC-Nr.: 892354217), Niederlande;

Siemens Mobility GmbH, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer HRB 237219), satzungsmafiger Sitz:
Otto-Hahn-Ring 6, Miinchen, Deutschland;

Société nationale SNCF, Aktiengesellschaft, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 552 049 447),
satzungsmafiger Sitz: 2, Place aux Etoiles, 93200 Saint-Denis, Frankreich;

Strukton Rail Nederland B.V., eingetragen nach niederlindischem Recht (Registernummer: 30139439 Handelskammer
Utrecht), Niederlande;

THALES SIX GTS France SAS, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 383 470 937),
satzungsmafSiger Sitz: 4, Avenue des Louvresses — 92230 Gennevilliers, Frankreich;

Trafikverket, offentliche Stelle, eingetragen nach schwedischem Recht (Registernummer: 202100-6297),
satzungsmifSiger Sitz: 781 89 Borlidnge, Schweden;

voestalpine Railway Systems GmbH, eingetragen nach osterreichischem Recht (Registernummer: FN 126714w),
satzungsmifiger Sitz: Kerpelystrafle 199, 8700 Leoben, Osterreich.
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ANHANG III

Griindungsmitglieder des Gemeinsamen Unternehmens SESAR3

1. Aeroporti di Roma SpA, Gesellschaft italienischen Rechts unter der Leitung und Koordinierung von Atlantia SpA,
satzungsmifSiger Sitz: Via Pier Paolo Racchetti 1, Fiumicino (Rom), Italien, Steuernummer/Nummer im
Unternehmens- und Handelsregister Rom: 13032990155;

2. AENA Sociedad Mercantil Estatal, Sociedad Anénima (AENA S.M.E.S.A): eingetragen nach spanischem Recht (amtliche
Eintragung/C.LF. (Steueridentifikationsbescheinigung): A-86212420), offizielle Anschrift: Calle Peonias 12, 28042
Madrid, Spanien; Tel. +34 913 211 000;

3. AEROPORTS DE PARIS, Aktiengesellschaft, eingetragen nach franzosischem Recht (amtliche Eintragung: RCS Bobigny
B 552 016 628), satzungsmafiger Sitz: 1, rue de France, 93290 Tremblay-en-France, Frankreich;

4. Société Air France SA, eingetragen nach franzosischem Recht, 420 495 178 RCS Bobigny, 45, rue de Paris, 95747
Roissy-CDG, Frankreich, FR 61 420 495 178;

5. Air Navigation Services of the Czech Republic (ANS CR), staatliches Unternehmen, gegriindet und organisiert nach
tschechischem Recht, satzungsméfiger Sitz: Naviga¢ni 787, 252 61 Jene, Tschechische Republik, Kennnummer des
Unternehmens: 497 10 371, MwSt.-Identifikationsnummer: CZ699004742, eingetragen im Handelsregister beim
Stadtgericht Prag, Abschnitt A, Eintrag 10771;

6.  Airbus SAS, eingetragen nach franzésischem Recht (Registernummer: 383 474 814 R.C.S. Toulouse), satzungsméfiger
Sitz: 2, Rond Point Emile Dewoitine, 31700 Blagnac, Frankreich;

7. Airtel ATN Limited, eingetragen nach irischem Recht (Registernummer: 287698), satzungsmafiger Sitz: 2 Harbour
Square, Crofton Road, Dun Laoghaire, County Dublin, A96 D6RO, Irland;

8. Alliance for New Mobility Europe (AME), Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht (,Association sans but lucratif|
Vereniging zonder winstoogmerk®), eingetragen nach belgischem Recht (Registernummer: 0774.408.606),
satzungsmafSiger Sitz: 227, rue de la Loi, 1000 Briissel, Belgien;

9. Athens International Airport S.A, eingetragen nach griechischem Recht (amtliche Eintragung: Zentrales elektronisches
Handelsregister (GEMi), Nr. 2229601000), satzungsmifiger Sitz: 19019 Spata Attica, Griechenland;

10. Austro Control Osterreichische Gesellschaft fiir Zivilluftfahrt mit beschrinkter Haftung, eingetragen nach
osterreichischem Recht (Registernummer: 71000m), satzungsmifSiger Sitz: Wagramer Strafe 19, A-1220 Wien,
Osterreich;

11. Brussels Airport Company NV/[SA, nach belgischem Recht gegriindete und eingetragene Gesellschaft mit beschrankter
Haftung, eingetragen bei der Crossroads Bank of Enterprises unter der Nummer 0890.082.292, satzungsmafiger Sitz:
Auguste Reyerslaan 80, 1030 Briissel, Belgien;

12. Boeing Aerospace Spain, Gesellschaft mit beschrinkter Haftung, eingetragen nach spanischem Recht (MwSt.-
Identifikationsnummer: B-83053835), satzungsmifiger Sitz: Avenida Sur del Aeropuerto de Barajas 38, 28042
Madrid, Spanien;

13. Bulgarian Air Traffic Services Authority (BULATSA), staatliches Unternehmen, eingetragen nach bulgarischem Recht
(Registernummer: 000697179), satzungsmafiger Sitz: bul. Bruksel 1, 1540 Sofia, Bulgarien;

14. Centro Italiano di Ricerche Aerospaziali C.LR.A. SCpA, eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer:
CE-128446), satzungsmafSiger Sitz: Via Maiorise snc, 81043 Capua (CE), Italien;

15. Croatia Control Ltd. (CCL), eingetragen nach kroatischem Recht (Registernummer: 080328617), satzungsmafiger
Sitz: Rudolfa Fizira 2, Velika Gorica, Kroatien;

16. Deutsche Lufthansa AG, eingetragen nach deutschem Recht, Amtsgericht Koln HRB 2168, Venloer Str. 151-153,
D-50672 Koln, Deutschland, DE 122 652 565;

17. Deutsches Zentrum fiir Luft- und Raumfahrt e. V. (DLR), eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer:
VR 2780 beim Amtsgericht Bonn), satzungsmifiger Sitz: Linder Hohe, 51147 K6ln, Deutschland;
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18. DFS Deutsche Flugsicherung GmbH, eingetragen nach Privatrecht (Registernummer: HRB 34977), satzungsmafiger
Sitz: Langen (Hessen), Deutschland;

19. Franzosische Republik — Ministére de la Transition écologique, Direction générale de laviation civile (DGAC),
Direction des services de la navigation aérienne (DSNA), eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer:
SIREN 120 064 019 00074), satzungsmafiger Sitz: 50, Rue Henry Farman, 75 720 Paris Cedex 15, Frankreich;

20. Drone Alliance Europe, Vereinigung ohne Gewinnerzielungsabsicht (,Association sans but lucratif/Vereniging zonder
winstoogmerk®), eingetragen nach belgischem Recht (Registernummer: 0693.860.794), satzungsmifSiger Sitz: rue
Breydel 34-36, 1040 Briissel, Belgien;

21. Droniq GmbH, eingetragen nach deutschem Recht, Ginnheimer Stadtweg 88, 60431 Frankfurt, Deutschland,
Amtsgericht Frankfurt am Main, HRB 115576, DE324815501;

22. easyJet Europe Airline GmbH, eingetragen nach osterreichischem Recht (Registernummer: FN 452433 v),
satzungsmifSiger Sitz: Wagramer Strasse 19, IZD Tower, 11. Stock, 1220 Wien, Osterreich;

23. Ecole Nationale de lAviation Civile (ENAC), eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer:
193 112 562 00015), satzungsmifiger Sitz: 7, avenue Edouard Belin, CS 54005-31055 Toulouse Cedex 4,
Frankreich;

24. ENTIDAD PUBLICA EMPRESARIAL ENAIRE, Korperschaft des offentlichen Rechts, eingetragen nach dem Gesetz
4/1990 vom 29. Juni und dem Gesetz 18/2014 vom 15. Oktober (MwSt.-Nummer: Q2822001]), satzungsmafSiger
Sitz: Parque Empresarial las Mercedes, Edificio 2, Avda. de Aragén 330, 28022 Madrid, Spanien;

25. ENAV Sp.A., Aktiengesellschaft, eingetragen nach italienischem Recht (Registernummer: R.EA. 965162),
satzungsmafSiger Sitz: Via Salaria 716, 00138 Rom, Italien;

26. Flughafen Miinchen GmbH, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer: HRB 5448, Amtsgericht Miinchen),
satzungsmifiger Sitz: Nordallee 25, 85356 Miinchen-Flughafen, Deutschland;

27. Frequentis AG, eingetragen nach osterreichischem Recht (Registernummer: FN 72115 b), satzungsméRiger Sitz:
Innovationsstrale 1, 1100 Wien, Osterreich;

28. Honeywell International s.r.o., eingetragen nach tschechischem Recht (Kennnummer: 276 17 793), satzungsmafSiger
Sitz: V Parku 2325/16, 148 00 Prag 4, Tschechische Republik;

29. HungaroControl, Ungarische Flugsicherungsdienste, private Aktiengesellschaft, eingetragen nach ungarischem Recht
(Registernummer: 01-10-045570), satzungsmafiger Sitz: Igl6 utca 33-35, 1185 Budapest, Ungarn;

30. Indra Sistemas, S.A., eingetragen nach spanischem Recht (Steueridentifikationsnummer: A-28599033), eingetragen im
Handelsregister Madrid (Band 5465 Allgemein, 4554 von Abschnitt 3 Hauptbuch (General Ledger), Blatt 80,
Blattnummer 43677, Eintrag 1), satzungsmifiger Sitz: Avenida de Bruselas 35, 28108 Alcobendas — Madrid,
Spanien;

31. Irish Aviation Authority (IAA), eingetragen nach irischem Recht (Registernummer: 211082), satzungsmafsiger Sitz:
The Times Building, 11-12 D’Olier Street, Dublin 2, Irland;

32. Kebenhavns Lufthavne A[S, eingetragen nach dinischem Recht (amtliche Eintragung: CVR 14707204),
satzungsmifSiger Sitz: Lufthavnsboulevarden 6, 2770 Kastrup, Danemark;

33. OFFICE NATIONAL D’ETUDES ET DE RECHERCHES AEROSPATIALES (ONERA), franzosische Agentur (bffentl,iche
Industrie- und Handelseinrichtung), eingetragen nach franzosischem Recht im Handels- und Kommerzregister Evry
(Nummer 775 722 879), Gesellschaftssitz: BP 80100 — F-91123 Palaiseau Cedex, Frankreich;

34. Leonardo Societa per azioni, Kurzform: Leonardo S.p.A., eingetragen nach italienischem Recht (Steuer- und
Registernummer: 00401990585), satzungsmafiger Sitz: Piazza Monte Grappa 4, 00195 Rom, Italien;

35. Letisté Praha, a. s. (,Flughafen Prag“), Aktiengesellschaft, eingetragen nach tschechischem Recht, Registernummer:
28244532, satzungsmifiger Sitz: K Letisti 6/1019, Prag 6, Tschechische Republik;
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36. Luftfartsverket (LFV), eingetragen nach schwedischem Recht (Registernummer: 202195-0795), satzungsmafiger Sitz:
Hospitalsgatan 30, S-601 79 Norrkoping, Schweden;

37. Luchtverkeersleiding Nederland (LVNL), mit dem niederldndischen Luftverkehrsgesetz eingerichtete offentliche Stelle,
eingetragen nach niederlindischem Recht (Registernummer: 34367959), satzungsmafliger Sitz: Stationsplein
ZuidWest 1001, 1117 CV Schiphol, Niederlande;

38. NAVEGACAO AEREA DE PORTUGAL — NAV Portugal E.PE, eingetragen nach portugiesischem Recht
(Registernummer: 504448064), satzungsmafiger Sitz: Rua D, Edificio 121, Aeroporto de Lisboa, 1700-008 Lissabon,
Portugal;

39. NAVIAIR, eingetragen nach ddnischem Recht, unter anderem nach dem Gesetz iiber Naviair vom 26. Mai 2010
(Registernummer: 26059763), satzungsmafiger Sitz: Naviair Allé 1, 2770 Kastrup, Danemark;

40. Stichting Koninklijk Nederlands Lucht- en Ruimtevaartcentrum (NLR), Stiftung nach niederlindischem Recht
(Registernummer bei der Handelskammer: 41150373), satzungsmifSiger Sitz: Anthony Fokkerweg 2, 1059 CM
Amsterdam, Niederlande;

41. Pipistrel Vertical Solutions d.o.0., eingetragen nach slowenischem Recht (Registernummer: 7254466000),
satzungsmifiger Sitz: Ajdovi¢ina, Slowenien;

42. Polish Air Navigation Services Agency (PANSA), staatlicher Rechtstrager, gegriindet und eingetragen gemify dem
Gesetz vom 8. Dezember 2006 iiber die polnische Agentur fiir Flugnavigationsdienste (PANSA)(Nummer im
nationalen Unternehmensregister: 140886771, Steueridentifikationsnummer: 5222838321), Sitz: Wiezowa Str. 8,
02-147 Warschau, Polen;

43. Regia autonomd ROMATSA (Romanian Air Traffic Services Administration), staatlicher Rechtstréger, eingetragen beim
rumdnischen Handelsregisteramt (Registernummer: J40/1012/1991, Steuernummer: RO1589932), Sitz: 10, Ion
Ionescu de la Brad Blvd., 013813 Bukarest, Rumanien;

44. Ryanair Holdings plc, eingetragen nach irischem Recht, Ryanair Dublin Office, Airside Business Park, Swords, County
Dublin, Irland, Unternehmensnummer: 249885;

45. Saab AB (publ), eingetragen nach schwedischem Recht (Registernummer: 556036-0793), satzungsmafiger Sitz:
581 88 Linkoping, Schweden;

46. SAFRAN, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 562 082 909 R.C.S. Paris), satzungsmifiger Sitz:
Paris, Frankreich;

47. SINTEF AS, gemeinniitzige Forschungs- und Technologieorganisation, eingetragen nach norwegischem Recht
(Registernummer: 919 303 808), satzungsmafiger Sitz: Strindvegen 4, 7034 Trondheim, Norwegen;

48. SCHIPHOL NEDERLAND BV, eingetragen nach niederlindischem Recht (Handelskammernummer: 34166584),
satzungsmafSiger Sitz: SHG, Evert van de Beekstraat 202, 1118 CP Schiphol, Niederlande;

49. Societa per Azioni Esercizi Aeroportuali (S.E.A.), amtliche Registernummer: 00826040156, satzungsmifiger Sitz:
Aceroporto Milano Linate, 20090 Segrate, Italien, MwSt.-Nummer: 00826040156;

50. SWEDAVIA AB, Aktiengesellschaft, eingetragen nach schwedischem Recht am 14. Dezember 2009 (amtliche
Registernummer: 556797-0818), satzungsmafiger Sitz: Sigtuna, 190 45 Stockholm-Arlanda, Schweden;

51. THALES AVS SAS Frankreich, vereinfachte Aktiengesellschaft, eingetragen nach dem franzésischen Gesetz iiber die
THALES AVS (Registernummer: RCS Bordeaux 612 039 495), satzungsmafSiger Sitz: 73-75, Avenue Marcel Dassault,
33700 Mérignac, Frankreich;

52. THALES LAS Frankreich SAS, eingetragen nach franzosischem Recht (Registernummer: 319 159 877),
satzungsmafSiger Sitz: 2, Avenue Gay Lussac, 78990 Elancourt, Frankreich;

53. United Technologies Research Centre Ireland Limited, eingetragen nach irischem Recht (Registernummer: 472601),
satzungsmifiger Sitz: Penrose Business Centre, Penrose Wharf, Cork, Irland;
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54. Volocopter GmbH, eingetragen nach deutschem Recht (Registernummer: HRB 702987), satzungsméfiger Sitz: Zeiloch
20, 76646 Bruchsal, Deutschland;

55. VTT Technical Research Centre of Finland Ltd, eingetragen nach finnischem Recht (Registernummer: 2647375-4),
satzungsmifSiger Sitz: P.O. Box 1000, FI-02044 VTT, Finnland.
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/2086 DER KOMMISSION
vom 5. Juli 2021

zur Anderung der Anhiinge Il und IV der Verordnung (EU) 2019/1009 des Europiischen Parlaments
und des Rates zwecks Aufnahme von gefillten Phosphatsalzen und deren Folgeprodukten als
Komponentenmaterialkategorie in EU-Diingeprodukten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/1009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit
Vorschriften fur die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem Markt und zur Anderung der Verordnungen (EG)

Nr.

1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009 sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 ('), insbesondere auf

Artikel 42 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

()
0

0)

Mit der Verordnung (EU) 2019/1009 werden Vorschriften fir die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem
Markt festgelegt. EU-Diingeprodukte enthalten Komponentenmaterialien einer oder mehrerer der in Anhang II der
genannten Verordnung aufgefithrten Kategorien.

Gemifl Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1009 in Verbindung mit ihrem Artikel 42 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b ist die Kommission verpflichtet, nach dem 15. Juli 2019 unverziiglich eine Bewertung
fur Struvit vorzunehmen und es in Anhang II der genannten Verordnung aufzunehmen, wenn die Bewertung ergibt,
dass EU-Diingeprodukte, die dieses Material enthalten, kein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder
Pflanzen, fiir die Sicherheit oder fiir die Umwelt bergen und dass ihre agronomische Wirksamkeit sichergestellt ist.

Struvit kann Abfall darstellen und nach Artikel 19 der Verordnung (EU) 2019/1009 seine Abfalleigenschaft
verlieren, wenn es in einem konformen EU-Diingeprodukt enthalten ist. Geméf Artikel 42 Absatz 3 der genannten
Verordnung in Verbindung mit Artikel 6 der Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates ()
darf die Kommission daher Struvit nur dann in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 aufnehmen, wenn
durch die Verwertungsvorschriften in diesem Anhang sichergestellt ist, dass das Material nur fiir bestimmte Zwecke
vorgesehen ist, dass ein Markt oder eine Nachfrage dafiir besteht und dass seine Verwendung keine allgemeinen
nachteiligen Folgen fiir die Umwelt oder die Gesundheit des Menschen hat.

Die Gemeinsame Forschungsstelle der Kommission (im Folgenden ,JRCY) hatte in Erwartung der Annahme der
Verordnung (EU) 2019/1009 bereits mit der Bewertung von Struvit begonnen, die sie im Jahr 2019 abschloss. Im
Verlauf der Bewertung wurde der Anwendungsbereich auf die grofle Bandbreite der gefdllten Phosphatsalze und
deren Folgeprodukte ausgeweitet.

In ihrem Bewertungsbericht () gelangt die JRC zu dem Schluss, dass gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte,
wenn sie nach den im Bericht vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften hergestellt werden, Pflanzen mit
Nahrstoffen versorgen oder deren Erndhrungseffizienz verbessern und somit die agronomische Wirksamkeit
sichergestellt ist.

ABI.L 170 vom 25.6.2019, S. 1.

Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Abfille und zur Aufhebung
bestimmiter Richtlinien (ABI. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

Huygens D., Saveyn H.G.M., Tonini D., Eder P., Delgado Sancho L., Technical proposals for selected new fertilising materials under the
Fertilising Products Regulation (Regulation (EU) 2019/1009) — Process and quality criteria, and assessment of environmental and
market impacts for precipitated phosphate salts & derivates, thermal oxidation materials & derivates and pyrolysis & gasification
materials, EUR 29841 EN, Amt fur Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2019, ISBN 978-92-76-09888-1,
DOI:10.2760/186684, JRC117856.
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(6)  Dariiber hinaus kommt die JRC in ihrem Bewertungsbericht zu dem Ergebnis, dass die Marktnachfrage nach geféllten
Phosphatsalzen und deren Folgeprodukten besteht und wichst und dass diese Materialien voraussichtlich fiir
Niahrstoffeintrdge in der europdischen Landwirtschaft verwendet werden. Weiter heifft es darin, dass die
Verwendung von gefillten Phosphatsalzen und deren Folgeprodukten, die nach den im Bericht vorgeschlagenen
Verwertungsvorschriften hergestellt wurden, keine allgemeinen nachteiligen Folgen fiir die Umwelt oder die
Gesundheit des Menschen hat.

(7)  Die im Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen Vorschriften fiir die Verwertung umfassen Mafnahmen zur
Risikobegrenzung beim Recycling von Schadstoffen oder bei ihrer Erzeugung, wie die Erstellung einer
erschopfenden Liste zuldssiger Eingangsmaterialien und den Ausschluss beispielsweise von gemischten Siedlungs-
abfillen sowie die Festlegung spezifischer Verarbeitungsbedingungen und Anforderungen an die Produktqualitit. In
dem Bewertungsbericht wird aufSerdem der Schluss gezogen, dass die Vorschriften fiir die Konformititsbewertung
von Diingeprodukten, die gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte enthalten, ein von einer benannten Stelle
bewertetes und zugelassenes Qualititssicherungssystem umfassen sollten.

(8)  Auf der Grundlage der vorstehenden Ausfithrungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass bei gefillten
Phosphatsalzen und deren Folgeprodukten, sofern sie nach den im Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen
Verwertungsvorschriften hergestellt werden, die agronomische Wirksamkeit im Sinne von Artikel 42 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EU) 2019/1009 sichergestellt ist. Dariiber hinaus entsprechen
sie auch den Kriterien im Sinne von Artikel 6 der Richtlinie 2008/98/EG. Schlieflich wiirden sie, sofern sie die
tibrigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2019/1009 im Allgemeinen und in deren Anhang I im Besonderen
erfiillen, auch kein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fir die Sicherheit oder fiir die
Umwelt im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung (EU) 2019/1009
darstellen. Daher sollten gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte vorbehaltlich dieser Verwertungsvor-
schriften in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 aufgenommen werden.

(9)  Insbesondere sollten tierische Nebenprodukte oder Folgeprodukte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) nur dann als Eingangsmaterial fiir gefillte Phosphatsalze und deren
Folgeprodukte im Sinne der Verordnung (EU) 2019/1009 zugelassen werden, wenn ihre Endpunkte in der
Herstellungskette gemif Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 festgelegt wurden
und spitestens am Ende des Herstellungsprozesses des EU-Diingeprodukts, das die gefillten Phosphatsalze oder
deren Folgeprodukte enthalt, erreicht werden.

(10) Des Weiteren sollten gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte, da sie als verwertete Abfille oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG betrachtet werden kénnen, von den Komponentenmaterialka-
tegorien 1 und 11 in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 gemifl Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 3 der
genannten Verordnung ausgenommen werden.

(11) Es ist sicherzustellen, dass Diingeprodukte, die gefillte Phosphatsalze oder deren Folgeprodukte enthalten, einem
geeigneten Konformititsbewertungsverfahren unterzogen werden, das auch ein von einer benannten Stelle
bewertetes und zugelassenes Qualititssicherungssystem umfasst. Daher ist es erforderlich, Anhang IV der
Verordnung (EU) 2019/1009 dahin gehend zu dndern, dass eine fiir solche Diingeprodukte geeignete Konformitits-
bewertung aufgenommen wird.

(12) Da die Anforderungen gemifl Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 und die Konformititsbewertungs-
verfahren gemdf ihrem Anhang IV ab dem 16. Juli 2022 gelten, ist es erforderlich, die Anwendung der vorliegenden
Verordnung auf denselben Zeitpunkt zu verschieben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) Anhang I wird gemiff Anhang I dieser Verordnung geidndert,
(2) Anhang IV wird gemifl Anhang II dieser Verordnung gedndert.

() Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir
nicht fiirr den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
(Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 1).
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 16. Juli 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 5. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I

Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) InTeil I wird folgender Abschnitt angefiigt:
,CMC 12: Gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte*
(2) Teil Il wird wie folgt gedndert:
a) Unter CMC 1 wird Nummer 1 wie folgt gedndert:
i) in Buchstabe g wird ,und” gestrichen,
ii) in Buchstabe h wird ,..“ durch ,und* ersetzt,
iii) der folgende Buchstabe i wird angefiigt:

Ji) gefillte Phosphatsalze oder deren Folgeprodukte, die verwertete Abfille oder Nebenprodukte im Sinne der
Richtlinie 2008/98/EG sind.”

b) Unter CMC 11 wird Nummer 1 wie folgt gedndert:
i) in Buchstabe ¢ wird ,und“ gestrichen,
ii) in Buchstabe d wird ,..“ durch ,und* ersetzt,
iii) der folgende Buchstabe e wird angefiigt:

,) gefillte Phosphatsalze oder deren Folgeprodukte, die verwertete Abfille oder Nebenprodukte im Sinne der
Richtlinie 2008/98/EG sind.”

¢) Der folgende Abschnitt CMC 12 wird angefiigt:

,CMC 12: GEFALLTE PHOSPHATSALZE UND DEREN FOLGEPRODUKTE

1. Ein EU-Diingeprodukt darf gefillte Phosphatsalze enthalten, die durch Fillung ausschlieflich aus einem oder
mehreren der folgenden Eingangsmaterialien gewonnen wurden:

a) Abwasser und Kldrschlamm aus kommunalen Kldranlagen, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder
deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen;

b) Abwasser und Schlamm aus der Verarbeitung von Lebensmitteln, Getranken, Heimtierfutter, Tierfutter oder
Milcherzeugnissen, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen, es sei denn, die Verarbeitungsschritte
sehen den Kontakt mit Biozidprodukten im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU)
Nr. 528/2012 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) vor, ausgenommen solche, die in Anhang V
der genannten Verordnung als Produktart 4 der Hauptgruppe 1 definiert sind;

) Bioabfall im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Richtlinie 2008/98/EG aus getrennter Sammlung von
Bioabfillen an der Quelle, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen;

d) Reststoffe aus der Verarbeitung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe t der Richtlinie 2009/28/EG des
Europdischen Parlaments und des Rates (**) aus der Herstellung von Bioethanol und Biodiesel aus den
unter den Buchstaben b, ¢ und e genannten Materialien;

e) lebende oder tote Organismen oder Teile davon, die unverarbeitet sind oder lediglich manuell, mechanisch
oder durch Gravitationskraft, Aufldsung in Wasser, Flotation, Extraktion mit Wasser, Dampfdestillation
oder Erhitzung zum Wasserentzug verarbeitet oder durch beliebige Mittel aus der Luft entnommen
wurden, ausgenommen (***)

— Materialien aus gemischten Siedlungsabfillen,
— Klér-, Industrie- oder Baggerschlamm,

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung
(EG) Nr. 1069/2009 fallen;
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f) Stoffe und Gemische, ausgenommen (***)
— die in den Buchstaben a bis e genannten Stoffe und Gemische,
— Abfall im Sinne von Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG,

— Stoffe oder Gemische, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Mafnahmen zur
Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfille angesehen werden,

— Stoffe, die aus Ausgangsstoffen gebildet werden, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund
nationaler Mafinahmen zur Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als
Abfille angesehen werden, oder Gemische, die solche Stoffe enthalten,

— nicht biologisch abbaubare Polymere,

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung
(EG) Nr. 1069/2009 fallen.

Dariiber hinaus miissen die gefallten Phosphatsalze durch Ausfillung aus einem der in den Buchstaben a bis {
genannten Eingangsmaterialien oder einer Kombination davon gewonnen werden, die manuell, mechanisch
oder durch Gravitationskraft, Fest-Fliissig-Fraktionierung biologisch abbaubarer Polymere, Auflosung in
Wasser, Flotation, Extraktion mit Wasser, Dampfdestillation oder Erhitzung zum Wasserentzug, thermische
Hydrolyse, anaerobe Vergirung oder Kompostierung verarbeitet wurden. Dabei darf die Prozesstemperatur
275 °C nicht tiberschreiten.

2. Die Fillung muss unter kontrollierten Bedingungen in einem Reaktor erfolgen. Dariiber hinaus diirfen nur
Eingangsmaterialien verwendet werden, die nicht mit anderen Materialstromen kontaminiert sind, oder
Eingangsmaterialien — ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte im
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 —, die durch einen einmaligen Zwischenfall
unbeabsichtigt mit anderen Materialstromen kontaminiert wurden, wodurch lediglich Spuren exogene
Verbindungen vorhanden sind.

In dem Betrieb, in dem die Fillung erfolgt, sind physische Kontakte zwischen Eingangs- und Ausgangsma-
terialien nach der Fillung, auch wahrend der Lagerung, zu vermeiden.
3. Die gefillten Phosphatsalze enthalten:
a) einen Mindestgehalt von 16 % Phosphorpentoxid (P,Os) in der Trockenmasse,
b) einen Hochstgehalt von 3 % organischem Kohlenstoff (C,,,) in der Trockenmasse,

¢) hochstens 3 g/kg Trockenmasse an makroskopischen Verunreinigungen tiber 2 mm in einer der folgenden
Formen: organische Stoffe, Glas, Steine, Metall oder Kunststoft,

d) insgesamt hochstens 5 gl/kg Trockenmasse an unter Buchstabe ¢ genannten makroskopischen
Verunreinigungen.

4. Ein EU-Diingeprodukt darf Folgeprodukte von gefillten Phosphatsalzen enthalten, die in einem oder mehreren
chemischen Herstellungsschritten hergestellt werden, in denen die gefallten Phosphatsalze mit Materialien nach
Nummer 1 Buchstabe f reagieren, die bei der chemischen Aufbereitung verbraucht oder verwendet werden.

Der Zweck des Verfahrens zur Herstellung von Folgeprodukten muss darin bestehen, die chemische
Zusammensetzung der gefillten Phosphatsalze absichtlich zu verindern.

5. Die fir die Folgeprodukte verwendeten gefillten Phosphatsalze miissen den Nummern 1, 2 und 3 geniigen.

6. Unbeschadet der Nummer 1 darf ein EU-Diingeprodukt gefillte Phosphatsalze — sowohl allein als auch
gemischt mit Eingangsmaterialien nach Nummer 1 — enthalten, die gemifl den Bedingungen in Artikel 32
Absitze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 und im Rahmen von Maffnahmen gemif8 Artikel 32
Absatz 3 der genannten Verordnung durch Fillung aus Material der Kategorie 2 oder der Kategorie 3 oder
dessen Folgeprodukten gewonnen wurden, sofern die beiden folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Der Endpunkt in der Herstellungskette wurde nach Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 festgelegt.

b) Die in den Nummern 2 und 3 festgelegten Bedingungen sind erfiillt.
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Ein EU-Diingeprodukt darf auch Folgeprodukte aus den genannten gefillten Phosphatsalzen enthalten, wenn
diese nach den in Nummer 4 festgelegten Bedingungen gewonnen wurden.

7. In dem Betrieb, in dem die Fillung erfolgt, sind die Produktionslinien fiir die Verarbeitung der Eingangsma-
terialien, die fiir gefillte Phosphatsalze und deren Folgeprodukte gemdfl den Nummern 1, 4 und 6 zuldssig
sind, klar von den Produktionslinien fiir die Verarbeitung anderer Eingangsmaterialien zu trennen.

8. In Fillen, in denen in Anhang I fiir die PFC eines EU-Diingeprodukts, das gefillte Phosphatsalze oder deren
Folgeprodukte enthilt oder aus ihnen besteht, keine Anforderungen in Bezug auf Salmonella spp., Escherichia
coli oder Enterococcaceae festgelegt sind, diirfen diese Krankheitserreger die in der nachstehenden Tabelle
aufgefithrten Grenzwerte nicht tiberschreiten:

Probenahmepline Grenzwert
zu untersuchende Mikroorganismen
n c m M

Salmonella spp. 5 0 0 Kein Befund in 25 g oder 25 ml
Escherichia coli 5 5 0 1000in 1 g oder 1 ml
oder
Enterococcaceae
Dabei gilt:

n = Anzahl der zu untersuchenden Proben,
¢ = Anzahl der Proben, in denen die Keimzahl, ausgedriickt in KBE, zwischen m und M liegt,
m = Schwellenwert der als zufriedenstellend erachteten Keimzahl, ausgedriickt in KBE,

M = Hochstwert fiir die Keimzahl, ausgedriickt in KBE.

9. Krankheitserreger in einem EU-Diingeprodukt, das gefillte Phosphatsalze aus den unter Nummer 1
Buchstabe a genannten Materialien oder Folgeprodukte solcher gefillten Phosphatsalze enthilt oder daraus
besteht, diirfen die in der folgenden Tabelle angegebenen Grenzwerte nicht tiberschreiten:

Probenahmepline Grenzwert
zu untersuchende Mikroorganismen
n c m M
Clostridium perfringens 5 5 0 100 KBE in 1 g oder 1 ml
Ascaris sp., lebensfahige Eier 5 0 0 Kein Befund in 25 g oder 25 ml

Dabei gilt:

n = Anzahl der zu untersuchenden Proben,
¢ = Anzahl der Proben, in denen die Keimzahl, ausgedriickt in KBE, zwischen m und M liegt,
m = Schwellenwert der als zufriedenstellend erachteten Keimzahl, ausgedriickt in KBE,

M = Hochstwert fiir die Keimzahl, ausgedriickt in KBE.

10. Die Anforderungen, die in den Nummern 8 und 9 sowie hinsichtlich Salmonella spp., Escherichia coli bzw.
Enterococcaceae, in der entsprechenden PFC fir ein EU-Diingeprodukt, das ausschlieflich aus gefillten
Phosphatsalzen oder deren Folgeprodukten oder beidem besteht, festgelegt sind, gelten nicht, wenn diese
gefillten Phosphatsalze oder alle fiir das Fillungsverfahren verwendeten biogenen Eingangsmaterialien einem
der folgenden Verfahren unterzogen wurden:

a) Drucksterilisation durch Erwdrmung auf eine Kerntemperatur von iiber 133 °C fiir mindestens 20 Minuten
bei einem absoluten Druck von mindestens 3 bar, wobei der Druck durch Evakuierung der gesamten Luft
im Sterilisationsraum und ihre Ersetzung durch Dampf (,gesittigter Dampf“) erzeugt werden muss,
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b) Verarbeitung in einer Pasteurisierungs- oder Hygienisierungsanlage, in der mindestens eine Stunde lang eine
Temperatur von 70 °C erreicht wird.

11. Bei gefillten Phosphatsalzen, die aus den unter Nummer 1 Buchstabe a genannten Materialien gewonnen
werden, und bei Folgeprodukten solcher gefillter Phosphatsalze darf der Gehalt an PAK,s (****) 6 mg/kg
Trockenmasse nicht iiberschreiten.

12. Die Menge an Aluminium (Al) und Eisen (Fe) in gefillten Phosphatsalzen oder deren Folgeprodukten darf
zusammengenommen 10 % ihrer Trockenmasse nicht tiberschreiten.

13. Die gefillten Phosphatsalze oder deren Folgeprodukte miissen gemaf§ der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in
einem Dossier registriert sein, das Folgendes enthilt:

a) die Informationen gemdfl den Anhéngen VI, VII und VIII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 und

b) einen Stoffsicherheitsbericht nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 fir die Anwendung als
Diingeprodukt, sofern der Stoff nicht ausdriicklich unter eine der Ausnahmen von der Registrierungspflicht
nach Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 oder unter die Nummern 6, 7, 8, oder 9 des
Anhangs V der genannten Verordnung fallt.

14. Fur die Zwecke der Nummern 3, 11 und 12 ist die Trockenmasse von gefillten Phosphatsalzen und deren
Folgeprodukten durch Vakuumtrocknung bei 40 °C bis zur Massekonstanz zu bestimmen, um den Verlust von
kristallin gebundenem Wasser zu vermeiden.

* Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 iiber die
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozidprodukten (ABL. L 167 vom 27.6.2012, S. 1).

(**)  Richtlinie 2009/28/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Forderung der
Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Anderung und anschlieRenden Aufhebung der
Richtlinien 2001/77/EG und 2003/30/EG (ABL. L 140 vom 5.6.2009, S. 16).

(**) Der Ausschluss eines Eingangsmaterials aus einem Buchstaben bedeutet nicht, dass es kein zuldssiges
Eingangsmaterial im Sinne eines anderen Buchstaben sein kann.

(****) Summe von Naphthalen, Acenaphtylen, Acenaphten, Fluoren, Phenanthren, Anthracen, Fluoranthen, Pyren,
Benzol[a]anthracen, Chrysen, Benzo[b]fluoranthen, Benzo[k]fluoranthen, Benzo[a]pyren, Indeno[1,2,3-cd]
pyren, Dibenzo[a,h]anthracen und Benzo[ghi]perylen.”
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ANHANG II

In Anhang IV Teil 1I der Verordnung (EU) 2019/1009 wird Modul D1 (Qualititssicherung bezogen auf den
Produktionsprozess) wie folgt gedndert:

(1) Nummer 2.2 Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,d) Zeichnungen, Pline, Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstindnis des Herstellungsverfahrens des
EU-Diingeprodukts erforderlich sind, und fiir Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemidfl Anhang II eine schriftliche
Beschreibung sowie ein Schaubild des Produktionsprozesses, in dem jede Behandlung, jedes Vorratsgefiff und
jeder Bereich klar ausgewiesen ist

(2) Der Einleitungssatz in Nummer 5.1.1.1 erhdlt folgende Fassung:

,5.1.1.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemif§ Anhang II muss die Leitungsebene der Organisation des
Herstellers*

(3) Nummer 5.1.2.1 erhilt folgende Fassung:

,5.1.2.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemifl Anhang II muss durch das Qualitdtssicherungssystem
die Einhaltung der in diesem Anhang angegebenen Anforderungen sichergestellt werden.”

(4) Nummer 5.1.3.1 wird wie folgt gedndert:
a) Der einleitende Teil erhilt folgende Fassung:

,5.1.3.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemidfl Anhang II miissen die Untersuchungen und
Priifungen folgende Elemente umfassen:*

b) Die Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung:

,b) Qualifiziertes Personal unterzieht jede Sendung von Eingangsmaterialien einer Sichtpriifung und tiberpriift ihre
Vereinbarkeit mit den Spezifikationen fiir Eingangsmaterialien der CMC 3, 5 und 12 geméf Anhang II.

¢) Der Hersteller weist jede Sendung von Eingangsmaterial zuriick, bei dem die Sichtpriifung eine oder mehrere
der folgenden Vermutungen nahelegt:

— das Vorhandensein von fiir den Prozess oder fiir die Qualitit des endgiiltigen EU-Diingeprodukts
gefdhrlichen oder schidlichen Stoffen,

— die Unvereinbarkeit mit den Spezifikationen der CMC 3, 5 und 12 in Anhang II, insbesondere aufgrund des
Vorhandenseins von Kunststoffen, was zu einer Uberschreitung des Grenzwerts fiir makroskopische
Verunreinigungen fithrt.

¢) Buchstabe e erhilt folgende Fassung:

,€) Es sind Proben von Ausgangsmaterialien zu entnehmen, um deren Ubereinstimmung mit den Spezifikationen
der CMC 3, 5 und 12 in Anhang II zu uberpriifen und festzustellen, dass die Eigenschaften des jeweiligen
Ausgangsmaterials nicht die Ubereinstimmung des EU-Diingeprodukts mit den betreffenden Anforderungen
gemdfl Anhang I gefahrden.”

d) In Buchstabe f erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

of) Fiir Materialien der CMC 3 und 5 sind regelmifig Proben des Ausgangsmaterials in mindestens der folgenden
Hiufigkeit zu entnehmen:*
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¢) Die folgenden Buchstaben werden eingefiigt:

,fa) Fiir Materialien der CMC 12 sind Proben des Ausgangsmaterials in mindestens der folgenden
Standardhiufigkeit zu entnehmen oder frither als geplant, wenn eine wesentliche Anderung, die einen Einfluss
auf die Qualitit des EU-Diingeprodukts haben konnte, dies erforderlich macht:

Menge jihrlicher Ausgangsmaterialien (Tonnen) Proben|Jahr
<3000 4
3001-10 000 8
10 001-20 000 12
20001-40 000 16
40 001-60 000 20
60 001-80 000 24
80 001-100 000 28
100 001-120 000 32
120 001-140 000 36
140 001-160 000 40
160 001-180 000 44
>180 000 48

Die vorgegebene Standardhiufigkeit, mit der Priifungen auf Schadstoffe durchgefithrt werden, darf vom Hersteller
verringert werden, wenn die Ergebnisverteilung fritherer Proben bestimmte Kriterien erfullt. Nach einem
Uberwachungszeitraum von mindestens einem Jahr und einer Mindestanzahl von 10 Proben, bei denen die
Anforderungen der Anhinge I und II erfiillt wurden, darf der Hersteller die Standardhaufigkeit der Probenahme fiir
diesen Parameter um den Faktor 2 verringern, wenn der hochste Schadstoffgehalt bei den letzten 10 Proben weniger
als die Hilfte des in den Anhdngen I und II festgelegten Grenzwerts fiir diesen Parameter betrug.

fb) Fir Materialien der CMC 12 wird jeder Charge oder jedem Teil der Produktion fiir die Zwecke des Qualititsma-
nagements eine eindeutige Kennnummer zugewiesen. Mindestens eine Probe je 3 000 Tonnen dieses Materials oder
eine Probe alle zwei Monate, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt, ist mindestens zwei Jahre lang in gutem
Zustand zu lagern.”

f) In Buchstabe g Ziffer iii wird ,.“ gestrichen und die folgende Ziffer iv angefuigt:

,iv) — im Falle von Materialien der CMC 12 — eine Bestimmung an den in Buchstabe fb genannten
zuriickbehaltenen Proben durchfihren und die erforderlichen Abhilfemafnahmen ergreifen, um einen
moglichen Weitertransport und eine mogliche Verwendung dieses Materials zu verhindern.

(5) In Nummer 5.1.4.1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.4.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemifl Anhang II miissen die qualititsbezogenen
Aufzeichnungen nachweisen, dass eine wirksame Kontrolle der Eingangsmaterialien, der Produktion, der
Lagerung und der Einhaltung der einschligigen Anforderungen dieser Verordnung in Bezug auf Eingangs-
und Ausgangsmaterialien gewahrleistet ist. Jedes Dokument muss an seinen jeweiligen Verwendungsorten in
lesbarer Form vorhanden sein und veraltete Versionen sind unverziiglich von allen Orten, an denen sie
verwendet werden, zu entfernen oder zumindest als tiberholt kenntlich zu machen. Die Unterlagen fiir das
Qualititsmanagement enthalten mindestens folgende Informationen:*

(6) In Nummer 5.1.5.1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:
,5.1.5.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemif§ Anhang Il muss der Hersteller ein jahrliches internes

Auditprogramm zur Uberpriifung der Konformitit des Qualititssicherungssystems in Bezug auf die
folgenden Komponenten erstellen:*
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(7) Nummer 6.3.2 erhalt folgende Fassung:

,6.3.2. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5 und 12 gemidfl Anhang II muss die notifizierte Stelle wihrend jedes
Audits Proben des Ausgangsmaterials entnehmen und diese analysieren; diese Audits sind in folgenden
Abstinden durchzufiihren:

a) im ersten Jahr der Uberwachung des betreffenden Betriebs durch die notifizierte Stelle: ebenso oft wie die
Probenahmen gemaf den Tabellen in Nummer 5.1.3.1 Buchstabe f bzw. Nummer 5.1.3.1 Buchstabe fa und

b) in den folgenden Jahren der Uberwachung: halb so oft wie die Probenahmen gemif den Tabellen in
Nummer 5.1.3.1 Buchstabe f bzw. Nummer 5.1.3.1 Buchstabe fa.”



L 427/130 Amtsblatt der Europiischen Union 30.11.2021

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/2087 DER KOMMISSION
vom 6. Juli 2021

zur Anderung der Anhinge II, IIl und IV der Verordnung (EU) 2019/1009 des Europiischen
Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme von durch thermische Oxidation gewonnenen
Materialien und deren Folgeprodukten als Komponentenmaterialkategorie in EU-Diingeprodukten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/1009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit
Vorschriften fir die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem Markt und zur Anderung der Verordnungen (EG)

Nr.

1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009 sowie zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 ('), insbesondere auf

Artikel 42 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

()
V)

0)

Mit der Verordnung (EU) 2019/1009 werden Vorschriften fiir die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem
Markt festgelegt. EU-Diingeprodukte enthalten Komponentenmaterialien einer oder mehrerer der in Anhang II der
genannten Verordnung aufgefithrten Kategorien.

Gemifl Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1009 in Verbindung mit ihrem Artikel 42 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b war die Kommission verpflichtet, unverziiglich nach dem 15. Juli 2019 eine Bewertung
fur Ascheprodukte vorzunehmen und sie in Anhang II der genannten Verordnung aufzunehmen, wenn die
Bewertung ergibt, dass EU-Diingeprodukte, die diese Materialien enthalten, kein Risiko fiir die Gesundheit von
Menschen, Tieren oder Pflanzen, fir die Sicherheit oder fur die Umwelt bergen und dass ihre agronomische
Wirksamkeit sichergestellt ist.

Ascheprodukte konnen Abfall darstellen und nach Artikel 19 der Verordnung (EU) 2019/1009 ihre
Abfalleigenschaft verlieren, wenn sie in einem konformen EU-Diingeprodukt enthalten sind. Gemifs Artikel 42
Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1009 in Verbindung mit Artikel 6 der Richtlinie 2008/98/EG des
Europiischen Parlaments und des Rates (?) darf die Kommission daher Ascheprodukte nur dann in Anhang II der
Verordnung (EU) 2019/1009 aufnehmen, wenn durch die Verwertungsvorschriften in diesem Anhang sichergestellt
ist, dass die Materialien nur fiir bestimmte Zwecke vorgesehen sind, dass ein Markt oder eine Nachfrage dafir besteht

und dass ihre Verwendung keine allgemeinen nachteiligen Folgen fiir die Umwelt oder die Gesundheit des Menschen
hat.

Die Gemeinsame Forschungsstelle der Kommission (im Folgenden ,JRCY) hatte in Erwartung der Annahme der
Verordnung (EU) 2019/1009 bereits mit der Bewertung von Bewertung von Ascheprodukten begonnen, die sie im
Jahr 2019 abschloss. Im Verlauf der Bewertung wurde der Anwendungsbereich auf die groffe Bandbreite der durch
thermische Oxidation gewonnenen Materialien und deren Folgeprodukte ausgeweitet.

In ihrem Bewertungsbericht () gelangt die JRC zu dem Schluss, dass durch thermische Oxidation gewonnene
Materialien und deren Folgeprodukte, wenn sie nach den im Bericht vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften
hergestellt werden, Pflanzen mit Nihrstoffen versorgen oder deren Erndhrungseffizienz verbessern und somit die
agronomische Wirksambkeit sichergestellt ist.

Dariiber hinaus kommt die JRC in ihrem Bewertungsbericht zu dem Ergebnis, dass die Marktnachfrage nach durch
thermische Oxidation gewonnenen Materialien und deren Folgeprodukten besteht und wichst und dass diese
Materialien voraussichtlich fir Nahrstoffeintrage in der europiischen Landwirtschaft verwendet werden. Weiter
heift es darin, dass die Verwendung von durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien und deren
Folgeprodukten, die nach den im Bericht vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften hergestellt wurden, keine
allgemeinen nachteiligen Folgen fiir die Umwelt oder die Gesundheit des Menschen hat.

ABI.L 170 vom 25.6.2019, S. 1.

Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Abfille und zur Aufthebung
bestimmter Richtlinien (ABL. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

Huygens D., Saveyn H.G.M., Tonini D., Eder P., Delgado Sancho L., Technical proposals for selected new fertilising materials under the
Fertilising Products Regulation (Regulation (EU) 2019/1009) — Process and quality criteria, and assessment of environmental and
market impacts for precipitated phosphate salts & derivates, thermal oxidation materials & derivates and pyrolysis & gasification
materials, EUR 29841 EN, Amt fur Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2019, ISBN 978-92-76-09888-1,
DOI:10.2760/186684, JRC117856.
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(7)  Die im Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen Vorschriften fiir die Verwertung umfassen Mafnahmen zur
Risikobegrenzung beim Recycling von Schadstoffen oder bei ihrer Erzeugung, wie die Erstellung einer
erschopfenden Liste zuldssiger Eingangsmaterialien und den Ausschluss beispielsweise von gemischten Siedlungs-
abfillen sowie die Festlegung spezifischer Verarbeitungsbedingungen und Anforderungen an die Produktqualitit. In
diesem Bewertungsbericht wird aufferdem der Schluss gezogen, dass Diingeprodukte, die durch thermische
Oxidation gewonnene Materialien und deren Folgeprodukte enthalten, speziellen Kennzeichnungsvorschriften
unterliegen sollten und dass die Vorschriften fir die Konformititsbewertung solcher Produkte ein von einer
benannten Stelle bewertetes und zugelassenes Qualititssicherungssystem umfassen sollten.

(8)  Auf der Grundlage der vorstehenden Ausfihrungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass bei durch
thermische Oxidation gewonnenen Materialien und deren Folgeprodukten, sofern sie nach den im
Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften hergestellt werden, die agronomische
Wirksamkeit im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EU)
2019/1009 sichergestellt ist. Dariiber hinaus entsprechen sie auch den Kriterien gemaf$ Artikel 6 der Richtlinie
2008/98EG. Schlieflich wiirden sie, sofern sie die tibrigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2019/1009 im
Allgemeinen und in deren Anhang I im Besonderen erfiillen, auch kein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen,
Tieren oder Pflanzen, fiir die Sicherheit oder fiir die Umwelt im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1
Buchstabe b Ziffer i der Verordnung (EU) 2019/1009 darstellen. Daher sollten durch thermische Oxidation
gewonnene Materialien und deren Folgeprodukte vorbehaltlich dieser Verwertungsvorschriften in Anhang II der
Verordnung (EU) 2019/1009 aufgenommen werden.

(9)  Insbesondere sollten tierische Nebenprodukte oder Folgeprodukte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Europiischen Parlaments und des Rates () nur dann als Eingangsmaterial fiir durch thermische Oxidation
gewonnene Materialien und deren Folgeprodukte im Sinne der Verordnung (EU) 2019/1009 zugelassen werden,
wenn ihre Endpunkte in der Herstellungskette gemifs Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 festgelegt wurden und spitestens am Ende des Herstellungsprozesses des EU-Diingeprodukts, das
die durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien oder deren Folgeprodukte enthilt, erreicht werden.

(10) Des Weiteren sollten durch thermische Oxidation gewonnene Materialien und deren Folgeprodukte, da sie als
verwertete Abfille oder Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG betrachtet werden kénnen, von den
Komponentenmaterialkategorien 1 und 11 in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 gemaf ihrem Artikel 42
Absatz 1 Unterabsatz 3 ausgenommen werden.

(11) Es ist sicherzustellen, dass Diingeprodukte, die durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren
Folgeprodukte enthalten, zusitzlichen Kennzeichnungsvorschriften unterliegen und einem geeigneten Konformitits-
bewertungsverfahren unterzogen werden, das auch ein von einer benannten Stelle bewertetes und zugelassenes
Qualititssicherungssystem umfasst. Daher ist es erforderlich, Anhang III und Anhang IV der Verordnung (EU)
2019/1009 dahin gehend zu dndern, dass fiir solche Diingeprodukte geeignete Kennzeichnungsanforderungen und
eine entsprechende Konformititsbewertung aufgenommen werden.

(12) Da die Anforderungen gemafl den Anhéngen II und Il der Verordnung (EU) 2019/1009 und die Konformititsbewer-
tungsverfahren gemdfl ihrem Anhang IV ab dem 16. Juli 2022 gelten, ist es erforderlich, die Anwendung der
vorliegenden Verordnung auf denselben Zeitpunkt zu verschieben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) Anhang II wird gemiff Anhang I dieser Verordnung gedndert,
(2) Anhang IIT wird gemédf Anhang I dieser Verordnung gedndert,

(3) Anhang IV wird gemifl Anhang III dieser Verordnung gedndert.

() Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir
nicht fiirr den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufthebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
(Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 1).
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 16. Juli 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 6. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I

Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) InTeil I wird folgender Abschnitt angefiigt:

,CMC 13: Durch thermische Oxidation gewonnene Materialien und deren Folgeprodukte*
(2) Teil IT wird wie folgt gedndert:

a) Unter CMC 1 Nummer 1 wird folgender Buchstabe j angefuigt:

»j) durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren Folgeprodukte, die verwertete Abfille oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG sind, und*

b) Unter CMC 11 Nummer 1 wird folgender Buchstabe f angefiigt:

) durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren Folgeprodukte, die verwertete Abfille oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG sind, und*

¢) Der folgende Abschnitt CMC 13 wird angefiigt:

,CMC 13: DURCH THERMISCHE OXIDATION GEWONNENE MATERIALIEN UND DEREN
FOLGEPRODUKTE

1. Ein EU-Dingeprodukt darf durch thermische Oxidation gewonnene Materialien enthalten, die durch
thermochemische Umwandlung unter nicht sauerstofflimitierenden Bedingungen ausschlieflich aus einem oder
mehreren der folgenden Eingangsmaterialien gewonnen wurden:

a) lebende oder tote Organismen oder Teile davon, die unverarbeitet sind oder lediglich manuell, mechanisch
oder durch Gravitationskraft, durch Auflosung in Wasser, durch Flotation, durch Extraktion mit Wasser,
durch Dampfdestillation oder durch Erhitzung zum Wasserentzug verarbeitet oder durch beliebige Mittel
aus der Luft entnommen wurden, ausgenommen (¥)

— Materialien aus gemischten Siedlungsabfillen,
— Klir-, Industrie- oder Baggerschlamm und

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen;

b) pflanzliche Abfille aus der Nahrungsmittelindustrie und faserige pflanzliche Abfille aus der Herstellung von
Frischzellstoff und aus der Herstellung von Papier aus Frischzellstoff, sofern sie nicht chemisch verdndert
wurden;

¢) die Bioabfallfraktion, die durch Abfallbehandlungsverfahren aus fir Recyclingzwecke getrennt gesammelten
Bioabfillen im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG gewonnen wird, bei der Verbrennung nach Artikel 4 der
genannten Richtlinie das beste Ergebnis unter dem Aspekt des Umweltschutzes erbringt, ausgenommen
tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen;

d) Materialien aus einem kontrollierten mikrobiellen oder thermochemischen Umwandlungsverfahren, bei dem
ausschlielich die unter den Buchstaben a, b und ¢ genannten Eingangsmaterialien verwendet werden;

e) Klirschlamm aus kommunalen Kliranlagen, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren
Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen;

f) Materialien aus der eigenstindig betriebenen Behandlung von nicht unter die Richtlinie 91/271/EWG des
Rates (**) fallendem Abwasser aus der Lebensmittelverarbeitungs-, Heimtierfuttermittel-, Futtermittel-,
Milch- und Getrankeindustrie, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder Folgeprodukte, die in den
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen;

g) Abfall im Sinne der Richtlinie 2008/98EG, ausgenommen (*)
— Eingangsmaterialien gemaf$ den Buchstaben a bis f,

— gefihrlicher Abfall im Sinne des Artikels 3 Nummer 2 der Richtlinie 2008/98EG,
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— Materialien aus gemischten Siedlungsabfillen,

— Bioabfall im Sinne des Artikels 3 Nummer 4 der Richtlinie 2008/98/EG aus getrennter Sammlung von
Bioabfillen an der Quelle und

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen;

h) Zusatzbrennstoffe (Erdgas, Fliissiggas, Erdgaskondensat, Prozessgase und Bestandteile davon, Rohdl, Kohle,
Koks sowie daraus gewonnene Materialien), wenn sie zur Verarbeitung der unter den Buchstaben a bis g
genannten Eingangsmaterialien verwendet werden;

i) Stoffe, die in Produktionsprozessen der Eisen- und Stahlindustrie verwendet werden, oder
j) Stoffe und Gemische, ausgenommen (*)

— Eingangsmaterialien gemaf$ den Buchstaben a bis i,

— Abfall im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Richtlinie 2008/98/EG,

— Stoffe oder Gemische, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund nationaler MafSnahmen zur
Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfille angesehen werden,

— Stoffe, die aus Ausgangsstoffen gebildet werden, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund
nationaler Maflnahmen zur Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfille
angeschen werden, oder Gemische, die solche Stoffe enthalten, und

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen.

2. Unbeschadet der Nummer 1 darf ein EU-Diingeprodukt Materialien aus thermischer Oxidation — sowohl allein
als auch gemischt mit Eingangsmaterial nach Nummer 1 — enthalten, die gemif den Bedingungen in Artikel 32
Absitze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 und im Rahmen von Mafnahmen gemif Artikel 32
Absatz 3 der genannten Verordnung durch thermochemische Umwandlung unter nicht sauerstofflimitierenden
Bedingungen aus Material der Kategorie 2 oder der Kategorie 3 oder dessen Folgeprodukten gewonnen wurden,
sofern die beiden folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Der Endpunkt in der Herstellungskette wurde nach Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 festgelegt.

b) Die in den Nummern 3, 4 und 5 festgelegten Bedingungen sind erfullt.

3. Die thermische Oxidation hat unter nicht sauerstofflimitierenden Bedingungen so abzulaufen, dass die
Temperatur des bei der thermochemischen Umwandlung entstehenden Gases nach der letzten Zufithrung von
Verbrennungsluft kontrolliert, gleichmifig und selbst unter den ungiinstigsten Bedingungen mindestens zwei
Sekunden lang auf mindestens 850 °C erhoht wird. Diese Bedingungen gelten fiir alle Eingangsmaterialien,
ausgenommen

a) die Eingangsmaterialien gemdfl Nummer 1 Buchstaben a, b und h bzw. Eingangsmaterialien aus einem
kontrollierten mikrobiellen oder thermochemischen Umwandlungsverfahren, bei dem ausschlieflich diese
Materialien verwendet werden, und

b) Eingangsmaterialien gemdfl Nummer 2,

fur die eine Temperatur von mindestens 450 °C fiir mindestens 0,2 Sekunden lang erreicht werden muss.

4. Die thermische Oxidation muss in einem Verbrennungsraum oder einer Brennkammer erfolgen. In der Kammer
diirfen nur Eingangsmaterialien verarbeitet werden, die nicht mit anderen Materialstromen kontaminiert sind,
oder Eingangsmaterialien — ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte im
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 —, die durch einen einmaligen Zwischenfall
unbeabsichtigt mit anderen Materialstromen kontaminiert wurden, wodurch lediglich Spuren exogene
Verbindungen vorhanden sind.

In dem Betrieb, in dem die thermische Oxidation stattfindet, miissen alle folgenden Bedingungen erfiillt sein:

a) Die Produktionslinien fiir die Verarbeitung der Eingangsmaterialien gemif den Nummern 1 und 2 sind klar
von den Produktionslinien fur die Verarbeitung anderer Eingangsmaterialien getrennt.
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b) Das Eingangsmaterial wird so oxidiert, dass der Gesamtgehalt an organischem Kohlenstoff (C,,) in den
entstehenden Schlacken und der entstehenden Bodenasche weniger als 3 % in der Trockenmasse des
Materials betragt.

¢) Nach der thermochemischen Umwandlung werden physische Kontakte zwischen Eingangs- und
Ausgangsmaterialien, auch wihrend der Lagerung, vermieden.

5. Die durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien miissen Aschen oder Schlacken sein, bei denen die
folgenden Grenzwerte nicht iiberschritten werden:

a) ein Gehalt an PAH,¢ (***) von 6 mg/kg Trockenmasse,

b) ein Gehalt an WHO-Toxizitdtsiquivalenten (****) fiir PCDD/F (*****) von 20 ng/kg Trockenmasse.

6. Ein EU-Diingeprodukt darf Folgeprodukte von Materialien aus thermischer Oxidation enthalten, die aus den in
den Nummern 1 und 2 genannten Eingangsmaterialien hergestellt wurden, wenn diese Eingangsmaterialien die
Bedingungen gemifl Nummer 5 erfiillen und durch thermochemische Umwandlung gemifl den Nummern 3
und 4 hergestellt wurden.

Der Zweck des Verfahrens zur Herstellung von Folgeprodukten muss darin bestehen, die chemische
Zusammensetzung der durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien absichtlich zu verdndern.

Das Verfahren zur Herstellung von Folgeprodukten muss die folgenden Bedingungen erfiillen:

a) chemische Herstellung: die Folgeprodukte werden in einem oder mehreren chemischen Herstellungsschritten
hergestellt, in denen die Materialien aus thermischer Oxidation mit Eingangsmaterialien gemifs Nummer 1
Buchstabe j reagieren, die bei der chemischen Aufbereitung verbraucht oder verwendet werden, wobei der
Einsatz von nicht biologisch abbaubaren Polymeren unzulissig ist,

b) thermochemische Herstellung: die Folgeprodukte werden in einem oder mehreren Herstellungsschritten
hergestellt, bei denen Materialien aus thermischer Oxidation mit Reaktionsmitteln gemédfl den Nummern 1
und 2 reagieren, die bei der chemischen Aufbereitung verbraucht oder verwendet werden.

Durch thermische Oxidation gewonnene Materialien, die eine oder mehrere der in Anhang IIl der Richtlinie
2008/98/EG aufgefiihrten gefahrenrelevanten Eigenschaften aufweisen, diirfen mit Abfillen, Stoffen oder
Materialien nicht mit der Absicht vermischt oder in Reaktion gebracht werden, die enthaltenen gefihrlichen
Stoffe auf Werte unterhalb der in Anhang III der genannten Richtlinie festgelegten Grenzwerte fur die jeweilige
gefahrenrelevante Eigenschaft zu senken. Hersteller, die durch thermische Oxidation gewonnene Materialien
mit gefahrenrelevanten Eigenschaften verwenden, miissen anhand eines Massenbilanzansatzes nachweisen, dass
die Schadstoffe entfernt oder auf Werte reduziert werden, die unter den in Anhang III der Richtlinie 2008/98/EG
festgelegten Grenzwerten liegen.

7. Die Schadstoffe in einem EU-Diingeprodukt, das durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren
Folgeprodukte enthilt oder daraus besteht, diirfen folgende Grenzwerte nicht tiberschreiten:

a) Gesamtchrom (Cr): 400 mg/kg Trockenmasse, wenn die durch thermische Oxidation gewonnenen
Materialien oder deren Folgeprodukte aus Eingangsmaterialien gemafl Nummer 1 Buchstaben e, g oder i
gewonnen wurden,

b) Thallium (Tl): 2 mg/kg Trockenmasse, wenn die durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien oder
deren Folgeprodukte aus Eingangsmaterialien gemaff Nummer 1 Buchstaben e, g, h oder i gewonnen
wurden.

Der Gehalt an Chlor (Cl) darf 30 g/kg Trockenmasse nicht tiberschreiten. Dieser Grenzwert gilt jedoch nicht fiir
EU-Diingeprodukte, die in einem Verfahren hergestellt werden, bei dem eine Cl-haltige Verbindung zugesetzt
wurde, um Salze von Alkalimetallen oder Erdalkalimetallen herzustellen, wenn dies gemif Anhang III
deklariert wird.

Der Gehalt an Vanadium (V) darf 600 mg/kg Trockenmasse nicht tiberschreiten, wenn die durch thermische
Oxidation gewonnenen Materialien oder deren Folgeprodukte aus Eingangsmaterialien gemaff Nummer 1
Buchstaben g oder i gewonnen wurden.

8. Die durch thermische Oxidation gewonnenen Materialien oder deren Folgeprodukte miissen gemify der
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in einem Dossier registriert sein, das Folgendes enthalt:
a) die Informationen gemif den Anhingen VI, VII und VIII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 und

b) einen Stoffsicherheitsbericht nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 fiir die Anwendung als
Diingeprodukt,
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sofern der Stoff nicht ausdriicklich unter eine der Ausnahmen von der Registrierungspflicht nach Anhang IV der
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 oder unter die Nummern 6, 7, 8, oder 9 des Anhangs V der genannten
Verordnung fallt.

*) Der Ausschluss eines Eingangsmaterials aus einem Buchstaben bedeutet nicht, dass es kein zuldssiges
Eingangsmaterial im Sinne eines anderen Buchstaben sein kann.

(**)  Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 iiber die Behandlung von kommunalem Abwasser
(ABL. L 135 vom 30.5.1991, S. 40).

(**)  Summe von Naphthalen, Acenaphtylen, Acenaphten, Fluoren, Phenanthren, Anthracen, Fluoranthen,
Pyren, Benzo[a]anthracen, Chrysen, Benzo[b]fluoranthen, Benzo[k]fluoranthen, Benzo[a]pyren, Indeno
[1,2,3-cd]pyren, Dibenzo[a,h]anthracen und Benzo[ghi]perylen.

(****)  van den Berg M., L. S. Birnbaum, M. Denison, M. De Vito, W. Farland, et al. (2006), The 2005 World Health
Organization Re-evaluation of Human and Mammalian Toxic Equivalency Factors for Dioxins and Dioxin-like
Compounds. Toxicological sciences: an official journal of the Society of Toxicology 93:223-241.
DOI:10.1093toxsci/kfl055.

(***¥)  Polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane.
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ANHANG II

In Anhang III Teil I der Verordnung (EU) 2019/1009 wird folgende Nummer eingefiigt:

,7a. Sofern das EU-Diingeprodukt durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren Folgeprodukte gemaf
Anhang II Teil Il CMC 13 enthalt oder daraus besteht und sein Gehalt an Mangan (Mn) 3,5 % Massenanteil iibersteigt,
ist der Mangangehalt zu deklarieren.”
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ANHANG III

In Anhang IV Teil 1I der Verordnung (EU) 2019/1009 wird Modul D1 (Qualititssicherung bezogen auf den
Produktionsprozess) wie folgt gedndert:

(1) Nummer 2.2 wird wie folgt geandert:
a) Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,d) Zeichnungen, Pline, Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstindnis des Herstellungsverfahrens des
EU-Diingeprodukts erforderlich sind, und fiir Materialien der CMC 3, 5, 12 oder 13 gemil Anhang II eine
schriftliche Beschreibung sowie ein Schaubild des Produktionsprozesses, in dem jede Behandlung, jedes
Vorratsgefaff und jeder Bereich klar ausgewiesen ist*

b) Folgender Buchstabe ga wird eingefiigt:

,ga) Berechnungen zu gefdhrlichen Abfillen fur EU-Diingeprodukte, die Materialien der CMC 13 enthalten oder
daraus bestehen. Die Priffungen gemifl Anhang II Teil II CMC 13 Nummer 6 werden mindestens einmal
jahrlich durchgefiihrt oder frither als geplant, wenn wesentliche Anderungen vorgenommen werden, die die
Sicherheit oder Qualitit des EU-Diingeprodukts beeintrachtigen konnten (z. B. Verarbeitung von Eingangsma-
terialchargen mit abweichender Zusammensetzung, Anderung der Prozessbedingungen). Fiir eine
reprasentative Eingangsmaterialcharge, die im Betrieb verarbeitet wird, sind an den einzelnen Eingangsma-
terialien (1, ..., n) sowie an dem Ausgangsmaterial, das dem EU-Diingeprodukt zugesetzt wird, Messungen zu
der festgestellten gefahrenrelevanten Eigenschaft (gemdf Nummer 5.1.3.1) vorzunehmen und die
Gesamtmasse zu bestimmen. Fir die gefahrenrelevante Eigenschaft ist dann der Beimischungsanteil im
Ausgangsmaterial wie folgt zu berechnen:

HP CAusgangsmaterial X MAusgangsmaterial

Beimischungsanteil (%) = <3
Zi=1(HP CEingangsmaterial,i X MEingangsmaterial,i)

Dabei gilt:
HPC=  Konzentration des Stoffs/der Stoffe mit der gefahrenrelevanten Eigenschaft (mg/kg),
M= Gesamtmasse (kg),

i(1-n)= die verschiedenen, im Herstellungsverfahren eingesetzten Eingangsmaterialien.

Die gefahrenrelevante Eigenschaft ist wihrend des Herstellungsverfahrens in solchem Umfang zu beseitigen,
dass der Beimischungsanteil multipliziert mit der Konzentration der Stoffe mit der gefahrenrelevanten
Eigenschaft in jedem Eingangsmaterial unter den Grenzwerten liegt, die in Anhang III der Richtlinie
2008/98/EG fiir die betreffende gefahrenrelevante Eigenschaft festgelegt sind.”

(2) Der Einleitungssatz in Nummer 5.1.1.1 erhalt folgende Fassung:

,5.1.1.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemidfl Anhang Il muss die Leitungsebene der Organisation
des Herstellers*

(3) Nummer 5.1.2.1 erhilt folgende Fassung:

,5.1.2.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemifl Anhang II muss durch das Qualitdtssiche-
rungssystem die Einhaltung der in diesem Anhang festgelegten Anforderungen sichergestellt werden.

(4) Nummer 5.1.3.1 wird wie folgt gedndert:
a) Der einleitende Teil erhilt folgende Fassung:

,5.1.3.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemifl Anhang II miissen die Untersuchungen und
Priifungen folgende Elemente umfassen:*

b) Die Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung:

,b) Qualifiziertes Personal unterzieht jede Sendung von Eingangsmaterialien einer Sichtpriifung und tiberpriift ihre
Vereinbarkeit mit den Spezifikationen fiir Eingangsmaterialien der CMC 3, 5, 12 und 13 geméf Anhang II.
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¢) Der Hersteller weist jede Sendung von Eingangsmaterial zuriick, bei dem die Sichtpriifung eine oder mehrere
der folgenden Vermutungen nahelegt:

i) das Vorhandensein von fiir den Prozess oder fir die Qualitit des endgiltigen EU-Diingeprodukts
gefihrlichen oder schidlichen Stoffen,

i) die Unvereinbarkeit mit den Spezifikationen der CMC 3, 5, 12 und“ 13 gemdfl Anhang II, insbesondere
aufgrund des Vorhandenseins von Kunststoffen, was zu einer Uberschreitung des Grenzwerts fiir
makroskopische Verunreinigungen fiihrt.”

¢) Buchstabe e erhilt folgende Fassung:

,€) Es sind Proben von Ausgangsmaterialien zu entnehmen, um deren Ubereinstimmung mit den Spezifikationen
der CMC 3, 5, 12 und 13 gemif Anhang II zu iberpriifen und festzustellen, dass die Eigenschaften des
jeweiligen Ausgangsmaterials nicht die Ubereinstimmung des EU-Diingeprodukts mit den betreffenden
Anforderungen gemifl Anhang I gefahrden.”

d) In Buchstabe fa erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,fa) Fiir Materialien der CMC 12 und 13 sind Proben des Ausgangsmaterials in mindestens der folgenden
Standardhiufigkeit zu entnehmen oder frither als geplant, wenn eine wesentliche Anderung, die einen Einfluss
auf die Qualitdt des EU-Diingeprodukts haben konnte, dies erforderlich macht:*

€) Buchstabe fb erhilt folgende Fassung:

,{b) Fur Materialien der CMC 12 und 13 wird jeder Charge oder jedem Teil der Produktion fiir die Zwecke des
Qualitdtsmanagements eine eindeutige Kennnummer zugewiesen. Mindestens eine Probe je 3000 Tonnen
dieses Materials oder eine Probe alle zwei Monate, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt, ist mindestens zwei
Jahre lang in gutem Zustand zu lagern.”

f) Buchstabe g Ziffer iv erhilt folgende Fassung:

,iv) — im Falle von Materialien der CMC 12 und 13 — eine Bestimmung an den in Buchstabe fb genannten
zurlickbehaltenen Proben durchfithren und die erforderlichen Abhilfemafinahmen ergreifen, um einen
moglichen Weitertransport und eine mogliche Verwendung dieses Materials zu verhindern.

(5) In Nummer 5.1.4.1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.4.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemifl Anhang II miissen die qualititsbezogenen
Aufzeichnungen nachweisen, dass eine wirksame Kontrolle der Eingangsmaterialien, der Produktion, der
Lagerung und der Einhaltung der einschligigen Anforderungen dieser Verordnung in Bezug auf Eingangs-
und Ausgangsmaterialien gewahrleistet ist. Jedes Dokument muss an seinen jeweiligen Verwendungsorten in
lesbarer Form vorhanden sein und veraltete Versionen sind unverziiglich von allen Orten, an denen sie
verwendet werden, zu entfernen oder zumindest als tiberholt kenntlich zu machen. Die Unterlagen fiir das
Qualititsmanagement enthalten mindestens folgende Informationen:*

(6) In Nummer 5.1.5.1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.5.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemifs Anhang Il muss der Hersteller ein jéhrliches
internes Auditprogramm zur Uberpriifung der Konformitit des Qualitdtssicherungssystems in Bezug auf die
folgenden Komponenten erstellen:

(7) In Nummer 6.3.2 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,6.3.2. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12 und 13 gemif Anhang II muss die notifizierte Stelle wihrend jedes
Audits Proben des Ausgangsmaterials entnehmen und diese analysieren; diese Audits sind in folgenden
Abstinden durchzufihren:*
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/2088 DER KOMMISSION
vom 7. Juli 2021

zur Anderung der Anhinge II, IIl und IV der Verordnung (EU) 2019/1009 des Europiischen
Parlaments und des Rates zwecks Aufnahme von durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnenen
Materialien als Komponentenmaterialkategorie in EU-Diingeprodukten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2019/1009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit
Vorschriften fur die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem Markt und zur Anderung der Verordnungen (EG)

Nr.

1069/2009 und (EG) Nr. 1107/2009 sowie zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 2003/2003 ('), insbesondere auf

Artikel 42 Absatz 1,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

()
0

0)

Mit der Verordnung (EU) 2019/1009 werden Vorschriften fiir die Bereitstellung von EU-Diingeprodukten auf dem
Markt festgelegt. EU-Diingeprodukte enthalten Komponentenmaterialien einer oder mehrerer der in Anhang II der
genannten Verordnung aufgefithrten Kategorien.

Gemifs Artikel 42 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1009 in Verbindung mit ihrem Artikel 42 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b war die Kommission verpflichtet, nach dem 15. Juli 2019 unverziiglich eine
Bewertung fiir Biokohle vorzunehmen und sie in Anhang II der genannten Verordnung aufzunehmen, wenn die
Bewertung ergibt, dass EU-Diingeprodukte, die dieses Material enthalten, kein Risiko fiir die Gesundheit von
Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir die Sicherheit oder firr die Umwelt bergen und dass ihre agronomische
Wirksamkeit sichergestellt ist.

Biokohle kann Abfall darstellen und nach Artikel 19 der Verordnung (EU) 2019/1009 ihre Abfalleigenschaft
verlieren, wenn sie in einem konformen EU-Diingeprodukt enthalten ist. Gemifl Artikel 42 Absatz 3 der
Verordnung (EU) 2019/1009 in Verbindung mit Artikel 6 der Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments
und des Rates (?) darf die Kommission daher Biokohle nur dann in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009
aufnehmen, wenn durch die Verwertungsvorschriften in diesem Anhang sichergestellt ist, dass das Material nur fiir
bestimmte Zwecke vorgesehen ist, dass ein Markt oder eine Nachfrage dafiir besteht und dass seine Verwendung
keine allgemeinen nachteiligen Folgen fiir die Umwelt oder die Gesundheit des Menschen hat.

Die Gemeinsame Forschungsstelle der Kommission (im Folgenden ,JRCY) hatte in Erwartung der Annahme der
Verordnung (EU) 2019/1009 bereits mit der Bewertung von Bewertung von Biokohle begonnen, die sie im Jahr
2019 abschloss. Im Verlauf der Bewertung wurde der Anwendungsbereich auf die groffe Bandbreite der durch
Pyrolyse oder Vergasung gewonnenen Materialien ausgeweitet.

In ihrem Bewertungsbericht (°) gelangt die JRC zu dem Schluss, dass durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene
Materialien, wenn sie nach den im Bericht vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften hergestellt werden, Pflanzen
mit Nihrstoffen versorgen oder deren Erndhrungseffizienz verbessern und somit die agronomische Wirksamkeit
sichergestellt ist.

Dariiber hinaus kommt die JRC in ihrem Bewertungsbericht zu dem Ergebnis, dass die Marktnachfrage nach durch
Pyrolyse oder Vergasung gewonnenen Materialien besteht und wichst diese Materialien voraussichtlich fiir
Néhrstoffeintrige in der europdischen Landwirtschaft verwendet werden. Weiter heifst es darin, dass die
Verwendung von durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnenen Materialien, die nach den im Bewertungsbericht
vorgeschlagenen Verwertungsvorschriften hergestellt wurden, keine allgemeinen nachteiligen Folgen fiir die Umwelt
oder die Gesundheit des Menschen hat.

ABI.L 170 vom 25.6.2019, S. 1.

Richtlinie 2008/98/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 19. November 2008 iiber Abfille und zur Aufhebung
bestimmiter Richtlinien (ABI. L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

Huygens D., Saveyn H.G.M., Tonini D., Eder P., Delgado Sancho L., Technical proposals for selected new fertilising materials under the
Fertilising Products Regulation (Regulation (EU) 2019/1009) — Process and quality criteria, and assessment of environmental and
market impacts for precipitated phosphate salts & derivates, thermal oxidation materials & derivates and pyrolysis & gasification
materials, EUR 29841 EN, Amt fur Veroffentlichungen der Europdischen Union, Luxemburg, 2019, ISBN 978-92-76-09888-1,
DOI:10.2760/186684, JRC117856.
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(7)  Die im Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen Vorschriften fiir die Verwertung umfassen Mafnahmen zur
Risikobegrenzung beim Recycling von Schadstoffen oder bei ihrer Erzeugung, wie die Erstellung einer
erschopfenden Liste zuldssiger Eingangsmaterialien und den Ausschluss beispielsweise von gemischten Siedlungs-
abfillen sowie die Festlegung spezifischer Verarbeitungsbedingungen und Anforderungen an die Produktqualitit. In
diesem Bewertungsbericht wird aulerdem der Schluss gezogen, dass Diingeprodukte, die durch Pyrolyse oder
Vergasung gewonnene Materialien enthalten, speziellen Kennzeichnungsvorschriften unterliegen sollten und dass
die Vorschriften fiir die Konformitdtsbewertung solcher Produkte ein von einer benannten Stelle bewertetes und
zugelassenes Qualitdtssicherungssystem umfassen sollten.

(8)  Auf der Grundlage der vorstehenden Ausfithrungen kommt die Kommission zu dem Schluss, dass bei durch Pyrolyse
oder Vergasung gewonnenen Materialien, sofern sie nach den im Bewertungsbericht der JRC vorgeschlagenen
Verwertungsvorschriften hergestellt werden, die agronomische Wirksamkeit im Sinne von Artikel 42 Absatz 1
Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung (EU) 2019/1009 sichergestellt ist. Dariiber hinaus entsprechen
sie auch den Kriterien im Sinne von Artikel 6 der Richtlinie 2008/98/EG. Schlieflich wiirden sie, sofern sie die
tibrigen Anforderungen der Verordnung (EU) 2019/1009 im Allgemeinen und in deren Anhang I im Besonderen
erfiillen, kein Risiko fiir die Gesundheit von Menschen, Tieren oder Pflanzen, fiir die Sicherheit oder fiir die Umwelt
im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer i der Verordnung (EU) 2019/1009 darstellen.
Daher sollten durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien vorbehaltlich dieser Verwertungsvorschriften
in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 aufgenommen werden.

(9)  Insbesondere sollten tierische Nebenprodukte oder Folgeprodukte im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des
Europiischen Parlaments und des Rates (*) nur dann als Eingangsmaterial fiir durch Pyrolyse oder Vergasung
gewonnene Materialien im Sinne der Verordnung (EU) 2019/1009 zugelassen werden, wenn ihre Endpunkte in der
Herstellungskette gemif Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 festgelegt wurden
und spitestens am Ende des Herstellungsprozesses des EU-Diingeprodukts, das die durch Pyrolyse oder Vergasung
gewonnenen Materialien enthilt, erreicht werden.

(10) Des Weiteren sollten durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien, da sie als verwertete Abfille oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG betrachtet werden kénnen, von den Komponentenmaterialka-
tegorien 1 und 11 in Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 gemif$ ihrem Artikel 42 Absatz 1 Unterabsatz 3
ausgenommen werden.

(11)  Es ist sicherzustellen, dass Diingeprodukte, die durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien enthalten,
speziellen Kennzeichnungsvorschriften unterliegen und einem geeigneten Konformititsbewertungsverfahren
unterzogen werden, das auch ein von einer benannten Stelle bewertetes und zugelassenes Qualititssicherungssystem
umfasst. Daher ist es erforderlich, Anhang III und Anhang IV der Verordnung (EU) 2019/1009 dahin gehend zu
dndern, dass fiir solche Diingeprodukte geeignete Kennzeichnungsanforderungen und eine entsprechende
Konformititsbewertung aufgenommen werden.

(12) Dadie Anforderungen gemaf den Anhingen II und Il der Verordnung (EU) 2019/1009 und die Konformititsbewer-
tungsverfahren gemif ihrem Anhang IV ab dem 16. Juli 2022 gelten, ist es erforderlich, die Anwendung der
vorliegenden Verordnung auf denselben Zeitpunkt zu verschieben —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) Anhang II wird gemaf Anhang I dieser Verordnung gedndert,
(2) Anhang III wird gemdf Anhang II dieser Verordnung gedndert,

(3) Anhang IV wird gemifl Anhang III dieser Verordnung gedndert.

() Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir
nicht fiirr den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
(Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABL L 300 vom 14.11.2009, S. 1).
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Artikel 2
Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Sie gilt ab dem 16. Juli 2022.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 7. Juli 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG I

Anhang II der Verordnung (EU) 2019/1009 wird wie folgt gedndert:
(1) InTeil I wird folgender Abschnitt angefiigt:

,CMC 14: Durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien*
(2) Teil Il wird wie folgt gedndert:

a) Unter CMC 1 Nummer 1 wird folgender Buchstabe k angefiigt:

,k) durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien, die aus Abfillen zuriickgewonnen werden oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98 [EG sind.*

b) Unter CMC 11 Nummer 1 wird folgender Buchstabe g angefiigt:

,g) durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien, die aus Abfillen zuriickgewonnen werden oder
Nebenprodukte im Sinne der Richtlinie 2008/98/EG sind.*

¢) Der folgende Abschnitt CMC 14 wird angefiigt:

»,CMC 14: DURCH PYROLYSE ODER VERGASUNG GEWONNENE MATERIALIEN

1. Ein EU-Diingeprodukt darf durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien enthalten, die durch
thermochemische Umwandlung unter sauerstoftlimitierenden Bedingungen ausschlieflich aus einem oder
mehreren der folgenden Eingangsmaterialien gewonnen wurden:

a) lebende oder tote Organismen oder Teile davon, die unverarbeitet sind oder lediglich manuell, mechanisch
oder durch Gravitationskraft, durch Auflosung in Wasser, durch Flotation, durch Extraktion mit Wasser,
durch Dampfdestillation oder durch Erhitzung zum Wasserentzug verarbeitet oder durch beliebige Mittel
aus der Luft entnommen wurden, ausgenommen (¥)

— Materialien aus gemischten Siedlungsabfillen,
— Klar-, Industrie- oder Baggerschlamm und

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen;

b) pflanzliche Abfille aus der Nahrungsmittelindustrie und faserige pflanzliche Abfille aus der Herstellung von
Frischzellstoff und aus der Herstellung von Papier aus Frischzellstoff, sofern sie nicht chemisch verdndert
wurden;

¢) Reststoffe aus der Verarbeitung im Sinne von Artikel 2 Buchstabe t der Richtlinie 2009/28/EG aus der
Herstellung von Bioethanol und Biodiesel aus den unter den Buchstaben a, b und d genannten Materialien;

d) Bioabfall im Sinne von Artikel 3 Nummer 4 der Richtlinie 2008/98/EG aus getrennter Sammlung von
Bioabfillen an der Quelle, ausgenommen tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den
Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 fallen;

e) fir die Pyrolyse oder Vergasung eingesetzte Zusatzstoffe, die zur Verbesserung der Prozessleistung oder der
Umweltvertraglichkeit des Pyrolyse- oder Vergasungsprozesses erforderlich sind, sofern diese Zusatzstoffe
bei der chemischen Aufbereitung verbraucht oder verwendet werden und die Gesamtkonzentration aller
Zusatzstoffe 25 % der Frischmasse des gesamten Eingangsmaterials nicht tiberschreitet, ausgenommen (¥)

— Eingangsmaterialien gemif$ den Buchstaben a bis d,
— Abfall im Sinne des Artikels 3 Nummer 1 der Richtlinie 2008/98EG,

— Stoffe oder Gemische, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund nationaler Mafnahmen zur
Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfille angesehen werden,

— Stoffe, die aus Ausgangsstoffen gebildet werden, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten aufgrund
nationaler Mafinahmen zur Umsetzung des Artikels 6 der Richtlinie 2008/98/EG nicht mehr als Abfille
angesehen werden, oder Gemische, die solche Stoffe enthalten,
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— nicht biologisch abbaubare Polymere,

— tierische Nebenprodukte oder deren Folgeprodukte, die in den Anwendungsbereich der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 fallen.

Ein EU-Diingeprodukt darf Materialien aus Pyrolyse oder Vergasung enthalten, die durch thermochemische
Umwandlung unter sauerstofflimitierenden Bedingungen aus einem der in den Buchstaben a bis e genannten
Eingangsmaterialien oder einer Kombination davon gewonnen werden, die manuell, mechanisch oder durch
Gravitationskraft, durch Fest-Fliissig-Fraktionierung biologisch abbaubarer Polymere, Auflosung in Wasser,
Flotation, Extraktion mit Wasser, Dampfdestillation oder Erhitzung zum Wasserentzug, Kompostierung oder
anaerobe Vergirung verarbeitet wurden.

2. Das thermochemische Umwandlungsverfahren muss unter sauerstofflimitierenden Bedingungen so erfolgen,
dass im Reaktor mindestens zwei Sekunden lang eine Temperatur von mindestens 180 °C erreicht wird.

Im Pyrolyse- oder Vergasungsreaktor diirfen nur Eingangsmaterialien verarbeitet werden, die nicht mit anderen
Materialstromen kontaminiert sind, oder Eingangsmaterialien — ausgenommen tierische Nebenprodukte oder
deren Folgeprodukte im Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 —, die durch einen
einmaligen Zwischenfall unbeabsichtigt mit anderen Materialstromen kontaminiert wurden, wodurch lediglich
Spuren exogene Verbindungen vorhanden sind.

In dem Betrieb, in dem die Pyrolyse oder Vergasung erfolgt, sind physische Kontakte zwischen Eingangs- und
Ausgangsmaterialien nach dem thermochemischen Verfahren, auch wihrend der Lagerung, zu vermeiden.

3. Durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien miissen ein Molverhiltnis von Wasserstoff (H) zu
organischem Kohlenstoff (C,,) von weniger als 0,7 aufweisen, wobei die Priifung bei Materialien, deren Gehalt
an organischem Kohlenstoff (C.,) weniger als 50 % betragt, an ihrem aschefreien Trockenanteil durchzufiihren
ist. Bei den Materialien diirfen die folgenden Grenzwerte nicht iiberschritten werden:

a) ein Gehalt an PAH, ¢ (**) von 6 mg/kg Trockenmasse,
b) ein Gehalt an WHO-Toxizititsiquivalenten (***) fir PCDD/F (****) von 20 ng/kg Trockenmasse,

¢) ein Gehalt an ndI-PCB (*****) von 0,8 mg/kg Trockenmasse.

4. Unbeschadet der Nummer 1 darf ein EU-Diingeprodukt Materialien aus Pyrolyse oder Vergasung — sowohl
allein als auch gemischt mit Eingangsmaterial nach Nummer 1 — enthalten, die gemdf den Bedingungen in
Artikel 32 Absitze 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 und im Rahmen von Mafinahmen gemifS
Artikel 32 Absatz 3 der genannten Verordnung durch thermochemische Umwandlung unter sauerstofflimi-
tierenden Bedingungen aus Material der Kategorie 2 oder der Kategorie 3 oder dessen Folgeprodukten
gewonnen wurden, sofern die beiden folgenden Bedingungen erfiillt sind:

a) Der Endpunkt in der Herstellungskette wurde nach Artikel 5 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 festgelegt.

b) Die in den Nummern 2 und 3 festgelegten Bedingungen sind erfiillt.
5. In dem Betrieb, in dem die Pyrolyse oder Vergasung erfolgt, sind die Produktionslinien fiir die Verarbeitung der

Eingangsmaterialien gemaf den Nummern 1 und 4 klar von den Produktionslinien fiir die Verarbeitung anderer
Eingangsmaterialien getrennt.

6. Bei EU-Diingeprodukten, die durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien enthalten oder daraus
bestehen,

a) darf der Gehalt an Chlor (Cl) 30 g/kg Trockenmasse nicht iibersteigen und

b) darf der Gehalt an Thallium (TI) 2 mg/kg Trockenmasse nicht iibersteigen, wenn die Zusatzstoffe, die fiir die
Pyrolyse oder Vergasung eingesetzt werden, bezogen auf das Frischgewicht des gesamten Eingangsmaterials
mehr als 5 % ausmachen.

7. Das durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Material muss gemaf der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 in
einem Dossier registriert sein, das die folgenden Informationen enthalt:
a) die Informationen gemidf den Anhingen VI, VII und VIII der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 und

b) einen Stoffsicherheitsbericht nach Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 fiir die Anwendung als
Diingeprodukt,
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sofern der Stoff nicht ausdriicklich unter eine der Ausnahmen von der Registrierungspflicht nach Anhang IV der
Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 oder unter die Nummern 6, 7, 8, oder 9 des Anhangs V der genannten
Verordnung fallt.

*) Der Ausschluss eines Eingangsmaterials aus einem Buchstaben bedeutet nicht, dass es kein zuldssiges
Eingangsmaterial im Sinne eines anderen Buchstaben sein kann.
(**) Summe von Naphthalen, Acenaphtylen, Acenaphten, Fluoren, Phenanthren, Anthracen, Fluoranthen,

Pyren, Benzo[a]anthracen, Chrysen, Benzo[b]fluoranthen, Benzo[k]fluoranthen, Benzo[a]pyren, Indeno
[1,2,3-cd]pyren, Dibenzo[a,h]anthracen und Benzo[ghi]perylen.

(***  van den Berg M., L. S. Birnbaum, M. Denison, M. De Vito, W. Farland, et al. (2006), The 2005 World Health
Organization Re-evaluation of Human and Mammalian Toxic Equivalency Factors for Dioxins and Dioxin-like
Compounds. Toxicological sciences: an official journal of the Society of Toxicology 93:223-241.
DOI:10.1093toxsci/kfl055.

(***)  Polychlorierte Dibenzo-p-dioxine und Dibenzofurane.

(*****)  Summe der Kongenere PCB 28, 52,101, 138, 153, 180."
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ANHANG II

In Anhang III Teil I der Verordnung (EU) 2019/1009 wird folgende Nummer eingefiigt:

,7a. Sofern das EU-Diingeprodukt durch thermische Oxidation gewonnene Materialien oder deren Folgeprodukte gemaf
Anhang II Teil I CMC 13 bzw. durch Pyrolyse oder Vergasung gewonnene Materialien gemifl Anhang II Teil I CMC 14
enthadlt oder daraus besteht und sein Gehalt an Mangan (Mn) 3,5 % Massenanteil iibersteigt, ist der Mangangehalt zu
deklarieren.
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ANHANG III
In Anhang IV Teil II der Verordnung (EU) 2019/1009 wird Modul D1 (Qualititssicherung bezogen auf den
Produktionsprozess) wie folgt gedndert:
(1) Nummer 2.2 Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,d) Zeichnungen, Pline, Beschreibungen und Erlduterungen, die zum Verstindnis des Herstellungsverfahrens des
EU-Diingeprodukts erforderlich sind, und fiirr Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 oder 14 gemdfl Anhang II eine
schriftliche Beschreibung sowie ein Schaubild des Produktionsprozesses, in dem jede Behandlung, jedes
Vorratsgefafl und jeder Bereich klar ausgewiesen ist*

(2) In Nummer 5.1.1.1 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.1.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemifl Anhang II muss die Leitungsebene der
Organisation des Herstellers”

(3) Nummer 5.1.2.1 erhilt folgende Fassung:

,5.1.2.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemifl Anhang II muss durch das Qualititssiche-
rungssystem die Einhaltung der in diesem Anhang angegebenen Anforderungen sichergestellt werden.

(4) Nummer 5.1.3.1 wird wie folgt gedndert:
a) Der einleitende Teil erhilt folgende Fassung:

,5.1.3.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemaf Anhang II miissen die Untersuchungen und
Priifungen folgende Elemente umfassen:*

b) Die Buchstaben b und c erhalten folgende Fassung:

,b) Qualifiziertes Personal unterzieht jede Sendung von Eingangsmaterialien einer Sichtpriifung und tiberpriift ihre
Vereinbarkeit mit den Spezifikationen fiir Eingangsmaterialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemifl Anhang II.

¢) Der Hersteller weist jede Sendung von Eingangsmaterial zuriick, bei dem die Sichtpriifung eine oder mehrere
der folgenden Vermutungen nahelegt:

— das Vorhandensein von fiir den Prozess oder fiir die Qualitit des endgiiltigen EU-Diingeprodukts
gefdhrlichen oder schidlichen Stoffen,

— die Unvereinbarkeit mit den Spezifikationen der CMC 3, 5, 12, 13 uqd 14 gemafl Anhang II, insbesondere
aufgrund des Vorhandenseins von Kunststoffen, was zu einer Uberschreitung des Grenzwerts fiir
makroskopische Verunreinigungen fiihrt.”

¢) Buchstabe e erhilt folgende Fassung:

,€) Es sind Proben von Ausgangsmaterialien zu entnehmen, um deren Ubereinstimmung mit den Spezifikationen
der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemdff Anhang II zu tiberpriifen und festzustellen, dass die Eigenschaften des
jeweiligen Ausgangsmaterials nicht die Ubereinstimmung des EU-Diingeprodukts mit den betreffenden
Anforderungen gemif Anhang I gefahrden.”

d) In Buchstabe fa erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

»fa) Fiir Materialien der CMC 12, 13 und 14 sind Proben des Ausgangsmaterials in mindestens der folgenden
Standardhiufigkeit zu entnehmen oder frither als geplant, wenn eine wesentliche Anderung, die einen Einfluss
auf die Qualitdt des EU-Diingeprodukts haben konnte, dies erforderlich macht:“

e) Buchstabe fb erhilt folgende Fassung:

,{b) Fiir Materialien der CMC 12, 13 und 14 wird jeder Charge oder jedem Teil der Produktion fiir die Zwecke des
Qualitdtsmanagements eine eindeutige Kennnummer zugewiesen. Mindestens eine Probe je 3 000 Tonnen
dieses Materials oder eine Probe alle zwei Monate, je nachdem, welcher Fall zuerst eintritt, ist mindestens zwei
Jahre lang in gutem Zustand zu lagern.”

f) Buchstabe g Ziffer iv erhalt folgende Fassung:

,iv) — im Falle von Materialien der CMC 12, 13 und 14 — eine Bestimmung an den in Buchstabe fb genannten
zuriickbehaltenen Proben durchfihren und die erforderlichen Abhilfemafnahmen ergreifen, um einen
moglichen Weitertransport und eine mégliche Verwendung dieses Materials zu verhindern.”
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(5) In Nummer 5.1.4.1 erhélt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.4.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemif§ Anhang Il miissen die qualititsbezogenen
Aufzeichnungen nachweisen, dass eine wirksame Kontrolle der Eingangsmaterialien, der Produktion, der
Lagerung und der Einhaltung der einschligigen Anforderungen dieser Verordnung in Bezug auf Eingangs-
und Ausgangsmaterialien gewahrleistet ist. Jedes Dokument muss an seinen jeweiligen Verwendungsorten in
lesbarer Form vorhanden sein und veraltete Versionen sind unverziiglich von allen Orten, an denen sie
verwendet werden, zu entfernen oder zumindest als tiberholt kenntlich zu machen. Die Unterlagen fiir das
Qualititsmanagement enthalten mindestens folgende Informationen:*

(6) In Nummer 5.1.5.1 erhélt der einleitende Teil folgende Fassung:

,5.1.5.1. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemdf Anhang Il muss der Hersteller ein jéhrliches
internes Auditprogramm zur Uberpriifung der Konformitit des Qualititssicherungssystems in Bezug auf die
folgenden Komponenten erstellen:*

(7) In Nummer 6.3.2 erhilt der einleitende Teil folgende Fassung:

,6.3.2. In Bezug auf Materialien der CMC 3, 5, 12, 13 und 14 gemif§ Anhang II muss die notifizierte Stelle wahrend
jedes Audits Proben des Ausgangsmaterials entnehmen und diese analysieren; diese Audits sind in folgenden
Abstinden durchzufihren:”
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2021/2089 DER KOMMISSION
vom 21. September 2021

zur Anderung der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 hinsichtlich bestimmter Kategorien von

Waren, von denen ein geringes Risiko ausgeht, Waren, die im personlichen Gepick von Fahrgisten

bzw. Passagieren mitgefiihrt werden, und hinsichtlich Heimtieren, die von amtlichen Kontrollen an

Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, sowie zur Anderung der genannten Delegierten

Verordnung und der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2074 in Bezug auf Verweise auf bestimmte
aufgehobene Rechtsakte

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mirz 2017 iiber amtliche
Kontrollen und andere amtliche Tatigkeiten zur Gewdhrleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und
der Vorschriften iiber Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Anderung der
Verordnungen (EG) Nr. 9992001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU)
Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europdischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG)
Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43[EG, 2008/119/EG
und 2008/120/EG des Rates und zur Authebung der Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des
Europdischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 89/662/EWG, 90/425[EWG, 91/496/EEG,
96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung tiber amtliche
Kontrollen) (), insbesondere auf Artikel 48 Buchstaben b bis f und Buchstabe h, Artikel 53 Absatz 1 Buchstabe d Ziffer ii
und Artikel 77 Absatz 1 Buchstaben h und k,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EU) 2017/625 enthilt Bestimmungen fiir amtliche Kontrollen, die die zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten bei Tieren und Waren, die in die Union verbracht werden, durchfithren, um die Einhaltung der
Unionsvorschriften zur Lebensmittelkette zu tiberpriifen.

(2)  In der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 der Kommission (%) wird geregelt, in welchen Fillen und unter
welchen Bedingungen bestimmte Kategorien von Tieren und Waren von amtlichen Kontrollen an
Grenzkontrollstellen ausgenommen sind und in welchen Fillen und unter welchen Bedingungen bestimmte
Kontrollaufgaben hinsichtlich des personlichen Gepicks von Fahrgisten bzw. Passagieren von Zollbehorden oder
anderen Behorden wahrgenommen werden konnen, sofern diese Aufgaben nicht bereits in den Zustindig-
keitsbereich dieser Behorden fallen.

(3)  Von Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von zusammengesetzten Erzeugnissen fiir Produktanalysen
und Qualitatspriifungen, einschlieflich organoleptischer Analysen, die von einem Betreiber im Bestimmungsmitg-
liedstaat zur Priifung und Analyse verwendet werden, geht ein geringes Risiko fiir die 6ffentliche Gesundheit aus, da
sie nicht in die Lebensmittelkette gelangen. Daher sollte die zustidndige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats eine
Genehmigung erteilen konnen, um diese Proben von den amtlichen Kontrollen an den Grenzkontrollstellen
auszunehmen.

() ABLL95vom 7.4.2017, S. 1.

(*) Delegierte Verordnung (EU) 2019/2122 der Kommission vom 10. Oktober 2019 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) 2017/625 des
Europiischen Parlaments und des Rates hinsichtlich bestimmter Kategorien von Tieren und Waren, die von amtlichen Kontrollen an
Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, hinsichtlich besonderer Kontrollen des persénlichen Gepicks von Fahrgisten bzw.
Passagieren und von fiir natiirliche Personen bestimmten Kleinsendungen von Waren, die nicht in Verkehr gebracht werden sollen,
sowie zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission (ABL L 321 vom 12.12.2019, S. 45).
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(4)

Um Risiken fiir die Tiergesundheit vorzubeugen, sollte die zustindige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats die
Genehmigung fiir Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von zusammengesetzten Erzeugnissen in
Ubereinstimmung mit den Tiergesundheitsanforderungen in oder gemdf der Verordnung (EU) 2016/429 des
Europdischen Parlaments und des Rates () oder den Vorschriften des jeweiligen Mitgliedstaats erteilen. Die
zustindige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats sollte in der Genehmigung die Hygienebedingungen fiir den
Eingang in die Union und fir die Verwendung der Proben angeben.

Um zu verhindern, dass Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von zusammengesetzten Erzeugnissen
fur Produktanalysen und Qualitdtspriifungen in Verkehr gebracht werden, sollte die zustindige Behorde in der
Genehmigung die Verpflichtung der Unternehmer prizisieren, Aufzeichnungen iiber die Verwendung der Proben
fir Produktanalysen und Qualititspriffungen zu fithren und die Proben nach der Verwendung gemifl der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europiischen Parlaments und des Rates () zu entsorgen.

Um einen Missbrauch dieser Ausnahmeregelung zu verhindern, sollte die zustindige Behorde, die die Einfuhr von
Proben fiir Forschungs- oder Diagnosezwecke sowie von Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von
zusammengesetzten Erzeugnissen fiir Produktanalysen und Qualitdtspriffungen genehmigt, in der den
Unternehmern erteilten Genehmigung die Hochstmenge der Proben angeben.

Die Hochstmenge bestimmter Waren, die im personlichen Gepick von Fahrgisten bzw. Passagieren fiir den
personlichen Verbrauch oder Gebrauch mitgefithrt werden und von den amtlichen Kontrollen an den
Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, sollte prazisiert werden.

Um die Kohidrenz mit den einschldgigen Listen von Drittlindern in der Verordnung (EU) Nr. 5762013 des
Europiischen Parlaments und des Rates () zu gewahrleisten, aus denen Heimtiere in einen Mitgliedstaat verbracht
werden dirfen, sollte die Ausnahmeregelung fiir Heimtiere, die aus Drittlindern in die Union verbracht werden, die
nicht in Anhang I Teil 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 577/2013 (*) der Kommission aufgefiihrt sind,
berichtigt werden.

Im Einklang mit dem Abkommen iiber den Austritt des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland aus
der Europidischen Union und der Europdischen Atomgemeinschaft (,Austrittsabkommen®), insbesondere mit
Artikel 5 Absatz 4 des Protokolls zu Irland/Nordirland in Verbindung mit Anhang 2 jenes Protokolls, gelten die
Verordnung (EU) 2017/625 sowie die darauf beruhenden Rechtsakte der Kommission im Vereinigten Konigreich
weiter in Bezug auf Nordirland. Folglich sollten die Plakate in Anhang II der Delegierten Verordnung (EU)
2019/2122 und die Informationen in Anhang III dieser Verordnung, die sich auf die Einfuhr von Erzeugnissen
beziehen, die im personlichen Gepick von Fahrgdsten bzw. Passagieren mitgefiihrt werden, geindert werden, um
Verweise auf das Vereinigte Konigreich in Bezug auf Nordirland aufzunehmen.

Verordnung (EU) 2016/429 des Européischen Parlaments und des Rates vom 9. Mérz 2016 zu Tierseuchen und zur Anderung und
Authebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (,Tiergesundheitsrecht”) (ABL. L 84 vom 31.3.2016, S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit Hygienevorschriften fiir
nicht fir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002
(Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABL. L 300 vom 14.11.2009, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 iiber die Verbringung von Heimtieren
zu anderen als Handelszwecken und zur Authebung der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 (ABL. L 178 vom 28.6.2013, S. 1).
Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 577/2013 der Kommission vom 28. Juni 2013 zu den Muster-Identifizierungsdokumenten fiir die
Verbringung von Hunden, Katzen und Frettchen zu anderen als Handelszwecken, zur Erstellung der Listen der Gebiete und Drittlinder
sowie zur Festlegung der Anforderungen an Format, Layout und Sprache der Erklirungen zur Bestitigung der Einhaltung bestimmter
Bedingungen gemif$ der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (ABL. L 178 vom 28.6.2013,
S.109).
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(10) Die Entscheidung 2007/275/EG (') der Kommission wird durch die Durchfiihrungsverordnung (EU) 2021/632 der
Kommission (*) aufgehoben. Im Interesse der Rechtssicherheit sollten die Verweise auf die Entscheidung
2007/275/EG der Kommission in Anhang III der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 durch Verweise auf die
Delegierte Verordnung (EU) 2021/630 (°) der Kommission ersetzt werden.

(11) Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2122 sollte daher entsprechend gedndert werden.

(12) Die Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2007 (*°) der Kommission wird durch die Durchfithrungsverordnung
(EU) 2021/632 aufgehoben. Im Interesse der Rechtssicherheit sollten die Verweise auf die Durchfithrungsverordnung
(EU) 2019/2007 und die Entscheidung 2007/275/EG in der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2074 der
Kommission (") durch Verweise auf die Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/632 ersetzt werden.

(13) Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2074 sollte entsprechend gedndert werden.

(14) In der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2074 sollten die Verweise auf dieselben aufgehobenen Rechtsakte wie in
der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 berichtigt werden. Die Bestimmungen in diesen Delegierten
Verordnungen sind inhaltlich miteinander verbunden und sollen gemeinsam angewendet werden. Im Interesse der
Einfachheit und Transparenz und einer leichteren Anwendung sowie der Vermeidung von Mehrfachregelungen
sollten sie daher in einem einzigen Rechtsakt und nicht in mehreren Einzelrechtsakten mit zahlreichen
Querverweisen und der Gefahr von Uberschneidungen festgelegt werden. Folglich sollte die Anderung der
Delegierten Verordnung (EU) 2019/2074 zusammen mit der Anderung der Delegierten Verordnung (EU)
2019/2122 in diese Verordnung aufgenommen werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2122 wird wie folgt gedndert:
1. Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,b) ihr Eingang in die Union zu diesem Zweck von der zustindigen Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats (*) vorab
genehmigt wurde;

(*) Im Einklang mit dem Abkommen iiber den Austritt des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland aus
der Europdischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft und insbesondere nach Artikel 5 Absatz 4 des
Protokolls zu Irland/Nordirland in Verbindung mit Anhang 2 dieses Protokolls gelten fur die Zwecke dieses
Anhangs Verweise auf Mitgliedstaaten auch fiir das Vereinigte Konigreich in Bezug auf Nordirland.“.

() Entscheidung 2007/275/EG der Kommission vom 17. April 2007 mit Verzeichnissen von zusammengesetzten Erzeugnissen, die an
Grenzkontrollstellen zu kontrollieren sind (ABL. L 116 vom 4.5.2007, S. 9).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/632 der Kommission vom 13. April 2021 zur Festlegung von Durchfithrungsbestimmungen
zur Verordnung (EU) 2017/625 des Europiischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liste der Tiere, der Erzeugnisse tierischen
Ursprungs, des Zuchtmaterials, der tierischen Nebenprodukte und Folgeprodukte, der zusammengesetzten Erzeugnisse sowie des Heus
und des Strohs, die an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind, und zur Aufhebung der Durchfithrungsverordnung (EU)
2019/2007 der Kommission und der Entscheidung 2007/275/EG der Kommission (ABL L 132 vom 19.4.2021, S. 24).

() Delegierte Verordnung (EU) 2021/630 der Kommission vom 16. Februar 2021 zur Ergdnzung der Verordnung (EU) 2017/625 des

Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf bestimmte Warenkategorien, die von amtlichen Kontrollen an

Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, und zur Anderung der Entscheidung 2007/275/EG der Kommission (C(2021)899) (ABL

L 132 vom 19.4.2021, S. 17).

Durchfithrungsverordnung (EU) 2019/2007 der Kommission vom 18. November 2019 zur Festlegung von Durchfiihrungsbe-

stimmungen zur Verordnung (EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liste der Tiere, der

Erzeugnisse tierischen Ursprungs, des Zuchtmaterials, der tierischen Nebenprodukte und der Folgeprodukte sowie des Heus und des

Strohs, die an Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind, und zur Anderung der Entscheidung 2007/275/EG (ABL. L 312

vom 3.12.2019, S. 1).

Delegierte Verordnung (EU) 2019/2074 der Kommission vom 23. September 2019 zur Ergidnzung der Verordnung (EU) 2017/625

des Europdischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Vorschriften fiir spezifische amtliche Kontrollen von Sendungen von Tieren

und Waren, die ihren Ursprung in der Union haben und in die Union zuriickkehren, nachdem ihnen der Eingang in ein Drittland

verwehrt wurde (ABI. L 316 vom 6.12.2019, S. 6).

(10

(11
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2. Artikel 4 wird wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:

LArtikel 4

Proben fiir Forschungs- und Diagnosezwecke, Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von
zusammengesetzten Erzeugnissen fiir Produktanalysen wund Qualititspriifungen, einschlielich
organoleptischer Analysen*.

b) Folgende Absitze 3, 4 und 5 werden angefiigt:

,(3)  Die zustindige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats kann Proben von Erzeugnissen tierischen Ursprungs
und von zusammengesetzten Erzeugnissen fiir Produktanalysen und Qualitdtsprisfungen, einschlieflich
organoleptischer Analysen, von amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen ausnehmen, sofern

a) die zustindige Behorde dem fiir die Analyse oder Priifung der Proben verantwortlichen Unternehmer vor deren
Eingang in die Union eine Genehmigung fiir die Einfuhr in die Union gemifl Absatz 4 erteilt hat und diese
Genehmigung in einem von dieser Behorde ausgestellten amtlichen Dokument vermerkt ist;

b) die Proben von dem amtlichen Dokument gemifl Buchstabe a oder einer Kopie davon, der Bescheinigung oder
Erklirung gemdf Absatz 4 Buchstabe b oder gegebenenfalls einem nach den einzelstaatlichen Vorschriften
gemafd Absatz 4 Buchstabe c vorgeschriebenen Dokument begleitet werden, bis die Proben den fiir die Analyse
oder Priifung der Proben zustindigen Unternehmer erreichen.

Im Fall des Eingangs der im ersten Unterabsatz genannten Proben in die Union iiber einen anderen Mitgliedstaat als
den Bestimmungsmitgliedstaat legt der Unternehmer diese Proben an einer Grenzkontrollstelle vor.

(4)  Die zustindige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats gibt in der Genehmigung fur die Einfuhr von Proben
von Erzeugnissen tierischen Ursprungs und von zusammengesetzten Erzeugnissen in die Union fiir Produktanalysen

und Qualititspriifungen, einschlieflich organoleptischer Analysen, Folgendes an:

a) ob die Proben aus Drittlindern oder Regionen von Drittlindern stammen, die in der Durchfithrungsverordnung
(EU) 2021/404 der Kommission (*) aufgefiihrt sind;

b) ob die Proben von der entsprechenden Bescheinigung oder Erklirung begleitet werden, die gemdf8 den in der
Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/2235 der Kommission (**) festgelegten Mustern erstellt wurde;

I ob die Proben, abhingig von der Ware, Folgendes erfiillen:

i) die einschligigen Anforderungen, die in der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 der Kommission (***)
festgelegt sind, oder

ii) gegebenenfalls die nationalen Bestimmungen gemdfl Artikel 230 Absatz 2, Artikel 234 Absatz 3 und
Artikel 238 Absatz 4 der Verordnung (EU) 2016/429;

d) die Hygieneanforderungen:

— an den Eingang in den Bestimmungsmitgliedstaat, wozu auch Kennzeichnungs- und Verpackungsvor-
schriften fiir die Proben gehoren kénnen, und

— an die Analyse oder Priifung der Proben durch den Unternehmer;

e) den fiir die Analyse oder Priifung der Proben verantwortlichen Unternehmer, unter Angabe der Anschrift der
Réiumlichkeiten des Unternehmers, fiir die die Proben bestimmt sind;

f) die zustindige Behorde, die fiir die amtlichen Kontrollen in den Riumlichkeiten des Unternehmers, fir die die
Proben bestimmt sind, verantwortlich ist; und

g) die Verpflichtung des fiir die Analyse oder Priifung verantwortlichen Unternehmers, die Proben nicht mit
Lebensmitteln zu vermischen, die fir das Inverkehrbringen bestimmt sind, Aufzeichnungen iiber die
Verwendung der Proben zu fithren und die Proben nach der Produktanalyse oder Qualititspriifung gemif§ der
Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates (****) zu entsorgen.
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(5) Die zustindige Behorde des Bestimmungsmitgliedstaats gibt in den Genehmigungen gemifl Absatz 1
Buchstabe a und Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstabe a die Hochstmenge der Proben an, die von amtlichen Kontrollen
an den Grenzkontrollstellen ausgenommen sind.

*) Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/404 der Kommission vom 24. Mirz 2021 zur Festlegung der Listen
von Drittlindern, Gebieten und Zonen derselben, aus denen der Eingang in die Union von Tieren,
Zuchtmaterial und Erzeugnissen tierischen Ursprungs gemifl der Verordnung (EU) 2016/429 des
Europiischen Parlaments und des Rates zuldssig ist (ABL. L 114 vom 31.3.2021, S. 1).

(**  Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/2235 der Kommission vom 16. Dezember 2020 mit Durchfiihrungs-
bestimmungen zu den Verordnungen (EU) 2016/429 und (EU) 2017/625 des Européischen Parlaments und
des Rates hinsichtlich der Muster fiir Veterindrbescheinigungen, der Muster fiir amtliche Bescheinigungen
und der Muster fiir Veterinir-/amtliche Bescheinigungen fiir den Eingang in die Union von Sendungen
bestimmter Kategorien von Tieren und Waren und fiir deren Verbringungen innerhalb der Union,
hinsichtlich der amtlichen Bescheinigungstitigkeit im Zusammenhang mit derartigen Bescheinigungen
sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 599/2004, der Durchfithrungsverordnungen (EU)
Nr. 636/2014 und (EU) 2019/628, der Richtlinie 98/68/EG und der Entscheidungen 2000/572[EG,
2003/779/EG und 2007/240/EG (ABL. L 442 vom 30.12.2020, S. 1).

(***)  Delegierte Verordnung (EU) 2020/692 der Kommission vom 30. Januar 2020 zur Erganzung der Verordnung
(EU) 2016/429 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften fiir den Eingang von
Sendungen von bestimmten Tieren, bestimmtem Zuchtmaterial und bestimmten Erzeugnissen tierischen
Ursprungs in die Union und fiir deren anschlieSende Verbringung und Handhabung (ABL L 174 vom
3.6.2020, S. 379).

(****)  Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 mit
Hygienevorschriften fiir nicht fiir den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung iiber tierische Nebenprodukte) (ABL. L 300
vom 14.11.2009, S. 1).“.

3. Artikel 7 Buchstabe a erhilt folgende Fassung:
,a) Waren, die in Anhang I Teil 1 aufgefiihrt sind, sofern deren Gewicht pro Kategorie 2 kg nicht iibersteigt;*.
4. Artikel 11 Buchstabe a Ziffer ii erhilt folgende Fassung:

Lii) die Bedingungen gemif Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 erfiillen und
aus anderen Gebieten oder Drittlindern verbracht werden als in Anhang II Teil 1 der Durchfithrungsverordnung
(EU) Nr. 577/2013 aufgefiihrt, sofern sie Dokumentenpriifungen und Namlichkeitskontrollen im Einklang mit
Artikel 34 der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 sowie gegebenenfalls Standardkontrollen vor Ort im Einklang mit
Artikel 5 Absatz 3 der genannten Verordnung unterzogen werden; oder*.

5. Die Anhinge II und Il werden nach Mafigabe des Anhangs der vorliegenden Verordnung geéndert.

Artikel 2

Die Delegierte Verordnung (EU) 2019/2074 wird wie folgt geiindert:
1. Artikel 3 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

.(1)  Die zustindige Behorde an der Grenzkontrollstelle der Ankunft in der Union genehmigt den Eingang in die
Union fur die folgenden Sendungen von Erzeugnissen, die ihren Ursprung in der Union haben und in die Union
zuriickkehren, nachdem ihnen der Eingang in ein Drittland verwehrt wurde, sofern sie die Anforderungen nach
Absatz 2 erfiillen:

a) Erzeugnisse tierischen Ursprungs, die im Anhang der Durchfiithrungsverordnung (EU) 2021/632 der Kommission (¥)
aufgefiihrt sind;
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b) in den Kapiteln 15 bis 22 des Anhangs der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/632 aufgefiihrte
zusammengesetzte Erzeugnisse, die gemdf Artikel 3 der genannten Verordnung Veterinirkontrollen an den
Grenzkontrollstellen der Ankunft in der Union zu unterziehen sind.

(*) Durchfuhrungsverordnung (EU) 2021/632 der Kommission vom 13. April 2021 zur Festlegung von
Durchfithrungsbestimmungen zur Verordnung (EU) 2017625 des Europiischen Parlaments und des Rates in
Bezug auf die Liste der Tiere, der Erzeugnisse tierischen Ursprungs, des Zuchtmaterials, der tierischen
Nebenprodukte und Folgeprodukte, der zusammengesetzten Erzeugnisse sowie des Heus und des Strohs, die an
Grenzkontrollstellen amtlich zu kontrollieren sind, und zur Aufhebung der Durchfithrungsverordnung (EU)
2019/2007 und der Entscheidung 2007/275/EG der Kommission (ABL L 132 vom 19.4.2021, S. 24).“.

2. Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe a erhalt folgende Fassung:

,a) das Original der amtlichen Bescheinigung, die von der zustindigen Behorde des Mitgliedstaats (*) ausgestellt wurde,
in dem die Waren ihren Ursprung haben und von dem aus sie in ein Drittland versandt wurden (,Ursprungsmitg-
liedstaat”), oder das mittels IMSOC tibermittelte entsprechende elektronische Dokument oder eine beglaubigte
Kopie davon;

(*) Im Einklang mit dem Abkommen iiber den Austritt des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland aus
der Europdischen Union und der Européischen Atomgemeinschaft und insbesondere nach Artikel 5 Absatz 4 des
Protokolls zu Irland/Nordirland in Verbindung mit Anhang 2 dieses Protokolls gelten fiir die Zwecke dieses
Anhangs Verweise auf Mitgliedstaaten auch fiir das Vereinigte Konigreich in Bezug auf Nordirland.”.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 21. September 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG

Die Anhinge II und III der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 werden wie folgt gedndert:

1. Anhang I erhilt folgende Fassung:

+ANHANG II

Plakate gemifd Artikel 8 Absatz 1
Diese Plakate sind auf folgender Website verfiigbar:

https://ec.europa.euffood/animals/animalproducts/personal_imports_en®

Européische
Kommission

SCHLEPPEN
SIE KEINE
TIERSEUCHEN
IN DIE
EUROPAISCHE
UNION EIN!

ALLE REISENDEN SIND
VERPFLICHTET, DIESE
PRODUKTE DER AMTLICHEN
KONTROLLE ZU STELLEN.

Erzeugnisse tierischen Ursprungs kdnnen
Trager von Tierseuchenerregern sein.

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unterliegen bei der Einfuhr in die
Europdische Union strengen Verfahren und Veterindrkontrollen.*

* Wenn Sie zwischen den Mitgliedstaaten der Europdischen Union, Andorra, Island, Liechtenstein,
dem Vereinigten Kénigreich (Nordirland), Norwegen, San Marino oder der Schweiz reisen, diirfen Sie
Produkte tierischen Ursprungs in Ihrem Gepéack mitbringen. Ankunft aus den Faréern oder Gronland:
hdchstens 10 kg im Gepéck. Ankunft aus anderen Teilen des Vereinigten Konigreichs als Nordirland

(England, Wales, Schottland): Es gelten die normalen Verfahren und Veterindrkontrollen.

Weitere Informationen: Anhang Ill der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 der Kommission

PW\NTED/VOITJme 01 EW-09-21-207-DE-C ISBN 978-92-76-38476-2 DOI 10.2875/101527

PDF/Volume_01 EW-09-21-207-DE-N ISBN 978-92-76-38424-3 DOI 10.2875/961375
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****

Européische
Kommission

SCHLEPPEN SIE KEINE
TIERSEUCHEN IN DIE
EUROPAISCHE UNION EIN!

ALLE REISENDEN SIND VERPFLICHTET, DIESE
PRODUKTE DER AMTLICHEN KONTROLLE ZU STELLEN.

PDF/Volume_01 EW-05-21-200-DE-N ISBN 978-92-76-39306-1 DOI 10.2875/290404
PRINTED/Volume_01 EW-05-21-200-DE-C  ISBN 978-92-76-39285-9 DOl 10.2875/128679

Erzeugnisse tierischen Ursprungs kdnnen
Tréger von Tierseuchenerregern sein.

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unterliegen bei der Einfuhr in die
Europdische Union strengen Verfahren und Veterinarkontrollen.*
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Europdische
Kommission

Schleppen Sie keine
Tierseuchen
in die Europaische Union ein!

PDF/Volume_01 EW-09-21-241-DE-N ISBN 978-92-76-39161-6 DOI 10.2875/464817

PRINTED/Volume_01 EW-09-21-241-DE-C  ISBN 978-92-76-39160-9 DOI 10.2875/114235

Alle Reisenden sind verpflichtet,
diese Produkte der amtlichen Kontrolle zu stellen.

Erzeugnisse tierischen Ursprungs kénnen Trédger von Tierseuchenerregern sein.

Erzeugnisse tierischen Ursprungs unterliegen bei der Einfuhr in die Europdische
Union strengen Verfahren und Veterindrkontrollen.*

* Wenn Sie zwischen den Mitgliedstaaten der Europdischen Union, Andorra, Island, Liechtenstein, dem Vereinigten
Kanigreich (Nordirland), Norwegen, San Marino oder der Schweiz reisen, diirfen Sie Produkte tierischen Ursprungs in VO 2019/2122
Ihrem Gepack mitbringen. Ankunft aus den Féaréern oder Gronland: héchstens 10 kg im Gepéck. Ankunft aus anderen

Teilen des Vereinigten Koénigreichs als Nordirland (England, Wales, Schottland): Es gelten die normalen Verfahren und
Veterindrkontrollen.
Weitere Informationen: Anhang Ill der Delegierten Verordnung (EU) 2019/2122 der Kommission

Gesundheit und
verbraucher
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Europdische
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2. Anhang Il wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,Es besteht die Gefahr, dass Tierseuchen in die Europdische Union (EU) eingeschleppt werden (¥). Deshalb gibt es
strenge Verfahren fiir die Einfuhr bestimmter tierischer Erzeugnisse in die EU. Diese Verfahren gelten allerdings
nicht fiir die Ein- und Ausfuhr tierischer Erzeugnisse in diefaus den EU-Mitgliedstaaten sowie fiir die Einfuhr
geringer Mengen tierischer Erzeugnisse fiir den eigenen Verbrauch aus Andorra, Island, Liechtenstein, Norwegen,
San Marino und der Schweiz.

(*) Im Einklang mit dem Abkommen {iber den Austritt des Vereinigten Konigreichs Grofbritannien und Nordirland
aus der Europdischen Union und der Europdischen Atomgemeinschaft und insbesondere nach Artikel 5 Absatz 4
des Protokolls zu Irland/Nordirland in Verbindung mit Anhang 2 dieses Protokolls schliefSen Bezugnahmen auf
die Europdische Union in diesem Anhang das Vereinigte Konigreich in Bezug auf Nordirland ein.”

b) Die Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

,Die folgenden Erzeugnisse diirfen in die EU eingefithrt werden, sofern sie die unter den Abschnitten 1 bis 5
angegebenen Bedingungen und Gewichtsbeschrankungen erfiillen.”

¢) In Abschnitt 3, ,Aus gesundheitlichen Griinden benotigtes Heimtierfutter, erhalt der Einleitungssatz folgende
Fassung:

,Sie diirfen nur dann aus gesundheitlichen Griinden benotigtes Heimtierfutter fiir das Heimtier, das den Passagier
begleitet, in die EU mitbringen oder versenden, wenn die folgenden Bedingungen erfiillt werden:

d) Abschnitt 7, ,Ausgenommene Erzeugnisse®, erhalt folgende Fassung:

,Die Vorschriften der Abschnitte 1 bis 6 gelten nicht fur die folgenden Erzeugnisse, wenn die Anforderungen des
Artikels 3 Absatz 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2021/630 der Kommission (**) erfiillt sind:

— Stibwaren, Schokolade und andere kakaohaltige Lebensmittelzubereitungen;

— Teigwaren, Nudeln und Couscous;

— Brot, Kuchen, Kekse, Waffeln und Oblaten, Zwieback, gerostetes Brot und dhnliche gerdstete Waren;
— mit Fisch gefiillte Oliven;

— Ausziige, Essenzen und Konzentrate aus Kaffee, Tee oder Mate und Zubereitungen auf der Grundlage dieser
Waren oder auf der Grundlage von Kaffee, Tee oder Mate;

— gerostete Zichorien und andere gerostete Kaffeemittel sowie Ausziige, Essenzen und Konzentrate hieraus;
— fur Endverbraucher abgepackte Fleischbrithen und Suppenaromen;

— fiir Endverbraucher abgepackte Nahrungserginzungsmittel, die tierische Verarbeitungserzeugnisse
(einschliefSlich Glucosamin, Chondroitin und/oder Chitosan) enthalten;

— Likér;

(**) Delegierte Verordnung (EU) 2021630 der Kommission vom 16. Februar 2021 zur Ergdnzung der Verordnung
(EU) 2017/625 des Europdischen Parlaments und des Rates hinsichtlich bestimmter Kategorien von Waren, die
von amtlichen Kontrollen an Grenzkontrollstellen ausgenommen sind, sowie zur Anderung der Entscheidung
2007/275/EG der Kommission (ABL L 132 vom 19.4.2021, S. 17).”
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2090 DER KOMMISSION
vom 25. November 2021

zur Verweigerung der Zulassung von Titandioxid als Futtermittelzusatzstoff fiir alle Tierarten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1) Gemif der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 miissen Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernihrung zugelassen
werden, und es sind die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung oder Verweigerung einer solchen
Zulassung darin festgelegt. Artikel 10 der genannten Verordnung sieht fur Zusatzstoffe, die gemifl der Richtlinie
70/524/EWG des Rates (?) zugelassen wurden, eine Neubewertung vor.

(2)  Titandioxid wurde gemifl der Richtlinie 70/524/EWG auf unbegrenzte Zeit als Farbstoff (Stoffe, die in
gemeinschaftlichen Vorschriften zur Firbung von Lebensmitteln zugelassen sind) fiir Katzen und Hunde zugelassen.
Es wurde zudem unter bestimmten Voraussetzungen auch fiir Futtermittel fiir alle anderen Tierarten als Katzen und
Hunde auf unbegrenzte Zeit zugelassen. In der Folge wurde dieses Produkt gemifs Artikel 10 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 als bereits bestehendes Produkt in das Register der Futtermittelzusatzstoffe
eingetragen.

(3)  Gemifl Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 in Verbindung mit deren Artikel 7 wurde ein
Antrag auf Neubewertung von Titandioxid als Zusatzstoff in Futtermitteln fur alle Tierarten gestellt. Der
Antragsteller beantragte die Einordnung des Zusatzstoffs in die Zusatzstoffkategorie ,sensorische Zusatzstoffe* und
die Funktionsgruppe ,Farbstoffe: Stoffe, die einem Futtermittel Farbe geben oder die Farbe in einem Futtermittel
wiederherstellen“. Dem Antrag waren die gemifS Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(4)  Die Europiische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,Behorde®) stellte in threm Gutachten vom 5. Mai
2021 () fest, dass keine abschlieende Aussage iiber die Sicherheit von Titandioxid fur die Zieltierart, die
Verbraucherinnen und Verbraucher und die Umwelt getroffen werden konnte, da keine spezifischen Daten zur
Verwendung von Titandioxid als Futtermittelzusatzstoff vorliegen und die Genotoxizitdt von Titandioxid-Partikeln
nicht ausgeschlossen werden konnte; dies wirft potenzielle Bedenken hinsichtlich der Sicherheit des Zusatzstoffs fiir
die Zieltierart (insbesondere fiir langlebige Tiere und Zuchttiere), Verbraucherinnen und Verbraucher sowie
Nutzerinnen und Nutzer auf. Da die entsprechenden Studien mit Titandioxid nicht vorliegen, konnte die Behorde
keine Aussage iiber die Priiffung der Auswirkungen des Zusatzstoffs auf Augen und Haut treffen. Die Behorde wies
ferner darauf hin, dass Titandioxid beim Einatmen potenziell ein karzinogenes Risiko fiir Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer darstelle und — da die Genotoxizitdt von Titandioxid-Partikeln nicht ausgeschlossen werden kann —
dies als zusitzliches potenzielles Problem fiir Nutzerinnen und Nutzer, die den Zusatzstoff handhaben, anzusehen
sei. Auflerdem priifte die Behorde den Bericht iiber die Methode zur Analyse der Futtermittelzusatzstoffe in
Futtermitteln, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hatte.

(5)  Aus dem Gutachten der Behorde vom 5. Mai 2021 geht daher hervor, dass nicht nachgewiesen werden konnte, dass
Titandioxid als Futtermittelzusatzstoff in der Funktionsgruppe ,Farbstoffe: Stoffe, die einem Futtermittel Farbe geben
oder die Farbe in einem Futtermittel wiederherstellen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Gesundheit von
Mensch und Tier oder auf die Umwelt hat.

() ABLL 268 vom 18.10.2003, S. 29.

() Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom 23. November 1970 iiber Zusatzstoffe in der Tierernihrung (ABL L 270 vom 14.12.1970,
S. 1).

(*) EFSA Journal 2021;19(6):6630.
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(6)  Die Bewertung von Titandioxid hat somit ergeben, dass die Bedingungen fiir die Zulassung gemifl Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 nicht erfiillt sind, und daher sollte die Zulassung von Titandioxid als Futtermittelzu-
satzstoff der Funktionsgruppe ,Farbstoffe: Stoffe, die einem Futtermittel Farbe geben oder die Farbe in einem
Futtermittel wiederherstellen” verweigert werden.

(7)  Dabher sollten der Futtermittelzusatzstoff Titandioxid sowie Futtermittel, die diesen enthalten, so bald wie maglich
vom Markt genommen werden. Jedoch sollte ein begrenzter Zeitraum fiir die Riicknahme der vorhandenen
Bestinde dieser Produkte vom Markt gewihrt werden, damit die Wirtschaftsbeteiligten der Riicknahmepflicht
ordnungsgemifl nachkommen konnen.

(8)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesechenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Verweigerung der Zulassung
Die Zulassung von Titandioxid (E 171) als Zusatzstoff zur Verwendung in der Tiererndhrung in der Zusatzstoffkategorie

,sensorische Zusatzstoffe* und der Funktionsgruppe ,Farbstoffe: Stoffe, die einem Futtermittel Farbe geben oder die Farbe
in einem Futtermittel wiederherstellen” wird verweigert.

Artikel 2

Riicknahme vom Markt

(1) Vorhandene Bestinde des in Artikel 1 genannten Zusatzstoffs und von Vormischungen, die diesen enthalten, werden
bis zum 20. Mérz 2022 vom Markt genommen.

(2)  Futtermittel-Ausgangserzeugnisse und Mischfuttermittel, die vor dem 20. Mérz 2022 mit dem Zusatzstoff oder den
Vormischungen nach Absatz 1 hergestellt wurden, werden bis zum 20. Juni 2022 vom Markt genommen.
Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 25. November 2021

Fiir die Kommission
Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2091 DER KOMMISSION
vom 26. November 2021

iiber die Erstattung der vom Haushaltsjahr 2021 iibertragenen Mittel gemifl Artikel 26 Absatz 5 der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 tiber
die Finanzierung, die Verwaltung und das Kontrollsystem der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Authebung der
Verordnungen (EWG) Nr. 352/78, (EG) Nr. 165/94, (EG) Nr. 2799/98, (EG) Nr. 814/2000, (EG) Nr. 1290/2005 und (EG)
Nr. 485/2008 des Rates ('), insbesondere auf Artikel 26 Absatz 6,

nach Anhorung des Ausschusses fiir die Agrarfonds,
in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  Gemaif Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen
Parlaments und des Rates (}) konnen nicht gebundene Mittel fiir Manahmen gemif8 Artikel 4 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013, die aus dem Europdischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL) finanziert
werden, auf das folgende Haushaltsjahr iibertragen werden. Diese Ubertragung ist auf 2 % der urspriinglich vom
Europdischen Parlament und vom Rat bereitgestellten Mittel und auf den Betrag der im vorausgehenden
Haushaltsjahr vorgenommen Anpassung der Direktzahlungen gemif Artikel 8 der Verordnung (EU)
Nr. 1307/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (°) begrenzt.

(2)  Gemifl Artikel 26 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 erstatten die Mitgliedstaaten abweichend von
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 die gemdfl Artikel 12 Absatz 2
Unterabsatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 ibertragenen Mittel den Endempfingern, die
in dem Haushaltsjahr, auf das die Mittel tibertragen werden, von dem Anpassungssatz betroffen sind. Diese
Erstattung betrifft nur Beglinstigte in den Mitgliedstaaten, in denen im vorangegangenen Haushaltsjahr die
Haushaltsdisziplin (*) angewandt wurde.

(3)  Bei der Festsetzung des zu erstattenden Ubertragungsbetrags werden gemif Artikel 26 Absatz 7 der Verordnung
(EU) Nr. 1306/2013 die Betrige der Reserve fiir Krisen im Agrarsektor gemdff Artikel 25 der genannten
Verordnung, die bis Ende des Haushaltsjahres nicht fiir Krisenmaffnahmen bereitgestellt wurden, beriicksichtigt.

(4)  Gemifl Artikel 1 Absatz 1 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1801 der Kommission (°) wird die Haushalts-
disziplin auf Direktzahlungen fiir das Kalenderjahr 2020 angewandt, um die Reserve fiir Krisen zu bilden und die
jdhrlichen Obergrenzen gemif Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 einzuhalten. Die Reserve fiir Krisen
wurde im Haushaltsjahr 2021 nicht in Anspruch genommen. Auf der Grundlage der Ausfithrung der EGFL-Mittel
2021 in geteilter Mittelverwaltung fiir den Zeitraum vom 16. Oktober 2020 bis zum 15. Oktober 2021 und einer
geschitzten Ausfithrung im Wege der direkten Mittelverwaltung vom 1. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021
werden aufSerdem zusitzliche nicht gebundene Mittel im EGFL-Haushaltsplan 2021 bleiben.

() ABLL 347 vom 20.12.2013, S. 549.

(%) Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juli 2018 iiber die Haushaltsordnung fiir
den Gesamthaushaltsplan der Union, zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr. 1296/2013, (EU) Nr. 1301/2013, (EU)
Nr. 1303/2013, (EU) Nr. 1304/2013, (EU) Nr. 1309/2013, (EU) Nr. 1316/2013, (EU) Nr. 223/2014, (EU) Nr. 283/2014 und des
Beschlusses Nr. 541/2014/EU sowie zur Authebung der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (ABL. L 193 vom 30.7.2018, S. 1).

() Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit Vorschriften iiber
Direktzahlungen an Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe im Rahmen von Stiitzungsregelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik und
zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 637/2008 und der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 des Rates (ABL. L 347 vom 20.12.2013,
S. 608).

() Die Haushaltsdisziplin wurde gemaf8 Artikel 8 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 im Haushaltsjahr 2021 in Kroatien nicht
angewandt.

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2020/1801 der Kommission vom 30. November 2020 zur Festsetzung des Anpassungssatzes fiir
Direktzahlungen gemif der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates fiir das Kalenderjahr 2020
(ABL. L 402 vom 1.12.2020, S. 49).
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(5)  Den Ausgabenerklarungen der Mitgliedstaaten fiir den Zeitraum vom 16. Oktober 2020 bis zum 15. Oktober 2021
zufolge belduft sich die von den Mitgliedstaaten effektiv angewendete Kiirzung aufgrund der Haushaltsdisziplin im
Haushaltsjahr 2021 auf 879,8 Mio. EUR.

(6)  Von diesem Betrag der im Haushaltsjahr 2021 angewandten Haushaltsdisziplin k6nnen 686,4 Mio. EUR nicht in
Anspruch genommener Mittel, die 2 % der urspriinglichen Mittel fiir Manahmen gemif Artikel 4 Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 nicht iibersteigen, im Einklang mit einem Beschluss der Kommission gemif§
Artikel 12 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) 20181046 auf das Haushaltsjahr 2022 iibertragen werden.

(7)  Um sicherzustellen, dass die infolge der Anwendung der Haushaltsdisziplin nicht in Anspruch genommenen Mittel,
die den Endempfingern erstattet werden, in einem angemessenen Verhltnis zum Betrag der Anpassung im Rahmen
der Haushaltsdisziplin bleiben, sollte die Kommission festlegen, welche Betrdge den Mitgliedstaaten fiir die Erstattung
zur Verfiigung stehen.

(8)  Damit die Mitgliedstaaten keine zusitzliche Zahlung fiir diese Erstattung leisten miissen, muss die vorliegende
Verordnung ab dem 1. Dezember 2021 gelten. Die mit dieser Verordnung festgesetzten Betrige sind somit
endgiiltig und gelten unbeschadet der Anwendung von Kirzungen gemifl Artikel 41 der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013, anderer Berichtigungen, die in dem Beschluss iiber die monatlichen Zahlungen fur die Ausgaben
der Zahlstellen der Mitgliedstaaten fiir Oktober 2021 gemdf Artikel 18 Absatz 3 der Verordnung (EU)
Nr. 1306/2013 beriicksichtigt werden, sowie aller Abziige und zusitzlichen Zahlungen gemaf$ Artikel 18 Absatz 4
derselben Verordnung oder aller Beschliisse im Rahmen des Rechnungsabschlussverfahrens.

(9)  Gemif dem einleitenden Satz des Artikels 12 Absatz 2 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 konnen die nicht
gebundenen Mittel ausschlieflich auf das folgende Haushaltsjahr tibertragen werden. Es empfiehlt sich daher, dass die
Kommission die Daten fir die Forderfahigkeit der Ausgaben der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der
Erstattung gemdfl Artikel 26 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 unter Zugrundelegung des Agrar-
Haushaltsjahres gemafd Artikel 39 der genannten Verordnung festlegt.

(10) In Anbetracht der kurzen Zeitspanne zwischen der Mitteilung iiber die Ausfithrung der EGFL-Mittel 2021 in geteilter
Mittelverwaltung fiir den Zeitraum vom 16. Oktober 2020 bis zum 15. Oktober 2021 durch die Mitgliedstaaten und
dem Zeitpunkt, ab dem diese Verordnung gelten muss, d. h. ab dem 1. Dezember 2021, sollte diese Verordnung am
Tag ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Im Anhang dieser Verordnung ist die Hohe der Mittel festgesetzt, die gemafs Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe d
und Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 vom Haushaltsjahr 2021 iibertragen
werden und die gemif$ Artikel 26 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013 den Mitgliedstaaten fiir die Erstattung an
die Endempfinger, die im Haushaltsjahr 2022 von dem Anpassungssatz betroffen sind, bereitgestellt werden.

Die Mittel, die iibertragen werden, unterliegen dem Ubertragungsbeschluss der Kommission geméf Artikel 12 Absatz 3 der
Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046.

Artikel 2

Die Ausgaben der Mitgliedstaaten im Zusammenhang mit der Erstattung der iibertragenen Mittel kommen nur dann fiir
eine Unionsfinanzierung in Betracht, wenn die betreffenden Betrige vor dem 16. Oktober 2022 an die Begiinstigten
ausgezahlt wurden.

Artikel 3

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veréffentlichung im Amtsblatt der Europdgischen Union in Kraft.



L 427/164 Amtsblatt der Europaischen Union 30.11.2021

Sie gilt ab dem 1. Dezember 2021.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 26. November 2021

Fiir die Kommission,
im Namen der Présidentin,
Wolfgang BURTSCHER
Generaldirektor
Generaldirektion Landwirtschaft und landliche Entwicklung
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ANHANG
Fiir die Erstattung iibertragener Mittel verfiigbare Betriige
(Betriige in EUR)

Belgien 10148 502
Bulgarien 17 260 226
Tschechien 18 592308
Dédnemark 16 896 943
Deutschland 93879410
Estland 3367730
Irland 21755772
Griechenland 27014 459
Spanien 93988531
Frankreich 140942719
Italien 59291 647
Zypern 566767
Lettland 5308 382
Litauen 8354220
Luxemburg 716 220
Ungarn 24904 327
Malta 60357
Niederlande 13043131
Osterreich 11588177
Polen 43034502
Portugal 12813987
Rumaénien 29917025
Slowenien 1503290
Slowakei 8375694
Finnland 9928403
Schweden 13184745
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2092 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung von Kaliumdiformiat als Futtermittelzusatzstoff fiir Mastschweine und entwéhnte
Ferkel

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernahrung
zugelassen werden miissen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2)  Gemif Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung von Kaliumdiformiat gestellt.
Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und
Unterlagen beigefiigt.

(3)  Der Antrag betrifft die Zulassung von Kaliumdiformiat, das in die Kategorie ,technologische Zusatzstoffe
einzuordnen ist, als Futtermittelzusatzstoff fiir Mastschweine und entwohnte Ferkel.

(4)  Die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde) zog in ihrem Gutachten vom
5. Mai 2021 (%) den Schluss, dass Kaliumdiformiat unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine
schidlichen Auswirkungen auf die Tiergesundheit, die Verbrauchersicherheit oder die Umwelt hat. Sie stellte ferner
fest, dass der Stoff fur Atemwege und Haut unbedenklich ist, jedoch augenreizend wirkt. Daher ist die Kommission
der Auffassung, dass geeignete Schutzmafinahmen ergriffen werden sollten, um schidliche Auswirkungen auf die
menschliche Gesundheit, insbesondere in Bezug auf die Verwender des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die Behorde
gelangte dariiber hinaus zu dem Schluss, dass der Stoff als technologischer Zusatzstoff in Futtermitteln wirksam sein
kann. Sie hat auerdem den Bericht iiber die Methoden zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln
gepriift, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5)  Die Bewertung von Kaliumdiformiat hat ergeben, dass die Bedingungen fiir die Zulassung gemaf Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfullt sind. Daher sollte die Verwendung dieses Stoffs gemafs den Angaben im
Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der im Anhang beschriebene Stoff, der in die Zusatzstoffkategorie ,technologische Zusatzstoffe* und die Funktionsgruppe
,Saureregulatoren” einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgefihrten Bedingungen als Zusatzstoff in der
Tiererndhrung zugelassen.

() ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
() EFSA Journal 2021;19(5):6617.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG
Mindestge- | Hochstge-
halt halt
Kennnum-
mer des Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, Tierart oder Hochstal- mg/kg Sonstice Bestimmuneen Geltungsdauer
Zusatzst- Beschreibung, Analysemethode Tierkategorie ter Alleinfuttermittel mit 8 g der Zulassung
offs einem
Feuchtigkeitsgehalt von
12 %
Kategorie: technologische Zusatzstoffe
Funktionsgruppe: Siureregulatoren
1j001 Kaliumdiformiat | Zusammensetzung des Zusatzstoffs Mastschweine — — 6000 |1. InderGebrauchsanweisung fiirden Zu- | 20. Dezember

Kaliumdiformiat > 98 %

Charakterisierung des Wirkstoffs
Kaliumdiformiat

CAS-Nr.: 20642-05-1
Einecs-Nr.: 243-934-6
C,H;0,K

Analysemethode (')

Zur Bestimmung von Kaliumdiformiat

(als Gesamtameisensdure) im

Futtermittelzusatzstoff, in den

Vormischungen und in den

Futtermitteln:

— Jonenchromatografie mit Leitfdhig-
keitsdetektion (IC-CD) —EN 17294.

Zur Bestimmung von Kalium im

Futtermittelzusatzstoft:

— Atomabsorptionsspektrometrie
(AAS) — ENISO 6869 oder

— Atomemissionsspektrometrie  mit
induktiv gekoppeltem Plasma (ICP-
AES) —EN 15510

Entwohnte Ferkel

satzstoff und die Vormischungen sind
die Lagerbedingungen anzugeben.

. Der Gehalt an Kaliumdiformiat darf

hochstens 6000 mg/kg
Alleinfuttermittel mit einem
Feuchtigkeitsgehalt von 12 %

betragen, sowohl bei Verwendung
allein als Saureregulator als auch bei
Verwendung in Kombination mit
anderen Kaliumdiformiatquellen.

. Die Futtermittelunternehmer miissen

fur die Verwender des Zusatzstoffs
und der Vormischungen operative Ver-
fahren und organisatorische Mafinah-
men festlegen, um potenzielle Risiken
aufgrund der Verwendung des Stoffs zu
vermeiden. Konnen diese Risiken durch
solche Verfahren und Mafinahmen
nicht beseitigt oder auf ein Minimum
reduziert werden, so sind Zusatzstoff
und Vormischungen mit personlicher
Schutzausriistung, einschlieflich Au-
genschutz, zu verwenden.

2031

(") Néhere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.culjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2093 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung von Dinatrium-5"-guanylat als Futtermittelzusatzstoff fiir alle Tierarten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung
zugelassen werden miissen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren fur die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2)  Gemif Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung von Dinatrium-5-guanylat
gestellt. Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen
Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(3)  Der Antrag betrifft die Zulassung von Dinatrium-5-guanylat, das in die Zusatzstoffkategorie ,sensorische
Zusatzstoffe* und die Funktionsgruppe ,Aromastoffe” einzuordnen ist, als Futtermittelzusatzstoft fur alle Tierarten.

(4)  Der Antragsteller beantragte, dass Dinatrium-5-guanylat auch zur Verwendung in Trinkwasser zugelassen wird.
Gemif$ der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 ist jedoch die Zulassung von ,Aromastoffen” zur Verwendung in
Trankwasser nicht erlaubt. Daher sollte die Verwendung von Dinatrium-5-guanylat in Trinkwasser nicht zugelassen
werden.

(5)  Die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde) zog in ihrem Gutachten vom
5. Mai 2021 (% den Schluss, dass Dinatrium-5-guanylat unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen
keine schadlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch und Tier oder auf die Umwelt hat.

(6)  Sie stellte weiter fest, dass Dinatrium-5'-guanylat zur Verbesserung des Geschmacks von Futtermitteln beitrdgt. Die
Behorde hat auferdem den Bericht @iber die Methoden zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln
gepriift, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(7)  Die Bewertung von Dinatrium-5'-guanylat hat ergeben, dass die Bedingungen fiir die Zulassung gemif$ Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfullt sind. Daher sollte die Verwendung dieses Stoffs gemaff den Angaben im
Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(8)  Es sollten bestimmte Bedingungen vorgesehen werden, um eine bessere Kontrolle zu ermdoglichen. Insbesondere
sollte auf dem Etikett der Futtermittelzusatzstoffe ein empfohlener Gehalt angegeben werden. Wird ein solcher
Gehalt tiberschritten, sollten auf dem Etikett der Vormischungen bestimmte Angaben gemacht werden.

(9)  Der Umstand, dass die Verwendung von Dinatrium-5-guanylat als Aromastoff in Trinkwasser nicht zuldssig ist,
schlieft seine Verwendung in Mischfuttermitteln, die iiber das Trankwasser verabreicht werden, nicht aus.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

() ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(*) EFSA Journal 2021;19(6):6619.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Der im Anhang beschriebene Stoff, der in die Zusatzstoffkategorie ,sensorische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe
»Aromastoffe” einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgefithrten Bedingungen als Zusatzstoff in der Tiererndhrung
zugelassen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG

Mindestge- | Hochstge-
halt halt
Name des . . Tierart . .
Kennnummer | - osine | Zusatzstoff | ZUsammensetzung, chemische Bezeichnung, |  oder Hochstal- mg W1rkst9ff/kg . Sonstive Bestimmuneen Geltungsdauer
des Zusatzstoffs haber% Beschreibung, Analysemethode Tierkateg- ter Allemfut?ermlttel mit 8 g der Zulassung
orie emem
Feuchtigkeitsgehalt von
12 %
Kategorie: sensorische Zusatzstoffe
Funktionsgruppe: Aromastoffe
2b627i — Dinatrium- | Zusammensetzung des Zusatzstoffs Alle — — — . Der Zusatzstoff wird Futtermitteln | 20. Dezember
5’-guanylat | Dinatrium-5’-guanylat (GMP). Tierarten als Vormischung beigegeben. 2031

Pulver
Charakterisierung des Wirkstoffs

Dinatrium-5'-guanylat (hydriert),
gewonnen mittels Corynebacterium
stationis KCCM 10530 und Escherichia coli
K-12 KFCC 11067.

Gewonnen durch Fermentierung.
Reinheit: mind. 97 %

Chemische Formel:
C10H12N5N3208P

CAS-Nr.: 5550-12-9
Einecs-Nr.: 226-914-1

Analysemethode (')

Zur Identifizierung von Dinatrium-5'-

guanylat (GMP) im

Futtermittelzusatzstoff:

— FAO JECFA monograph ,disodium
5-guanylate®.

. Inder Gebrauchsanweisung fiir den

Zusatzstoff und Vormischungen
sind die Lagerbedingungen und die
Stabilitit bei Warmebehandlung
anzugeben.

. Auf dem Etikett des Zusatzstoffs ist

Folgendes anzugeben:
~Empfohlener Hochstgehalt des
Wirkstoffs allein oder in
Kombination mit anderen
Ribonucleotiden bis zur selben
Hohe je kg Alleinfuttermittel mit
einem Feuchtigkeitsgehalt von
12 %: 50 mg*.

. Auf dem Etikett der Vormischung

sind die Funktionsgruppe, die
Kennnummer, die Bezeichnung so-
wie die zugesetzte Menge des
Wirkstoffs anzugeben, wenn der
auf dem Etikett der Vormischung
genannte Gehalt zu einer Uber-
schreitung des in Nummer 3 ge-
nannten Wirkstoffgehalts im Al-
leinfuttermittel fihren wiirde.
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Zur Bestimmung von Dinatrium-5-

guanylat (GMP) im

Futtermittelzusatzstoff, in Aromastoff-

Vormischungen und im Wasser:

— Hochleistungsfliissigchromatogra-
phie gekoppelt mit UV-Detektion
(HPLCUV)

(") Néhere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https:|[ec.europa.culjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021 /2094 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung von Decoquinat (Deccox und Avi-Deccox 60G) als Futtermittelzusatzstoff fiir
Masthiihner (Zulassungsinhaber: Zoetis Belgium SA) und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1289/2004

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag uiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 13 Absatz 3,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernihrung
zugelassen werden miissen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen
Zulassung. Artikel 10 der genannten Verordnung sieht fiir Zusatzstoffe, die gemaf der Richtlinie 70/524/EWG des
Rates () zugelassen wurden, eine Neubewertung vor.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 1289/2004 der Kommission () wurde Decoquinat gemif$ der Richtlinie 70/524/EWG
fir 10 Jahre als Futtermittelzusatzstoff fiir Masthithner zugelassen. In der Folge wurde dieser Zusatzstoff gemafd
Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 als bereits bestehendes Produkt in das Register der
Futtermittelzusatzstoffe eingetragen.

Nach Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 in Verbindung mit deren Artikel 7 wurde ein Antrag
auf Neubewertung des Stoffs Decoquinat als Futtermittelzusatzstoff fir Masthithner gestellt. Der Antragsteller
beantragte die Einordnung dieses Zusatzstoffs in die Zusatzstoftkategorie ,Kokzidiostatika und Histomonostatika“.
Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben
und Unterlagen beigeftigt.

Gemifl Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Anderung der
Zusammensetzung des Zusatzstoffs Decoquinat (Deccox) als Futtermittelzusatzstoff fiir Masthithner gestellt, der
insbesondere den Ersatz pflanzlicher Bestandteile durch Mineralstoffe betrifft. Der Antragsteller beantragte, beide
Zusammensetzungen des Zusatzstoffs auf dem Markt zu belassen. Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3
der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

Die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Behorde®) zog in ihren Gutachten vom
29. November 2018 (), 28. Januar 2021 () und 30. Oktober 2014 (%) den Schluss, dass der Stoff Decoquinat unter
den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine schidlichen Auswirkungen auf die Gesundheit von Mensch
und Tier oder auf die Umwelt hat und Kokzidiose verhindert. Sie stellte zudem fest, dass es keiner Wartezeit bedarf,
um die Sicherheit der Verbraucher zu gewahrleisten, und dass keine Riickstandshochstgehalte (RHG) erforderlich
sind. Die Behorde gelangte ferner zu dem Schluss, dass die beantragte Anderung der Trigerstoffe und der
physischen Form von Avi-Deccox 60G in Bezug auf Deccox dessen Sicherheit sowie dessen Eignung zur
Bekdmpfung von Kokzidiose nicht beeintrichtigt. Daher werden beide Formen des Zusatzstoffs im Hinblick auf die
Bekdmpfung von Kokzidiose als gleichwertig erachtet. Die Behorde zog den Schluss, dass ein Plan zur Uberwachung
nach dem Inverkehrbringen auf Resistenz gegen Eimeria spp. erstellt werden sollte. Sie hat auferdem den Bericht
tiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln gepriift, den das mit der Verordnung (EG)
Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

ABI. L 268 vom 18.10.2003, S. 29.

Richtlinie 70/524/EWG des Rates vom 23. November 1970 iiber Zusatzstoffe in der Tierernahrung (ABL L 270 vom 14.12.1970,
S. 1).

Verordnung (EG) Nr. 1289/2004 der Kommission vom 14. Juli 2004 iiber die Zulassung des zur Gruppe der Kokzidiostatika und
anderer Arzneimittel gehorenden Zusatzstoffes ,Deccox®* in Futtermitteln fiir zehn Jahre (ABL. L 243 vom 15.7.2004, S. 15).

EFSA Journal 2019;17(1):5541.

EFSA Journal 2021;19(3):6453.

EFSA Journal 2014;12(11):3905.
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(6)  Die Bewertung des Stoffs Decoquinat hat ergeben, dass die Bedingungen fiir die Zulassung gemafs Artikel 5 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfiillt sind. Daher sollte die Verwendung dieses Stoffs gemif$ den Angaben in den
Anhingen der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(7)  Im Interesse der Rechtssicherheit sollte die Verordnung (EG) Nr. 1289/2004 aufgehoben werden.

(8)  Da es nicht erforderlich ist, die Anderung der Zulassungsbedingungen aus Sicherheitsgriinden unverziiglich
anzuwenden, sollte den Beteiligten eine Ubergangsfrist eingerdumt werden, damit sie sich auf die neuen
Anforderungen vorbereiten konnen, die sich aus der Zulassung ergeben.

(9)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Zulassung
Der in den Anhdngen beschriebene Stoff Decoquinat, der in die Zusatzstoffkategorie ,Kokzidiostatika und
Histomonostatika“ einzuordnen ist, wird unter den in den Anhdngen aufgefithrten Bedingungen als Zusatzstoff in der
Tiererndhrung zugelassen.
Artikel 2
Aufhebung
Die Verordnung (EG) Nr. 1289/2004 wird aufgehoben.

Artikel 3
Ubergangsmainahmen
Der in Anhang I beschriebene Stoff und die diesen Stoff enthaltenden Futtermittel, die vor dem 20. Juni 2022 gemif$ den
vor dem 20. Dezember 2021 geltenden Bestimmungen hergestellt und gekennzeichnet werden, diirfen bis zur
Erschopfung der Bestinde weiter in Verkehr gebracht und verwendet werden.
Artikel 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021
Fiir die Kommission

Die Prdsidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG I

Mindestge- | Hochstge-
halt halt

Kennnummer Name dfzs Zusammensetzung, che.:mlsche Tierart oder | Hochstal- mg Wirkstoff/kg ' . Geltungsdauer
des Zulassungsinha- Zusatzstoff Bezeichnung, Beschreibung, . . ; : : Sonstige Bestimmungen

Tierkategorie ter Alleinfuttermittel mit der Zulassung

Zusatzstoffs bers Analysemethode cinem

Feuchtigkeitsgehalt von
12 %
Zusatzstoffkategorie: Kokzidiostatika und Histomonostatika
51756i Zoetis Belgium | Decoquinat Zusammensetzung des Zusatzstoffs Masthithner 30 40 . In der Gebrauchsanweisung fiir| 20.12.2031
SA (Deccox) den Zusatzstoff und Vormi-

Decoquinat: 60,0 g/kg

Sojaol: 28,5 gkg

Kolloidales Siliciumdioxid: 0,6 g/kg
Weizenfuttermehl: gs 1 kg

Charakterisierung des Wirkstoffs

Decoquinat

Cy4H35NO;
Ethyl-6-decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carboxylat
CAS-Nr.: 18507-89-6

Verwandte Verunreinigungen:
6-Decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carbonsaure:
<0,5%
Methyl-6-decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carboxylat:
<1,0%

Diethyl-4-decycloxy-
3-ethoxyanilinomethylenmalonat
(Anilinverbindung) < 0,5 %

Analysemethode (')

Zur Bestimmung von Decoquinat im
Futtermittelzusatzstoff, in den
Vormischungen und in den
Futtermitteln:

schungen sind die Lagerbedin-
gungen und die Stabilitit bei
Wirmebehandlung anzugeben.

. Der Zusatzstoff wird Mischfut-

termitteln als Vormischung bei-
gegeben.

. Der Zusatzstoff darf nicht mit

anderen Kokzidiostatika ge-
mischt werden.

. Der Zulassungsinhaber hat Pro-

gramme zur Uberwachung
nach dem Inverkehrbringen
auf Resistenz gegen Bakterien
und Eimeria spp. durchzufiih-
ren.

. Die Futtermittelunternehmer

miissen fiir die Verwender von
Zusatzstoff und Vormischun-
gen operative Verfahren und or-
ganisatorische ~ Maflnahmen
festlegen, um potenzielle Risi-
ken bei der Verwendung zu ver-
meiden. Konnen diese Risiken
durch solche Verfahren und

120 1T°0¢

[3d ]

uorun udydsiedoing 1op ne[qsIUry

SLT/LTh T



Umkehrphasen-
Hochleistungsfliissigchromatografie
mit Fluoreszenzdetektion
(RP-HPLC-FL) — EN 16162

Mafnahmen nicht beseitigt
oder auf ein Minimum reduziert
werden, so ist bei der Handha-
bung des Zusatzstoffs und der
Vormischungen eine personli-
che Schutzausriistung zu tra-

gen.

(") Néhere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.
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ANHANG II

Mindestge- | Hochstge-
halt halt

Kennnummer Name dfzs Zusammensetzung, che.:mlsche Tierart oder | Hochstal- mg Wirkstoff/kg ' . Geltungsdauer
des Zulassungsinha- Zusatzstoff Bezeichnung, Beschreibung, . . ; : : Sonstige Bestimmungen

Tierkategorie ter Alleinfuttermittel mit der Zulassung

Zusatzstoffs bers Analysemethode cinem

Feuchtigkeitsgehalt von
12 %
Zusatzstoffkategorie: Kokzidiostatika und Histomonostatika

51756ii Zoetis Belgium | Decoquinat Zusammensetzung des Zusatzstoffs Masthithner 30 40 . In der Gebrauchsanweisung fiir| 20.12.2031

SA

(Avi-Deccox
60G)

Decoquinat: 60,0 g/kg

Kolloidales Siliciumdioxid: 0,6 g/kg
Siliciumdioxid: 4,0 g/kg
Carboxymethylcellulose-Natrium:
30,0 g/kg

Calciumsulfat-Dihydrat: gs bis 1
000,0 g

Charakterisierung des Wirkstoffs

Decoquinat

Cy4H35NO;
Ethyl-6-decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carboxylat
CAS-Nr.: 18507-89-6

Verwandte Verunreinigungen:
6-Decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carbonsiure:
<0,5%
Methyl-6-decycloxy-7-ethoxy-
4-hydroxyquinolin-3-carboxylat:
<1,0%

Diethyl-4-decycloxy-
3-ethoxyanilinomethylenmalonat
(Anilinverbindung) < 0,5 %

Analysemethode (')

den Zusatzstoff und Vormi-
schungen sind die Lagerbedin-
gungen und die Stabilitit bei
Wirmebehandlung anzugeben.

. Der Zusatzstoff wird Mischfut-

termitteln als Vormischung bei-
gegeben.

. Der Zusatzstoff darf nicht mit

anderen Kokzidiostatika ge-
mischt werden.

. Der Zulassungsinhaber hat Pro-

gramme zur Uberwachung
nach dem Inverkehrbringen
auf Resistenz gegen Bakterien
und Eimeria spp. durchzufiih-
ren.

. Die Futtermittelunternehmer

miissen fiir die Verwender von
Zusatzstoff und Vormischun-
gen operative Verfahren und or-
ganisatorische ~ Mafinahmen
festlegen, um potenzielle Risi-
ken bei der Verwendung zu ver-
meiden. Konnen diese Risiken
durch solche Verfahren und
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Zur Bestimmung von Decoquinat im
Futtermittelzusatzstoff, in den
Vormischungen und in den
Futtermitteln:

— Umkehrphasen-Hochleistungsf-
lilssigchromatografie mit Fluo-
reszenzdetektion
(RP-HPLC-FL) — EN 16162

Mafnahmen nicht beseitigt
oder auf ein Minimum reduziert
werden, so ist bei der Handha-
bung des Zusatzstoffs und der
Vormischungen eine personli-
che Schutzausriistung zu tra-
gen.

(") Néhere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2095 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung von L-Lysin-Base, L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat als
Futtermittelzusatzstoffe fiir alle Tierarten

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —

gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)

1

Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung
zugelassen werden miuissen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen Zulassung.

Gemif Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurden Antrdge auf Zulassung von L-Lysin-Base, L-Lysin-
Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat gestellt. Den Antrdgen waren die gemaf8 Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

Die Antrige betreffen die Zulassung von L-Lysin-Base und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus
Corynebacterium glutamicum KCCM 80183, von L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus
Corynebacterium glutamicum CCTCC M 2015595, sowie von L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus Corynebacterium
glutamicum KCCM 80227, als Futtermittelzusatzstoffe fiir alle Tierarten, wobei die Einordnung in die Zusatzstoff-
kategorie ,erndhrungsphysiologische Zusatzstoffe* und die Funktionsgruppe ,Aminosduren, deren Salze und
Analoge” vorzunehmen ist.

Die Europiische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden die ,Beh6rde®) gelangte in ihren Gutachten vom
17. Mérz 2021 (¥ () und 23. Juni 2021 () zu dem Schluss, dass L-Lysin-Base und L-Lysin-Monohydrochlorid,
gewonnen aus Corynebacterium glutamicum KCCM 80183, L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat, gewonnen
aus Corynebacterium glutamicum CCTCC M 2015595, sowie L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum
KCCM 80227, unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine schidlichen Auswirkungen auf die
Tiergesundheit, die Verbrauchersicherheit oder die Umwelt haben. In Bezug auf L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus
Corynebacterium glutamicum KCCM 80227, gelangte die Behorde zu dem Schluss, dass der Wirkstoff beim Einatmen
nicht toxisch wirkt, nicht haut- oder augenreizend ist und kein Hautallergen darstellt. Hinsichtlich der Sicherheit der
Verwender von L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum CCTCC M
2015595, konnte die Behorde weder ausschlieflen, dass ein Inhalationsrisiko besteht, noch dass der Wirkstoff haut-
oder augenreizend ist oder ein Hautallergen darstellt. Des Weiteren stellte die Behorde fest, dass L-Lysin-Base,
gewonnen aus Corynebacterium glutamicum KCCM 80183, ein Inhalationsrisiko birgt und dass L-Lysin-
Monohydrochlorid, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum KCCM 80183, ein Inhalationsrisiko birgt und leicht
augenreizend wirkt. Daher ist die Kommission der Auffassung, dass in Bezug auf die Formen von Lysin, die durch
Corynebacterium glutamicum CCTCC M 2015595 und Corynebacterium glutamicum KCCM 80183 gewonnen werden,
geeignete Schutzmafnahmen ergriffen werden sollten, um schidliche Auswirkungen auf die menschliche
Gesundheit, insbesondere bei den Verwendern des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die Behorde zog ferner den Schluss,
dass alle Zusatzstoffe fur alle Tierarten wirksame Quellen der Aminosdure L-Lysin darstellen und dass die
Zusatzstoffe, damit sie bei Wiederkduern genauso wirksam sind wie bei Nichtwiederkiuern, vor dem Abbau im
Pansen geschiitzt werden sollten. Besondere Vorgaben fiir die Uberwachung nach dem Inverkehrbringen hilt die
Behorde nicht fiir erforderlich. Sie hat auerdem die Berichte iiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzu-
satzstoffs in Futtermitteln gepriift, die das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor
vorgelegt hat.

(') ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
() EFSA Journal 2021;19(4):6520.
() EFSA Journal 2021;19(4):6537.
(*) EFSA Journal 2021;19(7):6706.
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(5)  Die Bewertungen von L-Lysin-Base und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum
KCCM 80183, von L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum
CCTCC M 2015595, sowie von L-Lysin-Sulfat, gewonnen aus Corynebacterium glutamicum KCCM 80227, haben
ergeben, dass die Bedingungen fuir die Zulassung gemif$ Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfullt sind.
Daher sollte die Verwendung dieser Stoffe gemif den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung
zugelassen werden.

(6)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen Ausschusses fiir
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die im Anhang genannten Stoffe und Zubereitungen, die in die Zusatzstoffkategorie ,erndhrungsphysiologische
Zusatzstoffe* und die Funktionsgruppe ,Aminosduren, deren Salze und Analoge“ einzuordnen sind, werden unter den im
Anhang aufgefiihrten Bedingungen als Zusatzstoffe in der Tiererndhrung zugelassen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG

Mindest- | Hochstge-
Kenn- gehalt halt
nummer | Name des Zusammensetzung, chemische . .
des Zulassung- | Zusatzstoff Bezeichnung, Beschreibung, _l:ljlerart oder | Hchstal- Aﬁl s %::satZSt.Off{kg. Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer
: ierkategorie ter einfuttermittel mit der Zulassung
Zusatzst- | sinhabers Analysemethode einem
offs Feuchtigkeitsgehalt
von 12 %
Kategorie: ernihrungsphysiologische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aminosiuren, deren Salze und Analoge
3¢320 — L-Lysin- |Zusammensetzung des Alle Tierarten - - — 1. In der Kennzeichnung des Zusatzstoffs ist|20.12.2031
Base Zusatzstoffs: der Lysingehalt anzugeben.
(flissig) | Zubereitung (wissrige Losung) aus

L-Lysin mit einem Mindestgehalt an 2. Der Zusatzstoff kann auch iiber das Trank-

L-Lysin von 50 % wasser verabreicht werden.

Charakterisierung des Wirkstoffs: 3. Obligatorischer Hinweis in der Kennzeich-

L-Lysin, gewonnen durch nung des Zusatzstoffs und der Vormischun-
Fermentierung mit Corynebacterium gen: ,Bei der Supplementierung mit L-Lysin,

glutamicum KCCM 80183 insbesondere tiber das Trankwasser, sollten

Chemische Formel: NH,-(CH,),-CH alle essenziellen und bedingt essenziellen
(NH,)-COOH Aminosduren beriicksichtigt werden, um ei-

CAS-Nr.: 56-87-1 ner unausgewogenen Erndhrung vorzubeu-
Analysemethoden (!): gem:

Zur Quantifizierung von Lysin im 4. Die Futtermittelunternehmer missen fiir die

Futtermittelzusatzstoff und in
Vormischungen mit einem
Lysingehalt von mehr als 10 %:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO
17180.

Zur Quantifizierung von Lysin in

Vormischungen, Mischfuttermitteln

und Einzelfuttermitteln:

Verwender des Zusatzstoffs und der Vormi-
schungen operative Verfahren und organisa-
torische Maffnahmen festlegen, um die po-
tenziellen Risiken durch Einatmen sowie
Augen- oder Hautkontakt zu vermeiden.
Koénnen diese Risiken durch solche Verfah-
ren und Maffnahmen nicht beseitigt oder auf
ein Minimum reduziert werden, so sind Zu-
satzstoff und Vormischungen mit geeigneter
personlicher Schutzausriistung, einschlief3-
lich Augen-, Haut- und Atemschutz, zu ver-
wenden.
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— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS) — Verordnung
(EG) Nr. 152/2009 der Kommis-
sion (Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im

Wasser:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD) oder

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS)

3¢322ii

L-Lysin-
Monohy-
drochlorid
(technisch
rein)

Zusammensetzung des
Zusatzstoffs:
L-Lysin-Monohydrochlorid-Pulver
mit einem Mindestgehalt an L-Lysin
von 78 % und einem maximalen
Feuchtigkeitsgehalt von 1,5 %

Charakterisierung des Wirkstoffs:
L-Lysin-Monohydrochlorid,
gewonnen durch Fermentierung mit
Corynebacterium glutamicum KCCM
80183 oder Corynebacterium
glutamicum CCTCC M 2015595
Chemische Formel: NH,-(CH,),-CH
(NH,)-COOH

CAS-Nr.: 657-27-2

Alle Tierarten

. In der Kennzeichnung des Zusatzstoffs ist

der Lysingehalt anzugeben.

. Der Zusatzstoff kann auch iiber das Triank-

wasser verabreicht werden.

. Obligatorischer Hinweis in der Kennzeich-

nung des Zusatzstoffs und der Vormischun-
gen: ,Bei der Supplementierung mit L-Lysin,
insbesondere iiber das Trankwasser, sollten
alle essenziellen und bedingt essenziellen
Aminosduren beriicksichtigt werden, um ei-
ner unausgewogenen Ernihrung vorzubeu-

“«

gen.

. Die Futtermittelunternehmer miissen fiir die

Verwender des Zusatzstoffs und der Vormi-
schungen operative Verfahren und organisa-
torische Maffnahmen festlegen, um die po-
tenziellen Risiken durch Einatmen sowie
Augen- oder Hautkontakt zu vermeiden.
Konnen diese Risiken durch solche Verfah-

20.12.2031
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Analysemethoden ('):

Zur Identifizierung von L-Lysin-

Monohydrochlorid im

Futtermittelzusatzstoff:

— ,L-lysine  monohydrochloride
monograph“ (Food Chemical
Codex).

Zur Quantifizierung von Lysin im

Futtermittelzusatzstoff und in

Vormischungen mit einem

Lysingehalt von mehr als 10 %:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO
17180.

Zur Quantifizierung von Lysin in

Vormischungen, Mischfuttermitteln

und Einzelfuttermitteln:

— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion ([EC-VIS) — Verordnung
(EG) Nr. 152/2009 der Kommis-
sion (Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im

Wasser:

— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsiulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD) oder

— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IECVIS)

ren und Maffnahmen nicht beseitigt oder auf
ein Minimum reduziert werden, so sind Zu-
satzstoff und Vormischungen mit geeigneter
personlicher Schutzausriistung, einschliefs-
lich Augen-, Haut- und Atemschutz, zu ver-
wenden.
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3¢325i

L-Lysin-
Sulfat

Zusammensetzung des
Zusatzstoffs:

Granulatzubereitung aus L-Lysin-
Sulfat mit einem Mindestgehalt an
L-Lysin von 52 %, einem
Hochstgehalt an Sulfat von 24 % und
einem maximalen
Feuchtigkeitsgehalt von 4 %

Charakterisierung des Wirkstoffs:
L-Lysin-Sulfat, gewonnen durch
Fermentierung mit Corynebacterium
glutamicum CCTCCM 2015595
Chemische Formel: C;, H,g
N,0,*H,SO,/[NH,-(C H,),-CH
(NH,)-COOH],S0,

CAS-Nr.: 60343-69-3

Analysemethoden ('):

Zur Quantifizierung von Lysin im

Futtermittelzusatzstoff und in

Vormischungen mit einem

Lysingehalt von mehr als 10 %:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VISFLD) — EN ISO
17180.

Zur Identifizierung von Sulfat im

Futtermittelzusatzstoff:

— Monografie des Europiischen
Arzneibuchs 20301.

Zur Quantifizierung von Lysin in

Vormischungen, Mischfuttermitteln

und Einzelfuttermitteln:

Alle Tierarten

10 000

. In der Kennzeichnung des Zusatzstoffs ist

der Gehalt an L-Lysin anzugeben.

. Der Zusatzstoff darf auch iiber das Trink-

wasser verabreicht werden.

. Obligatorischer Hinweis in der Kennzeich-

nung des Zusatzstoffs und der Vormischun-
gen: ,Bei der Supplementierung mit L-Lysin,
insbesondere iiber das Trinkwasser, sollten
alle essenziellen und bedingt essenziellen
Aminosduren beriicksichtigt werden, um ei-
ner unausgewogernen Ernihrung vorzubeu-

“

gen.

. Die Futtermittelunternehmer miissen fiir die

Verwender von Zusatzstoff und Vormi-
schungen operative Verfahren und organisa-
torische Mafinahmen festlegen, um potenz-
ielle Risiken durch Einatmen zu vermeiden.
Konnen diese Risiken durch solche Verfah-
ren und Mafinahmen nicht beseitigt oder auf
ein Minimum reduziert werden, so sind Zu-
satzstoff und Vormischungen mit personli-
cher  Schutzausriistung,  einschlieflich
Atemschutz, zu verwenden.

20.12.2031
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— lonenaustauschchromatografi e
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS) — Verordnung
(EG) Nr. 152/2009 der Kommis-
sion (Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im

Wasser:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD)

3c324i

L-Lysin-
Sulfat

Zusammensetzung des
Zusatzstoffs:

Granulatzubereitung aus L-Lysin-
Sulfat mit einem Mindestgehalt an
L-Lysin von 52 %, einem
Hochstgehalt an Sulfat von 24 % und
einem maximalen
Feuchtigkeitsgehalt von 4 %

Charakterisierung des Wirkstoffs:
L-Lysin-Sulfat, gewonnen durch
Fermentierung mit Corynebacterium
glutamicum KCCM 80227
Chemische Formel: C;, H,g
N,0,*H,S0,/[NH,~(C H,),-CH
(NH,)-COOH],S0,

CAS-Nr.: 60343-69-3

Analysemethoden (!):

Zur Quantifizierung von Lysin im
Futtermittelzusatzstoff und in
Vormischungen mit einem
Lysingehalt von mehr als 10 %:

Alle Tierarten

10 000

. In der Kennzeichnung des Zusatzstoffs ist

der Gehalt an L-Lysin anzugeben.

. Obligatorischer Hinweis in der Kennzeich-

nung des Zusatzstoffs und der Vormischun-
gen: ,Bei der Supplementierung mit L-Lysin
sollten alle essenziellen und bedingt essen-
ziellen Aminosduren beriicksichtigt werden,
um einer unausgewogenen Erndhrung vor-
zubeugen.”

20.12.2031
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— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO
17180.

Zur Identifizierung von Sulfat im

Futtermittelzusatzstoff:

— Monografie des Europiischen
Arzneibuchs 20301.

Zur Quantifizierung von Lysin in

Vormischungen, Mischfuttermitteln

und Einzelfuttermitteln:

— Ionenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS) — Verordnung
(EG) Nr. 152/2009 der Kommis-
sion (Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im

Wasser:

— lonenaustauschchromatografie
gekoppelt mit Nachsdulenderiva-
tisierung und optischer Detek-
tion (IEC-VIS/FLD)

(") Nahere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2096 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung von Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei CBS 143953 als Zusatzstoff in

Futtermitteln fiir alle Gefliigelarten, Mastschweine, Ferkel und alle Schweinearten von geringerer

wirtschaftlicher Bedeutung (Zulassungsinhaber: Danisco (UK) Ltd, in der Union vertreten durch
Genencor International B.V.)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulassung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tiererndhrung
sowie die Voraussetzungen und Verfahren fiir die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2)  Gemifl Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung einer Zubereitung aus
Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei CBS 143953 vorgelegt. Dem Antrag waren die gemidfl Artikel 7
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(3)  Der Antrag betrifft die Zulassung der in die Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe“ und in die
Funktionsgruppe ,Verdaulichkeitsforderer” einzuordnenden Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8)
aus Trichoderma reesei CBS 143953 als Zusatzstoff in Futtermitteln fiir alle Gefliigelarten, Mastschweine, Ferkel und
alle Schweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung.

(4)  Die Europdische Behorde fiir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,Behorde®) zog in ithrem Gutachten vom 17. Mérz
2021 (3 den Schluss, dass die Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei CBS 143953 unter den
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen als Zusatzstoff in Futtermitteln fiir alle Gefliigelarten, Mastschweine,
Ferkel und alle Schweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung keine nachteiligen Auswirkungen auf die
Tiergesundheit, die Verbrauchersicherheit oder die Umwelt hat. Die Behorde kam zu dem Schluss, dass dieser
Zusatzstoff als Inhalationsallergen und als potenziell augenreizend betrachtet werden sollte. Daher ist die
Kommission der Auffassung, dass geeignete Schutzmafnahmen ergriffen werden sollten, um nachteilige
Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit, insbesondere bei Verwendern des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die
Behorde kam zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff wihrend der Laktationsperiode als zootechnischer Zusatzstoff
bei Sauen wirksam sein kann. Besondere Vorgaben fiir die Uberwachung nach dem Inverkehrbringen hilt die
Behorde nicht fiir erforderlich. Sie hat auerdem den Bericht iiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzu-
satzstoffs in Futtermitteln gepriift, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor
vorgelegt hat.

(5)  Die Bewertung der Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase aus Trichoderma reesei CBS 143953 hat ergeben, dass die
Bedingungen fiir die Zulassung gemif$ Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfillt sind. Daher sollte die
Verwendung dieser Zubereitung gemafs den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(6)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesechenen Maffnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stindigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

() ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(*) EFSA Journal 2021;19(5):6539.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe* und die
Funktionsgruppe ,Verdaulichkeitsforderer* einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgefithrten Bedingungen als
Zusatzstoff in der Tiererndhrung zugelassen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021

Fiir die Kommission
Die Présidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG

Kennnum- ) Mindestgehalt | Hochstgehalt
mer des Name des Zusammensetzung, chemische Tierart oder Hochstal- P : : Geltungsdauer der
7 Zulassungsinha- Zusatzstoff Bezeichnung, Beschreibung, Tierk . Aktivitit/kg Alleinfuttermittel |  Sonstige Bestimmungen 7 Elg
usatzst- bere Analysemethode ierkategorie ter mit einem Feuchtigkeitsgehalt ulassung
offs S
von 12 %
Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsférderer.
4all Danisco (UK) Ltd, | Endo-1,4-beta- | Zusammensetzung des Alle - 625U - . In der Gebrauchsan-| 20.12.2031
in der Union Xylanase (EC Zusatzstoffs Gefliigelarten weisung fur den Zu-
vertreten durch | 3.2.1.8) 7 ubereit s Endo-1 4-bet ) satzstoff und Vormi-
Genencor ubereitung aus tndo-1,4-beta- | Mastschweine 2000U schungen sind die
X Xylanase (EC 3.2.1.8) aus Ferkel (Saug- und i
International B.V. . . , S Lagerbedingungen
Trichoderma reesei CBS 143953 mit |  Absetzferkel) 1 die Stabilitit bei
iner Mindestaktivitat von 40 000 | Alle Schwei une die Stablitat bel
S?ezl) € schwelnear- Wiirmebehandlung an-
g ten von geringe- zugeben.

Charakterisierung des
Wirkstoffs

Endo-1,4-beta-Xylanase (EC
3.2.1.8) aus Trichoderma reesei CBS
143953

Analysemethode ()

Zur Quantifizierung der Aktivitit
von Endo-1,4-beta-Xylanase:
Kolorimetrisches Verfahren zur
Messung eines wasserloslichen
Farbstoffs, der durch die Aktivitit
von Endo-1,4-beta-Xylanase aus
mit Azurin vernetzten Weizen-
Arabinoxylansubstraten
freigesetzt wird.

rer wirtschaftli-
cher Bedeutung

. Die Futtermittelunter-

nehmer miissen fur
die Verwender von Zu-
satzstoff und Vormi-
schungen  operative
Verfahren und organi-
satorische ~ Mafnah-
men festlegen, um po-
tenzielle Risiken
aufgrund der Verwen-
dung zu vermeiden.
Koénnen diese Risiken
durch solche Verfahren
und Maflnahmen nicht
beseitigt oder auf ein
Minimum  reduziert
werden, so sind Zusatz-
stoff und Vormischun-
gen mit personlicher
Schutzausriistung, ein-
schlieflich Augen- und
Atemschutz, zu ver-
wenden.

(") 1 Uist die Enzymmenge, die 0,48 pmol reduzierende Zucker (Xylosedquivalent) pro Minute bei einem pH-Wert von 4,2 und einer Temperatur von 50 °C aus Weizen-Arabinoxylan freisetzt.

(3 Nahere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.
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DURCHFUHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2021/2097 DER KOMMISSION
vom 29. November 2021

zur Zulassung der Zubereitung aus Benzoesiure, Calciumformiat und Fumarsiure als
Futtermittelzusatzstoff fiir Masttruthithner und Zuchttruthithner (Zulassungsinhaber: Novus
Europe NV)

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DIE EUROPAISCHE KOMMISSION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europdischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Européischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
tiber Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernihrung ('), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Inder Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 ist vorgeschrieben, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tiererndhrung
zugelassen werden miissen, und es sind die Voraussetzungen und Verfahren fur die Erteilung einer solchen
Zulassung geregelt.

(2)  Es wurde ein Antrag gemafS Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 auf Zulassung der Zubereitung aus
Benzoesiure, Calciumformiat und Fumarsdure gestellt. Dem Antrag waren die gemafl Artikel 7 Absatz 3 der
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefiigt.

(3)  Der Antrag betrifft die Zulassung der Zubereitung aus Benzoesdure, Calciumformiat und Fumarsdure, die in die
Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe ,sonstige zootechnische Zusatzstoffe*
einzuordnen ist, als Zusatzstoff in Futtermitteln fiir Masttruthiithner und Zuchttruthiihner.

(4)  Die Europdische Behorde fir Lebensmittelsicherheit (im Folgenden ,Behorde®) zog in ihrem Gutachten vom 17. Mérz
2021 () den Schluss, dass die Zubereitung aus Benzoesdure, Calciumformiat und Fumarsiure unter den
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen keine nachteiligen Auswirkungen auf die Tiergesundheit, die
Verbrauchersicherheit oder die Umwelt hat. Die Behorde kam zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff ein geringes
Inhalationsrisiko fiir seine Verwender darstellt. Daher ist die Kommission der Auffassung, dass geeignete
Schutzmafinahmen ergriffen werden sollten, um schddliche Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit,
insbesondere in Bezug auf die Verwender des Zusatzstoffs, zu vermeiden. Die Behorde schloss ferner, dass der
Zusatzstoff die Leistung bei Masttruthithnern verbessern kann und dass diese Schlussfolgerung auf Zuchttruthithner
erweitert werden kann. Besondere Vorgaben fiir die Uberwachung nach dem Inverkehrbringen hilt die Behorde
nicht fiir erforderlich. Sie hat auferdem den Bericht iiber die Methode zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in
Futtermitteln gepriift, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5) Die Bewertung der Zubereitung aus Benzoesiure, Calciumformiat und Fumarsdure hat ergeben, dass die
Bedingungen fur die Zulassung gemaf$ Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfiillt sind. Daher sollte die
Verwendung dieser Zubereitung gemafl den Angaben im Anhang der vorliegenden Verordnung zugelassen werden.

(6)  Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Mafnahmen entsprechen der Stellungnahme des Stidndigen
Ausschusses fiir Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang genannte Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie ,zootechnische Zusatzstoffe und die
Funktionsgruppe ,sonstige zootechnische Zusatzstoffe“ einzuordnen ist, wird unter den im Anhang aufgefithrten
Bedingungen als Zusatzstoff in der Tiererndhrung zugelassen.

() ABL L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(*) EFSA Journal 2021;19(4):6528.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Briissel, den 29. November 2021

Fiir die Kommission
Die Prisidentin
Ursula VON DER LEYEN



ANHANG

Mindest- | Hochstge-
gehalt halt
Kennnum- Name des Zusammensetzung, chemische . .
mer des Zulassungsinha- Zusatzstoff Bezeichnung Bes’chreibung Tierart oder Hochstal- | mg Zusatzst-off/ kg . Sonstige Geltungsdauer der
Zusatzst- bers Anal séme thode g Tierkategorie ter Allemfut?ermlttel mit Bestimmungen Zulassung
offs Y einem
Feuchtigkeitsgehalt
von 12 %
Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe Funktionsgruppe: sonstige zootechnische Zusatzstoffe (zur Verbesserung der zootechnischen Leistung)
4d14  |Novus Europe |Zubereitung aus | Zusammensetzung des Zusatzstoffs: | Masttruthithner - 500 1000 |1. In der Gebrauchs-| 20.Dezember
NV Benzoesiure, Zubereitung aus Benzoesaure, Zuchttruthithner anweisung fiir den 2031

Calciumformiat | Calciumformiat und Fumarsiure mit Zusatzstoff und

und Fumarsdure |einem Mindestgehalt von Vormischungen
Benzoesdure: 42,5-50 %, sind die Lagerbe-
Calciumformiat: 2,5-3,5 %, dingungen  und
Fumarsaure: 0,8-1,2 %; die Stabilitit bei
Granulat Wirmebehand-
Charakterisierung des Wirkstoffs: 2. glélrg anéﬁf:ges?é)ff
Benzoesiure (Reinheit > 99,0 %); CAS- darf nicht mit an-
Nummer: 65-85-0; Chemische deren Quellen von
Bezeichnung C;H,0, Benzoesdure oder
Calciumformiat; CAS- Benzoaten, Cal-
Nummer 544-17-2; Chemische ciumformiat oder
Bezeichnung C,H,0,Ca; Ameisensiure
Fumarsdure (Reinheit > 99j5 %); CAS- und  Fumarsiure
Nummer 110-17-8; Chemische verwendet  wer-
Bezeichnung C,H,O, den.
Analysemethode () 3. Die Futtermittel-
Zur Bestimmung von Benzoesdure, un}ernehmﬂer .
Calciumformiat und Fumarsiure im missen fiir - die
Futtermittelzusatzstoff: Verwender  von
— Hochleistungsfliissigchromatografie Zusat.zstoff und

Vormischungen

mit UV-Detektion (HPLC-UV);

operative Verfah-
ren und organisa-
torische Mafnah-
men festlegen, um
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Zur Bestimmung des Gesamtgehalts an

Calcium im Futtermittelzusatzstoff:

— Atomabsorptionsspektrometrie
(AAS) — ENISO 6869; oder

— Atomemissionsspektrometrie  mit
induktiv gekoppeltem Plasma (ICP-
AES) —EN 15510;

Zur Bestimmung von Benzoesdure in

Vormischungen und Futtermitteln:

— Hochleistungsfliissigchromatografie
mit UV-Detektion (HPLC-UV);

Zur Bestimmung von Calciumformiat

und Fumarsiure in Vormischungen:

— lonenausschluss-Hochleistungsfliis-
sigchromatografie mit UV-Detektion
oder Detektion des Brechungsindex
(HPLC-UV/RI).

potenzielle Risi-
ken bei der Ver-
wendung zu ver-
meiden. Konnen
diese Risiken
durch solche Ver-
fahren und Maf3-
nahmen nicht be-
seitigt oder auf ein
Minimum redu-
ziert werden, so
sind Zusatzstoff
und Vormischun-
gen mit personli-
cher Schutzaus-

riistung, ein-
schlieflich Atem-
schutz, zu
verwenden.

(") Nahere Informationen zu den Analysemethoden siche Website des Referenzlabors unter https:|[ec.europa.eufjrc/en/eurl/feed-additives/evaluation-reports.
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BESCHLUSSE

BESCHLUSS (EU) 2021/2098 DES RATES
vom 25. November 2021

zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingefiihrten befristeten
Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in
der Union verursachten Reisebehinderungen

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 240 Absatz 3,
in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Mit dem Beschluss (EU) 2020/430 des Rates (') wurde eine einmonatige Ausnahme von Artikel 12 Absatz 1
Unterabsatz 1 der Geschiftsordnung des Rates () fiir Beschliisse zur Anwendung des gewohnlichen schriftlichen
Verfahrens eingefithrt, die vom Ausschuss der Stindigen Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten (AStV)
gefasst werden. Die Geltungsdauer dieser Ausnahmeregelung war bis zum 23. April 2020 vorgesehen.

(2) In dem Beschluss (EU) 2020/430 ist vorgesehen, dass der Rat den Beschluss verlingern kann, sofern
auflergewohnliche Umstidnde es weiterhin rechtfertigen. Am 21. April 2020 verldngerte der Rat mit dem Beschluss
(EU) 2020/556 () die Ausnahmeregelung gemifl Artikel 1 des Beschlusses (EU) 2020/430 um einen weiteren
Zeitraum von einem Monat ab dem 23. April 2020. Diese Verlingerung der Ausnahmeregelung war bis zum
23. Mai 2020 vorgesehen. Am 20. Mai 2020 verlingerte der Rat mit dem Beschluss (EU) 2020/702 (¥) die
Ausnahmeregelung nach Artikel 1 des Beschlusses (EU) 2020430 bis zum 10. Juli 2020. Am 3. Juli 2020
verlingerte der Rat mit dem Beschluss (EU) 2020/970 (°) diese Ausnahmeregelung bis zum 10. September 2020.
Am 4. September 2020 verlingerte der Rat mit dem Beschluss (EU) 2020/1253 (°) diese Ausnahmeregelung bis
zum 10. November 2020. Am 6. November 2020 verldngerte der Rat mit dem Beschluss (EU) 2020/1659 (') diese
Ausnahmeregelung bis zum 15. Januar 2021. Am 12. Januar 2021 verlingerte der Rat mit dem Beschluss (EU)
2021/26 (%) diese Ausnahmeregelung bis zum 19. Mérz 2021. Am 12. Marz 2021 verlingerte der Rat mit dem

(") Beschluss (EU) 2020/430 des Rates vom 23. Mirz 2020 iiber eine befristete Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts
der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehinderungen (ABI. L 88 I vom 24.3.2020, S. 1).

() Beschluss 2009/937/EU des Rates vom 1. Dezember 2009 zur Anderung seiner Geschiftsordnung (ABL. L 325 vom 11.12.2009,
S. 35).

() Beschluss (EU) 2020/556 des Rates vom 21. April 2020 zur Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingefiihrten
befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten
Reisebehinderungen (ABL. L 128 I vom 23.4.2020, S. 1).

(*) Beschluss (EU) 2020/702 des Rates vom 20. Mai 2020 zur weiteren Verlangerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingefiihrten
und mit dem Beschluss (EU) 2020/556 verlangerten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch
die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehinderungen (ABL. L 165 vom 27.5.2020, S. 38).

() Beschluss (EU) 2020/970 des Rates vom 3. Juli 2020 zur weiteren Verldngerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingefiihrten
und mit den Beschliissen (EU) 2020/556 und (EU) 2020/702 verlingerten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates
angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehinderungen (ABL L 216 vom 7.7.2020, S. 1).

(®) Beschluss (EU) 2020/1253 des Rates vom 4. September 2020 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten und mit den Beschliissen (EU) 2020/556, (EU) 2020/702 und (EU) 2020/970 verldngerten befristeten Ausnahme von der
Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehinderungen (ABL L 294
vom 8.9.2020, S. 1).

() Beschluss (EU) 2020/1659 des Rates vom 6. November 2020 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten und mit den Beschliissen (EU) 2020/556, (EU) 2020/702, (EU) 2020/970 und (EU) 2020/1253 verlingerten befristeten
Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehin-
derungen (ABI. L 376 vom 10.11.2020, S. 3).

(®) Beschluss (EU) 2021/26 des Rates vom 12. Januar 2021 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten und mit den Beschliissen (EU) 2020/556, (EU) 2020/702, (EU) 2020/970, (EU) 2020/1253 und (EU) 2020/1659
verlingerten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union
verursachten Reisebehinderungen (ABL. L 11 vom 14.1.2021, S. 19).
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Beschluss (EU) 2021/454 (°) diese Ausnahmeregelung bis zum 21. Mai 2021. Am 20. Mai 2021 verlingerte der Rat
mit dem Beschluss (EU) 2021/825 (1) diese Ausnahmeregelung bis zum 16. Juli 2021. Am 12. Juli 2021 verlingerte
der Rat mit dem Beschluss (EU) 2021/1142 (") diese Ausnahmeregelung bis zum 30. September 2021. Am
24. September 2021 verlingerte der Rat mit dem Beschluss (EU) 2021/1725 (*?) diese Ausnahmeregelung bis zum
30. November 2021.

(3)  Dadie durch die COVID-19-Pandemie verursachten aulergewohnlichen Umstinde andauern und die Mitgliedstaaten
eine Reihe auferordentlicher Vorsorge- und Sicherheitsmafinahmen aufrechterhalten, ist es notwendig, die
Ausnahmeregelung gemdff Artikel 1 des Beschlusses (EU) 2020/430, verlingert durch die Beschliisse (EU)
2020/556, (EU) 2020/702, (EU) 2020/970, (EU) 2020/1253, (EU) 2020/1659, (EU) 2021/26, (EU) 2021/454, (EU)

2021/825, (EU) 2021/1142 und (EU) 2021/1725, um einen weiteren begrenzten Zeitraum bis zum 28. Februar
2022 zu verlingern —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausnahmeregelung des Artikels 1 des Beschlusses (EU) 2020/430 wird bis zum 28. Februar 2022 verlidngert.

Artikel 2
Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Er wird im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 25. November 2021.

Im Namen des Rates
Der Prisident
Z. POCIVALSEK

() Beschluss (EU) 2021/454 des Rates vom 12. Mirz 2021 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union
verursachten Reisebehinderungen (ABI. L 89 vom 16.3.2021, S. 15).

(") Beschluss (EU) 2021/825 des Rates vom 20. Mai 2021 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingefiihrten
befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten

Reisebehinderungen (ABL. L 183 vom 25.5.2021, S. 40).

(") Beschluss (EU) 2021/1142 des Rates vom 12. Juli 2021 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union
verursachten Reisebehinderungen (ABL. L 247 vom 13.7.2021, S. 91).

(") Beschluss (EU) 2021/1725 des Rates vom 24. September 2021 zur weiteren Verlingerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430
eingefithrten befristeten Ausnahme von der Geschiftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union
verursachten Reisebehinderungen (ABL L 344 vom 29.9.2021, S. 5).
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BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Durchfithrungsverordnung (EU) 2021/2082 der Kommission vom 26. November

2021 zur Festlegung der Durchfithrungsbestimmungen fiir die Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des

Europiischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf das gemeinsame europiische
Risikoklassifizierungssystem

(Amtsblatt der Europdischen Union L 426 vom 29. November 2021)

Auf Seite 37 Nummer 1.2 Buchstabe b erster Gedankenstrich:

Anstatt: ,— Ereignismeldungen mit einer Klassifizierung RAT-Schweregrad ,ATM Gesamt* konnen direkt den
Sdulen ,ERCS-Wahrscheinlichkeitsgrad® zugeordnet werden, wie in Schritt g (Abbildung 2)
veranschaulicht.”

muss es heiflen: ,—  Ereignismeldungen mit einer Klassifizierung RAT-Schweregrad ,ATM Gesamt‘ konnen direkt den
Sdulen [ERCS-Wahrscheinlichkeitsgrad® zugeordnet werden, wie in Schritt g (Abbildung 1)
veranschaulicht.”
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	Durchführungsverordnung (EU) 2021/2097 der Kommission vom 29. November 2021 zur Zulassung der Zubereitung aus Benzoesäure, Calciumformiat und Fumarsäure als Futtermittelzusatzstoff für Masttruthühner und Zuchttruthühner (Zulassungsinhaber: Novus Europe NV) 
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	Beschluss (EU) 2021/2098 des Rates vom 25. November 2021 zur weiteren Verlängerung der mit dem Beschluss (EU) 2020/430 eingeführten befristeten Ausnahme von der Geschäftsordnung des Rates angesichts der durch die COVID-19-Pandemie in der Union verursachten Reisebehinderungen 
	Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2021/2082 der Kommission vom 26. November 2021 zur Festlegung der Durchführungsbestimmungen für die Verordnung (EU) Nr. 376/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf das gemeinsame europäische Risikoklassifizierungssystem (Amtsblatt der Europäischen Union L 426 vom 29. November 2021) 

